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Ein DUrtheilsbuch des geistlichen Gerichts zu 
Augsburg aus dem 14. Jahrhundert. 
Von 
Dr. Ferdinand Frensd.orff, 


a0. Professor der Rechte in Göttingen. 


Das im J. 1865. zu Tübingen erschienene Werk „die 
Handschriften der fürstlich-Fürstenbergischen Hofbibliothek 
zu Donaueschingen, geordnet und beschrieben von Dr. K. 
A.Barack, Vorstand der Hofbibliothek“ verzeichnet unter 
Nr. 772. eine Papierhandschrift des XIV. Jahrhunderts als 
ein Augsburger Gerichtsbuch in lateinischer Sprache mit 
Entscheidungen vom November 1348. bis zum Mai 1352. 
Durch die Bearbeitung der Augsburger Chroniken für die 
Sammlung der Chronikeu deutscher Städte, welche die hi- 
storische Commission zu München herausgiebt, von einem 
natürlichen Interesse für alles erfüllt, was die Geschichte 
des mittelalterlichen Augsburgs betrifit, wandte ich mich 
an Herrn Dr. Barack mit der Bitte, jene Handschrift näher 
untersuchen zu dürfen. Mit grösster Bereitwilligkeit wurde 
mir dieselbe hieher nach Göttingen gesandt und solange 
in meinen Händen gelassen, dass ich mich eingehend mit 
ihr beschäftigen konnte. Danach stellte sich die Handschrift 
als die Sammlung der Entscheidungen des geistlichen 
Gerichts aus dem J. 1348—1352. dar, wie sie vom Gericht 
selbst geführt wurde. Der Pergamentumschlag des Ms. trägt 
auf seiner Aussenseite die alte Inschrift: A XL. octavo ad 
LII., so dass, wie auch sonst wahrscheinlich genug, dieser 
Band nur einer aus einer grösseren fortlaufenden Reihe ist. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. ‘X. 1. 1 


p) Dr. Ferdinand Frensdorff: 


Doch hat sich bis jetzt kein weiterer auffinden lassen. Im 


bischöflichen Archiv zu Augsburg werden ähnliche Gerichts- 
bücher unter dem Titel: „Protokolle des bischöflichen Con- 
sistoriums“ aufbewahrt, doch beginnen sie erst mit dem 
J. 1511., von wo ab sie in fast ununterbrochener Folge 
bis auf die neueste Zeit vorhanden sind !). Ueber die Her- 
kunft der Donaueschinger Handschrift liess sich nichts ge- 
naueres feststellen; einer gütigen Mittheilung des Herrn 
Dr. Barack zufolge war sie nicht lange vor Abschluss 
des zu Eingang erwähnten Katalogs aus einem Antiquariate 
für die fürstliche Hofbibliothek erworben worden. 
Einzelne Urtheilsbriefe, die von geistlichen Gerichten 
ausgegangen sind, finden sich häufig genug, und wohl die 
meisten der grössern Urkundenbücher werden solche auf- 
zuweisen haben. Um so seltener sind bis jetzt Urtheils- 
bücher geistlicher Gerichte bekannt geworden. Bei der häu- 
figen Wiederkehr gleicher oder ähnlicher Fälle, die noch dazu 
in einfürallemal feststehenden, formelhaften Wendungen auf- 
gezeichnet sind, konnte sich ein wörtlicher Abdruck unsers 
Gerichtsbuches oder auch nur ein regestenartig durchge- 
führter Auszug aus demselben nicht empfehlen. Das Inte- 
resse, welches es bietet, liegt doch hauptsächlich darin, dass 
es in den Umfang der Thätigkeit eines geistlichen Gerichts 
und die Art und Weise seiner Handhabung des Rechts 
einen Einblick gewährt. Beiden Zwecken wird aber schon 
durch eine allgemeine Uebersicht des Buches und durch 
Mittheilung wichtiger Proben aus demselben ein Genüge ge- 
schehen, | 
Die Handschrift umfasst die Eintragungen von drei 
Jahren, 1349—51. vollständig; die des Jahres 1348. be- 
ginnen erst mit VI® Idus Novembr. (= 8 Nov.), die des 
J. 1352. schliessen bereits mit VI° Jdus Maji (= 10. Mai). 
Da auf jedes vollständige Jahr durchschnittlich 40. Blätter 
der Handschrift kommen und jedes derselben durchschnitt- 
lich acht Inscriptionen trägt, so ergeben sich für das Jahr 
. ©. 320. Aufzeichnungen. Für das J. 1349., das ich genauer 


‘) Nach einer mir durch Herrn Professor Greiff zu Augsburg ver- 
mittelten Benachrichtigung des Herrn Domcapitular Steichele. 


u Ber 


Ein Urtheilsbuch des geistlichen Gerichts zu Augsburg. zZ 


durchgezählt habe, vertheilen sich die 319. vorhandenen Num- 
mern auf 144. Gerichtstage ?). 

Der in der Ueberschrift gewählte Titel „Urtheilsbuch“ 
ist nur a 'potiori entnommen. Ausser Entscheidungen strei- 
tiger Rechtssachen enthält die Handschrift noch gerichtliche 
Eintragungen verschiedener Art. Dahin gehören Schreiben 
des geistlichen Gerichts an Pfarrer mit Weisungen hinsicht- 
lich der Sacramentspendung an solche, die eine Erklärung 
in jure abgegeben haben, oder hinsichtlich der Verkündi- 
gung von Excommunicationssentenzen, welche das Gericht 
erlassen hat; ferner Aufzeichnungen über Zeugenaussagen, 
die vor Gericht abgelegt worden sind, über Bestellung von 
Bevollmächtigten für die Prozessführung, welche die Par- 
teien vor Gericht vorgenommen; endlich Zahlungsbefehle 
an solche, die eine Schuld vor dem geistlichen Gericht ein- 
gestanden haben. 

Ueber die Competenz des geistlichen Gerichts enthält 
das Augsburger Stadtrecht von 1276. die Bestimmung °): 

ez sol ein burger antwrten in dem capitel umbe vier 

dinch und umbe niht anders, der ist einz umbe die &, 
daz ander umbe selegeräte, daz dritte umbe offen wcher, 
daz vierde umbe phant diu sich ergangen habent. 

Ebenso äussert sich ein Schiedsspruch, den etwa hundert 
Jahre später der schwäbische Städtebund in einem Streit 
zwischen Stadt und Geistlichkeit von Augsburg fällte, über 
die vor das geistliche Gericht des Bischofs gehörigen Ge- 
genstände, nur dass anstatt der im Stadtbuch zuletzt er- 
wähnten Pfandsachen „Zehnten“ aufgeführt werden %). 

Es konnte nicht die Absicht des Stadtrechts sein, eine 
allgemeine Feststellung der Zuständigkeit des geistlichen 
Gerichts zu geben, es wollte nur bestimmen, wie die Grenze 


2) V° kin. Octobr. (= 27. Sept.), IIII° nonas Octobr. (= 4. Octobr.) 
finden sich Eintragungen (Bl. 37.* u. 38. ), obschon beide Tage im J. 1349. 
- auf einen Sonntag fielen; doch ist wohl ein Versehen in der Datirung 
anzunehmen, wie solches bei dem Gebrauch des römischen Kalenders 
leicht vorkommen konnte. 

8) ed. Freyberg, Sammilg. deutscher Rechtsalterth. Bd. I. Heft. 
(Mainz 1828.) S. 43. 

*) Urk. v. 1383., Janr. 19. Mon. Boica XXXIV.» p. 17. 
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den Bürgern gegenüber zu ziehen sei. Ja auch in dieser 
Beziehung will der angeführte Satz noch nicht einmal voll- 
ständig, erschöpfend zu Werke gehen. Es giebt nach dem 
Recht des Mittelalters bekanntlich eine Reihe von Criminal- 
sachen der Laien, in denen das geistliche Gericht zustän- 
dig war; von solchen ist keine in unserer Stelle aufgeführt, 
ohne. dass man deshalb annehmen dürfte, in der Stadt Augs- 
burg habe ein in dieser Beziehung abweichendes Recht gegol- 
ten. Der Satz des Augsburger Stadtrechts will offenbar 
nur die Civilsachen aufzählen, in denen der Augsburger 
Bürger vor dem Capitel oder dem Chorgericht, wie es auch 
genanpt wird °), zu Recht zu stehen verpflichtet ist. 

Eine ähnliche Beschränkung lässt sich auch in dem 
vorliegenden Gerichts- oder Urtheilsbuche wahrnehmen. 
Allerdings nicht den Personen nach — es finden sich, wenn 
auch nicht gerade häufig, Streitsachen, in denen Geistliche 
die Beklagten sind — wohl aber den Sachen nach: die hier 
verzeichneten Erkenntnisse halten sich ausnahmslos an die 
eivilrechtliche Seite der vorkommenden Streitgegenstände 
Wo z. B. eine Klage wegen usuraria pravitas erhoben wird, 
geht das Urtheil bloss auf Herausgabe dessen, was der Kläger 
dem Beklagten zuviel, „ultra sortem“ gezahlt hatte. Erkennt- 
nisse, die mit den Worten beginnen, „nos judices curie 
Augustensis presidentes judicio in causa adulterii,“ beschäf- 
tigen sich bloss mit der Wirkung des Ehebruchs auf das 
eheliche Verhältniss und sprechen Trennung von Tisch und 
Bett als Folge aus. Die strafrechtliche Seite bleibt in allen 
diesen Erkenntnissen unberührt. 

Wie der Satz des Stadtrechts und der Spruchbrief des 
Schiedsgerichts von 1383. an die Spitze der vor das geist- 
liche Gericht gehörigen Gegenstände die Ehesachen stellen, 
so gilt diesem Gebiete auch die bei weitem überwiegende 
Zahl der Entscheidungen, welche unsere Handschrift ver- 


%) Der Augsburger Chronist des 15. Jahrh., Burkard Zink er- 
zählt in seiner Selbstbiographie, wie ihn, »ain torend freulin» auf das 
»korgericht«e lud und um die Ehe anklagte (Städtechron. Bd. V, 140.). 
Lexer (im Glossar das. S. 468.* ) will das Wort vom mhd. kor (Prüfung) 
ableiten ; näher liegt doch wohl der Zusammenhang mit dem Chor der 
Kirche vgl. Hildebrand in Grimms Wörterb. V, 1809. 
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zeichnet. Von den das. Eherecht betreffenden Urkunden 
derselben soll im Folgenden ausführlich gehandelt werden. 

Den einfachsten und am häufigsten wiederkehrenden 

Fall stellt eine Eintragung wie diese dar: 

[Bl. 5.%, 3.]°) IP idus Januarij (1349., Janr. 12.) 

Nos judices curie Augustensis presidentes 'judicio in 
causa matrimoniali, quam coram nobis Jrmelgardis dicta 
Siberin de Elwangen movit Eberhardo dicto Siber ibidem 
super eo quod petivit eum sibi per nos adjudicari legi- 
timum in maritum, ex eo quia asseruit eum secum ma- 
trimonium contraxisse per verba legitima de presenti. lite 
contestata etc. quia reus negavit se cum actrice matrimo- 
nium contraxisse, de jurisperitorum consilio ipsum absol- 
vimus ab inpetitione actrieis propter defectum probatio- 
num, quas actrix asseruit se non habere, per nostram 
diffinitivam sententiam in dei nomine in hiis scriptis. 

Erfolgt hier die Freisprechung wegen fehlenden, so in 

anderen Fällen wegen mangelhaften Beweises. Alsdann 
lautet der Schluss des Erkenntnisses: 

[Bl. 13.b 2.) lite contestata etc. visisque dictis testium per 
actricem inductorum, quia non invenimus intentionem ac- 
tricis sufficienter esse probatam, de jurisperitorum consilio 
ipsum absolvimus ab inpetitione actricis...... 

Verurtheilende Erkenntnisse, die auf Grund erbrachten 
Beweises ergehen, schliessen am einfachsten so: 

[Bl. 23.* ,5] lite contestata etc. visisque dictis testium per 
actricem inductorum, quia invenimus intentionem actricis 
sufficienter esse probatam, de jurisperitorum consilio ip- 
sum ei adjudicamus legitimum in maritum per nostram 
diffinitivam sententiam in dei nomine in hiis scriptis. 

oder in umständiicherer Fassung: 

[Bl. 14.b , 3] lite contestata et recepto a partibus calump- 
nie juramento visisque dictis testium per actricem indu- 
ctorum necnon dictis testium reprobatorium per reum in- 
ductorum, quia invenimus intentionem actricis sufficienter 


®) Die Foliirung ist erst von neuerer Hand; mit der Ziffer nach 
dem Komma bezeichne ich die Stelle der Eintragung auf der cit. Seite 
der Hs. 
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esse probatam, de jurisperitorum consilio ipsum ei ad- 
judicamus legitimum in maritum..... 

Seltener lautet der Schluss: Ä 

[Bl]. 118.”, 4] lite contestata etc. visisque dictis testium per 
actricem inductorum, quia invenimus intentionem actricis 
esse probatam, ex superhabundanti tamen ipsi ree (!) 
detulimus juramentum decisorium quod et prestitit; et 
ideo de Jurisperitorum consilio ipsum ei adjudicamus le- 
gitimum in maritum . 

Für Verafhailungen- Ar Grund eines Geständnisses 

der verklagten Partei finden sich folgende Formeln: 

[Bl. 11.°, 2.] lite contestata etc. quia reus confitebatur se 
cum actrice matrimonium confraxisse, de jurisperitorum 
consilio ipsum ei adjudicamus legitimum in maritum.... 

[Bl. 15.°, 1] quia reus animo litem contestandi confite- 
batur se cum actrice matrim. contraxisse, de jurisp. cons. 
ips. ei adjud. legit. in m. 

Beruhigte sich der verurtheilte Beklagte oder der ab- 
gewiesene Kläger nicht bei dem ihm zu Theil gewordenen 
Erkenntniss, so wird das Einlegen der Appellation in einen 
Formel wie dieser angezeigt: 

[Bl.42.°,2] a qua sententia tamquam iniqua viva voce 
in onkinenk ad sedem Moguntinam °) appellavit et apos- 
tolos cum instantia postulavit. 

Ist der verurtheilte Beklagte abwesend, so ist häufig 
den Schlussworten des Erkenntnisses noch der Satz ange- 
hängt: ipsius rei absentia divina replente (repleta) clemen- 
tia (z. B. Bl. 9.°, 2.; 19.”, 1.; 23.°, 5.), ohne dass der voran- 
gehende Tenor des Urtheils sonst Abweichungen .von der 
gewöhnlichen Formel zeigte und Rücksicht auf die absentia 
des Beklagten nähme. Dagegen tritt eine solche hervor 
in einem Falle wie 

[Bl.77.°, 4.] Nos jud. cur. Aug. en judicio ın 
causa aimonralı quam coram nobis Jrmelgardis dicta 


?, Zuerst hatte der Schreiber ad sedem apostolicam gesetzt, dann 
aber das letzte Wort gestrichen und Moguntinam substituirt. Daraus er- 
giebt sich, dass wenn es Bl. 2.v: 4, heisst: ad sanctam sedem aposto- 
licam in continenti appellavit, dies für einen lapsus calami zu halten 
ist, der unverbessert stehen geblieben ist. 
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‚Mullerin de Aulun movit Hainrico dieto Schüler de Ga- 
mundia super eo quod petivit eum sibi per nos adjudi- 
cari legitimum in maritum ex eo quia asseruit eum secum 
matrim. contraxisse per verba legitima de presenti. lite 
habita pro quasi contestata receptoque ab actrice calump- 
nie juramento ct de veritate dicenda visisque dictis tes- 
tium per actricem inductorum, quia invenimus intentionem 
actricis sufficienter esse probatam, de jurisperitor. consilio- 
 ipsum ei adjudicamus legit. in maritum ipsius rei absentia 
divina replente clementia per nostram diff. sent. in dei 
nomine in h. scr. 

und noch ausführlicher: 

[Bl. 64.*, 2] lite habita pro quasi contestata propter con- 
tumaciam ipsius rei, quia pluries citatus per preconem curie 
nostre se contumaciter absentavit, unde nos ad receptionem 
testium ipsius actricis processimus et visis dictis eorundem, 

“ quia invenimus intent. actr. sufl. esse prob., de jurisp. 
cons. ipsum ei adjud. legit. in m. per nostr. diff. sent. 
etc. ipsius rei absentia divina replente clementia. 

Allen bis jetzt ausgehobenen Erkenntnissen lag der Fall 
zu Grunde, dass aus sponsalia de praesenti auf Zuerkennung 
einer Person als Ehegatten geklagt wird. Dieser Fall ist 
ein so häufiger, dass ich ihn unter den c. 320. Nummern 
des Jahres 1349. nicht weniger als 111. mal antraf. Die 
bei weitem überwiegende Zahl bilden Klagen von Frauen 
angestellt; nur zehnmal in dem angegebenen Zeitraum klagte 
ein Mann auf Zuerkennung einer Frau als Ehefrau. Das 
vorherrschende Resultat dieser Art von Klagen war Frei- 
sprechung des Beklagten. Neben einigen achtzig Zurück- 
weisungen der Klage, in der Regel wegen Mangels an Be- 
weis, zählte ich im J. 1349. einige zwanzig Fälle, in denen 
das Gericht der Klage gemäss erkannte und den Beklagten 
dem klagenden Theil als Ehegatten zusprach ®). 


°) Auffallend sind zwei Urtheile Bl. 42.°, 1 u. 42.0, 8. vom 6. 
und 18. Nov. 1349, da das erste die Klage der »Elena filia quondam 
Ulrici dietiMurr in Augusta« auf Zuerkennung des »Hainr. fil. d. Wid- 
lin ibidem« als ihres Ehegatten wegen ungenügenden Beweises zurück- 
weist, während das zweite die ganz ebenso formulirte Klage derselben 
Klägerin gegen denselben Beklagten als bewiesen annimmt. . 
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In diesen Zusammenhang gehören auch Klagen oder 
richtiger Provocationen wie folgende: 


[Bl. 1.*, 4.) II idus Novembr. (1348., Nov. 12.) 


Conquesta fuit nobis judicibus cur. Aug. Margareta filia 
dieti Kramer de Ekirch quod Hainricus filius sartoris 
ibidem ipsam in statu suo graviter diffamaverit et diffa- 
met, false asserendo ipsam secum matrimonium contraxisse, 
cum tamen nunguam secum contraxerit; qui licet pluries 
per nos citatus fuerit, ut certo termino coram nobis com- 
pareret jus suum, si quid ei in dicta Margareta compe- 
teret, legitime prosecuturus, ipse tamen in eodem termino 
coram nobis comparere recusavit, volens ipsam sic ma- 
litiose tenere impeditam. unde nos ipsi Margarete dedi- 
mus et presentibus damus licentiam ad alia vota in suam 
conseientiam convolandı °). 

Doch war hiermit die Sache nicht abgethan. Schon 
unterm 27. Nov. (Bl. 2.*, 4) lesen wir eine Eintragung, der 
zufolge Margarete Kramer in der Ehesache, welche Heinrich, 
der Sohn des Schneiders von Ekirchen, gegen sie anhängig 
gemacht hat, ihren Vater zu ihrem Bevollmächtigten be- 
stellt ?°%), ebenso wie der Kläger am 19. Dec. (Bl. 4.?, 2.) 
den Magister Konrad Gümlin, Advocaten des geistlichen 
Gerichts zu Augsburg, zu seinem Procurator ernennt. Am 
6. Febr. 1349. fällte das Gericht seine Entscheidung. Die 
Klage entspricht ganz der oben mitgetheilten Formel: „ex 
eo quia asseruit eam secum matrimonium contraxisse per 
verba legitima de presenti“. Das Gericht befindet nach 
Prüfung der beiderseitigen Zeugenaussagen die Klage ge- 
nügend bewiesen und spricht die Beklagte dem Kläger als 
Ehegattin zu (Bl. 6.”, 1). 

Die bisher mitgetheilten Erkenntnisse gewährten noch 
keinen Einblick in das materielle Eherecht, wie es in dem 
geistlichen Gericht gehandhabt wurde. Als ersten Ueber- 
gang lassen sich Fälle betrachten, in denen zwar die Klage 


®) Vgl. Bl. 15.*, 8.; 144.*, 8.; 140.b, 1. 

10) Am 4. Febr. 1849. erscheint er vor Gericht und bestellt, »ha- 
bens mandatum substituendi«, Magister Martin Schwinkrist zu seinem 
Vertreter (Bl. 6.*, 8.). 
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ganz wie die obigen formulirt ist, das Gericht aber nicht 
bloss den Beklagten wegen fehlenden oder mangelhaften 
Beweises freispricht, sondern geradezu erklärt, es sei gar 
keine Ehe zwischen den beiden Parteien vorhanden, und 
ihnen die Freiheit ertheilt, andere Ehegelöbnisse einzugehen !!). 
Den Grund, weshalb keine Ehe zwischen den beiden Thei- 
len anzunehmen sei, geben erst Erkenntnisse an, welche 
aussprechen: „quia propter defectum verborum et consen- 
sus non invenimus matrimonium inter eos fore contractum“ 
(Bl. 23.°,4.; 29°, 2.). 

Die Consenserklärung oder, formeller ausgedrückt, das 
Aussprechen von „verba legitima de presenti“ kehrt überall 
in den Entscheidungen des Gerichts als die Kanonische 
Form der Eheschliessung wieder. So sagt Bl. 5.’, 1. ein 
Paar eidlich aus: „quod rite et legitime insimul sint copu- 
lati per verba legitima de presenti“. Umständlicher beschrei- 
ben den Hergang der Consenserklärung und die diesen 
Act begleitenden Feierlichkeiten Fälle wie folgende: 


[Bl. 39.*,1.] II. idus Octobr. (1349., Oct. 14.). 

In causa matrimoniali quam coram nobis judicibus curie 
Augustensis Hainricus filius fabri de Stainbach movet 
Adelheidi filie diete Aehingerin de Bernhartzswendiu ipse 
actor juratus deposuit, quod pater ipsius sibi dixerit: „tu 
debes recipere illam“, denotans ream, „legitimam in uxo- 
rem“, et quod ipse responderit: „ego volo eam libenter 
habere pro legitima uxore“; et viceversa idem pater inter- 
rogaverit ream: „vis tu accipere eum“, denotans actorem, 
„legitimum 1?) in maritum“, que responderit: „ita“. et post 


11) Bl. 32.*, 2: lite contestata etc. quia ex depositionibus principalium 
non invenimus matrimonium inter eos fore contractum, de jurisperito- 
rum consilio ipsum absolvimus ab inpetitione actricis, pronuntiates 
nullum matrimonium fore inter ipsos dantesque utrique ipsorum licen- 
tiam ad alia vota convolandi per nostram diffinitivam sententiam etc. 
Vgl. auch BI]. 9.*, 1.; 15.d,2.; 29.°, 4.; 33.b, 1. In einem Falle Bl. 71®, 1. 
spricht zwar auch das Gericht die Beklagte frei und erkennt »nullum 
matrimonium fore inter ipsos«, fährt dann aber fort: injungimus etiam 
utrique ipsorum, quod si matrimonia contrahere velint, se mutuo reci- 
piant in conjuges legitimos et sic fides suas inviolatas observent per 
nostram diff. sent. 

3) Die Hdschr wiederholt accipere vor legitimum. 
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hoc conjunctis manibus principalium actor dixerit ree: 
„accipe fidem'meam, quod ego nunquam volo allam uxorem 
legitimam accipere quam te“ et quod viceversa rea dixerit 
actori: „accipe fidem meam, quod ego nunquam volo alium 
maritum legitimum accipere nisi te“. confitetur se etiam 
eam non Cognovisse, rea vero predictam intentionem diffite- 
batur omnino. actor dicit, quod predieto contractui inter- 
fuerint pater actoris, dicta Haglerin, Chünradus dictus 
Hagler, Chünradus filius ejus, Adelheidis filia ejus et no- 
verca actoris. 

Das Urtheil des geistlichen Gerichts lautet: 

[Bl. 44.°,2.]. II. idus Decembr. (1349., Dec. 12.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa matr., quam 
coram nobis Hainricus fil. fabri de Langenstainenbach 


. movit Adelh. f. dicte Aeh. de B. super eo quod petivit 


eam sibi per nos adjudicari legit. in uxorem ex eo quia 
asseruit eam secum matr. contraxisse per verba legitima 
de presenti. lite contestata etc. visisque dictis testium per 
actorem inductorum, quia invenimus intentionem actoris 
sufficienter esse probatam, de jurisperit. cons. ipsam ei 
adjudicamus legitimam in uxorem per nrm. diff. sent. in 
d.n. in h. ser. ipsius ree absentia divina replente cle- 
mentia. 

[Bl. 72.°, 2.]... . ipse reus juratus deposuit quod ipse 
dederit fidern suam actrici, quod ipsam nunquam deserere 
vellet propter pulchriorem ditiorem vel cariorem et quod 
illud idem actrix jurata_deposuit. deposuit etiam quod 
preter dietum promissum ipsam nominaverit uxorem suam 
legitimam uno presente, sed illud reus negavit. dixit 
etiam reus quod predietam promissionem non fecerit 
animo contrahendi matrimonium cum actrie. “ 

Das am Tage nach dieser Verhandlung, am 21. Juli 


1350. abgegebene Urtheil geht dahin: 


[Bl. 73.*, 1.] quia tam ex depositionibus principalium 
quam dieto testis per &actricem inducti invenimus matri- 
monium inter eos fore contractum, de jurisperit. cons. ipsum 
ei adjudicamus legit. in maritum ........ 

Einen ähnlichen Vorgang zeigt ein Fall vom 13. März 


1349. 
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Die Klägerin sagt eidlich aus [Bl. 12., 1.] „quod ipse 
reus dederit fidem suam Ulrico dicto Bart, quod ipsam 
actricem nunquam vellet dimittere propter pulchriorem 
ditiorem vel cariorem et ei velle facere sicut quilibet probus 
maritus facit uxori sue legitime, et quod ipsa actrix eidem 
Ulrico dicto Bart predicto fidem suam dederit dicens quod 
ipsi Chünrado facere vellet sicut uxor legitima facit suo 
marito“. Die Klägerin bezeugt weiter gegenüber dem Leug- 
nen des Beklagten, dass sie zweimal mit ihm contrahirt 
habe, das erstemal in Gegenwart von zwei Zeugen, jenes 
Ulrich Bart und einer Frau, das zweitemal vor einem Zeu- 
gen. Durch Erkenntniss vom 23. März 1349. weist je- 
doch das Gericht die Klägerin wegen ungenügenden Beweises 
ab, wogegen diese Appellation einlegt (Bl. 13.®, 2.). 

[Bl. 135.”, 2.] II. idus Januarii (1352. Janr. 12.) 

In c. matr. quam coram nobis judic. cur. Aug. Adel- 
heidis filia dieti Trukksferhlin de Wertungen movet Mar- 
quardo filio dieti Rigel de Röhishoven ipsa Adelh. jurata 
deposuit quod Marquardus predictus fide data sibi pro- 
miserit quod eam habere vellet legit. in uxorem et quod 
ipsa responderit quod eum habere vellet legit. in mari- 
tum et quod huic contractui nullus interfuerit nisi qui- 
dam dictus Rögelin. deposuit etiam quod post dietum 
contractum ipse Marquardus requisitus per actricem an 
negare vellet dietum contractum et quod ipse responderit: 
„ich laugen dir niht, ich hab dich genomen zü der e und 
wil dirs auch gern war lan. lauzz mirs auch war“, et 
quod ipsa responderit: „ich wil dirs auch gern war lan“, 
et quod his verbis interfuerint principales Ch. dietus 
Funch et Jrmelgardis dieta Nimmervölin, dietus Rögelin 
prefatus et Otto protunc famulus Ch. dieti Langenmantel. 
deposuit etiam quod consimilia verba: ich wil dich nicht 
laun etc. locutus fuerit in presentia principalis Chünr. 
dieti Langenmantel, Ottonis et Jrmelgardis predictorum. 
— Die Klägerin wird durch Urtheil vom 16. Janr. wegen 
ungenügenden Beweises abgewiesen (Bl. 136.°, 2.). 

Mit besonderer Anschaulichkeit sind die Formen der 

Consenserklärung in einem Falle wie dem folgenden geschil- 
dert: - 
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[Bl. 11.°, 1] IIII idus Martij (1349., März 12.). 


In causa matrimoniali quam coram nobis judicibus curie 
Augustensis Johannes dietus Plerrer de Lepfingen movet 
Güte diete Küglerin ibidem ipse actor deponit, quod di- 
etus Koler recepit manum ree et posuit eam in manurm 
actoris dicens: „Johannes, ego committo tibi Gütam sicut 
Christus commisit claves regni celorum sancto Petro“, et 
quod ipsa rea hiis verbis non respondit. rea vero dicit, 
quod ipsa responderit verbis predicti Koler dum dixerit: 
„„Güta, ego recommitto tibi Johannem sicut Christus ete.*“ 
„recommittitis vos mihi eum, recommittis mihi ain surt 
hurun“. actor vero dicit quod hec verba dixerit ad 
primam requisitionem dieti Koler, sed ad secundam ta- 
cuerit ut est premissum. deponit etiam actor, quod post 
premissa statim ree porrexerit vinum dicens: „Güta bibe 
daz uns got glük und hail geb ze ainer rehten ee“ 13), 
et quod dictus Koler dixerit ree: „respondeas: ita“, et 
quod ipsa responderit: „ja“. ipsa vero rea id negat 


dicens quod nil responderit. dieit etiam rea, quod omnia 


predicta quae ipsa dixerit et fecerit, dixerit et fecerit 
jocando, non intendens per ea matrimonium contrahere 
cum actore. 

Das noch an demselben Tage gefällte Urtheil geht dahin: 
qui ex depositionibus principalium non invenimus inter 
ipsos matrimonium fore contractum, de jurisp. cons. ipsam 
absolvimus ab inpetitione actoris, dantes utrique ipsorum 
licentiam ad alia vota convolandi per nrm. diff. sent. i. 
d. n. i. h. ser. (Bl. 11.®, 2.). 

[Bl. 113.°, 1) ..... actor juratus deposuit in hec verba 
quod ipsa rea dixerit: quicunque separat nos separat 
verum matrimonium, et quod actor responderit: et ego ita 
parum deseram te sicut deus regnum celorum. dixit 
etiam actor quod appciora verba protunc non seiverit 
ad matrimonium contrahendum. ipsa vero rea jurata 
deposuit quod actor eam rogaverit, ut sibi permitteret 
quod eam diligeret pre omnibus et quod id sibi per- 


8. 


1) Zu dieser Sitte vgl. Friedberg, R. der Eheschliessung, 
29, 42. 
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mittere noluerit et subjunxerit: „si posset esse de consensu 
et voluntate parentum et consangwineorum nostrorum, 
tunc libenter vellem facere, sed sine illorum consensu 
nichil volo tibi permittere“. 

Die Entscheidung (Bl. 144.*, 4.). geht dahin: non in- 
venimus matrimonium inter eos fore contractum, 

In den bisher betrachteten Fällen zeigte sich nirgends 
eine Mitwirkung der Kirche bei der Eheschliessung, ja statt 
deren mehrfach die Theilnahme eines Laien bei der Copu- 
lation: in dem Falle Bl. 39.* ist es der Vater des Bräuti- 
gams, der an die Parteien die Fragen richtet, auf welche 
hin die Consenserklärung erfolgt, in dem Falle Bl. 12.*, 1. 
legen sie das Treuversprechen in die Hand eines dritten, 
des Ulrich Bart, ab; im Falle Bl. 11.°, 1. fügt ein Laie, 
Koler genannt, die Hände des Brautpaares unter dem Aus- 
sprechen bestimmter Formeln in einander !%). Allerdings 
wird in den beiden letzten Fällen die klagende Partei vom 
Gericht zurückgewiesen, aber so kurz auch die Entschei- 
dungsgründe hier wie überall in den Erkenntnissen gehal- 
ten sind, so sehen wir doch, dass das Motiv für die Ab- 
weisung nicht von dieser Thatsache her entnommen ist. 

Doch fehlt es nicht an Beispielen, dass die Ehe, wenn 
auch nicht unter Mitwirkung eines Geistlichen, so doch 
öffentlich und vor der Kirche geschlossen wird, dass das 
matrimonium contrahere „publice et in facie ecclesie* ge- 
schieht (vgl. Bl. 19.*, 1.; 23.°, 3.) oder dass wenigstens 
die solennisatio der Eheschliessung in der Kirche statt- 
findet. 


[Bl. 63.°, 1] IX. kla. Junij (1350., Mai 24.). 


Conparuerunt coram nobis judieibus cur. Aug. Hain- 
ricus dietus Friund de Wilhaim et Elizabet filia quon- 
dam dicti Lehner de Buerun et confitebantur publice in 
Jure, quod insimul matrimonium contraxerint per verba le- 
gitima de presenti ac sollempnitates nuptiarum insimul ce- 
lebrasse et in valvis ecclesie intronisatos fore nec non insimul 


1) Ueber die Bedeutung dieses bei der Eheschljessung mitwirken- 
den Laien vgl. Friedberg, Recht der Eheschliessung S. 25. u. 29. 
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matrimonialiter per sex ebdomadas legitime cohabitasse, 
quare vobis plebano etc.” quatenus ipsos sinatis insimul 
matrimonialiter permanere ipsis ecclesiastica sacramenta 
ministrantes, non obstante quod ipsa asserat se prius cum 
Stepfano dicto Lemrer clandestine matrimonium contra- 
xisse, cum tamen illud probare non potuerit in judicio 
coram nobis !®). 

In dem Falle Bl. 123.*, 5. wird die solennitas bei der 

Eheschliessung unter Mitwirkung des Pfarrers vollzogen. 


IIII. idus Septembr. (1351., Sept. 10.). 


Conparuerunt coram nobis judicibus cur. Aug. Ulricus 
diectus Hueslinger de superiori Schnaitbach et Agnetis 
filia quondam sartoris de Motzenhoven et publice confi- 
tebantur in jure, se insimul matrimonium contraxisse per 
verba legitima de presenti ac se fore intronisatos in valvis 
eccelesie per plebanum in Aychach 1®). 

Neben der Erklärung des consensus werden andere That- 
sachen angeführt, aus denen das Vorhandensein einer Ehe ge- 
folgert wird. In einer Sache der Diemud, Tochter des Schu- 
sters Konrad Rüll, Bürgers zu Augsburg, wider Konrad Nörd- 
linger, Bürger daselbst, „ex eo quia asseruit eum secum 
matrimonium contraxisse per verba legitima de presenti“ 
gesteht der Beklagte zu „se ipsam nominasse publice uxorem 
suam legitimam et receperit eam in uxorem suam legiti- 
mam et quod comederit secum ex una scutella et secum 
jacuerit in uno lecto“ (Bl. 8.*, 1... Auf Grund dieses Ge- 
ständnisses und der Zeugenaussagen („de hiis vicinie famam 
fore“) findet das Gericht die Klage soweit bewiesen „quod 
tutius pro matrimonio judicandum quam contra“ (Bl. 8.*, 3.). 


a) Sc. mandamus. 

15) Eine wörtliche übereinstimmende Erklärung geben 1350. Aug. 18. 
Petrus Walich von Basel und Adelheid Laimgruber von Nürnberg ab, 
worauf das Augsb. Gericht eine gleichlautende Weisung an die be- 
treffenden Pfarrer erlässt (Bl. 76.*, 4). Gegen den Ehemann klagt 
später Elizabeth filia Katarine dicte Hofmaennin de Gorlitz in Bolan 
aus verba legit. de pr. auf die Ehe, doch wird derselbe, da er läug- 
net und Klägerin keine Beweise hat, freigesprochen (Erk. v. 1851. 
Janr. 15. Bl. 91. 1.). 

16) Vgl. Bl. 50.*, 4. .... confitebantur in jure....... se intronisa- 
tos fuisse in falvis ecclesie ejusdem per plebanum ibidem .... 


| 
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Soll der Consens seine ehebegründende Wirksamkeit 
äussern, so ist vor allem erforderlich, dass keiner der Con- 
trahenten bereits durch ein eheliches Verhältniss gebunden 
sei. Sonst ist dieses das zu Recht bestehende, und der 
spätere consensus nuptialis gilt als gar nicht zu Stande ge- 
kommen. 


[Bl. 5.°, 1] XVII. kin. Febr. (1349., Janr. 16). 


Conparuerunt coram nobis Adelheidis filia dicti Forster 
de Rieden et Fridericus filius dotarii de Ziegelbach et ju- 
rati deposuerunt, quod rite et legitime insimul sint copulati 
per verba legitima de presenti, sed carnalem copulam dif- 
fitebantur; sed Fridericus opposuit, quod eo tempore quo 
insimul matrimonium contraxerint, ipsa Adelheidis habu- 
isset et adhuc habeat alium maritum legitimum. 

[Bl. 21.*, 1... VII idus Maji (1349., Mai 9.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. judicio in causa prioritatis ma- 
trimonii quam coram nobis Fridericus fil. dot. de Zigelbach 
movit Adelheidi filie dieti Forster de Rieden super eo quod 
petivit se ab ea separari (Hs. seperari) et pronuntiari ma- 
trimonium inter eos contractum esse nullum, ex eo quia 
asseruit quod eo tempore, quo cum ea matrimonium con- 
traxerit, alium habuerit maritum legitimum viventem, 
videlicet Berchtoldum filium quondam CÖhunradi dicti 
Haider. lite contestata etc. visisque dictis testium per ac- 
torem inductorum, quia invenimus predietam prioritatem 
sufficienter esse probatam, de jurisperitorum consilio ipsos 
separamus ab invicem pronuntiantes nullum matrimonium 
fore inter ipsos damusque ipsi actori licentiam ad alia 
vota ubicunque voluerit convolandi, ipsius ree absentia 
divina repleta presentia, per nostram diff. sent. in d.n. 
i. h. ser. “ 


Eine gleiche Klage von einer Frau angestellt Bl. 53.*, 
1.; Klage einer Frau gegen einen Ehemann aus ältern 
verba legit. de presenti Bl. 40*%, 1.; zwei Klägerinnen aus 
verba legit. de pr. gegen einen Mann auftretend Bl. 96.”, 2. 
In allen diesen Fällen erkennt das Gericht die ältere Ehe 
als die zu Recht bestehende an. Schon oben 8. 13. ist 
ein Erkenntniss mitgetheilt, in welchem trotz des von einer 
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Partei behaupteten impedimentum ligaminis vom Gericht 
die jüngere Ehe aufrecht erhalten wird, weil sie jenes nicht 
zu beweisen vermag. Solche Fälle kommen mehrfach vor. 
Das jüngere matrimonium ist hier regelmässig ein matri- 
monium publicum, das angeblich ältere matrim. clandestinum. 
Es finden sich nun aber auch Erkenntnisse, in denen das 
ältere Eheverhältniss, wenngleich beweisbar, doch umge- 
stossen wird, weil es „celandestine“ contrahirt ist, während 
das jüngere „publice et in facie ecclesie“ zu Stande ge- 


kommen ist. 

[Bl. 73.*, 3.]. XI. kal. Augusti (1350., Juli 22.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa matrimonisli, 
quam coram nobis Margareta dieta Ruchin de Billen- 
husen movit Chünrado dieto Praelin de Loppenhusen 
super eo quod petivit se ab eo separari et pronuntiari 
matrimonium inter eos contractum esse nullum, ex eo 
quia asseruit, quod eo tempore, [quo] cum eo matrimo- 
nium contraxerit, alium habuerit maritum legitimum vi- 
delicet Hermannum textorem de Billenhusen adhuc vi- 
ventem. lite contestata etc. quia ex depositionibus princi- 
pälium invenimus matrimonium inter eam et Hermannum 
predictum fore clandestinum, sed matrimonium inter eam et 
predictum Chünradum fore publicum, de jurisperitorum 
consilio ipsum absolvimus ab inquietatione actricis adju- 
dieantes actricem reo legitimam in uxorem per nostram 
diff. sent. 

[Bl. 106., 3]. XVI. kal. Junij (1351., Mai 17). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa matrimoniali, 
quam coram nobis Sifridus filius quondam dicti Schilher 
de Hanzell movit Elizabeti diete Messenhuserin ibidem 
super eo quod petivit se ab ea separari et pronuntiari 
matrimonium inter eos contractum esse nullum ex eo 
quia asseruit quod eo tempore, quo secum matrimonium 
contraxerit, alium habuerit maritum videl. Berchtoldum 
fratrem dieti Klainswerck de Horwun tunc et adhuc 
viventem. lite contestata etc. quia ex depositionibus ipsius 
Elizabetis et Berchtoldi jam dicti in nostra presentia 
constitutorum invenimys ipsos clandestine matrimonium 
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insimul contraxisse et actorem et ream publice et in facie 
ecclesie matrimonium contraxisse, de jurisperitor. cons. 
actorem et ream permittimus insimul matrimonialiter in 
suas conscientias permanere per nostram etc. !7). 

An demselben Tage lag dem Gerichte der entgegen- 
gesetzte Fall zur Entscheidung vor: 

[Bl. 106., 2.] Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in c. 
prioritatis matrimonii, quam coram nobis Hainricus filius 
dicti Göldlin de Velthain in Augusta movit Margarete filie 
dicti Salenbach de Wolpach super eo quod '%)..... 
marit. legit. viventem videl. Chünradum dietum Liechten- 
berg de Frienhalden, lite cont. etc. quia ex depositionibus 
ipsius Margarete et Chunradi dieti Liehtenberch jam 
dieti in nostra presentia constitutorum invenimus ipsos 
insimul matrimonium eontraxisse publice et in facie ec- 
elesie, priusquam actor et rea insimul clandestine matri- 
monium cuntraxerint, de jurisperit. cons. ipsos separamus 
abinvicem pronuntiantes nullum matrimonium fore inter 
ipsos damusque ipsi Hainrico actori licentiam ad alia vota 
convolandi, injungimus etiam ipsi ree, ut Chünradum 
Liehtenberger maritum suum predictum accedat ipsum- 
que maritali affectione pertractet per nrm. diff. sent. in 
d. n. in h. ser. 

In allen diesen Fällen wird dem matrimonium publicum 
der Vorzug vor dem matr. clandestinum gegeben, und auch 
im letzten wird für die Rechtsbeständigkeit der Ehe der 
Margarethe mit Konr. Lichtenberger nicht ihr früheres Da- 
tum, sondern ihr Charakter als öffentliche Ehe angeführt. 
Dieselbe Rechtsanschauung kehrt im folgenden Urtheil 
wieder: 

[Bl. 134.*, 2.] XIH. kal. Januarij. (1351., Dec. 20.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in c. matr., quam coram 
nobis Elizabet filia Friderici de Rosenhain movit Hain- 


17) Einen ganz ähnlichen Fall enthält Bl. 47., 3., nur dass zu dem 
matr. publicum noch hinzukommt, dass die Ehegatten bezeugen »ipsos 
legitime per septennium insimul matrimonialiter cohabitasse» Ebenso 
Bl. 99., 5.: >rea confitebatur se cum actore matr. publice contraxisge 
et sibi cohabitasse.« 

18) wie oben. 

Zeitschr, £. Rirchenrecht. X. 1. 2 
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rico dieto Ziegler de Awsenhofar super eo quod petivit 
eum sibi per nos adjudicari legit. in maritum ex eo quia 
asseruit eum secum matr. conitraxisse per verba legit. de 
presenti. lite contestata etc. quia reus judicialiter confi- 
tebatur coram nobis, se fore confessum coram suis judi- 
cibus Frisingensibus judicialiter se matrimonium contra- 
xisse clandestine cum actrice, antequam matrimonium 
contraxerit legitime in facie ecclesie cum Hailwigy filia 
diete Glesmayrin nunc defuncta; super qua etiam con- 
fessione sententiam eorundem judicum Frisingensium co- 
ram nobis produxit. quare tamen ex confessione ipsius 
cum res ad eum statum pervenerit, in quo poterit in- 
choari, de jurisp. cons. ipsum ei adjudicamus legitimum 
in maritum per nostr. etc. 

Impedimentum vis ac metus. 

[8.”, 1.] XII. kln. Mart. (1349., Febr. 18.). 

In causa matrimoniali, quam coram nobis judicibus 
curie Augustensis Agnes dicta Rentzin de Husen movet 
Ulrico dieto Spaun de Attenburun, ipsa actrix confite- 
batur, quod frater ejus Ch. gladio evaginato accesserit 
reum cum ministro in Münster et aliis complicibus ipso- 
rum bene XVI. et quod minister predictus cum manu 
dederit reo duas plagas et quod frater actricis cum nudo 
gladio dixerit reo: te oportet accipere actricem legiti- 
mam in uxorem. confitebatur etiam, se non fuisse cogni- 
tam post metum predictum per reum sepedictum. 

[12., 2.) XV. klin. Aprilis (1349., März 18.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa metus quam 
coram nobis Vlricus dietus Spaun de Attenburun movit 
Agneti dicte Raentzin de Husen super eo quod petivit 
per nos pronuntiari ipsum ei non esse matrimonialiter 
alligatum ex eo quia asseruit se esse coactum per vim 
et metum qui cadere potest in constantem virum matri- 
monium contrahere cum Agneti predicta. lite contestata 
et recepto a partibus calumpnie juramento visisque dictis 
testium per actorem inductorum, quia tam ex deposition.- 
bus prineipalium quam dictis testium predietorum inveni- 
mus predictum metum sufficienter esse probatum, de juris- 
peritorum consilio ipsos separamus ab invicem prenun- 
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tiantes nullum matrimonium fore inter ipsos, damusque 
utrique ipsorum licentiam ad alia vota convolandi p. n. 
diff. s. i. d. n. i. h. ser. 

[Bl. 105.°, 2.] III. idus Maij (1351., Mai 13.). 

In causa matrimoniali, quam coram nobis judicibus 
curie Augustensis Maechtildis filia diete Hemlin de Holn- 
bach movet Chünrado dieto Büman calciatori ibidem, ipsa 
actrix jurata deposuit: quod reus apprehensus fuerit cum 
ipsa ‘'actrice in domo dieti Buhelmair de Siboltzdorf per 
ipsum Bühelmair et uxorem ejus et eo sic apprehenso 
uxor predicti Buhelmair reo abstulit gladium et cu- 
tellum suos et maritus ejus vocabat filium suum, qui ad 
clamorem patris sui venit ad atrium domus predicte et 
presentiam rei cum gladio evaginato, ubi reus custoditus 
et detentus fuit per actricem, donec dictus Aunbeck et 
quam plures alii venerunt in universo sex viri et clericus, 
quibus ibidem existentibus et congregatis dietus Aunbech 
predictus dixit reo: ego nolo te compellere ut cum ea 
contrahas, denotans actricem, sed do tibi talem disjunctam, 
ut vel contrahas cum ea vel te presentabo judicio jn 
Nywenburch ut te emendes de injuria quam fecisti in 
rumpendo domum predictam et violenter intrando eam. 

[Bl. 110, 1.] U. nonas Junij (1351., Juni 4.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in c. metus quam coram 
nobis Chünradus dictus Büman calciator de Holnbach 
movit Maecht. filie diete Haemlin de Siboltzdorf super 
eo quod petivit per nos pronuntiari ipsum ei non esse 
matrimonialiter alligatum ex eo quia asseruit se esse Co- 
actum p. v. et met. qu. c. p. in const. v. matr. contrahere 
cum Maecht. prelibata. lite cont. et visis dietis testium 
per actorem inductor. quia non invenimus predictum 
metum sufficienter esse probatum, de jurisperitor. cons. 
ipsam absolvimus ab impetitione actoris, pronuntiantes 
ipsum actorem eidem ree matrimonialiter alligatum per 
nrm. diff. sent. etc. a qua sententia tamquam iniqua viva 
voce in continenti ad sanctam sedem Mogunt. appellavit 
et apostolos cum instantia postulavit. 

[Bl. 111.°, 3.) IIO. idus Juni) (1351., Juni 10.) 


Nos jud. cur. Aug. pres. jud in c. metus, quam coram 
2* 
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nobis Hainricus calciator filius Marquardi dicti Herbort de in- 
feriori Baechingen movit Agneti dicte Sidlerin ibidem super 
eo quod petivit per nos pronuntiari ipsum ei non esse matri- 
monialiter alligatum, ex eo quia asseruit se esse coactum 
p. v. et m. q. c. p. in const. v. prestare juramentum de 
matrimonio contrahendo cum Agneti prelibata. 1. c. etc. 
visisque dictis testium p. Agnetem super spontaneo con- 
tractu inductorum necnon dicto testis per ipsum Hain- 
ricum super vi et metu inducti, quia non invenimus 
metum per ipsum alligatum sufficienter esse probatum, 
ex dietis testium Agnetis predicte invenimus Hainricum 
prefatum secum sponsalia contraxisse et de hoc prestitisse 
corporale juramentum , de jurisperitorum consilio ipsi 
Hainrico injunximus et injungimus per presentes, ut ipsam 
infra spatium unius auni ducat legitimam in uxorem 
prout juravit, alioquin contra ipsum quanto durius pro- 
cedemus, prout dictaverit ordo juris. 

Andere Fälle vgl. Bl. 20.’, 2.; 96.°, 4.; 113.°, 3. Ein 
Beispiel der Convalidation einer mit unfreiem Willen ab- 
geschlossenen Ehe gewährt 

[Bl. 24.”, 3.] V. kln. Junij (1349., Mai 28.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. in c. matr. quam coram nobis 
Adelheidis dieta Maigrin de Nawe movit Ulrico filio fabri 
de Ballendorf super eo quod petivit eum sibi per nos 
adjud. legit. in m. ex eo quia ass. eum sec. matr. contr. 
p. v. I. d. pr. lite cont. et recepto etc. quia reus con- 
fitebatur se matrimonium contraxisse cum actrice per vim 
et metum q. p. i. c. etc. et quia post predictum contra- 
ctum ipsam pluries carnaliter cognoverit, quare de juris- 
perit. cons. nos ipsum ei adjudicamus legit. in maritum 
p. n. diff. s. in dei n. in h. ser. 

Dem Consens kann eine Bedingung beigefügt wer- 
den; erst mit dem Eintritt derselben soll der Consens wirk- 
sam werden. Findet vorher copula carnalis Statt, so liegt 
darin ein Aufgeben der Bedingung. 

[Bl. 13.*%, 1.].... quia reus confitebatur se cum actrice 

cum conditione adjecta matrimonium contraxisse et ante 
conditionis adjecte eventum ipsam carnaliter cognovisse, 


Ein Urtheilsbuch des geistlichen Gerichts zu Augsburg. 2 


de jurisperit. cons. ipsum ei adjudicamus legitimum in 
maritum ... 

[Bl. 15.°, 3.] III. nonas Aprilis (1349., April 2.) 

In ca. matr. quamı coramı nobis jud. cur. Aug. Gerdru- 
dis dieta Stetmairin de Nywenkirchen movet Hainrico 
d. Nyumayr ibidem ipse reus juratus deposuit, quod ipse 
juraverit fratri actricis actrice absente, quod eam habere 
vellet legitimam in uxorem tali conditione adjeeta: si 
idem frater et alii parentes ejus vrdinare procurare pos- 
sent, quod dominus suus videlicet Sifridus marscalkus de 
Oberndorf et alii parentes ipsius rei consentire vellent, 
quod eam haberet in uxorem legitimamn; si autem nollent 
consentire, tunc eam nequaquam habere vellet pro legitima 
uxore. dieit etiam, quod illi eontractui nullus interfuerit 
nisi ipse et quatuor alie persone, quas ipsa actrix pro 
testibus produxit. deposuit insuper, quod ipsa actrix post 
illum contractum sibi dixerit, quod dominus suus pre- 
dietus nollet consentire, quod eam haberet legitimam in 
uxorem, et quod huic relationi interfuerint quatuor per- 
sone quas nominavit, et quod post illam relationeın actri- 
cem carnaliter cugnoverit, sed cum prius sibi dixerit: 
ex quo dominus non wlt consentire, tunc putas habere 
in me legitimum virum, sed non habes, ex quo dominus 
meus non wlt consentire. 

Das am nächsten Tage gefällte Urtheil (Bl. 16.*, 3.) 

geht dahin: 
... quia taım ex depositionibus prineipalium quaın dictis 
testium predictorum invenimus intentionem actricis suf- 
ficienter esse probatam, de jurisp. cons. ipsum ei ad- 
judicamus legitimum maritum p. n. diff. sent. etc. a qua 
sententia ....... appellavit ...... 

[Bl. 28.*, 2.] XII. kln. Julij. (1349., Juni 20.). 

In causa matrimoniali, quam coram nobis jud. cur. 
Aug. Elizabeth filla quondam Hainriei dieti Seng de 
Hirspach movet Haiurico filio quondam Hainrici dieti 
Spaun cauponis civis Aug., et (!) jurata deposuit, quod 
cum idem Hainricus ipsaın sollicitasset pro amore, ipsa 
responderit sc nequaquaın hoc facturam nisi secum matri- 
monium contraheret et eam reciperet legitimam in uxo- 
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reın et post multa verba inter eos habita sibi prestiterit 
corporale juramentum, dicens: „sic me deus adjuvet et 
omnes sancti, quod ego volvo te habere pro legitima uxore 
et nunquam volo te deserere propter pulchriorem vel 
cariorem, si te carnaliter cognoscam ,‚* et quod ipsa pre- 
dietis verbis nil responderit quodque binis vieibus ita 
juraverit et quod post hoc sibi conjacuerit per unam 
noctem cum dimidia nudus cum nuda solus cum sola in 
eodeın lecto, dubitans utrum sit currupta per eum vel 
virgo evaserit, sed dicit quod senserit carnem in carne, 
sed tamen ad verba ipsius rei dicentis: ege non cognovi 
te nec juste feci tibi, responderit hoc est verum. depo- 
nit etiam quod predicto juramento et cohabitationi seu 
conjacentie ipsorum ut est dietum nullus interfuerit nisi 
ipsi principales. ipse vero reus satis confitetur de pro- 
misso et de substantialibus juramenti et quod sibi con- 
jacuerit, ut est dietum, per duas dimidias noctes, sed 
carnalem copulam omnino diffitetur. 


[Bl. 32.°, 3.] Anno dni. willesimo CCCXL. nono X. kln. 


Augusti (23. Juli). 

Nos jud. cur. Aug. presid. jud. in causa matr., quam 
coram nobis Elizabeth filia quondam Hainr. d. Seng de 
Hirzspach movet Hainr. fil. quond. Hainr. d. Spaun caup. 
eiv. Aug. super ev quod petivit, eum sibi per nos adju- 
dicari legitimum in maritum, ex eo quia asseruit, eum 
secum matrimonium contraxisse per verba legitima de 
presenti conditione hac adjecta, si ipsam carnaliter 
cognosceret, et quod post dietum contractum sibi con- 
jacuerit pluries solus cum sola, nudus cum nuda in eo- 
dem lecto et eam carnaliter cognoverit. lite contestata 
etc. quia reus predietam intentionem actricis confiteba- 
tur omnino preter copulam carnalem, quam penitus ne- 
gabat, nos quidem judices predieti visis et diligentia in- 
spectis omnibus coram nobis in hujusmodi causa factis 
allegatis et productis quia tamı cx confessione et conja- 
centia prineipalium quam judicio matronarum' curie nostre 
juratarum, quae ipsam actricem per aspectum corporis 
asseruerunt esse corruptam, invenimus ipsam conditionem 
ex hujusmodi violenta presumptione juris completam et 
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matrimonium tenere, ideirco de jurisperitorum consilio 
ipsum ei adjudicamus legitimum in maritum per nrm. 
diff. sent. in dei noe. in hiis ser. a qua sententia tanquam 
iniqua ad sanctam sedem Maguntinam viva voce in con- 
tinenti appellavit et apostolos cum instantia postulavit. 
Aehnliche Fälle sind behandelt Bl. 2.*, 1. vgl. mit 
3», 1.3; 48., 3. vgl. mit 49.*, 1.; 65.*, 4.; 119.*, 4. 


Impedimentum impotentiae. 


Für Fälle dieses Ehehindernisses ist die einfachste Ur- 
theilsformel diese: | 

[Bl. 4*, 1.] XVl. kln. Januarij (1348., Dec. 17.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in c. matr., quam coram 
nobis Adelheidis filla quondam Johannis villici de Naen- 
tershusen movit Chünrado dicto Schühlin de Ulma super 
eo quod petivit se ab ev separari et pronuntiari matri- 
monium inter eos contractum esse nullum, ex co quia 
asseruit eum inpotentem et inutilem esse ad matrimonium 
consummandum. lite contestata ete. quia testimunio matro- 
narum curie nostre juratarum !?), que per aspectum cor- 
poris ipsam asseruerunt virginem evasisse, nobis de in- 
potentia ipsius viri Constitit evidenter, de jurisper. con- 
silio ipsos separamus ab invicem pronuntiantes nullum 
matrimonium fore inter ipsos damusque ipsi actrici licen- 
tiam ad alia vota convolandi per n. dift. sent. ı. d. n. i. 
h. 8.9). 

Zuweilen findet sich am Schlusse noch hinzugefügt: 

.. Injungentes etiam utrique ipsorum, ut alteri re- 

stituat universa bona que sibi dinoscitur attulisse ..... 
So Bl. 60.°, 2.; 69.*, 4.; 108.’, 4, 


— [m 


1%), Bl. 14.”, 1.: quia tam ex depositionibus principalium quam 
testimonio matronarum curie nostre juratarum, ebenso Bl. £O.,, 2. 

20) Bl. 122.°, 4. ist es der Mann, der die Nichtigerklärung der Ehe 
beantragt >quia asseruit eam esse inhabilem sibi ad copulam carnalem, 
quia sit nimis arta.c »quia testimonio matronarum curie nre. Jurät,, 
que per aspectum corporis ipsam asseruerunt esse habilem ad amplexos 
viriles, de jurisp. cons. ipsam absolvimus ab inquietatione actoris pro- 
nuntiantes verum et legit. matr. fore inter ipsus, injungimus etiam ipsi 
actori, ut ipsam ream maritali affectione pertractet ..... 


4 Dr. Ferdinand Frensdorff: 


Wird die Klage zurückgewiesen, so lautet die Urtheils- 
formel: | 
[Bl. 97%, 1.) ....- de jurisperitorum consilio ipsum 
absolvimus ab inquietatione actricis, pronuntiantes verum 
et legitimum matrimonium fore inter ipsos, injungimus 

' etiam ipsi actrici, ut ipsi reo cohabitet sibique urozan 
affectione deserviat . 

In dem Falle Bl. 69%, 4. ist der Antrag der Frau auf 
Nichtigerklärung der Ehe motivirt: ex eo quia asseruit, 
eum fore seccum et carere utroque testiculo et eum etiam 
ex hoc inutilem esse ad matrimonium consummandum. Der 
Beweis wird erbracht: „tam ex depositionibys principalium 
quam ex inspectione medicorum et cyruricorum“, und die 
Ehe demzufolge für nichtig erklärt. 

Dass nicht immer der Beweis durch Sachverständige 
verlangt wurde, zeigen mehrere Fälle: 

Bl. 124.2. Tao quia tam ex depositionibus princi- 
palium quam testimonio septem propinquorum et vicino- 
rum utriusque invenimus eum impotentem ..... 

Bl. 83°, 4. ..... quia t. e. d. p. quam ex testimonio 
septem propinquorum utriusque invenimus eum imp. 

Bi. 2 lau quia t. e. d. p. q. ex testimonio 
quinque propinquorum utriusque i. e. i.; ebenso Bl. 16.”, 3. 

In Betreff der Castratenehe enthält eine von der ge- 
wöhnlichen Lehre abweichende Entscheidung 


[Bl. 53.°, 3.] VII. jdus Martij (1350., März 9.). 


Conparuerunt coram nobis jud. cur. Aug. Ulricus filius 
quondam dicti Eberhart de Trubingen et Irmelgardis filia 
quondam dicti Tenhart de Manatzhusen et publice re- 
cognoverunt in jure se insimul matrimonium contraxisse 
per verba legit. de pres.; quare vobis plebano in Dru- 
bingen precipiendo mandamus, quatenus ipsos sinatis 
insimul matrimonialiter permanere ipsis ecclesiastica sa- 
cramenta ministrantes, dummodo eis aliquod canonicum 
non obsistat; quoniam nos inter ipsus legitimum fore 
matrimonium pronuntiamus in hiis scriptis, non obstante 
ipsum fore spadonem videlicet genitalibus castratum, dum 
tamen suam uxorem carnaliter cognoscat, quod et ipsa 
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coram nobis in jure cognovit, et id publice recitetis coram 
plebe. 

Eine besonders bemerkenswerthe Entscheidung zur 
Lehre von dem imped. impotentiae gewährt endlich nuch 

[Bl. 77, 1.] kln. Septembr. (1350., Sept. 1.). 

Jud. cur. Aug. plebano sancti Udalrici in Augusta sa- 
lutem in dominv. 

Licet Chünradus dietus Schnabel textur civis Augusten- 
sis jam dudum per seutentiam diftinitivam predecessorum 
nostrorum separatus fuerit ab Adelheidi filia Marquardi 
dicti Pfister textoris civis ibidem et pronuntiatum matri- 
monium inter eos contractum fore nullum, ex eo quia 
testimonio matronarum curie nostre juratarum, que ipsam 
per aspectum corporis asseruerunt virginem evasisse, eis 
constitit ipsum inpotentem et inutilem ad matrimonium 
consummandum, ipse tamen Chünradus postmodum de 
facto et quantum in co fuit cum quodam Adelheidi filia 
quondam dicti Gewer matrimonium contraxit et ex eadem 
quingue pueros generavit. quare cum uobis ex hoc con- 
stiterit evidenter ecclesiam fuisse deceptam, de jurisp. 
consilio ipsis principalibus injuungimus, ut ad invicem re- 
vertantur sibique mutua servitia prestantes diligentiam 
adhibeant copule conjugali, predicta sententia divortüi ?') 
per errorem perlata non obstante. jvobis: mandamus qua- 
tenus hec publice coram plebe vestra recitetis ??). a qua 
sententia ad sedem Maguntinam viva voce in continenti 
appellavit et apostolos cum instantia postulavit. 

Das Ehehinderniss der Verwandtschaft findet sich 
zwar häufig erwähnt, doch in der Regel in so allgemeinen 
Bezeichnungen, dass wenig daraus für die’ Kenntniss der 
Rechtsübung zu entnehmen ist. Seltener stammt übrigens 
das Hinderniss von der Blutsfreundschaft her, in den 
: meisten Fällen von der Schwägerschaft. Ein Beispiel der 
ersteren Art liefert 


TE 


2!) Dass trotz dieser Bezeichnung keine Scheidung, sondern eine 
Nichtigerklärung der Ehe gemeint ist, zeigen die vorhergehenden Mit- 
theilungen; vgl. auch Schulte, kathol. Eherecht S. 85. 

32) Die Hs. wiederholt vor »recitetise nochmalg »publice.« 
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so 


Dr. Ferdinand Frensdorff: 


[Bl. 141.*, 2.] VI. nonas Martij (1352., März 2.). 

Nos jud. cur. Aug. presidentes judicio in causa con- 
sanguinitatis, quam coram nobis Maechtildis dieta Eng- 
lerin de Westhusen movit Walthero dieto Knuzzhaimer 
ibidem super eu quod petivit se ab eo separari et pro- 
nuntiarı matrimonium inter eos contractum esse nullum, 
ex eo yquia Asseruit eum sibi esse conjuncetum in linea 
consanguinitatis et gradu prohibito 23). lite contestata et 
recepto a partibus calumpnie juramento visisque dictis 
testium per actricem inductorum, quia invenimus ipsos 
esse conjunctos ex uno latere in tertio gradu et ex altero 
in quinto gradu consanguinitatis, de jurisperitorum con- 
silio ipsum absolvimus ab inquietatiune actrieis, pronun- 
tiantes verum et legitimum matrimonium fore inter ipsos, 
quia quoto gradu remotior contrahentium dista (!) a com- 
muni stipite, tuto inter se distare dinoscuntur secundum 
legitimas sanctiones per n. difl. etc. 

Affinitas legitima. 

[Bl. 7, 1.] XII. kln. Febr. (1349., Janr. 20.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa affinitatis mota 
inter Johannem dietum Lauginger civem Aug. ex una 
parte et Annam relictam quondam Johannis dicti Rem 
ibidem super eo [quod] petiverunt se ab invicem sepa- 
rari et pronuntiari matrimonium Inter eus contractum esse 
nullum ex eo quia asseruerunt, quod ipse Johannes 
Lauginger et predietus quondam Johannes Rem fuerint 
conjuncti in linea consangwinitatis et gradu prohibito 
quodque idem quondam Johannes Rem ipsam Annam 
carnaliter cognoverit, priusquam predictus Johannes Lau- 
ginger ipsam duxisset in uxorem. lite contestata et re- 
cepto a partibus calumpnie juramento visisque dictis 
[testinm] per principales inductorum quia invenimus in- 
tentionem ipsorum sufficienter esse probatam, de juris- 


28) Dies die gewöhnliche Formel. Selten ist der Grad benannt, 
Bl. 120.%, 1., wo ein Schreiben des geistlichen Gerichts an einen 


Pfarrer, einem Ehepaar die Sacramente nicht vorzuenthalten, schliesst 


»N 


on obstante quod asserant se fure conjunctos secundum ipsorum com- 


putatiunem in quinto gradu consanguinitatis, in quo gradu licet hodie 
contrahere secundum legitimas sanctiones.« 
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peritorum consilio ipsos separamus ab invicem pronun- 
tiantes nullum matrimonium fore inter ipsos, damusque 
utrique ipsorum licentiam ad alia vota ubicunque volu- 
erint convolandi per nrın. diff. sentent. in dei noe. in 
hiis ser. | 

Affinitas tllegitima: 

[Bl. 61.°, 2.] II. kIn. Maij (1350., April 30.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa affinitatis, quam 
coram nobis Marquardus dietus Soler de Haüdorf movit 
Adelheidi filie quundam dieti Laüblin de Wezzlingen su- 
per eo quod petivit se ab ea separari et pronuntiari ma- 
trimonium inter eos contractum esse nullum ex eu quia 
asseruit, ipsam Adelh. et quundam Dyemüdim filiam diete 
Knütlin esse conjunctas in linea counsanguinitatis et gradu 
prohibito quodque predietam quondam Dyemüdim car- 
naliter cognoverit, priusque Adelh. prefatam duxisset in 
“uxorem. Lite contestata etc. visisque dietis testium per 
actorem inductorum, quia invenimus intentionem actoris 
sufficienter esse probatam, de jurisperit. cous. ipsos se- 
paramus ab invicem, pronuntiantes etc. wie 7.°, 1. Ebenso 
Bl. 17°, 2.; 38, 1. 

[Bl. 126.°, 5.] Nonas Octobr. (1351., Oct. 7.). 

Jud. cur. Aug. plebano in Bridrichingen salutem in 
duomino. ÜConparuerunt coram nobis Chünradus dictus 
Widenman et Adelheidis filia quondam Liephardi dicti 
Widenman ibidem et publice confitebantur in jure, se 
insimul matıimoniun: contraxisse per verba legit. de pres. 
ac se fore in valvis ecclesie intronisatos et se insimul 
per aliquod tempus sicut conjuges legitinnos cohabitasse. 
quare vobis mandamus quatenus, ipsus sinatis insimul ma- 
trimonialiter permanere ipsis ecelesiastica sacramenta mi- 
nistrantes, non obstante quod ipse Chünradus deposuerit 
quod matrem ipsius Adelheidis pust predictum contractum 
inter ipsum et Adelheidim prefatam celebratum carnaliter 
cognoverit, cum affıniıtas superveniens non dirimat matri- 
monium precedens secuudum: legitimas sanctiones. 

Mit der Frage nach dem Vorhandensein des sg. timpe- 

dimentum publicae honestatis beschäftigt sich 
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Dr. Ferdinand Frensäorff: 


[Bl. 148.°, 3.] VI. idus Maij (1352., Mai 9.). 

Jud. cur. Aug. plebano in Bidingen salutem in domino. 
Conparuerunt coram nobis Hainricus dietus Renner et 
Adelheidis dieta Kindellin ibidem et jurati deposuerunt 
in jure, quod insimul matrimonium contraxerint per 
[verba] legitima de presenti, si posset esse de jure, car- 
nali copula subsecuta. quare vobis mandamus, quatenus 
ipsos sinatis insimul matrimonialiter permanere, non ob- 
stantibus sponsalibus sub conditione contractis inter Adel- 
heidem predictam et quondam Hainricum filium predicti 
Renner, cum idem quondam Hainricus mortuus sit et 
conditio, sub qua contraxerunt sponsalia, non fuerit adin- 
pleta ante contractum matrimonii inter principales facti 
nec adhuc sit etiam adimpleta, quia publice honestatis 
justitia non oritur ex sponsalibus sub conditione con- 
tractis conditione non adinpleta, nec etiam inpedit nec 
dirimit sponsalia pura vel matrimonia postea cum con- 
sanguinea vel affını contracta secundum legitimas san- 


:ctiones. volumus etiam quod ipsis ecclesiastica sacramenta 


ministretis, duimmodo eis aliud canonicum non obsistat. 

Cognatio spiritualis. 

[Bl. 109.*, 2.) II. klin. Junij (1351., Mai 31.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa cognationis 
spiritualis, quam coram nobis Albertus filius dicte Lüd- 
winin de Burkmagerbain movit Adelheidi diete Fuckrin 
de Dorfmagerbain super eo quod petivit se ab ea se- 
parari et pronuntiari matrimonium inter ipsos contractum 
esse nullum, ex eo quia asseruit quod pater ejus ipsam 
Adelheidim levaverit de sacrofonte. lite cont. etc. visis- 
que dictis testium per actorem inductorum quia invenimus 
predictam cognationem spiritualem sufficienter esse pro- 
batam, de jurisp. cons. ipsos separamus ab invicem pro- 
nuntiantes nullum matr. fore inter ipsos damusque utrique 
licentiam ad alia vota convolandi p. n. difi. sent. etc. 

Wie in diesem ‚Falle, ist es auch in andern z. B. 


Bl. 80.”, 3.; 85.°, 1. eine Ehe zwischen einem Kinde des 
Pathen und dem Täufling, für welche das Impediment zur 
Sprache kommt. Anders 
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[Bl. 101.*, 4.] VI. kln. Maij (1351., April 26.). 

Conparuerunt coram nobis jud. cur. Aug. Fridericus 
villieus de Stillnaw et Anna filia quondam villici de Ro- 
den et jurati publice cunfitebantur in jure se insimul matr. 
contraxisse per verba legit. d. pr., quare etc. non obstante 
quod quondam pater ipsius Friderici Margaretam sororem 
ipsius Anne levaverit de sacrofonte et sic cum per neu- 
trum illorum deventum sit ad conpaternitatem lieite pos- 
sunt insimul matrimonialiter permanere secundum legitimas 
sanctiones. 

Impedimentum ceriminis. 

[Bl. 64.°, 2.] VII. kin. Junij (1350., Mai 26.). 


Jud. cur. Aug. plebano in Adoltzhusen saluten in do- 
mino. Conparuerunt coram nobis Maenhardus filius quon- 
dam villici de Winden et Anna filia dicti Asprian de 
Adlatzhusen et insimul coram nobis publice matrimonium 
contraxerunt per verba legitima de presenti ?*). quare 
vobis mandamus quatenus ipsos sinatis insimul matrimo- 
nialiter permanere ipsis ecclesiastica sacramenta ministran- 
tes, non obstante quod vivente quondam Ulrico dicto 

, Haertwich marito ipsius Anne predictus Maenhardus ipsam 
carnaliter cognoverit, cum amıbo jurati dicant quod nec 
fidem ad invicem dederint de matrimonio contrahendo 
nec machinati quoque fuerint in mortem Ulrici prelibati. 

Ebenso Bl..101., 2. 

Sponsalia. 

Unter den von Verlöbnissen handelnden Fällen finden 

sich ziemlich zahlreich vertreten Anträge der Verlobten auf 


Auflösung ihres Verhältnisses durch die Autorität des geist- 
lichen Gerichts. 


2!) Dazu vgl. Bl. 100.,, 4.: conparuerunt coram nobis etc. Hainricus 
dietus Swaub, carpentarius de Schrofenhusen et Liugardis dieta Küngin 
et publice confitebantur in jure, se insimul matrimonium contraxisse 
ac etiam insimul matrimonium coram nobis contraxerunt per verba 
legitima de presenti. quare etc. Bl. 109.>, 4.: conp. cor. nob. jud. cur. 
Aug. Hainricus ...... et Irmelgardis .... . . et publice coram nobis 
matrimonium insimul de novo matrimonium (!) contraxerunt per verba 
legit. de presenti. quare etc. 
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Dr. Ferdiuand Frensdorff: 


[Bl. 1.*, 3.) II. idus Novembr. (1348., Nov. 10.). 
Conparuerunt coram nobis jud. cur. Aug. Chünradus 
dietus Laüblin de Aysteten et Maechtildis filia quondam 
dieti Schönlin de Schönlisberch et petiverunt sponsalia 
inter eos contracta auctoritate nostra dissolvi, cum uter- 
que alterum recuset et admittere contradicat; quare nos 
propter dissensum utriusque predicta sponsalia dissolvi- 
mus in hiis scriptis, dantes utrique ipsorum licentiam ad 
alia vota convolandi, maxime cum nec juramenta nec 
fides teınpore sponsaliorum intervenerint utrobique. 
In einem sonst ganz gleichen Falle Bl. 3.”, 3. heisst 
zum Schluss: 
y „. maxime cum fidem tempore sponsaliorum prestitam 
remiserint utrobique;“ ebenso Bl. 63.*, 2; 94.*, 1. 
oder wie Bl. 55.°, 5. und 81., 2.: maxime cum jura- 
menta per parentes ipsorum tempore sponsaliorum prestita 
remiserint utrobique. | 
Das Verloben der Kinder durch die Eltern wird mehr- 
fach erwähnt; wiederholt entstehen aus solchen Verlöb- 
nissen in absentia Klagen auf Aufhebung. 
[Bl. 2, 2.] V. kln. Decembr. (1348., Nov. 27.). 
Conparentibus coram nobis jud. cur. Aug. Hainrico 
filio dieti Martin de Waugenhoven ex una et Elizabeti 
filla dieti Stephan de Tischingen ex altera parte, Hain- 
ricus antedictus prestito juramento de veritate dicenda 
proposuit, quod pater ipsius et aws puelle predicte ipsos 
infra septennium existentes ?°), ipsa vero puella similiter 
jurata dieit, quod ita audiverit dici, sed ex certa scientia 
nil sibi de promissis constet et se nunquam in eum con- 
sensisse nec unquam consentire velle, sed quia propter 
defectum etatis et consensus non invenimus inter eos 
aliqua sponsalia seu matrimonium fore contracta, de 
jurisperitorum consilio ipsos principales pronuntiamus |i- 
beros et solutos, dantes utrique ipsorum licentiam ad alia 
vota quecunque voluerint convolandi per nrm. etc. 
[Bl. 84.*, 1.] nonas Novembr. (1350., Nov. 5.). 
Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa sponsaliorum, 


*°) Hier fehlt ein Wort wie: desponsaverint. 
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quam coram nobis Elizabeth filia Ulrici dieti Nyevergalt 
de Hurnloch movit Judoco dieto Schrag super eo quod 
asseruit patrem suum eam absentem predicto Judoco de- 
sponsasse per verba legitima de futuro, quibus sponsali-, 
bus proposuit se nunquam consensisse, petens ex hoc 
sponsalia auctoritate nostra dissolvi et sibi dari licentiam 
ad alia vota convolandıi. lite contestata etc. quare ex de- 
positionibus non inveninus ipsam Elizab. predictis spon- 
salibus consensisse tacite vel expresse, de jurisp. cons. 
predicta sponsalia dissolvimus in hiis scriptis damusque 
utrique ipsorum licentiam ad alia vota convolandi per n. 
diff. sent. etc. 

Aehnliche Fälle vgl. Bl. 70, 3; 84, 4.; 103.*, 1. 
Bl. 75.*, 4. und 41.*, 1. wird aus solchem Verlöbniss eine 
Klage auf Vollziehung der Ehe angestellt, beidemale jedoch 
der Kläger abgewiesen, weil die Beklagte nicht in die 
Sponsalien consentirt hatte. Dagegen wird im folgenden 
Falle der Klage gemäss entschieden: 

[Bl. 87°, 1.] XIX. kln. Januarij (1350., Dec. 14.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa sponsaliorum, 

yuam coram nobis Anna filia dieti Kaeppeler calciatoris 
ceivis Aug. movit Johanni filio mollitoris de Wertachprugg 
civis ibidem super eo quod petivit eum per nos compelli 
ad consummandun secum matrimonium, ex eu quia asse- 
ruit sponsalia inter eus esse contracta per verba legitima 
de futuro. lite contestata et recepto a partibus calumpnie 
Juramento visisque dictis testium per actricem inductorum, 
quia invenimus ipsum reum jurasse quod actricem infra 
spatium anni ducere vellet legitimam in uxorem, nisi im- 
pediretur morte vel legitima causa, qua cessante id adim- 
plere vellet quanto eitius posset, de jurisperitor. consilio 
ipsi Johanni injunximus et injungimus in hiis scriptis ut 
infra hince et diem beati Michaelis nunc proxime venturam 
matrimonium consummet cum actrice, alioquin extunc 
contra ipsum quanto durius poterimus procedemus. 

In einem Bl. 60.*, 3. aufgeführten Falle klagt eine 
Frau auf Zuerkennung eines Mannes als ihres Ehegatten 
aus sponsalia de praesenti. Die Entscheidung des Gerichts 
geht dahin: 


ED) zu Dr. Ferdinand Frensdorff: 


..... quia tam ex depositionibus partium quam dictis 
testium per actricem inductorum invenimus sponsalia inter 
eos fore contracta per verba legitima de futuro, de ju- 
risp. consilio ipsi Hainrico injunximus et injungimus in 
hiis scriptis, ut infra spatium unius mensis a data pre- 
sentium inchoandum matrimonium consummet cum actrice 
et ut sic juramentum suum de hoc prestitum inviolatum 
observet, alioquin extunc contra ipsum quanto durius 
poterimus procedemus. 

Bl. 76, 1. ist die Klage ebenso formulirt, aber das 
Gericht erklärt: non invenimus sponsalia nec matrimonium 
inter eos fore contracta. Ein materiell gleiches Verhältniss 
liegt wahrscheinlich dem Urtheil Bl. 16.”, 2. zu Grunde. 
Die von einer Frau auf Zuerkennung eines Mannes als 
ihres Ehemannes angestellte Klage aus verba legit. de prae- 
senti wird wegen ungenügenden Beweises zurückgewiesen ; 
am Schlusse heisst es dann aber noch: et juramenta sibi 
invicem prestita de non contrahendo alibi matrimonia coram 
nobis sponte ac libere sibi mutuo remiserunt. Dieser ne- 
gative Consens reichte nicht aus, um auch nur sponsalia 
de futuro als vorhanden annehmen zu können. 


[Bl. 91°, 4] XIII. kln. Febr. (1351, Janr. 19.). 


Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in c. sponsaliorum, quam 
coram nobis Anna dicta Raebissin de Mindelhain movit 
Chünrado dicto Korber fabro ibidem super eo quod pe- 
tivit a nobis sibı darı licentiam ad alıa vota convolandi 
pro eo et ex eo quia asseruit se desponsatanı a parenti- 
bus infra decennium et Chünradum predictum se ab ea 
infra tempus idem dissessisse (?), matrimonio nondum 
inter eos per consensum et carnalem copulam subsequen- 
tem ratificato et consumato ?®). lite cont. etc. quia tam 
ex depositionibus principalium quam testimonio aliorum 
invenimus intentionem actricis sufficienter esse fundatam, 
et quia predicta Anna et Chünradus a promissione illa, 
que fictione juris fuit de futuro, se coram nobis mutuo 
absolverunt, nos attendentes hoc eis a jure fore permissum, 


*e) Hs. ratificatum et consumatum. 


« EEE mE, „ne, 
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de jurisperitorum consilio utrique dedimus licentiam ad 
alia vota convolandi per nrm. etc. 
Ueber das Verhältniss von Sponsalien und Ehe- 
schliessungen, die einander widersprechen, äussern sich 
Erkenntnisse wie Bl. 139.*, 3: conparuerunt cor. nob. jud. 
cur. Aug. Fridericus ...... et Soffia ... et jurati depo- 
suerunt, quod idem Fridericus eidem Soffie promiserit quod 
eam habere vellet legitimam in uxorem, si permiserit eum 
secum rem habere et quod postmodum ea incognita ipse 
Fridericus contraxerit publice matrimonium cum Elizabeti 
... ac sibi legitime cohabitaverit per plures annos; ipsa 
vero Soffia similiter matr. eontraxerit cum Sifrido .... 
quare vobis mandamus, quatenus si est ita ipsos sinatis 
cum superductis matrimonialiter permanere, ipsis eccles. 
sacram. ministrando,. cum sponsalia inter ipsos, ut asse- 
ruerunt, contracta per matrimonia subsequentia de presenti 
sint rupta, prout asseruunt canonica instituta. Bl. 144., 1. 
ist derselbe Satz auf den Fall angewandt, dass ein Paar 
zuerst auf ein matrimonium clandestinum eingegangen war, 
die Frau darauf sponsalia de futuro mit einem dritten ab- 
geschlossen hatte, dann aber mit dem ersten Mann „pubilice 
et in facie ecclesie“ contrahirt hatte. 
Trennung der Ehegatten. 
[Bl. 17, 2.] X. kln. Maij (1349., April 22.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. judicio in causa adulterii, 
quam coram nobis Irmelgardis dieta Ungraetin de Staingrift 
movit Hainrico dicto Ungerauten marito suo super eo 
quod petivit se ab eo separari quo ad thorum et mutuam 

 servitutem, ex eo quia asseruit eum in legem conjugü 
commisisse adulterando. lite contestata etc. quia reus 
confitebatur se predictum adulterium perpetrasse, de juris- 
perit. consilio ipsos separamus ab invicem quoad thorum 
et mutuam servitutem per nostram diff. sent. etc. 
' Ebenso Bl. 45.°, 3.; 52.%,1.; 20.°,3.; 46.°, 4.,in den bei- 
den letzten Fällen ist der Ehemann der Kläger ?’). Einigen 


27) Bl. 107.*, 1. ist eine Ehebruchsache entschieden, welche »Eliza- 
beth filia d. Cringerin de Nördlingen movit Herbrando dicto Weg- 
meister ibidem marito sto procuratori curie nostre maledicto.« .Das 
‚sauf Trennung lautende Urtheil ist in der Hs. durchstrichen. 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. X. 1. 8 
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Erkenritnissen dieser Art ist ein Schlusssatz angehängt, der 
über die Vermögensverhältnisse der Ehegatten eine Bestim- 
mung trifit. 

Bl. 51.*, 2: injungentes utrique ipsorum ut alteri rest» 
tuat universa bona que sibi invicem dinoscitur attulisse. 

Bl. 140.*, 5.: injungimus ipsi reo ut actrici dotem et 
cetera bona que sibi dinoseitur attuliese restituat. 

Bl. 107.*, 4.: volumus etiam ut universa bona que 
eadem Adelheidis sibi dinoscitur attulisse ratione dotis 
vel dotalitii seu quovis alio modo preter ea que in con- 
fessata ipsius Adelheidis specialiter sunt expressa penes 
actorem remaneant. 

Wiederherstellung der Gemeinschaft in Folge einer 

Compensation des Ehebruchs. 

[Bl. 64, 1.] VII. kln. Junij (1350., Mai 25.). 

Nos judices curie Augustensis presidentes judicio in 
causa adulterii, quam coram nobis Elizabet filia dicti 
Brünig eivis Aug. movit Ulrico dicto Jüngling calciatori 
ibidem marito suo super eo quod petivit eum per nos 
compelli, ut ipsam tamquam uxorem teneat et maritali 
affectione pertractet, non obstante sententia divortii quo- 
ad thorum et mutuam servitatem per predecessores nostros 
inter ipsos lata propter adulterium per ipsam perpetratum, 
cum post dietam sententiam ipse reus similiter in legem 
conjugii commisisset‘ adulterando. quia reus animo litem 
contestandi confitebatur se predictum adulterium per- 
petrasse, de jurisperitorum consilio ipsi reo injungimus 
in hiis scriptis, ut actricem ad se reeipiat ipsamque ma- 
ritali affectione pertractet, eum paria delicta mutua con- 
pensatione tollantur, per nostram diffinitivam sententiam 
in dei nomine in hiis scriptis. 

Separatio temporaria. 

[Bl. 18.%, 1.] V. kin. Maij (1349., April 27.). 

Nos jud. cur. Aug. pres. jud. in causa sevitie quam 
coram nobis Gerdrudis filia quondam dicti Husgnozz de 
Maenchingen movit Ulrico dicto Wernher textori marito 
guo super eo quod petivit se ab eo separari quoad tho- 
rum et mutuam servitutem, ex eo quia asseruit quod se- 
cum secura morari non possit propter verba et verbers, 
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ex quibus sibi mortis periculum formidat verisimiliter im- 
minere. lite contestata et recepto a partibus calumpnie 
juramento ; quia reus predictam sevitiam confitebatur 
in jure, de jurisp. consilio ipsi actrici dedimus et pre- 
sentibus damus licentiam a predicto Ulrico seorsum mo- 
randi, donec de inpunitate coram nobis sufficienter presti- 
terit cautionem. Ebenso Bl. 4.*, 3.; 62.*, 5. 

Eine zeitweilige, aber Geisillige Separation der Eihe- 
gatten wie im folgenden Falle findet sich in einer grossen 
Anzahl von Urkunden unserer Hs. bezeugt. 

[Bl. 26.*, 1.] III. idus Junij (1349., Mai 29.). 

Judices curie Augustensis decano in Aekirchen salutem 
in domino. 

Conparuerunt coram nobis in jure Ulricus dictus Kuf- 
ringer et Margareta dicta Kufringerin de Herboltzhoven 
conjuges et proposuerunt, quod ex certis causis simul 
stare non possint intendentes thorum conjugale causa 
servande castitatis ad tempus separare promiseruntque 
juramentis interpositis deo altissimo in castitate adtempus 
famulari. quare vobis mandamus quatenus ipsos sinatis 
ab invicem et seorsum morari, ipsis ecclesiastica sacra- 
menta ministrantes, dummodo eis aliud canonicum non 
obsistat. 

Ebenso BI. 27.*, 6.; 28., 1.; 48.*, 4.; 50.*, 1.; 55.*, 4. 
(mit dem Zusatz: injungimus etiam utrique zo ut al- 
teri restituat universa bona) u. v. 8. 

Neben den zahlreichen Entscheidungen aus dem Ge- 
‚biete des Eherechts finden sich nur vereinzelt in unserer 
Hs. Erkenntnisse in causa usurarum #), legati ?°), spolii 99), 
-decimarum °!) u. a. m., von deren Mittheilung hier abgesehen 
werden muss. 

Von den verschiedenen Formen gerichtlicher Aufzeich- 
nungen, welche die Hs. enthält, sind die meisten in den 
vorstehend mitgetheilten Auszügen zur Anschauung gebracht. 


2) BJ. 89.», 1.; 78.2; 87.*, 1.; 180, 8. 
2) BI. 45.., 2,5162», 2. 

so) B.20, 1. 

2) BL 77.8. . 
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Die noch nicht vorgekommenen Arten sollen hier zum 
Schluss durch je eine Probe vertreten werden. 


[Bl. 4*, 2.] XVI. kal. Januarij (1348., Dec. 17.). 
Injungimus dicto Stadler de Othmarshusen ex con- 
fessione sua facta coram nobis in jure, ut magistro Jo- 
hanni de Wealsteten satisfaciat de duodecim solidis de- 
nariorum Augustensium infra hinc et epiphaniam domini 
(Janr. 6.), alioquin contra eum ad sententias excommuni- 
cationis procedemus. 
So häufig sich solche Zahlungsbefehle in unserm Ge- 
richtsbuche finden, so selten sind die vorangehenden Schuld- 
bekenntnisse aufgezeichnet: Ein Beispiel ist: 


[Bl. 126.°, 1.] Conparuit coram nobis judicibus curie 

| Augustensis dicta Nidermüllerin de Gablungen et con- 

fitebatur in jure se teneri et obligatam esse Hainrico 

dicto Vischer eivi Augustensi in tribus modiis siliginis, 

quatuor metretis tritici, totidem varine wlgo dicte müsmel 
et duabus metretis olei mensure Augustensis. 


‘- [Bl. 81°, 3.] VIII idus Octbr. (1350., Octbr. 8.). 

Judices curie Angustensis plebano in Weylhaim salutem 
in domino. vobis mandamus quatenus sententias excom- 
municationis latas per nos jam dudum in Dyemüdim dic- 
tam Witelshoverin pro re judicata ad instantiam Her- 
manni Ummenhoven publicetis singulis diebus dominicis 
et festivis pulsatis campanis et accensis candelis etc. 


1351., Janr. 27. erging ein erneutes Schreiben in der- 
selben Angelegenheit, das nach den Worten et acc. cand. 
fortfährt: „et eas inviolabiliter observetis et a vestris sub- 
ditis faciatis arctius observari; colonos, inquilinos et om- 
nem ejus familiam, quibus in detestationem ipsius excom- 
municate ingressum ecclesie interdicimus, non sinatis vestris 
divinis officiis interesse. datum etc.“ (Bl. 92., 2.). 

Ein Beispiel der excommunicatio major gewährt 


[Bl. 81.*, 4] VII. idus Octobr. (1350., Octbr. 8.) 

Judices curie Augustensis plebano in Schiringen salu- 
tem in domino. vobis mandamus quatenus sententias 
excommunicationis latas per nos jam dudum in dietum 
Wizleder ibidem pro contumacia (?) ad instantiam Rü- 
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dolfi dieti Vetter cauponis civis Augustensis publicetis 
singulis diebus dominicis et festivis, facientes eum in 
domo mensa cibo potu furno foro fabrica mollendino 
balneo locutione seu qualibet alia communione fidelium 
ab omnibus arctius evitari etc. | 


38: = EmilFriedberg: 


Il. 


Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt und 
der Recurs an den Staat. 
Zugleich als Beitrag für die geschichtliche Entwickelung des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche in Deutschland !). 
Von 
Emil Friedberg. 


c. Baiern. 
[Fortsetzung.] 


Das Concordat des Jahres 1583. bot die Grundlage 
für die ganze fernere Gestaltung des Verhältnisses von 
Staat und Kirche in Baiern. Dennoch war damit nicht der 
Anlass zu weiteren Conflicten durchaus fortgefallen. Auf 
der Seite der Kirche und ihrer Behörden herrschte nach 
wie vor eine klägliche Thatenlosigkeit, die noch immer 
stätiger Anstachlung durch den Staat bedurfte; wie im An- 
fange des sechszehnten Jahrhunderts sehen wir auch in der 
Folgezeit, dass der Fürst die Bischöfe auf ihren Beruf der 
Zucht und Pflege des Clerus hinweisen muss, dass er sie auf- 
fordert, die Befugnisse, welche sie dem Staate nicht ge- 
währen zu können meinten, und die ihnen im’ Concordate 
zugestanden waren, auch wirklich zu handhaben, und dass 
er schliesslich die seiner kirchlichen Sorge durch den Ver- 
trag gezogenen Schranken überschreitet, damit nur die 
Kirche selbst nicht dem Verderben anheimfalle. 


ı) Vgl. diese Zeitschrift Bd. VIII. 8. 280. ff. 398. fi. Bd. IX. 
8. 95. ff. 897. ff. 
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Andererseits finden wir die Bischöfe eifrig bedacht, ihre 
Macht weiter auszudehnen als das Concordat ihnen ge- 
währte. Dort hatte doch häufig genug das gemeine kano-. 
nische Recht der baierischen Gewohnheit weichen müssen: 
Veranlassung genug, auf geraden und krummen Wegen der 
unbeschränkten Geltung des ersteren zuzusteuern !). 


ı) Urk. v. 1585. An B. v. Passau, wegen Anmassung der Mit- 
sperre bei den Klöstern, nach Sterben der Prälaten, Lori 286.v.; desgl. 
1587. an d. Erzb. v. Salzburg, 1595. an den B.v. Passau, eben- 
das. 297.; 1593. An die Reg. z. Landshut, wie der Anmassung 
des B. von Regensburg bei Abdankung des Klosterrichters zu Wal- 
lerdorf zu begegnen sei, ebendas. 264.v.; vgl. aber auch namentlich 
die Beschwerdepunkte, welche der geistliche Rath i. J. 1607. dem Her- 
zoge Max I. überreichte in Diversa Gravam. duc. Bavar. cum 
Ordinariis suis in Bavaria, Hdschr. d. k. Bibl. in Mün- 
chen. Cod. bav. No. 2178. fol. 1. fi.» ..... Ferner zum Fünf- 
ten, unterstehen sich die geistlichen freysing. Räth, wie auch schier 
anderer Herrn Ordinarii alle in gemain, .... dass Sie die resignationes 
Parochiarum, bevorab da ain oder der anderer Pfarrer oder Priester 
seiner geübten Excess halb von dem herrn Ordinario abgestraft und. 
seiner Pfarr privirt oder entsetzet wirdt, dabin practiciren, damit ge-. 
melte Resignationes in mense ordinarii beschehen, dardurch das Jus 
patronatus in mense pontificio, welches E. F. Durchl. gebürt und zu- 
steht, quantum ad resignationem ganz und gar eludirt werde « Die: 
Freisinger Räthe ziehen die Vertheilung der Schulden abgesetzter oder 
resignirter Pfarrer vor ihr Forum.» ..... Also erstlichen auf ab- 
kommen Lucasen Freythhofs gewesten Pfarrers zu St. welcher Se- 
hastian Goldkofer resigniert, und sein Vahrnus erstlichen um 960. fl. 
(welcher contractus pro simoniaco erkenet worden) hernach um 600. fl. 
verkauft hat, haben sie solches Gelt zuerlegen begert, und den ge- 
westen fürstl. Pflegsverwalter zue Schwaben M. S, durch ein ernstlich 
Schreiben von Ihrer churfürst!. Durchl. zu Coeln dahin vermögt, dass 
er 100. fl. an solchen Gelt gehn Freysing geschickt hat, und obwohl 
soliche 100. fl. in Namen E. F. drl. zum oftern sein widerum erfordert 
worden, haben doch mehrgemelte geistl. Räth dieselben nit mehr 
herausgeben wollen, sondern S. hat dieselben aus seinem aignen taihl 
widerumb zum gericht Schwaben erlegen mässen.« ebendas. Fol. 9. 
noch zwei gleiche Fälle angeführt... .. welches alles wider kuntliches 
offenbahres altes Herkommen ist, denn auf der Priester Absterben oder 
akkommen ohne Unterschied ihrer Schuldsachen in E. F. Drl. hand 
und loco da ainer Pfarrer gewest, von dem Landgericht seyen abge- 
handelt worden.« | 

Die »Realsprüch« ziehen sie an sich (d. h. Prozesse der Geistl, 
um Grund und Boden), der geistl. Rath schlägt vor, »dass E. F, drl. 
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So fromm aber auch Herzog Wilhelm war, so sehr 
er seiner Pietät ?) gegen die Kirche schon durch den Verzicht 
auf die früher ausgeübten Hobeitsrechte einen Ausdruck 
gegeben hatte, so eifrig war er doch bedacht, seinen Nach- 
folgern wenigstens die Befugnisse zu erhalten, welche das 
Concordat ihm gewährte; und gerade seine Frömmigkeit 
mochte ihn veranlassen, wieder die Rechte in die Hand zu 
nehmen, die er nutzlos den Bischöfen geopfert zu haben 
einsehen musste. Hatten ihm seine auf dem Münchner 
Tage des Jahres 1583. versammelten Räthe und die Be- 
richte seiner Regierungen eindringlich genug vorgestellt, 
dass nur die Sorgfalt der baierischen Herzöge, und die 
Handhabung der von der Kirche ihnen jetzt gemissgönnten 
Rechte den katholischen Glauben aufrecht erhalten habe, _ 
so musste die Erwägung nahe liegen, dass auch jetzt noch 
die fürstliche Sorge der Kirche Noth thue, zumal sie bei 
ihren dazu verordneten Oberen keine Hülfe finde. — 

Je weniger Leben aber so, nicht ohne die Schuld der 
Bischöfe die einzelnen Paragraphen des Concordates ge- 
wannen, um so weniger waren sie auch im Stande, die 
frühere Praxis erheblich zu modificiren. Wir haben oben 
gesehen, mit welcher Leidenschaftlichkeit die untergeordneten 
staatlichen Behörden die Blössen des Kirchenwesens brand- 
markten, mit welcher Principienfestigkeit sie die staatlichen 
Hoheitsrechte verfochten. Das Concordat musste ihnen um 
so weniger Veranlassung bieten, den früheren Standpunkt 
zu verlassen, je unberechtigter ihnen bei dem Zustand der 
kirchlichen Verwaltung die Concessionen . des Landesherrn 
erscheinen mochten. 

So können wir so ziemlich, — selbst unter dem Re- 
giment des bigotten Wilhelm — alle die staatlichen 
Kirchenhoheitsrechte nachweisen, welche wir vor dem Con- 
cordate gefunden haben. 


dieser Realsprüch halb den ordinariis nit sollten weichen, noch 
ihnen solches gestatten. Zumahlen solches in Hispania, Frankhreich, 
wie auch in Camera Spirensi also practicirt wirdt, dass die geistlichen 
in Realsprüchen vor den weltlichen Obrigkheiten Red und Antwort 
zugeben schuldig,» ebendas. Fol. 10. 

ı) Mannert, Gesch. Bayerns (Leipzig, 1826.) 2., 68. ff. 


_ 
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Die Erlaubniss zu Klostervisitationen mussten die Bi- 
schöfe in jedem Fall beim Herzog nachsuchen, und nicht 
immer wurde sie gewährt !), während stets darauf gehalten 
wurde, dass die bischöflichen Kommissare von den welt- 
lichen Angelegenheiten der Klöster keine Kenntniss er- 
hielten ?). 

Die Besteuerung der Geistlichkeit durch die Bischöfe 
blieb von der landesherrlichen Willkür abhängig °), und als 
der Bischof von Augsburg i. J. 1595. gegen landesherr- 
liches Verbot *) eine Türkenhülfe ausgeschrieben hatte, 
musste er die von dem baierischen Clerus empfangenen 
Gelder diesem einfach zurückerstatten ®), Bei Prälaten- 
wahlen wurde den Bischöfen nicht gestattet, den Wahltag 


1) 1586. And. bischöfl. Räthe in Regensburg, dass sie der- 
malen in München keine Visitation vornehmen, in temporalibus aber 
zu visitiren allein dem Landesfürsten gebühre, Lori a. a. O. 839.; 
1590. An geistl. Räthe in Freising, wegen Einstellung der Visi- 
tation in Alt-Münster, ebendas.; 1592. An Abt zu Wein- 
gaden, Verbot, die bischöflich. Augsburg. Visitatoren einzu- 
lassen, ebendas. 339. v. 

2) 1590. Die Pfleggerichte sollen die von bisch. Regensbur- 
gischen Visitationscommissarien in Geldsachen verübte Ungebühr 
berichten, Lori a. a. O. 339.; Ahndung an d. Abt zu W. als Prämon- 
stratenser Visitator, wegen Einmischung in Temporalien, ebendas. 
344.v.; 1591. Klöster Augsburg. Diöcese sollen berichten, ob der Bischof 
sich bei d. Visitation in zeitliche Sachen gemischt habe, ebendas. 
889. v.; And. Reg.2z.Straubing, dass man den Ordensvisitator, weil 
er Landstand ist, die Klosterrechnungen einsehen lassen könnte, eben- 
das. 344.v.; 1593. An Beamte im Lechrain, den bischöflichen Com- 
missarien die Visitation in zeitlichen Dingen nicht zu gestatten, eben- 
das. 340. 

2) 1586. An geistl: Räthe in Freising, den Propst zu Neu- 
stift wider seine ÖOrdensprivilegien in Zehntsachen nicht zu be- 
schweren, Lori a. a. O. 331.; 1589. Die Reg. x. Landshut und 
Straubing sollen achten, dass Klöster nicht vom Bisth. Regens- 
burg mit Abgaben beschwert werden, ebendas. 307.v.; 1594. An 
B. v. Augsburg, dass die Aebtissin von Niederschönfeld 
ein subsidium charitativum nicht schuldig sei, ebendas. 312. 

%) Loria.a. 0. 312.v. 

8) ebendas. — Andrerseits finden sich zahlreiche Urkk. seit d. 
J. 1586., dass die Geistlichkeit durch den Landesherrn besteuert wurde, 
Lori 810... 
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festzusetzen !), fremde Prälaten als Scrutaforen einzufüh- 
ren ?), oder gar ein Vorschlagsrecht auszuüben °), während 
andererseits die herzoglichen Conimissarien angewiesen 
waren, ungeeignete Wahlen zu verhindern *), häufig ein- 
zelne Conventualen °), i. J. 1592. sogar ein ganzes Kloster 
des Wahlrechts zu berauben ®), und der Herzog i. J. 1589. 
dem Bischof v. Chiemsee eröffnete, dass man dort keine 
Wahl vor sich gehen lassen könne, es solle underwärts um 
ein subjechum umgesehen werden, der der Landesfürst werde 
selbst eines stellen ?). 

Die stastliche Prüfung neuer Geistlicher wurde, als 
die bischöflieben Examina noch immer keine Garantie der 
Tauglichkeit gewährten ®), wieder hergestellt °), und die 


1) Urk. v. 1592. an d. Erzb. v. Salzburg, Lori 234. v.; 1590. 
an denselb. desgl. und dass man die Postulation eines Ausländers 
nicht gestatten könne, ebendas. 233. v.; 1592. an B. v. Angsburg 
desgl. und Ahndung wegen Einführung fremder Prälaten als Scru- 
tatoren, ebendas. 234. v. 

’) siehe Anmerk. 1. u. vgl. Urk. v.1592., wodurch die Kommissa- 
rien angewiesen werden, keinen fremden Scrntator zuzulassen, Lori 
284.v.; Auch gewählt sollten Ausländer nicht werden, Urk. v. 1592., 
zugleich Befehl an die Wahlkommissäre, die bischöflichen von der Ein- 
sieht in die Temporalien auszuschliessen, ebendas. 

®) Urk. v. 1590. an d. Erzb. v. Salzburg, Lori a. a. O. 284. 
Vgl. auch Urk. v. 1590. an denselb., wie der Landesherr sich betra- 
gen werde, da man durch eine Wahl einen untauglichen Prälaten auf- 
dringen wolle, ebendas. 

*) 1594. Herzogl. Commissarien sollen die Tauglichkeit der- Con- 
ventualen vor der Prälatenwahl prüfen, Lori a. a. O. 235. 

5) Urk. v. 1585. Commissionsbefehl an Niederaltaich, gleieh- 
zeitig Anweisung, einen Gelehrten zum Prälaten zu wählen, Lori 
233. v.; 1591. 1592. ebendas. 284. 

-® Urk. v. 1592. Lori a. a. O. 234. v. 

”, Loria.a. O. 234. v. Auch auf die Beobachtung des festge- 
setzten Wahltages hielt der Herzog. Vgl. Urk. v. 1595. bei Lori 
a. &. O. 235, 

®2) 1588. An d. B. v. Freising, dass einem zum Pfarrer Präsen- 
'tirten bis er nicht mehr erlernt, Possess nicht gegeben werden könne, 
Loria.a. 0. 218.v.; 1586. An die Bischöfe, die Pfarreien tauglich 
zu besetzen, widrigenfalls man die Pfarrer nach altem Gebrauch exami- 
niren werde, ebendas. 109. v. 

?) 16592. Examen der angehenden Pfarrer, Lori a 2. ‚0. ill, 
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von jedem geistlichen Einfluss freigehaltene staatliche Pos- 
sesegebung !) bot das Mittel, die Geistlichkeit dazu zu 
nöthigen, und widerrechtliche Ernennungen von Pfarrern 
zu hintertreiben ?). 


Die Disciplinargewalt der geistlichen Behörden wurde 
anerkannt, und der fehlende Geistliche seinen Vorgesetzten 
zur Bestrafung zugeschickt ?), aber es wurde doch daran 


An d. Propst z. Bernried, einen Mönch vor Antritt der Pfarrei zum 
geistlichen Raıh ins Examen zu schicken, ebendas. 119. v. 
11586. AnB.v. Augsburg, dass man den Pfarrern Possess 
zu geben seit uralten Zeiten berechtigt sei, Lori a. a. O. 218. v.; 
1587. An Pfleger z. Aichach, keinem ohne Possessbrief Einkommen 
verabfolgen zu lassen, ebendas. 218.v.; desgl. an d. Reg. z. Strau- 
bing ebendas.; 1588. Verweis an d. Vicarius z. Regensburg 
wegen angemasster Ertheilung des weltlichen Possesses auf Piarreien, 
ebendas. 219; An Beg. zu Burghausen, dem Pfarrer in 0. 
die Einmischung in die Temporalien vor Erhaltung des Possesses zu 
verweisen, ebendas, 219.; 1590. An Pfleger z. Stain, Niemand auf. 
Pfarreien oder beneficia curata ohne Possessbrief einzulassen, ebem- 
das. 219.; 1598. An d: Reg. z. Burghausen, das Einkommen 
des Pfarrers, bis Possess begehrt wird, mit Beschlag zu belegen, eben- 
das. 219,v.; Beispiele von Possessgebungen ebendas. 248. 
2) 1590. An Propst und Erzdiacon z. Bauernburg, dass ein 
vom Erzb. v. Salzburg auf eine Wechselpfarre widerrechtlich inve- 
stirter Priester den Possess nicht erhalten könne, Lori a. a. O. 219. 
vgl. auch Urk. v. 1595. An d. Reg. z. Burghausen, die vom 
Bischofe auf die Pfarren eingeschafften Priester abzustellen, eben- 
das. 111. v 
2) 1583. An d.B. v. Freising, ein Caplan sei des Bistbums zu 
verweisen, Lori a. a. O. 856. v.; Nachricht an denselb., dass man 
einen Priester wegen übler Aufführung auf ein Schloss gefangen gesetzt 
habe, L. 356.; 1586. An geistl. Räthe in Freising, dass ein 
Cooperator wegen schlechter Aufführung des Landes zu verweisen sel, 
L.. 356. v.; 1587. An dieselb., wegen Verrichtung des Gottesdienstes 
auf den Pfarreien, die Unterthanen klaglos zu stellen, L. 109.v.; 1588. 
An die Reg. zu Burghausen, zwei Gesellpriester dem Bischofe auf. 
Karren zuzuführen, L. 357.; 1589. An die geistl. Räthe in Freising, 
den Abt.,v. Ebersberg zu entsetzen, L. 281.; 1591. An geistl. 
Räthe . Regensburg, die Pfarrer zur Residenz anzuhalten, L. 141.; 
An geistl. Räthe in Freising, bei Vermeidung weiteren Einseheng 
den unpriesterliehen Lebenswandel zu bestrafen, ebendas. 357. v.; 
An dieselb., einen Pfarrer zu bestrafen, widrigenfalls man ihm das 
Land verbieten werde, ebendas.; 1592. An dieselb., den Pfarrer. 
in R, zur Residenz oder Resignation anzuhalten, L. 141.; 1594. An d. 
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die Forderung geknüpft, dass es mit Verwendung der 
etwaigen Strafgelder genau nach den Concordaten gehalten 
‚würde !), und dass der geistliche Richter den weltlichen, 
um eine Controle des letzteren zu ermöglichen, von jeder 
Bestrafung Nachricht zugehen lassen sollte 2). Nebenbei 
aber hielt sich der Herzog auch für befugt, sogar bis ins 
Kleinste für die Aufrechthaltung der Kirchenzucht Sorge 
zu tragen °®), selbst die energischen Massregeln zu treffen, 
welche die kirchlichen Behörden auch in dieser Beziehung 
vorzunehmen zu lässig waren, auch eigenmächtig die Straf- 
gewalt, ungeachtet des kirchlichen Widerspruchs *), zu 
handhaben °). 


Generalvicar in Freising, einen Pfarrer zu seiner Schuldigkeit an- 
zuhalten, bei Strafe der Temporaliensperre, L. 111. 

1) 1589. An geistl. Räthe in Freising, sich von den Strafen 
der Clerisei nichts zuzueignen, Lori a. a. O. 857. 1590. An die- 
selb., wie die Geldstrafen der Geistlichen et werden sollen, 
eben d a8. 357. v. 

%2) Urk. v. 1587. Lori a.a. O. 856. v.; 1587. An geistl. Räthe 
in Freising, wegen verweigerter Anzeige der gegen die Geistlichen 
vorgenommenen Bestrafungen, ebendas.; 1595. An dieselb,, wie in 
Zukunft die Bestrafung der Geistlichen an die Landgerichte angezeigt 
werden solle, L. 358.; dass dies doch nicht geschehen sei, erhellt aus 
der Beschwerde des geistlichen Rathes i. J. 1607. in Diversa Grravam. 
etc. a. a. O. Cod. bav. 2178. fol. 7. v. | 

s) Vgl. Beispielsweise 1586. Verbot an d. Abt z. Tegernsee, 
ohne landesherrliche Erlaubniss Conventualen nach Italien zu schicken, 
Lori a. a. O. 162.; 1587. An denselben. Bewilligung dazu für 
zwei, ebendas. An d. Prälaten in Chiemsee, Verbot, Gäste 'ins 
Kloster zu lassen, ebendas. 

*) 1587. Verweis an die geistlichen Räthe in Freising, weil 
sie der Regierung das Recht bestreiten, die Pfarrer zum Fleiss in Ver- 
richtung des Gottesdienstes zu ermahnen, Lori a. a. O. 110. ‘Vgl. die 
Beschwerden des geistl. Rathes v. 1607. in Gravamina etc. Cod. bav. 
2178. fol. 7. v.: die geistlichen Räthe wollen nicht gestatten, dass die 
weltlichen Beamten die Pfarrer wegen ihrer »geungsbur und mengl für 
sich erfordern und ein Verweiss gethann werde.« 

6) 1585. And. Abt z. Attel, dem Prediger s. Wasserburg die Kanzel 
zu verbieten, L. 11. v.; An d. Propst zu Vilshofen, den Pfarrer zu 
Landau zum Predigen und Haltung des Gottesdienstes bei schwerer 
Strafe anzuhalten, ebendas.; And. Vicedom z. Landshut, die Jesuiten 
zur Haltung der Christenlehre anzuhalten, L. 12.; 1587. an die Prä- 
laten z. M. wegen Verweisung eines Conventualen aus dem Kloster, 
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Bei Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt endlich 
schritt der Herzog ein, wie er denn nicht nur jeden Ueber- 


L. 162.; An Reg. zu Landshut, einen nachlässigen Pfarrer zur 
Verrichtung des Gottesdienstes mit Sperrung der Einkünfte anzuhalten, 
L. 109. v.; An die Bischöfe, die Pfarrer zur Haltung der Christenlehre 
anzuhalten, L. 12.; desgl. 1597. ebendas.; An Propst z. Alten- 
ötting, die unziemliche Aufführung eines Chorherrn zu bestrafen, 
L. 102. v.; 1588. An Pfleger zu W., einen Pfarrer in Haft zu nehmen, 
L. 857.; An Pfleger z. Stahrenberg, den Pfarrer in’B. zum geist- 
lichen Rath nach München zu schaffen, L. 110.; An Prälaten z. Für- 
stenfeld, wegen Bestrafung zweier ausserhalb des Klosters befind- 
licher ungebührlicher Religiosen, L. 162. v.; Entsetzung eines Pfar- 
rers, L. 279. v.; 1589.; Ausschaffung eines desgl. ebendas. An 
Dechant u. Kapitel zu A., einen Chorherrn zur Resignation anzuhalten, 
L. 274. v.; der Pfarrer in K. soll sich wegen seines Unfleisses in Amts- 
sachen verantworten, L. 110.v.; An Dechant z. Ha bach, Ausschaffung 
eines Chorherrn, L. 103.; einen Chorherrn vor den geistlichen Rath 
nach München zu schicken, ebendas.; 1590. An d. Reg. in Burg 
hausen, die Kirchenzucht in Altenötting zu verbessern, eben- 
das.; An dieselbe, Bestrafung des Prälaten v. Altenoetting, eben- 
das.; Entsetzung eines Chorherrn, L. 279. v.; An d. Pfleger zu 
Pfaffenhofen, Ausschaffung eines Priesters aus dem Lande, L. 
357.; Verweisung eines Beneficiaten aus dem Rentamt Landshut, 
ebendas.; An Prälaten z. Tegernsee, wie der gewesene und dahin 
geführte Abt v. Roth sich zu betragen habe, L. 281.; Verweis an den 
Prälaten z. Wessobrunn, dass er auf die Aufführung des Keller- 
meisters nicht Acht gegeben; Befehl, zu dem Amte auf eine Zeit einen 
Laien zu gebrauchen, L. 162. v.; An Administrat. z Eber stein, 
einen ungehorsamen Conventualen ins Gefängniss zu setzen, eben- 
das.; 1591. An Abt z. Fürstenfeld, Abstellung der unziemlichen 
Aufführung des Pfarres zu B., L. 163.; An d. Hofrath, einen entsetzten 
Abt in ein anderes Kloster zu führen, L. 281. v.; 1592. An die von 
Wasserburg, wegen Aretirung zweier Franziskaner, L. 179. v.; 
Geistl. Rathschluss wegen Verweises an einen Pfarrer, L. 111.; In- 
quisition wegen Ausheirathung einer Pfarrerstochter, L. 144. v.; Be- 
fehl wegen Untersuchung der Klosterzucht, L. 163.; An Propst z. 
Reichersperg, die Conventualen zum Studiren anzuhalten, L. 168. v.; 
Absetzung eines Beneficiaten, L. 279. v.; 1598. An Dechanten zu 
Altenoetting, die Chorherrn mit Hülfe brachii saecularis zur Be- 
obachtung der Statuten anzuhalten, L., 100. v.; 1594. An Prälaten zu 
Osterhofen, wie er seinen abgesetzten Vorfahren halten solle, L. 
281. v.; An Prälat zu Sch., dass der abgesetzte Abt v. St. Veit, als 
gewesener Conventual wieder eingenommen werde, ebendas.; An 
Verwalter. z. Ebersberg die Klosterzucht auch mit gewaltsamen 
Mitteln aufrecht zu halten, L. 164.; An Commissar, den abgesetzten 
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griff der-geistlichen Gerichte schroff zurückwies !), sondern 
auch für die Aufhebung widerrechtlich verhängter Strafen 
und Censuren Sorge trug. So instruirte er 1593. die Re- 
gierung zu Straubing, die Absetzung eines Priors ohne 
landesherrliche Bewilligung nicht zu gestatten ?), so forderte 
er i. J. 1590. Rechenschaft wegen zu scharfer Bestrafung eines 
Pfarrers °®), wies 1592. den Pfleger zu Aichach an, die 
Verkündigung des Banns zu hindern *), ja forderte sogar 
4. J. 1586. den Administrator des Bisthums Regensburg 
-auf, die Publication der Bulle Ooenae Domini einzustellen °). 


Abt v. St. Veit in ein anderes Kloster zu schicken, L. 281. v.; An 
Administrator z. Ebersberg, wegen Bestrafung eines ungehorsamen 
Conventualen, L. 164.; An Propst z. Neustift, wie er die Zucht und 
die ‚Verwaltung im Weltlichen anstellen soll, ebendas.; 1595. An 
Reg. z. Burghausen, über die Untersuchungskommission Bericht 
‚zu erstatten, die der Aufführung eines Pfarrers wegen eingesetzt sei, 
L. 111. v. — Auch die Ausführung der über Concubinat erlassenen 
Verordnungen erforderte noch manigfache Decrete: 1588. An Landrichter 
zu H. wegen Bestrafung des C., L. 144.; 1586. An beide Dechanten 
in München, C. bei der Clerisei abzustellen, ebendas.; 1589. An De- 
chanten z. H. Bestrafung des Concubinates, L. 144. v.; 1590. Strafe 
‚des C. bei einem Beneficiaten, ebendas. 

1) 1688. An d. Landrichter z. Friedberg, den Pfarrer in 
‚Schuldsachen vorzurufen und im Weigerungsfall zur Bezahlung an- 
zuhalten, Lori.a. a. O. 110.; 1692. Abmahnung an d. B. v. Augs- 
burg, wegen Eingriffs in die weltliche Jurisdiction betreffs von 
.Schuldsachen, L. 184. v.; 1597. Decret an d. geistl. Rath, wie den Ein- 
griffen des Bischofs von Augsburg in die weltliche Jurisdietion zu 
widersprechen sei, L. 185. 

2) Decr. an d. Reg. zu Straubing, Lori a.a. 0. 179. v. — 
Auch die freiwillige Resignation der Pfarrer bedurfte landesherrlicher 
Genehmigung, vgl. die Urkk. v. 1590. u. 1595. eben das: 276. v. 

®) Lori a. a. O. 357. v. 

4, Lori a. a. O. 362. Ebenso richtete er 1596. an d. B. v. 
Passau die Forderung, von Excommunication der Bürger zu Schär- 
ding abzustehen, ebendas. 

6) Lori a. a. O, 862. Vgl. das Decret v. 1597. an d. Pfleger z. 
Aichach gegen ein gedrucktes bischöflich Augsburgisches Mandat 
zu protestiren, ebendas. 185. — Von Verordnungen betreffs innerer 
kirchlicher Verhältnisse führe ich an: 1588. Erlaubniss, Religiosen 
von einem Kloster in das andere zu setzen, L. 161.; 1586.: Fischen 
‚am Feiertage sei erlaubt, L. 72. v.; 1588. An d. Prälaten zu Wein- 
‚garten, Kirchenbusse dureh öffentliche Vorstellang ausserhalb der 
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Noch weit schärfer als sein Vater trat Maximilian I. 
auf ?’). 

Seine Anhänglichkeit an die katholische Kirche bedarf 
keines Beweises, seine Hochachtung vor dem Clerus bekun- 
dete er ausdrücklich in dem 1605. auf die Beschwerden der 
Prälaten gegebenen Bescheide: Wird Verfügung geschehen, 
dass der geistliche Stand, dem S. Durchl. als eifriger ka- 
tholischer Fürst sonderbar geneigt ist, wider altes Herkom- 
men und üblichen Styl nicht beschwert werde ?), in der Ver- 
fügung v. J. 1631., welche seinen Behörden Ehrerbietung 
:dea Priestern gegenüber einschärfte ?): dennoch war er weit 
entfernt seinem autokratischen Regimente, dessen Selbst- 
‚gefübl durch die Erlangung der Churwürde noch gestärkt 
wurde *), irgend welche Schranken auferlegen zu lassen, 


Kirche sei abzuschaffen, L. 51.; 1595. Erlaubniss an d. Abt z. Cisterz 
ein Generalcapitel in Fürstenfeld zu halten, L. 331. v.; 1589. An d. 
Pfleger z. Aichach, dem Commenthur in Blumenthal die Ver- 
-wechslung der Altäre nicht zu gestatten, L. 84.; 1590. An d. Weih- 
bisch. v. Freysing, die Firmung vorzunehmen, L. 41.; 1598. Die 
Firmung sei unentgeltlich zu ertheilen, L. 41. v.; — dass Wilhelm V. 
auch die Verwaltung der Kirchengüter beaufsichtigte, wird durch folgende 
Urkunden bewiesen: 1586. Befehl an d. Propst z. St. Moritz in 
Augsburg wegen. Veräusserung von Pfarrgütern in Winsing Reile 
-und Antwort zu geben, L. 251. v.; An den Pfleger zu A., Verweigerung 
eines Kapellenbaues, L. 84.; 1590. Verbot an die von Abensberg, 
etwas von Kirchengütern zu verkaufen, L. 251. v. 

ı) Es bedarf dieser Punkt einer um so eingehenderen Würdigung, 
-als er bisher nicht genügend beachtet worden ist. Noch der neueste 
-Biograph Maximilians, Schreiber, Maximil. d. Kath. München 1868. 
weiss von seiner Stellung zur Landeskirche nur Ungenügendes zu be- 
richten. Der nachfolgenden Darstellung liegen wie oben die Samm- 
lungen von Lori zu Grunde. Auch die Darstellung Freybergs, 
Pragmat. Gesch., kann nicht befriedigen. 

») Freyberg.a.a.O. 3, 138. 

») Loria.a. O. 185. v. 

*) Er erforderte gleich darauf Gutachten, ob ihm jetzt vor den 
-Bischöfen der Vorrang gebühre, und machte diesen beständig geltend, 
Freyberg, Pragm. Gesch. 8., 125.; vgl Urk. v. 1624. Verhaltungs- 
massregeln an die Wahlcommissarien in Benedietbeuern wegen 
Behauptung des Ranges gegenüber den bischöflichen, Lori a..a. O. 
‘286. v.; 1628. Akndung an d. B. v. Regensburg, wegen des bean- 
‚spruchten Ranges, ebendas.; 1627, Ahndung gegen den B. von 
-Chiemsee, wegen Gebrauches ungebührlicher Titel, L. 97. v.; Zur 
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und sollten diese auch kirchliche sein. So wie er die Ehre 
seines Vorfahren, des Kaisers Ludwig, vor kirchlicher 
Verunglimpfung zu sichern verstand ?'), so suchte er auch 
‚seine landesherrlichen Befugnisse zu wahren, und diese zum 
Nutzen des Staates wie auch der Kirche selbst geltend zu 
machen. Darum wurde der geistliche Rath angewiesen, 
das Concordat von 1583. in allen Stücken aufrecht zu hal- 
ten, alle Sachen aber, welche die weltliche Jurisdietion be- 
träfen, dem Hofrathe zur Entscheidung zu unterbreiten ?), 
und 1629. wurde gar verordnet, dass zu jeder Sitzung 
Hof- und Kammerbeamte hinzugezogen würden, nur damit 
das staatliche Interesse besser gewahrt würde °). — 

Es würde zu weit führen, die einzelnen Aeusserungen 
des Hoheitsrechtes, wie es Maximilian über die baierische 
“ Kirche ausübte, der Reihe nach anzuführen. 

Wie unter seinem: Vater, bedurfte es zu Visitationen *) 


Erhöhung des landesherrlichen Ansehens erging 1621. an die Wahl- 
kommissarien der Befehl, in Kutschen zu fahren, L. 236. v. 

ı) Der Fortsetzer des Baronius, Bzovius musste seine In- 
vectiven gegen Ludwig den Baiern auf Maximilians Ansuchen an die 
Curie öffentlich widerrufen; .des Churfürsten Kanzler Joh. Georg 
Herwart schrieb dagegen seinen Ludov. IV. imperator defensus, 
und Maximilian setzte seinem Vorfahren in der Frauenkirche zu Mün- 
chen ein prächtiges Denkmal, Westenrieder, Beschr. v. München 
142. ff. | 

») Freyberg.a.a. O0. 185. (Geistl. Rathsinstruct. v. J. 1608.) 

°, Freyberg a. a. O. 190. Vgl. Urk. v. 1617., der Hofraths- 
kanzler soll in Rechtssachen vom geistlichen Rathe hinzugezogen wer- 
den, Lori.a. a. O. 325.; 1623.: Verbot, dass die geistl. Räthe Sachen 
die landesherrlichen Gerechtsame betreffend ohne Beisein beider Kanzler 
und eines Hofkammerrathes vornehmen, ebendas. 

*) Auch die Einsicht in die Temporalien wurde den bischöflichen 
Kommissaren nicht gestattet. Vgl. folgende Urkk. 1596. An Reg. 2. 
Straubing, d. unförmlich angesetzte Visitation gegen die bischöf- 
lichen Commissarien zu-ahnden, Loria.a. 0. 340.; 1611. Abmahnung 
an d: geistl. Rath z. Freising, einseitige Generalvisitationen vor- 
zunehmen, L. 340. v.; 1615. An B. v. Augsburg, Visitationen nur 
mit landesherrlichem Wissen, ebendas.; 1616. An denselb., die 
Visitat. v. Thierbaupten wird abgeschlagen, ebendas.; 1617. 
Die Visitationskommissarien sollen den erzbischöflichen keine Einsicht 
in die Temporalien verstatten, L. 841.; 1632. Visitationspatent für d, 
B.v. Regensburg, L. 341. v.; 1642. desgl. für d. B. v. Augs- 
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und bischöflichen Steuerausschreibungen !) landesherrlicher 
Bewilligung, wie dieser wirkte er bei Prälatenwahlen mit 2); 


burg und Regensburg, ebendas.; 1650. An d.B. y. Regens- 
burg, Abstellung unordentlicher Visitationen und Geldforderungen, 
L. 841. v.; Verbot an d. Regg. Landshut und Straubing, den 
Consistorialräthen Auszüge aus den Kirchenrechnungen mitzutheilen, 
L. 257.; 1651. Visitationspatent für d. B. v. Freising, L. 342,.; An 
Stift z.A., den Salzbur ger Visitatoren, keine Einsicht in die Tem- 
poralien zu gestatten, L. 342; denselben bei Prälatenwahlen keine Vi- 
sitation zu gestatten, L. 238.; An d. Reg. z. Lan dshut, die Un- 
gebühr bei der Visitation gegen d. Bisch. v. Regensb urg zu ahn- 
den, L. 342.; An Regg. z. Straubing und Landshut, den bischöf- 
lichen Commissarien keine Einsicht in die Temporalien zu gewähren, 
ebendas. 

!) 1595. Verbot an Gerichte und Klöster A ugsburg. Diöcese, 
dem Bischof einigen Geldaufschlag zu zahlen, Loria. a. 0. 312. v.; 
Ahndung an d.B. v. Augsburg, wegen Ausschreibung eines sub- 
sidium charitativum, ebendas. ; 1599. And. B. v. Regensbu rg, 
das Chorstift z. Straubing nicht zu beschweren, L. 185.; 1601. 
An die Regierungen, Acht zu haben, dass d.B. v. Passa u die Clerisei 
nicht mit Abgaben beschwere, L. 312. v. ; 1608. and. B. y. Regens- 
burg, subsid. charit. abgeschlagen, L. 313.; 1635. desgl. 1654. desgl. 
ebendas.; 1610. An B. v. Freising desgl., ebendas.; 1644, 
desgl.; 1619. bewilligt, 1635. desgl. ebendas.; 1610. Erlaubniss an 
den Prälaten z. Benedictbeuern auf einer Augsburgischen Sy- 
node zu erscheinen mit Weisung in keine Contribution, namentlich zu 
Seminarien zu willigen, L. 25.; 1624. AnB. y. Regensburg, e8 
könne nicht gestattet werden auf Pfarreien Pensionen zu legen, eben- 
das. 308.; 1626. desgl. 1627. desgl. oder primi fructus einzufordern, 
ebendas.; 1637. An B. v. Regensburg, seminaristicum abge- 
schlagen, L. 808. v.; dem B. v. Passau gestattet, L. 25. v.; 1650. 
An d.B. v. Regensburg, unter dermaligen Umständen Klöster 
und Pfarreien zu Seminarbeiträgen nicht heranzuziehen, eben das; 
1651. desgl., die unter Androhung der Censuren ausgeschriebene Con- 
tribution sei abzustellen, ebendas. Vgl. Fre yberga.a.0.3., 57. £. 
Vgl. dagegen Urk. v. 1638. es sei Schuldigkeit der Klöster, zur Landes- 
defension beizutragen, L. 310. v.; und Freyberga.a.O.3., 66. fi. 

”) 1596. An Prior und Convent zu F., dass der in Abwesenheit 
des landesherrlichen Commissars erwählte Conventual als Abt nicht 
anerkannt werden könne, Loria. a. O. 235. v.; 1597. An d. Gericht 
Rhein, dass vom Landesfürsten und nicht vom Visitator der Wahl- 
tag zu bestimmen sei, ebendas.; Befehl an Kloster 8. in Zukunft 
die Aebtissinnenwahl gegen die Eingriffe des Visitators zu sichern, 
L. 236.; 1599. Verbot an Stift Vilshofen zur Prülatenwahl zu Schrei- 
ten, L. 230. v.; 1601., die bischöfliche Confirmation bei Prälatenwahlen 
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sorgte für die Disciplin des Clerus '), für die Aufrecht 


nicht zu gestatten, L. 247.; 1608. Versagung der landesherrlichen Be- 
stätigung, L. 236.; 1614. Nur ordentliche Prälaten zu wählen, Frey- 
berg.a. a. O. 3, 26.; 1617. Instruct. f. d. Wahlkommissar in Chiem- 
see, L. 97. v.; 1627. An d. Provinzialkapite) d. Augustiner in Salzburg, 
die bayrischen Klöster des Ordens mit frommen Vorstehern zu ver- 
sorgen, widrigenfalls zur Erhaltung der Disciplin andere Mittel ein- 
geschlagen würden, Freyberg a.a. 0. 3., 14.; 1628. Ahndung an d. B. 
von Regensburg, wegen unförmlicher Ertbeilung der Confirmation 
bei Prälatenwahlen, L. 236. v.; 1631. die Wahlkommissarien in J. 
söllen, falls Einer aus dem Kloster gewählt werde, den Consens ver- 
weigern, L. 287.; 16385. And.B.v. Augsburg, dass dem ohne 
. landesherrlichen Consens von bischöflichen Commissarien confirmirten 
Propst zu P. der Possess nicht werde gegeben werden, ebendas,; 
1637. Dem Capitel zu Vilshofen wird ein Propst vorgeschlagen, L. 
237. v.; 1645. Instruct. f. d. Wahlkommissarien bei Freyberga. a. 
0. 3, 26. ff. | 

1) 1598. Eintsetzung des Propstes v. St. Zeno wegen übler Auf- 
führung, Freyberg.a.a. O0. 14.; desgleichen eines Pfarrers, Lori 
a. a. O. 279. v.; An d. Wahlkommissar zu Wessobrunn, Be 
strafung der Religiosen, die sich um Prälaturen bewerben, L. 236.; 
1599. Befehl an d. Reg. z. Straubing, einen ungehorsamen Re- 
ligiosen zu strafen und den Klosterrichter abzusetzen, L. 165.; die 
Pfleger z. B. sollen den Pfarrer zur Haltung des Gottesdienstes nöthigen, 
L. 111. v.; Decret an d. Hofrath, ausserhalb des Klosters sich unziem- 
lich aufführende Augustiner zu verhaften, L. 179. v.; 1609. Die Re- 
gierungen sollen Obsicht tragen, ob die Pfarrer die Jugend in der 
Glaubenslehre unterweisen, L. 12. v.; 1610. Befehl an d. Pfleger z. 
Landshut, den Kapuzinern die Kanzeln zu räumen, L. 35. v.; 
1610. Ordnung wegen Klosterzucht, L. 166. v.; — 1601. Decret an d. 
geistl. Rath wegen: Beobachtung des Betragens der Prälaten, L. 165. v.; 
Verweis an d. Abt z. N. wegen Nachsicht in der Klosterzucht, eben- 
das. ; der Prälat zu R. soll seiner Aufsicht wegen Verantwortung geben, 
ebendas.; Befehl an denselb. wegen Klosterzucht, L.. 165.; 1602. 
An d. Räthe in Passau, Ausschaffung eines übermüthigen Pfarrers, 
L. 279. v.; 1602. im Kloster N. soll ein Koch statt der Köchin an- 
gestellt werden, L. 165. v.; An Pfleger z. W., den Gesellenpriester 
. bei Strafe des Ausschaffens zu priesterlicher Aufführung zu ermahnen, 
L. 185. v.; An Landgericht Dachau, einige Priester wegen ungeist- 
licher Aufführung zur Strafe zu ziehen, L. 135.; 1603. Absetzung 
eines Pfarrers, L. 280., 1604. Kommissar. Befehl an d. Reg. z. Strau- 
bing, die schlechte Klosterzucht der dortigen Carmeliter zu unter 
suchen und zu verweisen, L. 179. v.; 1606. An Abt z. R., Religiosen, 
die als Pfarrer ungeistlich gelebt, zu strafen und die Pfarreien durch 
Weltpriester zu besetzen, L. 166.; 1607. An Reg. z. Landshut Be 
aufsichtigung und Bestrafung der Pfarrer, L. 112.; 1610. Commissions- 
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erhaltung der Seelsorge), den Bestand des kirchlichen Ver- 


befehl gegen einen Prälaten Inquisition anzustellen, L. 166.; 1611. An 
Abt za Etthal, einem Pfarrer seine Aufführung zu verweisen, L. 
166. v.; 1614. Absetzung eines Pfarrvicars und eines Beneficiaten, L. 
280.; 1615. Inquisition bei Klöstern, L. 166. v.; 1617. Absetzung eines 
Pfarrers, L. 280.; 1626. Ausschaffung zweier Novizen aus St. Zeno, 
L. 167. v.; 1631. An Reg. zu Burghausen wegen Aufsicht auf 
Zucht der Geistlichen, L. 135. v.; Ahndung wegen schlechter Kirchen- 
zucht, L. 103. v.; 1632. Verweisung eines Feldpaters ins Kloster, L. 
168.; 1638. Absetzung eines Kaplans, L. 280.; 1637.. Abänderung eines 
Beichtvaters im Nonnenkloster Ch., L. 177. v.; desgl. zu V., eben- 
das.; 1687. bessere Zucht in Nonnenklöstern zu handhaben, ebendas. ; 
1688. An die von München wegen Zechens der Priester, L. 147. v.; 


“ wegen Clausur der Nonnenklöster ergingen zahlreiche Decrete, L. 


176. v. fi. 1649. An d. Reg. z. Landshut, Abstellung der Aus- 
schweifung der Chorherrn z. Vilshofen, L. 104. — Im Vergleich 
zu den obigen Urkk. stellt sich die Zahl derjenigen, wo die Hülfe der 
geistlichen Behörden angerufen wird, als gering dar. Vgl. An Geistl. 
Räthe in Freising. 1598. wegen Herstellung der Klosterzucht in 
Etthal, L. 164 v.; 1604 wegen Abänderung eines Pfarrers in 
Wessobrunn, L. 112.; 1618. einen Pfarrer wegen übler Auf- 
führung abzustrafen, L. 113.; 1628. Ausschaffung eines Pfarrers aus 
dem Lande, L. 358. v.; 1614. An Geistl. Räthe in Augsburg, 
einen Pfarrer aus Baiern zu verweisen, L. 358. v.; 1630. An Admini- 
strat. z. Passau Bestrafung der Geistlichen, die zu Pestzeiten sich 
nicht haben gebrauchen lassen, L. 118. v.; 1635. An B. v. Freising, 
die Priester zu besserer Aufführung und anständiger Kleidung anzu- 
halten, L. 136.; 1637. Befehl an d. Pfleger zu Griesbach, den 
Prälaten zu St. in Haft zu nehmen und dem Bischofe zuzuschicken, 
L. 168.; An d. Official zu Passau wegen Absetzung des Abtes zu 
Aspach, L. 282.; — Der Concubinat der Geistlichen erforderte noch 
immer zahlreiche Decrete — 1607. Von Pfarrköchinnen, L. 145. — 
auch nach der Polizeiordnung v. 1616.; (B. V. Tit. 9. Art. 18.: Genau 
das Concordat v. 1583. zu beobachten »Es sol auch dem Ordinario 
geschrieben werden, dass wir dergleichen Priester in unsern Fürsten- 
thumben zu gedulden keineswegs gedacht seyen.«) — Vgl. 1617. Straf 
des C., L. 145.; 1621. desgl. ebendas.; 1624. Ermahnung an d. Ge- 
neralvicar 2. Augsburg, in Mindelheim den Concubinat abzu- 
halten, ebendas.; 1626. An d. Reg. z. Straubing, wegen des C. 
einiger Priester, ebendas.; 1639. An d. B. v. Freising, Ab- 
schaffung des C., ebendas.; An d. Pfleger z. Leonberg, Be- 
strafung des C., ebendas.; 1640. An d. Pflegegericht Ried desgl. L, 
145.; An d. Reg. Landshut desgl., ebendas.; 1651. An dieselbe, 
wie eine Pfarrersconcubine zu verhaften, ebendas. 

1) Er sorgte für Residenz der Geistlichen, vgl. Freyberga.a. 
0. 8., 6. 1614. Chorherrn dazu anzuhalten, Lori a. a. O. 135. v.; 

4 * 
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mögens }). 
Wo die Bischöfe und geistlichen Behörden den nach 


1636. An d. Generalvicar z. Eichstädt, dass der Pfarrer in S. resi- 
diren oder resigniren solle; 1638. Dispens von Residenz ertheilt, 1640. ab- 
geschlagen, L. 136.; — liess Incorporationen nur mit landesherrlicher 
Genehmigung geschehen, Urk. v. 1605. Abschlagung einer solchen, L. 
227. v.; 1630. desgl. an d.B. v. Freising, L. 228.; — verbot Ko- 
mulation der Beneficien, Urk. v. 1614, dem Dechanten z. Landshut 
der Besitz zweier Dignitäten untersagt, L. 201.; — gestattete nicht 
die Versehung von Pfarreien durch Mönche, Urk. v. 1621., L. 167.; 
Ausnahmebewilligung 1648., 168. v.; — verlangte, die Verleihung von 
Pfarreien sollte nur an solche geschehen , welche sie selbst versehen 
würden, Urk. v. 1627., L. 141. Vgl. auch Decr. v. 1609. Der geistl. 
Rath soll darauf achten, dass die guten Pfarreien nicht mehr von den 
Domherrn an sich gebracht und dann durch »Miethlinge«e versehen 
werden, L. 206. Freyberg a. a. O. 3., 8; — hielt untaugliche 
Geistliche zur Resignation an, Urk. v. 1611. an den altersschwachen 
Kirchherren z. Burghausen, L. 275. — Sonst wurden einseitige 
Resignationen nicht gestattet, Urk. v. 1627. an B. v. Regensburg, 
L. 308.; sondern bedurften landesherrlicher Bewilligung; Beispiele in 
Urk. v. 1637. 1638. 1652. L. 277.; von Verweigerungen 1627. L. 276. v.; 
Aufforderung zu Resignation 1635. L.. 276. v. 

1) Klöster durften nur mit landesherrlichem Consens errichtet wer- 
den, Freyberg a. a. O. 3., 11.; Ebenso Bauten innerhalb eines Klosters 
vorgenommen, Urk. v. 1611. Lori.a. a. O. 262.; wenn sie die Kosten 
v. 150. fl. überstiegen, Urk. v. 1605. L. 262.; Vgl. Baubewilligungen 
aus d. Jahren 1611.—40., L. 262. f. Kirchenbaubewilligungen v. 1606. 
und 1614. L. 84. v.; — Güterkäufe und Verkäufe benöthigten der Ein- 
willigung der Staatsbehörden, Urk. v. 1606. Erlaubniss eines Güter- 
kaufs für Kloster Bernried, L. 252. v.; 1624. einer Güterumtauschung 
L. 253.; 1630. dem Pfleger z. Aibling wird die Erkaufung eines Gutes 
für das Gotteshaus abgeschlagen, L. 253. v. — Ebenso zur Aufnahme und 
Ausleihe von Kapitalien, Urk. v. 1605. L. 252.; 1650. an d. Erzb. von 


Salzburg, dass man von Landesherrschaft wegen ihm bei Ausleihung 


von Kirchengeldern keine Jurisdiction gestatten könne, L. 225. v.; 
Vgl. 1650., dass die Einwilligung der Bischöfe in Nachlass der Kirchen- 
gelder unnöthig sei, 254.; — Die Regierung nahm die Kirchenrech- 
nungen ab. Vgl. 1604. An B. v. Eichstädt, dass in Kirchen- 
rechnungssachen allein der Landesfürst zu befehlen habe 256. v.; 
1650. Verweis an d. Pfleger v. Rosenheim, dass er in Kirchen- 
rechnungssachen sich an den Bischof gewandt, 257.; Vgl. die zahl- 
reichen Urkk. 256. ff. 270. ff. — 1602. An Reg. z. Landshut, gegen 
den B. v. Regensburg die Einrichtung der Leibgedingsbriefe bei 
Kirchengütern zu ahnden, 252.; 1607. Willebrief zur Weihung eines 
Choraltars, 84. v.; — Die Polizei-Ordn. v. 1616. handelte B. 1. 
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Concordat oder Uebung ihnen zustehenden Wirkungskreis 
überschritten, wies er sie oft hart in die gebührenden 
Schranken zurück !). Versuchte das Consistorium in Augs- 


burg über die Genugthuungssumme bei Ehe- und Jungfern- 
 schwächungssachen zu entscheiden, so verbot er seinen Be- 
 börden, irgend eine Partei oder einen Zeugen zum Er- 


scheinen vor dem geistlichen Gericht anzuhalten ?). Wies 


_ Tit. 9. Von verrechnung, verwahrung. und verwaltung der Kirchen- 


güter. Art. 1—18. 

!t) Viel Streit erhob sich wegen der Uebergriffe der Bischöfe bei 
der Sperre vacirender Klöster, wo die Landesherren nach dem Tode 
der Prälaten, eine Inventur aufnehmen liessen \Urkk. v. 1559. an bei 
Loria. a. O. 290. ff.\, die Sperre verordneten (ebendas.), die Ver- 
waltung übernahmen (Urkk. v. 1565. en bei Lori a. a. O. 303. ff.); 
vgl. Urk. v. 1602. an d. Reg. zu Landshut, eine erzbischöfliche 
Mitsperre im Kloster St Veit nicht zu gestatten, L. 237.; Urk. v. 1602. 
1603. 1604. ebendas. 29. v.; 1620. 1623. 1624. L. 298. v. Ebenso 
wegen der geistlichen Verlassenschaften, in welche den bischöflichen 
Consistorien keine Einmischung gestattet wurde, Urk. 1599. An B. v. 
Eichstädt, Lori 287. v.; desgl. v. 1604.: 288. v.; v. 1624. Geistl. 
Rathsschl., das Pflegeger. W. soll dem B. v. Eichstädt nicht die 
Rechte bei Verhandlung geistlicher Verlassenschaft einräumen, welche 
den concordirenden Bischöfen zustehen, L. 269. v.; 1627. An B. v. 
Augsburg desgl. 289. v.; vgl. zahlreiche Urkk. 288. ff.; 1650. 
Geistl. Rathsschluss, die Ganturtheile über geistliche Verlassenschaften 
den Bischöfen nicht zur Ratification zuzuschicken, L. 290. v.; vgl. Frey- 
berg a. 2a.0.3., 105. fi. — So hatte die Regierung auch die Möglich- 
keit, die Verlassenschaft eines Pfarrers wegen Baufälligkeit des Pfarr- 
hofes zurückzuhalten, Urk. v. 1604. Lori a. a. 0. 259. v. Geistl. 
Rathsschluss v. 1625. ebendas., wie schon Wilhelm V. 1591. und 
1595. gethan hatte, L. 259. v. - 

2) Loria. a. O. 59. v.; vgl. Urk. v. 1599. an B. v. Augsburg 
wegen Eingriff in Schwängerungssachen, ebendas. Ebenso be- 
hauptete der Staat seine Gerichtsbarkeit in Zehntsachen — 1626. 
Geistl. Rathsschluss, diese beim Landgericht zu verhandeln, L. 191. v.; 
1620. An d. Abt z. A., dass einem Pfarrer wegen Weigerung der 
Zehnten durch das weltliche Gericht die Temporalien gesperrt werden 
sollen, ebendas. Vgl. auch Urk. v. 1619. an Geistl. Rath in Augs- 
burg, wegen Eingriffe in die Zehntjurisdiction, ebendas. — in 
Streitigkeiten über Kirchengüter. — Vgl. Schreiben an d. Erzb. von 
Salzbarg, dass notoria consuetudine germanica hierin der weltliche 
Gerichtsgang begründet sei, Freyberga.a. O. 3., 159.; — in Pro- 
cessen über den Nachlass der Geistlichen und dabei ausbrechenden 
Concurs, Urk. v. 1624. an d. Aebtiss. z. Seligenthal, Lori 284; 
Ueber Asylrecht vgl. Freyberg a. a. O. 3., 152. ff. 
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der Erzbischof von Salzburg einen vom Landesherrn im 
päpstlichen Monate Präsentirten zurück, so erklärte dieser 
sein Recht so starkh wir sein wider geistliche und weli- 
liche handhaben zu wollen !) oder nahm gar die Wider- 
strebenden, wie die Kapitularen, welche die Pra&sentation 
des Dr. Rippel verunglimpft und ihm die Investitur ver- 
weigert hatten, in harte Geldstrafe ?). Ernannten die Bi- 
schöfe widerrechtlich Geistliche oder Prälaten, bedienten 
sie sich nur in den Investiturbriefen ungebührlicher For- 
meln, so wurden die ersteren nicht eingesetzt ®), den letz- 
teren keine Folge gegeben *), während umgekehrt eine 
widerrechtlich verweigerte bischöfliche Investitur auf die 
landesherrliche mit Energie behauptete Possessgebung °) 
ohne Folgen blieb %). Geldstrafen, Sperrung der Tempo- 
ralien ?), selbst Verhaftung ®) verliehen den herzoglichen 


ı, Freyberga.a. 0. 3., 33. 

s, Freyberg.a.a. 0. 3., 147. 

8) 1611. An d. Reg. z. Burghausen, einen v. Bischofe bestellten 
Pfarrprovisor auszuschaffen, Lori a. a. O. 112. v.; 1650. An d. Reg. 
zu Amberg, dass denen vom Bischofe obne Präsentation admittirten 
Pfarrern die Einkünfte zu sperren seien, L. 225. v. , . 

“) 1603. An d. Administrat. v. Regensburg, Loria. a. O. 
216. v.; so auch schon Wilhelm V. 1588. an d.B. v. Freysing, 
ebendas.; 1602. Dem Kapitel z. Passau werden unförmliche In- 
vestiturbriefe zurückgeschickt L. 219. v. 

5) Vgl. Freyberg a. a. O. 8., 407. ff. Polizei-Ordn. v. 1616. 
B. 1. Tit 10. Zahlreiche Urkk. Lori a. a. O. 248. Befehle an die 
Regierungen, die Pfarrer zur Possessgebung anzuhalten 1610.: L. 223. v.; 
1614.: L. 224. v.; 1682.: L. 225.; — mit Gewalt, L. 223. v.; bis dahin 
die Einkünfte zu sperren, Urk. v. 1602., L. 219. v. — Vgl. Urk. v. 
1611. An d. Reg. zuBurghausen, dem Erzb. v. Salzburg die 
Einsetzung eines Pfarrers nicht zu gestatten, L. 224.; 1650. An die- 
selbe wegen Anmassung bischöflicher Possessgebung durch Kirchen- 
schlüssel. 1637. an die kurfürstl. Commissäre, die bischöflichen An- 
massungen in Uebergebung der Schlüssel und weltlicher Jurisdiction 
in Tegernsee zu ahnden, L. 248. 

6) 1606. an Pfleger zu J., dem Pfarrer zu V. ungeachtet der ver- 
weigerten bischöflichen Investitur, Possess zu geben, Lori a. a. O. 223. 
Vgl. 1605. an Vicar und geistl. Räthe in Freising, einen im päpst- 
lichen Monat Präsentirten unter Drohung weiteren Einsehens von der 
Investitur nicht abzuhalten, L. 2283. 

?) siehe oben passim. 

°) Urk. v. 1631. die Commissarien sollen bei der Wahl =. Prief- 
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Befehlen den nöthigen Nachdruck }). 

Ein Recurs an den Fürsten war in jedem Fall gestattet 
und die Verordnung vom 22. October 1614., wonach die 
Uebersendung jedes verbrecherischen Geistlichen an die 
Kirchliche Obrigkeit, sofort dem geistlichen Rathe mitgetheilt 
werden sollte ?), sicherte von vorn herein eine Controle über 
die kirchliche Gerichtsbarkeit. So wurde bald die zu grosse 
Nachsichtigkeit des geistlichen Oberen gerügt °), bald 
Rechenschaft wegen ungebührlicher Strenge gefordert *), 
bald auf Handhabung prompter Justiz gedrungen 5), vor 
allen Dingen aber einer ungerechtfertigten Handhabung der 
Censuren entgegengetreten. 

Im Jahr 1596. erging an die Regierung zu Burg- 
hausen der Befehl, Alle, welche die vom Bischof von 
Passau ausgegangene Excommunication im Lande ver- 
künden würden, sofort in Haft zu nehmen °), und 1598. 
verlangte der Herzog von demselben Bischof die Aufhebung 
des über den Pfleger von Griesbach verhängten Bannes, 
widrigenfalls wir unsern Pann auch aufthun und solche 
Mittel für Hand nehmen müssten, die Wir lieber umgehen 
wollten. Der Erzbischof von Salzburg erfüllte in der That 
das Begehren des baierischen Fürsten, als aber die römische 
Curie den Prozess wieder aufnahm, schickte jener Gesandte 
nach Rom, welche gegen das päpstliche Verfahren pro- 
testiren mussten, und als in der That i. J. 1599. die Ab- 


ling keinem Religiosen Consens geben, und wenn der bischöfliche 
Commissar erscheint, diesen in Arrest setzen, Lori a. a. O. 287. 

1) Vgl. Urk. v. 1602. Strafe der Chorherrn in Landshut wegen 
einer gegen landesherrlichen Befehl begangenen Ungebühr, Lori a. a. 
O. 858. . 

9 Freyberga.a 0. 3., 149. 

3) Vgl. Decret v. 8. April 1617., wenn der Ordinarius um Geld 
strafe, 30 sei dies gemäss den Concordaten zu verwenden; falle eine 
andere Strafe zu gering aus, so haben die Beamten an den Herzog zu 
berichten, Freyberga. a. 0. 3., 147. 

*) 1599. An Abt z. St., sich wegen harten Betragens gegen die 
Religiosen zu verantworten, Lori a. a. O. 165. 

6) 1624. An Geistl. Räthe z. Passau, dass einem Kläger gegen 
einen Pfarrer Justiz verschafft, und der Prozess unter Bedrohung 
anderer Mittel nicht abgekürzt werde, Lori a. & 0. 351. 

6) Lori a. a. O. 362. 
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solution erfolgte, sorgte er durch Abordnung eines eigenen 
landesherrlichen Commissars dafür, dass nicht etwa durch 
Verhängung einer öffentlichen Busse das landesherrliche 
Ansehen in der Person des Loszusprechenden gekränkt 


werde ?). 

Ebenso richtete er 1630. an die geistlichen Räthe in 
Augsburg das Verlangen, die ohne Schuld in den Kir- 
chenbann Verfallenen nicht bedrängen zu wollen ?), verfügte 
i. J. 1640. die Nichtigkeit einer voreilig verhängten Excom- 
munication ®) und wies 1649. die geistlichen Räthe in Frrei- 
sing an, einen Pfarrer, der zwei Unterthanen als Excom- 
municirte aus der Kirche gewiesen habe, zur Strafe zu 
ziehen *). | 

Fügen wir noch hinzu, dass auch der Verkehr der 
baierischen Prälaten mit den auswärtigen Kirchenobern über- 
wacht und beschränkt war °), dass Appellationen an die 
römische Curie keine Folge gegeben wurde ®), dass die Re- 
gelung der Stoltaxe durch den Landesherrn geschah 7), 
Uebertretungen derselben von den weltlichen Gerichten ge- 
rügt wurden ®), dass endlich sogar die Verwilligung neuer 


) Freyberg a.a. 0. 3., 149. Vgl. Urk. v. 1599. an Erzb. v. 
Salzburg, den Landesherrn und Beamte mit dem Kirchenbann zu 
verschonen, Lori a. a. O. 362. v. 

2) Lori a. a. O. 362. v. 

®) ebendas. 

%) ebendas. 

8) 1600. Verbot an d. Propst z. Landshut, nach Rom zu reisen, 
Lori.a. a. O. 135.; 1606. Erlaubniss für den Propst 2. Osterhofen 
auf ein Ordenskapitel ausser Landes zu reisen, L. 331. v.; 1610. Er- 
laubniss an d. Prälaten . Benedictbeuern aufeiner Augsburg. 
Synode z. erscheinen, L. 25.; Erlaubniss an Aebte des Prämonstra- 
tenserördens der Generalcongregation beizuwohnen, L. 831. 

®e) 1645. an d. Erzb. v. Salzburg, dass ein der Würde entsetzter 
Abt ungeachtet seiner Appellation nie wieder eingesetzt werden könne, 
Lori.a. a. O. 364. v. | 

N, Freyberg a.a. 0. 3., 52. ff. Polizei-Ordn. v. 1616. B. 8. 
Tit. 9. 

8) 1608. Decret an d. Geistlichen Rath wegen Uebermass des Seel- 
geräthes, L. 37. v.; 1618. An d. Dechanten z. St. Peter in München, 
wegen zuviel geforderten Seelgeräthes in Sendling, Lori a. 8 O. 
92.v.; 1641. And. Reg. z. Landshut, die Uebertreter der Stolgebühren 
namhaft zu machen, L. 98. An d. geistl. Räthe z. Freising, wegen 
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vom ÖOrdinariate angeordneter Feiertage vom Landesherrn 
beansprucht wurde !), so kann es kaum Wunder nehmen, 
dass der Clerus und die Bischöfe sehr bald in bittere Kla- 
gen tiber ihre rechtliche Stellung ausbrachen. 

Solche Beschwerden wurden denn auch vom Prälaten- 
stande schon auf dem Landtage des Jahres 1605. vorge- 
bracht. 

Demungeachtet geschicht, so hiess es, dass von den 
fürstlichen Regierungen an die Prälaten und andere Priester 
auch in Personalibus Befehle und zwar mit den Clauseln 
„heissen“ und „befehlen“ ausgefertiget, dass sogar Prälaten 
in Personalibus ohne Vermeldung der Ursache vor die welt- 
liche Obrigkeit citirt werden. Es wurde die Bitte daran 
geknüpft, dass in Zukunft keine Citationen an Geistliche 
ohne ausdrückliche Angabe des Grundes gehen sollten, aber 
obgleich Maximilian in gnädigster Weise die Gewährung 
versprach, zeigen doch die fast gleichlautenden Beschwerden 
des Jahres 1638., wie wenig das geschehen sein muss ?). 

Ausführlich wurden die Gravamina des baierischen Cle- 
rus vom herzoglichen geistlichen Rathe i. J. 1607. begut- 
achtet; es sind fast dieselben, die schon i. J. 1580. vorge- 
bracht worden waren. Wie damals wurde geklagt, dass 
Cleriker auf Karren ihren Oberen zur Bestrafung zugeführt 
würden, die Laien in causis spiritualibus nicht im geistlichen 
Gerichte zu Recht stehen dürften, und Ehesachen vor das 
weltliche Forum gezogen seien °); wie damals stellten die 


Abschaffung übermässiger Stolgebühren bei Begräbnissen, ebendas, 
1648. Bei Forderung der Stolgebühren die Polizei-Ordn. nicht zu 
übertreten, L. 37. v.; — Die Firmung sollte unentgeltlich ‘geschehen. 
Urkk. v. 1599. 1604. 1605., L. 41. v. 

!) 1620. Dem B. v. Freising ein neuer Feiertag abgeschlagen, Lori 
a. a. OÖ. 72. v.; 1625. desgl. an denselben bezüglich der Feier d. 
heil. Corbinian, ebendas.; 1622. dem B. v. Regensburg 
die Feier des Tages Alberti Magni bewilligt, L. 79.; 1626. Ver- 
bot d. Fest des heil. Wolfgang zu feiern, ebendas.; An B. von 
Eichstätt, neuer Feiertag abgeschlagen, ebendas.; 1638. An B: v. 
Regensburg wegen verwilligter Feiertage, ebendas. 

*) Vgl. im Ganzen Freyberg a.a. O. 3., 138. f. 

® Handschr. d.K. Bibl. z. München Cod Bav. No. 2178. 
Fol. 1 f£. 
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staatlichen Behörden Gegenbeschwerden auf!),. Eine Er- 
ledigung scheint aber weder i. J. 1607., noch auf der i. 
J. 1630. zu Aichach zusammengetretenen Conferenz erfolgt 
zu sein °), und die von der Regierung Maximilians mit 
den benachbarten Bischöfen abgeschlossenen Verträge ord- 
neten zwar einzelne wesentliche Streitpunkte, ohne jedoch 
die Stellung des Staates zur Kirche wesentlich zu verändern, 
oder über die Concessionen des Jahres 1583. hinauszu- 
gehen °). 


[4 


Die Stellung der folgenden baierischen Herrscher zur 
Kirche bis zum Regierungsantritt von Max Joseph im 
J. 1745. ist bisher noch nicht Gegenstand geschichtlicher 
Erörterungen gewesen. Man hat sich gewöhnt, den re- 
ligiösen Charakter der einzelnen Churfürsten hervorzuheben, 
auf die jesuitische Erziehung Ferdinand Marias, die 
zögernden Gewissensbedenken Max Emanuels bei Er- 
lass eines Amortisationsgesetzes ) hinzuweisen, das Steigen 
des kirchlichen Reichthums, das Wachsen der Klöster, das 
Ueberhandnehmen von Aberglauben und Unsitte, den tief- 
gewurzelten Einfluss der Geistlichkeit zu betonen °), um zu 


ı) ebendas. Siehe auch oben 9,, 412. f. 

*) Vgl. den Eingang des Augsburg. Recesses v. J. 1684. in 
Concordate und Recesse, welche zwischen Churbayern 
etc. getroffen. (München 1751.) 20. 

8) Diese sind: 1628. Recess mit Salzburg in Concor- 
date etc. a. a. O. 49. 1629. Recess mit den Bisch. v. Bam- 
berg, Eichstädt und Regensburg, die geistl. Verh. d. 
Oberpfalz betreffend d. d. Amberg, 23. Februar, bei Aretin, Uhro- 
nol. Verz. d. bürgerl. Staatsvertr. (Passau 1885.) 86.; 1680. Recess 
mit denselben. Die Wiedererheb. d. Kirchen- und Religionswesens 
in der Oberpfalz betr. d. d. Amberg, 25. Mai, ebendas.; 1638. Re- 
cess mit denselben, die kirchlichen Verh. d. Oberpfalz betr. d. d. 
7. März, ebendas. 89. (In den Anmerk. z. Bayer. Civilcodex 
Th. IL c. 10. $. 10. Abschn. 2. lit. c. (8. Ausg. 1761.) S. 1551. fälsch- 
lich als aus d. J. 1658. bezeichnet. — Auch Wilhelm V. hatte noch 
i. J. 1587. ein Concordat mit Regensburg Ben! d. 11. Juni, 
bei Ertel, Churbayer. Atlas 2, 279. 

*ı Vgl. Freyberga. a. O0, 3,, 100. 

8) Siehe darüber unten. 
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dem Resultate zu gelangen, dass die staatlichen, von Maxi- 
milian noch so hoch gehaltenen Befugnisse in Kirchen- 
sachen unter seinen Nachfolgern verwahrlost worden seien. 

Die Betrachtung der in diese Zeit fallenden Concor- 
date !) konnte in der bezeichneten Ansicht kaum irre machen. 
Zwar wollte der Augsburgische Recess v. 1684. die 
Bestrafung von Simonie, Sacrilegium und Percussio clerico- 
rum dem weltlichen Richter vorbehalten, eine Extrajudicial- 
information über die Lage der Kirche dem Staate verstatten, 
die Einziehung des Subsidium charitativum von dessen Ge- 
nehmigung abhängig machen, selbst eine discret gehandhabte 
Aufsicht über die Concubinen der Geistlichen zulassen, aber 
im Salzburgischen Recesse von 1690. hiess es ?): 

7. verschiedener mahlen und orthen wohl zue getragen, 
dass die weltliche Gerichts-Beambte ihre Schergen denen 
Geistlichen in ihre Pfarrhöf, Vicariat und Beneficiaten 
häuser geschickt, und was etwan von gerichtswegen ihren 
Pfarrern, Vicariis und Beneficiaten anzudeitten gewest, durch 
die Schergen und Ambtleuth exequiren und ausrichten lassen, 
als solle dieser den Ülero eu Despect langendes Unternem- 
men, denen Gerichten generaliter abgestelt, und dieselbe ihre 
Nottdurfften und Ambts-Erinnerung an die Geistliche durch 
Schreiben oder ehrliche Personnen su bringen, angewiesen 
werden. 

9. Zu verstehen, dass die weltliche Gerichter und Herr- 
schaften offtermahl denen Geistlichen, wann sie nicht ihres 
Willens werden, gleich die Femlus und Einkonffien eu 
spöhren, und aufzuhalten sich untersichen, oder wenigist 
solches zuthuen beirohen, derentwillen konfftig einiger Ge- 


1) Es sind folgende: 1654. Rec. zw. d. verw. Churf. Maria 
Anna als Vormünderin d. Churf. Ferdinand Maria mit d. Bisch. von 
Bamberg, Eichstädt und Regensburg, die kirchlichen Verh. 
der Oberpfalz betr. d. d. 26. Januar, Amberg bei Aretin a. a. 0.44; 
1684. Augsburg. Recess d. d. 29. Januar, Concordate etc. &. a. 
0. 19. ff.; 1690. Rec. mit Passau, d.d. 8. Aprilebendas. 5l.; 
1718. Recess mit Freisingen v. 21. Mai, promulgirt am 3. Dez. 
ebendas. 31.; 1723. Additionalrecess mit Freising v. 6. Juli, 
Aretin.a.a. 0. 59. 

2.2.0. 
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richts-Beambte oder Herschaft dergleichen sich nit mehr 
unterfangen solle, ausser es wäre ihme ein solche Commi- 
nation oder Arrestation vorgunemmen austrucklichen anbe- 
folchen worden. : 

12. Zumahlen die weltliche Beambten und Herrschaften 
zum öffteren über der Geistlichen ihre Actiones, Leben und 
Wandel auch in Delictis, sonderlich lapsa carnis nit scheuch 
getragen, mittls gerichtlicher Abhörung der Zeugs-Persohnen, 
Erfahrung einsuhollen, und in ipsas personas clericorum 
directe et immediate zu inquiriren, als soll die weltliche ge- 
richter sich solcher inquisitionen und kundtschafften hinfüro 
genzlich enthalten, und wann sie wider ainen Geistlichen 
genuegsambe Judicia eines begangenen Delicti zu haben ver- 
mainen, dises dem Officio „Ecclesiastico hinterbringen, wo 


man dann die gebührendte rechte Weeg gegen den Clero. 


salva jurisdictione serenissimi in complices zu gehen, damit 
die Delicta nit ungestrafft noch die Scandala unvermittlet 
verbleiben nicht unterlassen würdt. 

16. gleichwie die Erkanntnuss der Excommunication 
und anderen canonischen Censurn dem iudicio ecclesiastico 
anhängig, also sollen die weltlichen Gerichte in derley Fäh- 
len, sonderlich die Excommunicatos tam ipso facto tales, 
quam per sententiam. declaratos aut declarandos dem geist- 
lichen Officio pro Correctione canonica et absolutione zu 
stöllen nit verwaigern.- 

Selbst die Thätigkeit der kurfürstlichen Wahlkommis- 
sarien sollte sich in den für die Kirche rücksichtsvollen 
Schranken bewegen, dass der Consens zwar im vollen 
Conclave zu erklären sei, die Verweigerung desselben aber 
im Privatzimmer des Commissars mitgetheilt werde. 

Dennoch werden wir mit Zugrundelegung ungedruckter 
Urkunden nachzuweisen im Stande sein, dass im Grossen und 
Ganzen auch die bigotten Nachfolger Maximilians seine 


Bahnen wandelten, ja dass sich unter ihnen mehrere Insti- _ 


tutionen des Jus circa sacra, die vorher nur angedeutet 
oder im Keime vorhanden gewesen waren, vollständiger ent- 
falteten. So namentlich das Placet. Zum ersten Male 
tritt es uns in Baiern scharf ausgeprägt i. J. 1699. entgegen, 
als der Bischof von Freising durch eine päpstliche Bulle 
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dem Kloster Dietramszelle einen Propst aufdrängen 
wollte. Es wurde ihm durch ein Schreiben des Geheimen 
Raths v. 27. Juli 1699. bedeutet, dass man päpstliche Bullen 
in Baiern ohne landesherrliche Genehmigung nicht aner- 
kenne, und dass bischöfliche Commissare, welche den Lan- 
desgesetzen zuwider handeln sollten, ins Gefängniss geworfen 
würden !). Es erging auch im folgenden Jahre an den 
Propst zu Raitenbuch der Befehl den in Dietrams- 


!) »Euer fürstl. Gnaden an Uns sub dato 13. Juni v. erschienen 
erlassen gnädiges Schreiben, die in Betreff kraft Päbstl. Bull beschehene 
Ersetzung des Closters Dietramszell mit einem Oberhaupt betr. haben 
wir den 17. hienach wohlgeliefert empfangen, und wasgestalten wir ' 
ebnermassen dahin colliniren werden, damit dem ohne das betrangten 
Kloster, bey Vornembung landesfürstl. Befuegnissen, denen dieselben 
in hoc passu nichts zu derogiren Verlangen mit schweren Unkosten 
verschont werde, mit mehrern vernommen. Mögen E. furst. Gnaden 
hierauf antworttlich nit bergen, dass dergleichen Executions-Sachen, 
obne vorhero dem durchl. Churhaus Bayern gegebene Notification, bey 
einem in dero Churfürstenthumb und Landen entlegenen Stifft und 
Closter niemahlen practicirt, noch ins Werk gesetzt, sondern villmehr, 
da auch hiebevor denen Nuntiis Apostolicis selbsten in ein oder anderer 
causa, vom Päbstl. Stuhl ein Execution vorzunehmen anbefolchen wor- 
den, selbe nit das mindiste ohne vorhergegangene Communication exe- 
quirt haben. Zumahlen dann Sr. Churf. Durchl. unserm gn. Herrn die 
behörige Notification,, wie eg bette seyn sollen, von E. fürstl. Gn. nit 
beschehen, und dasienige was dermahlen zu D. wegen des pro Prae- 
posito vermainten installirten P. Eusebi vorgenommen worden, nur 
eine Obtrusion und solche Execution ist, die im Churfürstenthumb B. 
bey einem dem Landstandt zuegethannen Closter nit zugeduldten, und 
zimblichermassen clar erscheinet, dass die anhero communicierte Bulle 
sub et obreptitie auf des P. Eusebii selbsten ambitioses Anlangen im- 
petriert worden ist — Als haben gegen E. f. Gn. Wir das vorgenom- 
mene unformliche Procedere weder ungeantwortet, noch aber unver- 
halten lassen wollen, dass Wir im Namen höchstgedacht S. Churf. 
Durchl. unsers gnädigsten Herrn, den obtrudirten P. Eusebi für keinen 
"Propsten erkennen können noch werden, mit dem austrucklichen An- 
hang, dass wann Ew. fürstl. Gn. hiefüran in ein oder anderer Exe- 
cutions sach ohne vorhergehende gebreuchige Notification, der biß- 
herigen Observanz zugegen, vornemmen lassen, und ein Commissarium 
ins landt hineinschickhen, man selben ohne weiters Bedenckhen auf- 
heben lassen werde. Gestalten es dann dem Subdelegirten Dr. Passauer, 
da man von seiner Verrichtung zeitliche Nachricht gehabt hette, würck- 
lich beschehen were.« 
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zelle zum Propst aufgeworfenen Mönch in sein Kloster 
zurückzunehmen !). 

In gleicher Weise wurde dem Consistorium zu Eich- 
städt i. J. 1719. verwiesen, dass dasselbe eine päpstliche 
Bulle ohne landesherrliches Vorwissen habe zur Execution 
bringen wollen ?), und derselbe Grundsatz im Decret v. 1729. 
ausgesprochen °). | 

Ueberhaupt wurde der Baierischen Geistlichkeit nicht 
gestattet, sich eines päpstlichen Indultes ohne Genehmigung 
des Churfürsten zu bedienen, in weltlichen Sachen an die 
römische Kurie oder den Nuntius zu appelliren, und päpst- 
lichen Erkenntnissen, welche die landesherrlichen Gerecht- 
same verletzten zu gehorchen. 

Als i. J. 1652. der abgesetzte Abt von Priefen vom 
Papste restituirt worden war, befahl die als Vormünderin 
ihres Sohnes regierende Churfürstin Maria Anna den 
Behörden zu Straubing, nach wie vor die Temporalien 
des gedachten Stiftes zu verwalten®); Ferdinand Maria 
selbst eröffnete 1673. der Aebtissin zu Chiemsee, dass 
ungeachtet des päpstlichen Indultes ihr das Recht, die 
weltliche. Investitur auf eine Pfarre zu geben, nicht ver- 
stattet werden könne 5); Max Emanuel verbot dem 
Propste von Seben i. J. 1685. sich eines römischen In- 
dultes wegen Mangels landesherrlicher Erlaubniss zu be- 
dienen ®), dem Propst zu Chiemsee 1703. bei Aufstellung 
der Klosterofficialen sich den päpstlichen Judicaten zu unter- 
werfen ?); und zur Zeit der kaiserlichen Administration des 
Landes erliess Joseph I. gar den Befehl, Boten, welche 
in einer streitigen Zehntsache Rescripte der Nunciatur bringen 
würden, mit Schergen aus dem Lande zu führen °). 


ı) Loria.a. 0. 289. v. 

®») Lori.a. a. O. 365. v. 

8) Freyberga.a O. 3, 186. 

*, Loria.a. O0. 364. v. 

®) Loria.a. O. 2%. v. 

6) Loria..a. O0. 168. v. 

”) Loria. a. 0, 365. 

°) i. J. 1710. ebendas. — Vgl. 1709. Geistl, Rathsschl., dass 
man in Rangstreitigkeiten mit den Bischöfen bei Gelegenheit der Kir- 
chenrechnungs-Abnahme die Congregatio in Rom nicht als Richter an- 
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Der Recurs an den Fürsten wegen Missbrauches der 
geistlichen Amtsgewalt stand frei !), und bethätigte sich 
namentlich in der Cassation von Bannsprüchen, welche dem 
landesherrlichen Ansehen und den Landesgesetzen präjudi- 
cirlich gefunden wurden. 


So erging i. J. 1663. ein geistlicher Rathsschluss, dass 
ungeachtet der vom Bischof von Regensburg verhängten 
Excommunication der Pflegecommissar in einer zwischen 
einem Pfarrer und Unterthanen schwebenden Injuriensache 
ruhig weiter verhandeln solle ?2); so wurden 1671. die Geist- 
lichen Räthe in Freising aufgefordert, die gegen Markt 
Tölz ausgesprochenen Censuren zurückzunehmen °), den 
churfürstlichen Commissarien i. J. 1702. befohlen, ungeachtet 
der bischöflichen, nichtig zu achtenden Suspension sich in 
Vornahme von Visitationen auch .ohne Beiziehung bischöf- 
licher Commissarien nicht irre machen zu lassen *), und um 
von zahlreichen anderen Beispielen #) nur noch eines anzu- 


erkenne, L. 365.; 1714. Erklärung der kaiserlichen Administration, 
' dass kein Spruch der Rota Romana in Sachen des B. v. Freising 
gegen den Dechanten des Chorstiftes in München wegen ihm auf- 
zuladender Seelsorge vollstreckt werden solle, L.ebendas.; Karl 
Albert 1729. an B. v. Passau, in wie weit man eine von Rom 
ergangene Sentenz zur Execution bringen lassen wolle, ebendas. 

ı) 1724. Geistlicher Rathsschl. an den Prälaten zu A., sich wegen 
der von den Religiosen gegen ihn eingereichte Beschwerden zu ver- 
antworten, Lori, a. a. O. 170. v. 

» Loria. a. O. 351. 

st), Lori a. a. O. 362. v. 

*, Loria. a. O. 336. v. 

°, 1708. An d. Coadjutor in Salzburg; wird belehrt über die 
Ursache warum der Pflegsbeamte zu Trostberg excommunicirt wor- 
den sei, und versieht man sich, dass solche Excommunication ungiltig, 
und der Beamte künftig unangelangt gelassen werde. Lori a. a. O. 
868. (kaiserl. Administrat.); 1719. Max Eman. Verbot an Dechant 
v. St. Peter in München, eine Excommunication zu publiciren, 
L. 863.; 1720. Begehren an d. B. v. Freising, den Dechant zu 
St. Peter fin München mit der Suspension zu verschonen, L. 330. ; 
1723. An denselb., die Excommunication des Hofhutmachers P. B. 
aufzuheben, L. 363.; 1729. Karl. Alb. And.B. v. Augsburg 
wegen Cassirung einer Excommunication, L. 363.; 1729. Ahndung an 
d.B. v. Augsburg wegen einer gegen einen Landstand verhängten 
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führen, i. J. 1728. dem Bischofe von Augsburg bedeutet, 
dass wenn ein Pfarrer die von ihm ausgesprochene Excom- 
munication nicht öffentlich widerrufen werde, man ihn des 
Landes verweisen wolle !), welches Schicksal alle unruhige, 
die landesherrlichen Gerechtsame kränkende Geistliche thei- 
len würden ?). 

Auch sonst wurden die landesherrlichen Gerechtsame 
kirchlichen Anmassungen ‘gegenüber behauptet. 

Wollten die Geistlichen Oberen selbstständig Visitationen 
vornehmen °), so wurde den Klöstern verboten deren Com- 
missarien Einlass zu gewähren *), oder diese wurden wie 
der Abt von Salmannsweiler i. J. 1706. aus dem Lande 
gewiesen °). Wollten die bischöflichen Commissarien 
Einsicht von den Temporalien der Stifter nehmen, so wurde 
diesen die Vorzeigung jeder Rechnung untersagt °), da die . 


Excommunication, L. 363. v.; 1729. An d. Administrator v. Frei- 
sing, wegen Aufhebung einer Excommunication, L. 863. 

1) Lori. a. O. 363. 

») Loria.a. O. 115. v. Vgl. auch 1717. An d. B. v. Freising, 
Entsetzung und Verweisung eines Chorherrn zu Landshut, der sich 
gegen die Landesherrschaft vergangen, L. 358. 

2) Dass es dazu landesherrlicher Genehmigung bedurfte, erhellt 
aus folgenden Urkk. 1654. Visitationspatent für den Cistercienser Ge- 
neral, Lori a. a. O. 354.; 16565. Ahndung an Geistliche Räthe in 
Regensburg wegen ungewöhnlicher Visitation, L. 341. v.; 1700. 
An d. Prälaten zu Salmannsweiler, dass die Visitation der 
Cisterzienser Klöster durch einen inländischen Prälaten vorzunehmen 
sei, L. 346.; desgl. 1717. L. 347. 

*) Decret v.:1657. an Reg. Landshut wegen Nieder-Vieh- 
bach, Lori a. a. O. 345.; Seligenthal, L. 342.; Nieder- 
Altaich, ebendas. alle drei in Bezug auf Augsburg. Visitatoren; 
1684. Neustift L. 842. v.; Ursperg, L. 346. v. 

6) Loria. a. O. 346. v. 

e) 1655. Salzburgische Visitation in Temporalibus nicht zu 
dulden, Lori a. a. O. 341. v.; 1656. Geistl. Rathsschl., dass die 
Kirchenpröpste die Passauischen Visitatoren in Kirchenrechnungs- 
sachen keine Einsicht nehmen lassen, L. 257. v.; 1657. Desgl. wegen 
der Regensb. Visitatoren, L. 342.; 1658. Desgl. Geistl. Rathsschluss 
in Bezug auf d. Landdechanten, L. 330.; 1690. Verbot an Propst z. 
Dietramszelle den bischöflichen Commissarien in weltlichen Sachen 
zu folgen, L. 842, v.; 1702. desgl. Verdot an Propst z. J. ebendas.; 
1702. Ahndung an B. v. Chiemsee, dass er sich bei der Visitation 
in weltliche Sachen gemischt, ebendas.; 1714. An Propst =. St, Zeno 
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Landesherrschaft die Beaufsichtigung des Kirchenvermögens 
als ein ihr allein zustehendes Recht betrachtete !), und als 
i. J. 1682. der Propst v. Rohr den weltlichen Visitatoren 
den Zugang zu seinem Kloster versagte, wurde ihm gedroht, 
man werde ihn der weltlichen Administration entsetzen, 
nicht mehr als Landstand anerkennen, die Unterthanen des 
Gehorsams gegen ihn entbinden. Zugleich wurde befohlen, 
den Klosterrichter und Diener im Falle weiteren Ungehor- 
sames zu verhaften ?). 


Nicht anders verfuhr man, falls die Bischöfe zur Er- 


in Temporalsachen den Salzburg. Visitatoren nichts zu eröffnen, 
L. 243.; 1716. An Gericht Reichenhall, weder mit Salzbur- 
gischen noch päpstlichen Commissarien in weltlichen Sachen zu St. 
Zeno etwas verhandeln zu lassen, L. 343. 

1) 1653. Geistl. Rathsschl., ohne Anfrage sollen köstliche Kirchen- 
geräthe nicht gemacht werden Lori a.a. 0. 254.; desgl. wegen bischöfl. 
Regensburgischer Anmassungen in Bezug auf das Opfer, L. 
189. v.; 1654. An d. Beamten, dass von Kirchengeldern eine Summe 
über 100. fl. ohne Anfrage bei Hof nicht ausgeliehen werde, L. 254.; 
1659. Wie Kirchengelder auszuleihen, L. 254.; 1660. An den B. v. 
Freising, sein Consens sei zur Ausleihe von Kirchengeldern un- 
nöthig, L. 254. v.; 1662. AnB.v. Freising, dass man zwar bei 
Ausleihung von Kirchengeldern die Einwilligung des Pfarrers einzu- 
holen pflege, die Einwilligung der geistlichen Räthe in Freising 
aber beschwerlich und widerrechtlich sei, L. 254. v.; 1682. Verbot, 
ohne landesherrl. Erlaubniss, Kirchen und Altäre zu weihen, L. 86.; 
1683. Ahndung an Prälaten zu S. wegen eines Baues ohne landesherrl. 
Erlaubniss, L. 262. v.; 1684. An d. Vicedom z. Burghausen, bei 
Aufnahme der Votivrechnungen zu Altenötting, dem Ordinariat 
allenfalls nur Cumulativam zu gestatten, L. 258.; 1685. An Inspect. z. 
Altenötting, dass die Votivgelder und anderes bei der heil. Ka- 
pelle daselbst, allein im Namen des Landesherrn verwaltet und von 
dem Ordinarius kein Eingriff gestattet werde, L. 258.; 1693. an d. 
Generalvicar z. Augsburg, die Errichtung eines Beneficium ver- 
weigert, L. 202.; 1697. der geistl. Rath soll ohne Vernehmung der 
Hofkammer zur Veräusserung der Klöster- und Kirchengüter keinen 
Consens geben, L. 325. v.; 1706. Verbot an d. Abt z. Fürstenfeld 
das Gebäude abzuändern, L. 162. v.; — Vgl. Freyberga.a. 0.3, 
73. f. 

») Loria.a. 0. 836.v., Freyberg a.a.0.3., 121. — Den geist- 
lichen Commissarien wurde verwehrt ohne Beisein der landesherr- 
lichen zu visitiren, (vgl. Urk. v. 1682. an B. v. Freising, Lori 
346.) und diesen die Befugniss zugestanden, auch an der Visitation in 
spiritualibus Theil zu nehmen, L. 386. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. b 
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hebung der auf die Geistlichkeit gelegten Steuern die lan- 
desherrliche Genehmigung zu umgehen suchten. Die Cle- 
riker wurden angewiesen jede Zahlung zu verweigern, im 
J. 1678. sogar unter Drohung der Landesverweisung '), 
den Bischöfen, welche die den obrigkeitlichen Befehlen ge- 
horsamen Geistlichen durch Censuren zur Willfährigkeit 
treiben wollten, wurde die Aufhebung derselben angerathen 
‚sonsten wir widerwillig gezwungen wurden andere gemittl, 
woran es unss nit ermanglet vorhanden zu nemen °), und 


!) Loria..a. O. 314.; — Vgl. 1654. dem B. v. Regensburg 
subsid. charit. abgeschlagen, L. 313. v.; 1664. bewilligt, ebendas. 
Geistl. Rathsschl. v. 1658.: fructus medios, wenn sie nicht herkömm- 
lich, den Bischöfen nicht zu zahlen, L. 305.; 1662. d.B. v. Augsburg 
subsid. charit. bewilligt, 318. v.; 1667. an Reg. Landshut, die Be- 
. amte sollen d. Hochstift Passau von der Pfarrer Einkommen, Rechte 
und Gerichtsbarkeiten nichts communiciren, L. 254. v.; 1670. B. v. 
Regensburg, Infulsteuer bewilligt, L. 813. v.; 1675. An alle 
Klöster und Stifter in Baiern, kein subsid. charit. ohne vorherigen 
Bericht an den Hof zu zahlen, L. 314.; An Rentamt München, Benach- 
richtigung von diesem Befehle, L. 313. v.; Ahndung an d. B. v. Frei- 
sing und Regensburg wegen Ausschreibung eines subsid. charit. 
zu Stellung des Kreiscontingentes, L. 314.; Ahndung an den B. v. 
Freising, wegen versuchter Einbringung einer Infulsteuer bei Klö- 
stern, L. 313. v.; 1676. Verbot an Chorstift z. München, dem B. v. 
Freising subsid. charit. zu zahlen, L. 314 ; 1677. desgl. an Abt zu 
Pr. ebendas.; 1679. An d.B. v. Freising, dass die Klerisei ohne 
Erlass eines Ersuchungsschreiben an den Fürsten mit einem subsid. 
charit. nicht belegt werden könne, L. 314. v.; 1680. Verbot an d. Abt 
v. Sch., Consecrationskosten nach Freising zu bezahlen, L. 247. v.; 
1682. An B. v. Regensburg, die von ihm einem resignirten Propst 
verwilligte Pension wird abgeschlagen, ebendas.; 1685. An Reg. 
Burghausen, den Bischöfen die Forderung der portio canonica 
nicht zu gestatten, L. 290. v.; 1689. Ahndung an Administrator zu 
Freising wegen Ausschreibung einer Infulsteuer, L. 315.; 1692. 
Verbot an Klöster und Stifter, subsid. charit. zu geben, L. 315.; 16%. 
Verbot an Aebtissin zu G., and. B. v. Regensburg primi fructus 
zu zahlen, ebendas.; 1696. Verbot an d. baier. Prälaten v. Bisth. 
Freising, Infulsteuer zu zahlen, L. 315.; 1727. Infulsteuer d. B. 
v. Freising bewilligt, L. 315.; Auch zum Almosensammeln waren 
landesherrliche Patente nöthig, 1678. 1734. 1785. L. 79. — Dagegen 
wurde der Clerus durch den Landesherrn besteuert, L. 311. und 169. 
erklärte Max Emanuel, in Steuersachen des Weltclerus könne er 
sich nicht nach Rom weisen lassen, L. 811. 

®) 1675. an B. v. Freising, Freyberga.a. O. 3, 61. 


x 
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wenn schliesslich alle diese Mittel bei den Bischöfen nichts 
verschlugen, so wurden sie darauf hingewiesen, dass die Re- 
gierung den baierischen Clerus für alle an die Steuercollec- 
toren schon gezahlten Gelder, aus den in Baiern gelegenen 
Gütern der Ordinarien schadlos halten würde '). 

Die geistliche Jurisdiction sollte die durch die Concor- 
date gezogenen Schranken nicht durchbrechen, und na- 
mentlich nicht die Schuldsachen der Geistlichen ?), Testa- 
mente °), Verlassenschaften der Cleriker *), Processe über 
Fornication und Alimentation °) begreifen. 

Als i. J. 1690. das Augsburger ÖOfficialat sich in 
den zuletzt genannten Fällen eine Gerichtsbarkeit vindi- 
cirte 9), forderte Max Emanuel 1692. die Aufhebung 
des widerrechtlichen Edictes mit der Drohung sonst dem 
Stift die Temporalien sperren zu wollen ?); er verbot den 
Magistraten, die Beklagten zum Erscheinen vor dem’ geist- 


vn ——— 


ı) 1679. an B. v. Freising, Loria.a. O. 314. v. 

2) 1670. an B: v. Freising, dass man Prälaten wegen Schuld- 
"und weltlichen Sachen von Geistlichem Gericht nicht richten lassen 
könne, Lori a. a. O. 185. v.; 1704. Verweis an Propst zu St. Zeno, 
dass er in weltlichen Sachen etwas nach Salzburg eingebracht, 
L. 272. v.; Vgl Freyberga.a. 0. 3., 140. 

8) 1699. An Geistl. Räthe in Passau, Streitigkeiten über Testa- 
mente gebühren den landesherrl. Gerichten, L. 292. v.; 1718. An Reg. 
Landshut, desgl. an Consistor. in Regensburg, L. 293; So 
auch über streitige Testamente der Geistlichen. Urk. v. 1727. 1729. 
L. 294.; 1731. L. 294. v. | | 

4) 1652. Die Bischöfe dürfen sich in den Concurs geistlicher Ver- 
lassenschaften nicht einmischen, L. 291.; 1656. an d. Pfleger z. Aibling, 
den Ganttheil über eines Pfarrers Nachlass ohne Rücksicht auf den 
Bischof zu publiciren, ebendas.; (die Gantsetzung lebender Geist- 
licher gebührte dem Bischofe, Urk. v. 1647. L. 290.; 1668. L. 292.) ; 
1654. An B. v. Bamberg und Eichstädt, dass ihnen die Ver- 
handlung über Verlassenschaft der Geistlichen nicht zugestanden wer- 
den könne, L. 291.; 1718. An B. v. Eichstädt, die Obsignation 
geistlicher Verlassenschaften gebühre dem Landesherrn, L. 293.; 1719. 
An Ordinariat Freisingen, dass die Execution über Verlassen- 
schaft der Geistlichen den Pflegegerichten gebühre, L. 293. v. 

5), Urk. v. 1719. L. 60. v. 

e) Loria.a. O. 60. 

”) Loria. a. O. 60. 


5% 
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lichen Gericht anzuhalten !). Und als i. J. 1669. der Propst 
zu J. in rein weltlicher Sache vor den B. v. Freising 
geladen, worden war, untersagte Ferdinand Maria je 
nem zu erscheinen und verlangte von diesem die Cassation 


‚der Vorladung °). 


Auf den Recurs an ein bischöfliches Consistorium in 
weltlicher Sache setzte das Decret v. 26. Semptember 1712. 


harte Strafe °). 
Die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht liessen sich 


die Churfürsten angelegen sein *%), und gestatteten weder 
den Bischöfen gegen Prälaten Untersuchungen ohne landes- 
herrliche Betheiligung zu führen °), und dabei weltliche 


ı) Verbot an die Stadt Rhain 1695. Lori a. a. O. 60. 

2), Lori. a. O. 186.; Auch auf die Requisition der weltlichen 
Behörden bei Zeugenvernehmungen wurde Staatlicherseits gehalten; 
1660. An d. Obervoigt z. Wiesensteig, gegen die vom ÖOrdinariat 
Konstanz versuchte unmittelbare Vorrufung der Zeugen in Ehe- 
sachen zu protestiren, L. 60.; 1679. Verbot, dass Niemand bei bischöf- 
lichen Richtern obne Requisition der weltlichen Obrigkeit erscheine, 
L. 351. v. 

8) Freyberga..a. 0. 3, 139. 

*):1652. Befehlan d. Reg. Landshut wegen Anweisung der Gerichts- 
beamten auf Klosterzucht und Hauswirthschaft zu achten, Lori a.a.0. 
159. v.; An geistl. Räthe z. Passau wegen Herstellung der Zucht zu 
A., L. 168. v.; 1680. Ahndung an d. Prälaten z. R., dass er den 
für Seben verordneten Prior ohne kurfürstliche Einwilligung in sein 
Kloster zurückberufen habe, L.-169.; 1682. An d. Reg. Landshut, 
den Prälaten zu Rott in Pfarrsachen zur Verantwortung zu ziehen, 
ebendas.; 1698. Schreiben d. Geh. Rathes in München an d. B. v. 
Freising, warum der Propstv. Dietramszelle abgesetzt worden 
sei, L. 282. v.; 1710. An geistl. Rath, in Priefning die Unordnung 
abzustellen, L. 170.; 1711. An geistlichen Rathsdirector bei d. Bene- 
dictinern die Kirchenzucht. herzustellen, L. 332. v.; 1714. Befehl an 
Convent zu St. Zeno, die Klosterzucht zu verbessern, L. 170. v.; 
Befehl an Prälaten und Convent zu X., die Ausschweifung der Re- 
ligiosen abzustellen, ebendas.; 1715. An B. v. Baniberg, wegen 
Abänderung des Pfarrers in Bamberg, den der Landesherr im Lande 
nicht dulden wolle, L. 280.; 1730. An Geistl. Rath wegen Behandlung 
des suspendirten Propstes zu Au, L. 283.; 1784. dem suspendirten 
Propst zu Au wird die Aenderung seines Verweisungsortes abge- 
schlagen, L.'283.; 1740. der Abt zu St. M. soll einige Augustinermönche 
in Haft nehmen, 5 170. 

°) 1700. Der Geh. Rath an d. Erzb. v. Salzburg, dass man 
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Strafen zu verhängen !), noch wollten sie sich die Cognition 
über kirchliche Verbrechen entziehen lassen 2). 

Der Verkehr der baierischen Geistlichkeit mit den aus- 
wärtigen Obern war beschränkt, wie denn sogar i. J. 1725. 
Maximilian Emanuel dem Administrator v. Regens- 
burg die Erlaubniss zu dem angesetzten Concil nach Rom 
zu gehen versagte ?°). 

Die Verkümmerung der landesherrlichen Rechte bei 
Prälatenwahlen wurde nicht zugelassen *) und dabei, wie 
überhaupt darauf gehalten, dass die staatlichen Commissa- 
rien den Rang vor den bischöflichen behaupteten °); die 
weltliche Investitur der Pfarrer blieb den Bischöfen ver- 
sagt ©); der Erwerb von Gütern wurde den Kirchen be- 


eine bischöfliche Privatinquisition gegen Excesse des Dechanten in 
Altenoetting nicht gestatten könne, L. 352. 

) 1718. Protest an d. Erzb. v. Salzburg wider die dem Propste 
zu St. Zeno abgenommene Verwaltung in Temporalibus, Lori a. a. 
O0. 282. v. 1 | 

%2) 1678. An d. Reg. Landshut, in Kirchenverbrechen des bi- 
schöflichen Widerspruches ungeachtet, Untersuchung anzustellen, Lori 
a. a. OÖ. 361. v. 

s\ Lori a. a. O. 323. v. 

1) 1681. Ahndung an d. Prälaten zu A. wegen begangener Unförm- 
lichkeit bei der Aebtissinnenwahl zu S., Lori.a. a. O. 238. v.; 1698. 
Schreiben an B. v. Freising wegen Eingriffes in die Wahl zu X. 
L. 239.; 1696. An das Capitel zu B., die Commissarien vom Scerutinium 
nicht auszuschliessen, L. 239.; 1698. Verbot an Kapitel zu D., ohne 
Beisein der Commissare zur Wahl zu schreiten, L. 289. v.; 1699. Die 
Kommissarien sollen dem Bischof nicht gestatten zur Prälatenwahl in 
D. zu schreiten, L. 239. v.; 1705. Abschlagung des Consenses bei Prä&- 
latenwahlen, L. 240.; 1709. Verbot der Abtswahl in S., L. 241. 

5) Geistl. Rathsschl., den Landesdechanten des B. v. Passau, weil 
sie den Rang vor den kurfürstl. Beamten fordern, von Kirchenrech- 
nungen keine Abschriften mehr zu ertheilen, Lori.a.a. O. 257. v.; 
Vgl. Urk. v. 1659., L. 291. v.; 1663. ebendas.; 1667., L. 238. v.: 
1721., L. 258. v. 

6) 1655. Verweis an Propst und Erzdiacon zu Gars, wegen an- 
gemasster Possessgebung auf eine Pfarre, L. 220.; 1673. Decret, wie 
man den neuen Pfarrer zur Possessgebung anhalten solle, ebendas. 
1674. 1676. desgl., L. 221.; — Vergl. auch 1696. Ahndung an d. geist- 
lichen Räthe zu Freising, wegen anmassender Formel bei Investitur 
der Prälaten, L. 248. v. 
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schränkt !), das Asylrecht durch Ausnahmen geschwächt ?), 
und selbst in die inneren kirchlichen Verhältnisse nicht 
immer ein "staatlicher Eingriff vermieden; wie denn vom 
Bischofe verordnete Gebete und Trauergeläute der obrig- 
keitlichen Genehmigung bedurften °), i. J. 1659. die Re- 
gierung zu Straubing angewiesen wurde, des bischöf- 
lichen Verbotes ungeachtet, die Messner zum Läuten bei 
Gemeindezusammenkünften anzuhalten *), und 1675. gar 
der Bischof von Bamberg eine Rüge wegen Anschaffung 
_ (Absingung) eines Te Deum Laudamus erhielt). Auch 
ein Ehehinderniss versuchten die Churfürsten durchzu- 
führen; so forderte schon Ferdinand Maria 1677. den 
Bischof von Freising auf, brodloses unconditionirtes Ge- 
sindel nicht zu trauen ®), und Karl VII. i. J. 1728. drohte 
solche ohne landesherrliche Einwilligung zusammengegebene 
Ehegatten zu ihrem Unterhalt auf Freisingische Güter 
schaffen lassen zu wollen ?7). — Fast scheint es, als ob die 


ı) Freyberga.a. 0. 3., 98 fi. Gesetze seit 1669. Vgl. auch 
Decr. v. 1735., weil es bedenklich sei, neue Klöster aufkommen zu 
lassen, werden die Dicasterien angewiesen, Anträge und Supplicationen 
wegen Errichtung neuer Klöster sogleich a limine abzuweisen, eben- 
das. 8.12. 

») Freyberga.a. 0. 3., 152. ff. 1682. Züchtlinge sollen kein 
Asyl haben, L. 87.; 1705. An d. Franziskanerguardian, einen Deserteur 
aus dem Asyl auszuliefern, L. 87.; 1727. Verbot des Asyls in Pfarr- 
höfen, L. 87. v.; 1740. Ausnahme eines Deserteurs aus d. Asylrecht, 
L. 88. 
s, Vgl. Urk. v. 1678., Loria. a. 0.70. v.; so auch schon Maxi- 
“ milian I. 1610. und 1617. L. 68. v. 

*) Loria. a. O. 85. v. 

5) Loria.a O. 70. Als der Propst zu Subern sich 1685. die 
Inful verschafft hatte, wurde er zur Rechenschaft gezogen, warum er 
den landesherrlichen Consens nicht eingeholt habe, und aufgefordert, 
die in Rom verursachten Kosten anzugeben, L. 272. 

®e), Loria. a. O. 60. desgl. 1726. L. 60. v. 

”\ ebendas. vgl. die Decrete an d. B. v. Augsburg v. 1736. 
und 1739., L. 61.; die Regensburger geistlichen Räthe erklärten 
darauf i. J. 1724., sie wollten mit solchen Trauungen sparsam sein, 
aber den Armen das Heirathen durchgehends zu versagen, »trauen sie 
sich bey Gott nit zu verantworten«, Freyberg a. a. O. 8., 141. 
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Tradition des straffen Regimentes von MaximilianI. auch 
bei seinen Nachfolgern noch wirksam genug gewesen sei, 
um alle Bedenken der Frömmigkeit zu überwinden. 
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II. 


Zu den Streitfragen über Kirchenverfassung. 


Dritter Artikel. 
Von . 
Dr. A. v. Scheur], 


Professor der Rechte zu Erlangen. 


Richter hat gewiss recht eigentlich den Kern der 
Sache getroffen, und mit eben so wahren als einfachen 
Worten dargelegt, indem er in seiner Geschichte der evan- 
gelischen Kirchenverfassung in Deutschland $. 26. den 
Entwicklungsgang derselben nach dem Bauernkrieg und 
den widertäuferischen Bewegungen so kennzeichnete: „es 
war nun nicht mehr der Gedanke der durch das Band des 
lebendigen Glaubens an den Erlöser zu jeder christlichen 
That verbundenen Gemeinde, welcher die Entwicklung be- 
stimmte, sondern die Verfassung stellte sich auf den Stand- 
punkt zurück, auf welchem die Gemeinde als das Objekt 
der Erziehung durch Lehre und Zucht gedacht wird.“ Zu- 
gleich aber ist mit den Schlussworten dieser Bemerkung 
auch der Gesichtspunkt bezeichnet, von welchem aus es 
sich erklärt, warum auch in der Gegenwart noch so manche 
. echt evangelisch gesinnte Zeitgenossen die Verbindung einer 
presbyterial-synodalen Organisation mit der Consistorial- 
verfassung bedenklich finden, und aufgeschoben wünschen, 
oder doch nur zögernd und mit ängstlichem Bemühen um 
besondere Vorsichtsmaassregeln darauf eingehen wollen. 

Dass man im Kreise der deutschen Reformation damals 
von Organisirung der Pfarrgemeinden für kirchliche Thätig- 
keit fast ganz abstand, und nicht daran dachte, ihnen durch 
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synodale Vertretung einen geordneten Antheil am Landes- 
kirchenregiment zu verschaffen, hatte wirklich hauptsächlich 
darin seinen Grund, dass man wahrnahm oder jedenfalls 
wahrzunehmen glaubte, jene Gemeinden seien im Ganzen 
nur noch als Objekte der Erziehung durch Lehre und Zucht 
zu betrachten, und darum für die selbstständige Betheiligung 
an der kirchlichen Berufsthätigkeit, wozu man grundsätzlich 
die christliche Gemeinde als berufen und berechtigt an- 
erkannte, noch nicht reif. Nur erscheint dieser Grund für 
die zu erklärende Thatsache dann als nicht völlig ausreichend, 
wenn man solche Aeusserungen der deutschen Reformatoren 
und namentlich Luther’s in das Auge fasst, welche zei- 
gen, wie mässig und nüchtern ihre Anforderungen an eine 
Gemeinde waren, um sie als eine vollberechtigte christliche 
Gemeinde gelten zu lassen, und ebenso an die Einzelnen, 
um sie als des allgemeinen geistlichen Priesterthums theil- 
haftig anzuerkennen. Es werden daher doch noch unter- 
stützende Erklärungsgründe aufzusuchen sein. Und als 
solche bieten sich, wie mir scheint, von andern sonst schon 
genugsam Kersorschobenen abgeschen: besonders zwei aa; 
die noch weniger bemerkt sind. 

Den einen finde ich darin, dass wohl neben dem 
Zweifel an der Reife der Gemeinden auch die Einsicht 
herging, wie sehr es im Stande der Pfarrer an der Fähig- 
keit gefehlt haben würde, Presbyterien, die man ihnen an 
die Seite gestellt hätte, richtig zu leiten und zu benützen, 
sie zu der neuen, ganz ungewohnten kirchlichen Berufs- 
thätigkeit anzuregen und in derselben zu lenken, was um 
so unerlässlicher gewesen wäre, je ernstlicher man es dar- 
auf abgesehen hätte, durch sie die Selbsterbauung der Ge- 
meinden zu erzielen und zu fördern. . 

Den andern Grund aber finde ich in dem sehr wich- 
tigen Umstand, dass es gerade ein Hauptzug der deutschen 
Reformation war, die Unterscheidung zwischen Kirche und 
Christenheit, kirchlichen und christlichen Pflichten und 
Rechten, kirchlichen und christlichen Thätigkeiten wenn 
nicht aufzuheben, so doch äusserst einzuschränken. Um so 
weniger drängte dann auch die grösste und lebendigste 
Werthschätzung des allgemeinen Priesterthums dazu, durch 


. 
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die Kirchenordnung es mittelst möglichster Verallgemeinerung 
der Berechtigung zu specifisch kirchlicher Thätigkeit 
anzuerkennen. Luther wurde nicht müde, zu lehren und 
zu erweisen, dass auch die gemeinsten alltäglichen Berufs- 
werke, im Glauben und in der aus dem Glauben fliessen- 
den Liebe verrichtet, wahrhaft geistliche Werke, also Uebung 
des geistlichen Priesterthums seien. Auch die Thätigkeit 
für das bürgerliche Gemeinwesen ist ihm unter gleicher 
Voraussetzung Uebung des geistlichen Priesterthums. Von 
da aus lag es nahe, auf eine Ausprägung des allgemeinen 
Priesterthums in dem kirchlichen Organismus zu verzichten, 
und sich namentlich in Hinsicht auf Zucht und Armen- 
versorgung damit zu begnügen, dass man auf wahrhaft 
christliche Uebung derselben von Seiten der bürgerlichen 
Gemeinden und der Landesobrigkeiten hinzuwirken suchte. 
Es erklärt sich daraus die Thatsache, dass überhaupt auf 
Ausbildung eines vollständigen selbstständigen kirchlichen 
Organismus neben dem politischen so wenig Sorgfalt ver- 
wendet wurde, und mehr darauf, die Idee des christlichen 
Staats zu möglichster Verwirklichung zu bringen, was ja 
allerdings, je mehr es gelingen könnte, um so weniger die 
vollere Entwicklung der Kirchenverfassung vermissen liesse. 

Eben das aber ist es nun, worin hauptsächlich die 
Berechtigung des in unserer Zeit allmählich so allgemein 
gewordenen Verlangens nach der Verbindung presbyterial- 
synodaler Einrichtungen mit der Consistorialverfassung be- 
gründet ist. Es ist nun immer deutlicher geworden, dass 
die Verwirklichung der Idee des christlichen Staats, wie sie 
von unseren Reformatoren angestrebt wurde, in der That 
immer nur in sehr unvollkommener Weise gelingen konnte, 
besonders aber heutzutage nur in einem sehr beschränkten 
Maasse denkbar und wahrhaft wünschenswerth ist, und je 
eifriger und rücksichtsloser sie auch jetzt noch verfolgt 
“ werden wollte, um so mehr ein blosses Scheinwesen hervor- 
bringen, und ebenso die Kirche, wie den Staat schädigen 
würde. Verzichtet man dann demgemäss mit richtigem 
Bewusstsein darauf, eine grössere Christlichkeit des Staates 
haben zu wollen, als sie in Wahrheit möglich ist, so muss 
man folgerichtig auf eine reichere und kräftigere Entwick- 
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lung des kirchlichen Organismus Bedacht nehmen, die es 
der Kirche ermögliche, dem Staat gegenüber eine selbst- 
ständigere Stellung einzunehmen und zu behaupten. Und 
dazu hält man mit Recht, wie ich glaube, eine Verbindung 
presbyterial-synodaler Einrichtungen mit der Consistorial- 
verfassung für nöthig. Um so mehr aber dürfte dies m. 
E. der Fall sein, je mehr, wie ich wünschte, jenes be- 
rechtigte Streben auch zu einer Stärkung des in der Con- 
sistorialverfassung schon enthaltenen episkopalen Elements 
führen würde. 

Wenn ich hauptsächlich aus diesen, nachher noch ge- 
nauer zu entwickelnden Gründen für die Combinirung der 
Presbyterial-Synodalverfassung mit der Consistorialverfassung 
mich erklären zu müssen glaube, nicht sowohl aber, da- 
mit dadurch dem evangelischen Gemeindeprinzip Genüge 
geschehe, so habe ich die Erklärung dafür zum Theil schon 
oben angedeutet, namentlich durch die Hinweisung auf die 
Bedenken, welche der Einführung jener Einrichtungen von 
diesem Gesichtspunkte aus auch in der Gegenwart, wie 
kaum zu bestreiten ist, entgegenstehen. Es kommt dazu 
aber, dass ich das evangelische Gemeindeprinzip selbst gar 
nicht so verstehen kann, dass es geradezu auf eine Pres- 
byterial-Synodalverfassung hindrängte oder sie gewisser- 
massen unerlässlich machte. 

Man kann dieses Prinzip, wie es in Privatschriften der 
Reformatoren, aber auch in den Bekenntnissschriften aus- 
gesprochen ist, unbedenklich als Prinzip der Gemeinde- 
souveränetät bezeichnen. Denn Gemeindesouveränetät wird 
gelehrt, wenn gelehrt wird, dass der „ganzen Kirche“, d.h. 
der Gemeinde die Schlüssel vom Herrn unmittelbar und 
vornehmlich gegeben seien, dass ihr von Ihm das „höchste 
Gericht“ gegeben sei, dass sie die Macht habe, Kirchen- 
diener zu ordnen, dass sie über den Kirchendienern sei, 
dass Lehre und Satzungen der Pastoren und Bischöfe ihrem 
Urtheil unterworfen seien u. 8. w. Und man muss gewiss 
auch zugeben, dass dabei unter der „Gemeinde“ nicht etwa 
die nur vor Gottes Augen als eine in sich geschlossene 
und alle blossen Namenchristen ausschliessende Gesammt- 
heit der wahrhaft Gläubigen in der Gemeinde zu verstehen 
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sei, sondern die: mit „Heuchlern und Bösen“ zu einer 
äussern Einheit verbundene Gemeinde, wofern nur darin 
Jene und nicht Diese die Oberhand haben, so dass doch 
ihr Gesammtwille ein durch das Evangelium und den Geist 
Christi bestimmter und geleiteter ist. So gewiss aber hier- 
aus folgt, was auch daraus in den treffenden Stellen jener 
Schriften wirklich abgeleitet wird, dass die Gemeinde in 
diesem Sinn — als Landeskirchengemeinde oder Ortsge- 
meinde — allezeit und allenthalben berechtigt ist, im Noth- 
fall durch eine freie, selbstständige Gesammtthat sich dem 
widerevangelischen Regiment vom Worte Gottes abgefallener 
Vorsteher zu entziehen, und sich selbst neue Kirchendiener 
und Vorsteher zu bestellen, so wenig sagt jenes Prinzip 
darüber etwas aus, in welchem Umfang und in welchen 
Formen die ganze christliche Gemeinde unter einem evan- 
gelischen Regimente einen stetigen, rechtlich geordneten 
Antheil an der Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten 
durch besondere Vertreter neben den kirchlichen Lehr- und 
Regiments-Amtspersonen nehmen solle. Dem schriftmässig 
evangelischen Gemeindeprinzip, nach seinem, wie mir scheint, 
richtigen Verständnisse, ist vollkommen genügt, wenn nur 
wirklich anerkannt ist, dass aus jenem Urrecht der christ- 
lichen Gemeinde alle anderen kirchlichen Berechtigungen 
abzuleiten seien, und dass der Anspruch auf Gehorsam und 
Folgsamkeit der christlichen Gemeinde dem gegenüber, was 
die kirchlichen Amtspersonen lehren und setzen, stets da- 
durch bedingt bleibe, dass nichts wider das Evangelium 
gelehrt und gesetzt werde. Selbst solche Aussagen, wie 
die, dass der Gemeinde nicht ohne ihre Bewilligung Kirchen- 
diener geordnet oder Vorschriften gegeben werden dürfen, 
scheinen mir nach dem Zusammenhang wesentlich nur den 
Sinn zu haben, dass ihr nicht einseitig Personen oder Ord- 
nungen aufgedrungen werden dürfen, gegen welche sie deshalb 
Einspruch zu erheben berechtigt wäre, weil die Lehre, be- 
ziehungsweise der Wandel der Personen, oder weil der 
Inhalt der Ordnungen dem Evangelium nicht entsprechend 
sei. Es lassen sich aus dem evangelischen Gemeindeprinzip 
diejenigen Gemeinderechte ableiten, welche man die „natür- 
lichen“ genannt hat, aber nicht ein Rechtsanspruch auf 
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presbyterial-synodale Kirchenverfassung. Im Gegentheil 
würde eine solche Verfassung, wenn sie Presbyterien und 
Synoden eine unbedingte Berechtigung beilegte, nach sub- 
jektivem Ermessen und Belieben, ungebunden an das gött- 
liche Wort und das kirchliche Gemeinbekenntniss, zu be- 
stimmen, was gelehrt, wie der Gottesdienst eingerichtet, wie 
die kirchlichen Aemter besetzt und verwaltet werden sollen 
u. s.f., mit dem wahren evangelischen Gemeindeprinzip im 
grellsten Widerspruche stehen, und mit dem hiernach der 
christlichen Gemeinde zukommenden Rechte nicht weniger 
unvereinbar sein, als die ebenso unbedingte Berechtigung, 
welche das Römische System für den Pabst und den von 
ihm abhängigen Klerus in Anspruch nimmt. „Herr Omnes“ 
und jede dem Zeitgeist huldigende Synodalmehrheit ist im 
Grunde noch ein schlimmerer, wenigstens ebenso schlimmer 
Pabst, als je ein römischer Bischof es sein kann. 

Keineswegs jedoch bin ich gemeint, zu bestreiten, dass 
das recht verstandene evangelische Gemeindeprinzip noch 
besser gewahrt wird, als es durch die altlutherische Kirchen- 
ordnung gewahrt ist, wenn es gelingt, mit der Consistorial- 
.verfassung presbyterial-synodale Einrichtungen zu verbinden, 
welche wirklich darauf angelegt und geeignet sind, dem 
Recht der christlichen Gemeinde eine besondere wirk- 
same Vertretung zu verschaffen. Denn allerdings ist es 
sehr misslich, wenn dieses Recht nur als ein in ausser- 
ordentlichen Fällen und in ausserordentlicher Weise aus- 
zuübendes Nothrecht anerkannt wird, und nicht die Kirchen- 
ordnung selbst hinreichende Mittel darbietet, um es zur 
Erhaltung des gesunden, normalen Zustandes der Kirche 
ausüben zu können, und zugleich dadurch in der Gemeinde 
fortwährend das Bewusstsein der Pflicht wach zu erhalten, 
welcher jenes Recht entspricht. Auch lässt sich, glaube 
ich, zeigen, dass es nicht ganz”so schwierig ist, als man 
vielfach annimmt, presbyterial-synodale Einrichtungen Bo 
zu gestalten, dass auch bei dem gegenwärtigen Zustand 
unserer Landeskirchen der oben angedeutete richtige Zweck 
derselben wenigstens allmählich und annähernd wirklich 
dadurch erreicht werden kann. 

Für ganz unrichtig dagegen halte ich es, wenn durch 
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die Combinirung der Consistorialverfassung mit der Pres- 
byterial-Synodalverfassung das constitutionelle System vom 
Staat auf die Kirche übertragen werden soll. Kirche und 
Staat, Kirchengewalt und Staatsgewalt, politische Volks- 
rechte und christliche Gemeinderechte, die Bedingungen 
des Staatswohls und des Wohls der Kirche, alle innern 
Verhältnisse des kirchlichen und des staatlichen Organis- 
mus sind so wesentlich von einander verschieden, dass eine 
Uebertragung des constitutionellen Systems von dem po- 
litiischen Gebiete auf das kirchliche in irgend welcher Art 
— abgesehen etwa von einer analogen Anwendung der 
allgemeinsten Grundgedanken jenes Systems — nothwendig 
. missrathen müsste. Es scheint mir auch heutzutage kaum 
noch nöthig, dies näher auszuführen und zu begründen. 

Weit wichtiger und fruchtbarer scheint mir eine ge- 
nauere Erörterung des oben ausgesprochenen Gedankens, 
dass gerade das heutige Verhältniss zwischen Kirche und 
Staat presbyterial-synodale Einrichtungen zu einem Bedürf- 
niss für unsere evangelischen Landeskirchen mache. 

Unter der Herrschaft der Lehre von der obrigkeitlichen 
custodia utriusque tabulae ist eine Verwirklichung der Idee 
des christlichen Staats wenigstens versucht worden, deren 
offenbare Unhaltbarkeit dem Thomasius’schen Territorial- 
system den besten Vorschub geleistet hat. Dieses System 
übt aber in der Praxis eine noch weit stärkere Herrschaft 
aus, als gewöhnlich erkannt wird. Ja, es droht sogar die 
noch bestehende Herrschaft dieses „wissenschaftlich über- 
wundenen“ Systems aus gewissen Gründen neuerdings noch 
drückender und verderblicher für die Kirche zu werden. 

Sein praktischer Kern besteht darin, dass die Kirche 
wie eine blosse besondere Staatsanstalt behandelt wird, für 
deren Verwaltung daher auch vorzugsweise, oder doch fast 
vorzugsweise Staatsinteressen als maassgebend betrachtet, 
und wofür die von dem Landesherrn ausgehenden Anord- 
nungen mit dem gleichen Anspruch auf unbedingten Unter- 
thanengehorsam erlassen werden, wie er verfassungsmässigen 
Anordnungen des Staatsoberhauptes in politischen Dingen ge- 
bührt. Dass hiernach, ungeachtet aller theoretisch richtigeren 
Würdigung des Wesens der Kirche, doch nur zu oft noch bei 
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der Ausübung des Kirchenregiments verfahren wird, kann 
einem aufmerksamen Beobachter der Thatsachen kaum ent- 
gehen. Dies wird aber dadurch noch bedrohlicher, dass 
jetzt öfter, als ehemals evangelische Landeskirchen unter 
dem Regiment von Fürsten stehen, die sammt ihren Kultus- 
ministern anderen Bekenntnisskirchen angehören, und dass 
jetzt auch politische Volksvertretungen, deren Glieder zu 
einem grossen Theil dem Evangelium nach verschiedenen 
Richtungen hin fern, wenu nicht feindselig gegenüber stehen, 
vielfach Gelegenheit haben, auf das landesherrliche Regi- 
ment über die evangelischen Landeskirchen, bestimmend ' 
oder hindernd einzuwirken. Nimmt man nun noch hinzu, 
dass in steigendem Maasse daran gearbeitet wird, was in 
Gesetzen und Einrichtungen des Staats auf kirchlichen Ein- 
flüssen beruht und ihnen Vorschub leistet, zu beseitigen — 
ein Streben, welches durch die neueste Haltung der Rö- 
misch-katholischen Kirche wesentlich befördert werden, und 
vermöge des Grundsatzes der Parität, wo es dieser Kirche 
gegenüber nothwendig ist, die evangelische Kirche immer 
auch in einem.gewissen Maasse mit treffen muss, — so wird 
es einleuchtend, dass sich die Anlässe für unsere evange- 
- lischen Landeskirchen mehren, die ihnen dem Staat selbst, 
wie seinen einzelnen Organen gegenüber zukommende Selbst- 
ständigkeit und Freiheit nachdrücklich zu wahren. 

Dies zu thun, ermangeln die schon durch die reine 
Consistorialverfassung ihnen gegebenen kirchlichen Organe 
nicht alles Berufs und Rechtes. Die Consistorien, die Su- 
perintendenten, selbst die Pfarrämter in ihren Bereichen 
sind berufen und berechtigt, ungesetzliche Angriffe auf die 
Freiheit der Kirche abzuwehren; auch ohne besondere Or- 
ganisation können die Pfarrgemeinden Petitions- und Be- 
schwerderechte dazu gebrauchen. Aber wie dieses doch 
immer auf mancherlei Schwierigkeiten stösst, so ist auch 
die wirksame Vertretung der Kirche durch die kirchlichen 
Behörden dem Staat gegenüber nur allzusehr dadurch ge- 
hindert, und wird das ihnen dazu eingeräumte Recht nur 
allzuoft dadurch illusorisch, dass sie gerade denjenigen, 
gegen welche sie dabei auftreten sollten, untergeordnet und. 
von ihnen mehr oder weniger abhängig sind. Die bei dem 
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an sich gewiss wünschenswerthen Fortbestehen des landes- 
herrlichen Kirchenregiments überhaupt mögliche Selbststän- 
digkeit der deutschen evangelischen Landeskirchen können 
sie nur gewinnen, wenn sie richtige presbyterial-synodale 
Einrichtungen erhalten, und wo sie solche bereits, aber in 
noch mangelhafter Art besitzen, dieselben verbessert werden. 
Nur dann haben sie eigene Organe, welchen eine kräftige 
Wahrung der kirchlichen Selbstständigkeit und Freiheit dem 
Staat gegenüber wirklich möglich ist. 

Zu einer gesunden Entwicklung unserer Kirchenver- 
 fassung würde auch nach meiner früher schon dargelegten 
Ansicht eine Stärkung ‚und Ausbildung ihres episkopalen 
Elementes gehören, wodurch aber auch das pastorale Ele- 
ment derselben wenigstens keine Schwächung erleiden, eher 
ebenfalls gehoben werden würde. Davon wäre dann jedoch 
an sich eine gewisse Gefahr des Aufkommens hierarchischer 
Tendenzen unzertrennlich, und wäre sie dies vielleicht in desto 
höherem Maasse, je mehr etwa die Vertreter dieser Elemente 
sich vorzugsweise als berufen betrachten müssten, die Kirche 
dem Staat gegenüber zu vertreten. Auch dagegen gewähren 
richtige presbyterial-synodale Einrichtungen der Kirche den 
besten und angemessensien Schutz, schon indem sie durch 
ihr blosses Dasein beständig das wahre Verhältniss zwischen 
den Kirchendienern jeder Art und der Gemeinde zu ver- 
gegenwärtigen und in lebendigem Bewusstsein zu erhalten 
geeignet sind. 

Aber worin besteht nun die richtige Beschaffenheit 
jener Einrichtungen? Und in wieweit gestatten es die ge- 
gebenen Verhältnisse und Zustände, sie ihnen zu geben ? 

Meine Ansicht über die erstere Frage habe ich im 
Wesentlichen schon damit angedeutet, dass ich oben sagte, 
Presbyterien und Synoden sollen dem Recht der christ- 
lichen Gemeinde eine wirksame ‚Vertretung verschaffen. 
Darauf muss ihre Anlage berechnet sein, nicht auf eine 
Vertretung der zufällig augenblicklich herrschenden Ge- 
meindegesinnung. Es war darauf auch die reformirte Pres- 
byterial-Synodalverfassung angelegt, die ja als Muster dienen 
soll, wie es wenigstens ursprünglich allgemein angenommen 
war, als man daran ging, mit der Consistorialverfassung 
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eine Presbyterial-Synodalverfassung zu verbinden. Calvin, 
ihr eigentlicher Schöpfer, hat sie so verstanden. Auch wo 
im der Deutschen evangelischen Kirche im Reformations- 
zeitalter Ansätze dazu aufkamen, hatten sie nur jenen Sinn, 
und ihn haben auch im Wesentlichen die neueren Ein- 
richtungen jener Art, die sich bereits bewährt haben. Es 
sollte und soll dadurch dem Willen der christlichen @e- 
mneinde, nicht dem der jeweiligen zufälligen Mehrheit der 
Kirchenglieder Geltung verschafit werden. Das ergiebt sich 
aus den für die Wählbarkeit aufgestellten Erfordernissen, 
und aus dem, was als Inhalt der Verpflichtungen der Ge- 
wählten bezeichnet wird. Setzt man sich bei der Einrich- 
tung von Presbyterien und darauf gebauten Synoden den 
Zweck, durch ihre Beschlüsse Entscheidungen über die 
kirchlichen Angelegenheiten zu gewinnen, welche den Willen 
der jeweiligen Mehrheit der Genossen des betreffenden Kir- 
chenverbandes ausdrücken, und welche eben deshalb auch 
wirklich maassgebend werden sollen, so ist das gleichbedeu- 
tend mit einer absichtlichen oder fahrlässigen Beförderung 
eines raschen Verfalls der Kirche, wenigstens bei einem 
Zustand derselben, wie er gegenwärtig bei uns besteht, wo 
es am Tage liegt, dass die am meisten verbreitete Gesin- 
nung eine weltliche, dem Ernst des wahren Christenthums 
keineswegs entsprechende ist. Die Erziehungsarbeit der 
Kirche für das Christenthum würde dadurch nicht ge- 
fördert, sondern gehindert und vereitelt werden. Was das 
Lehramt nach seinem göttlichen Beruf anzustreben hätte, 
würden solche Presbyterien und Synoden immer wieder 
zerstören; zwischen einem berufstreuen Predigerstande und 
ihnen würde ein beständiger Kampf zur Nothwendigkeit 
werden, in.welchem aber dem natürlichen Lauf der Dinge’ 
nach jener bald unterliegen würde. Sie würden am Ende 
mit dem christlichen Kern der Gemeinden aus dem landes- 
_ kirchlichen Verbande sich zurückziehen müssen. 

Nun entsteht aber die andere Frage, wie es angestellt 
werden soll, dass man Presbyterien und Synöoden von jener 
richtigen Beschaffenheit erhält ? 

Eine sehr verbreitete Ansicht hält es dazu für noth- 
wendig, in den bestehenden Gemeinden „engere Gemein- 
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den“ zu bilden, deren Mitglieder allein wahlberechtigt sein 
sollen. Es soll dadurch, so gut es möglich ist, eine äusser- 
liche Scheidung zwischen den wahren Christen und den 
blossen Namenschristen in jeder einzelnen Gemeinde erzielt, 
und die nur aus vermuthlich „wahren“ Christen bestehende 
„engere” Gemeinde zur regierenden Gemeinde gemacht 
werden, von der die Uebrigen, die vermuthlich blosse Na- 
menchristen sind, sich regieren lassen müssen. Denn darauf 
würde es doch wirklich hinauslaufen, möchte man auch 
noch so sorgfältig vermeiden, es geradezu auszusprechen 
oder klar hervortreten zu lassen. Es kann dies dadurch 
gemildert werden, dass man erklärt, es solle Kirchenzucht 
innerhalb der engeren Gemeinde geübt, die weitere Ge- 
meinde aber damit verschont werden. Immer jedoch würde 
die weitere Gemeinde von der engeren in sofern regiert 
werden, als sie den sonst von derselben beliebten Ver- 
fügungen z. B. über die Besetzung des Predigtamtes, über 
die Formen des Gottesdienstes, die zu gebrauchenden Kate- 
chismen und Gesangbücher u. dgl. unterworfen wäre. 

Es scheint mir undenkbar, dass diejenigen, welche so 
in die weitere, völlig passive Gemeinde verwiesen werden 
sollten — und sie würden meist die grosse Mehrzahl bilden 
— diese Stellung annehmen würden. Es würde ihnen nicht 
schwer werden, wo man den Versuch einer solchen „Sich- 
tung“ mit Ernst und Strenge machte — und ausserdem 
könnte er ja dann auch wieder nichts nützen —, das bal- 
dige Wiederaufgeben desselben durchzusetzen, zumal da 
 unfehlbar bei seiner Ausführung es an zahlreichen offen- 
baren Missgriffen nicht mangeln würde. Sollten sie das 
nicht durchsetzen können, so würden sie entweder ihrer- 
seits aus dem kirchlichen Verbande ausscheiden, und da- 
durch aufhören, Objekt der erziehenden kirchlichen Thätig- 
keit zu sein, was sie doch nach der Absicht der Maassregel 
bleiben, ja erst wieder in recht wirksamer Weise werden 
sollen, — oder es würde wenigstens doch so ziemlich das- 
selbe dadurch geschehen, dass sie nur mit Widerwillen 
und Erbitterung im kirchlichen Verbande verharrten. End- 
lich schiene mir auch an sich eine solche äusserliche Schei- 
dung der sämmtlichen Kirchenglieder in Regierende und 
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Begierte zu grosse Aehnlichkeit mit der romanistischen 
Unterscheidung von clerus und plebs zu haben, um als 
wahrhaft evangelisch gelten zu können. 

Etwas wesentlich Anderes ist es, dass man nur die- 
jenigen zur Ausübung des Wahlrechts nicht zulässt, von 
welchen es notorisch ist, dass sie einen ärgerlichen Wandel 
führen, oder auch ohne dieses zu thun, Verächter der Heils- 
mittel sind. Damit wird immer die weit überwiegende 
Mehrheit einverstanden sein. Aber freilich werden dadurch 
auch immer nur sehr Wenige von der Ausübung des Wahl- 
rechts fern gehalten werden können, besonders weil es nur 
zu oft an der erforderlichen Notorietät und an Personen, 
welche sie constatiren wollen, fehlen wird. 

Ich finde einen sehr bemerkenswerthen Fingerzeig für 
das richtige Verfahren in einer Stelle der bekannten Schrift 
Luther’s de instituendis ministris ecclesiae ad clarissimum 
senatum Pragensem von 1523. 

Indem er hierin, wie man es in Kürze ausdrücken kann, 
von dem Reformationsrecht einer christlichen Gemeinde han- 
delt, und für die Art und Weise seiner Ausübung Rath- 
schläge ertheilt, kommt er schliesslich (Opp. Jen. T. LI. £. 
587.) auch auf den Skrupel zu sprechen, der etwa die 
Prager Gemeinde beängstigen könnte, ob sie denn auch 
gewiss eine ecclesia Dei sei, die als solche Berechtigung 
habe, zu thun, was er räth. Seine Antwort hierauf schliesst 
mit den Worten: „nihil est, quod dubitetis, apud vos esse 
ecclesiam Dei, etiamsi tantum decem vel sex essent, qui 
verbum Dei habent. Quidquid autem  fecerint in hac 
causa etiam consentientibus. ceteris, qui verbum nondum 
habent, plane Christum fecisse certum est, modo cum humi- 
litate et orationibus gesserint, ut diximus.“ Was er dabei 
unter „verbum Dei habere“ versteht, ergiebt sich deutlich 
daraus, dass er vorher gesagt hat, es sei gewiss, „esse apud 
vos in multis verbum Dei et cognitionem Christi.“ Er 
meint damit einen innerlichen, lebendige Erkenntniss Christi 
wirkenden Besitz des Wortes Gottes. 

Zur wirklichen Ausübung der Rechte, welche allerdings 
nur der christlichen Gemeinde als solcher zukommen, 
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wahrhaft christlichen Gemeinde aus der Gesammtgemeinde, 
sondern nur, dass bei jener Ausübung denjenigen , wenn 
auch Wenigen, qui verbum Dei habent, die Uebrigen, qui 
verbum nondum habent, zustimmen. 

Will man daraus einen in der kirchlichen Praxis an- 
wendbaren Grundsatz ableiten, so wird man ihn so fassen 
müssen: das Handeln einer Gemeinde ist als berechtigte 
Ausübung des Rechts der christlichen Gemeinde anzuer- 
kennen, wenn es dem Worte Gottes gemäss is. Denn 
darin ist das Kennzeichen enthalten, dass es in Wirklich- 
keit durch diejenigen bestimmt ist, qui verbum Dei habent, 
und diesen die Uebrigen, qui verbum nondum habent, zu- 
gestimmt haben. Und weiter: es ist in der Gemeinde Allen, 
welche dafür nicht offenbar unbefähigt sind, Stimmrecht 
zuzugestehen, aber Allen nur unter der Bedingung, 
dass sie es dem Worte Gottes gemäss ausüben. 

Für unsere besondere Frage ergiebt sich hieraus m. 
E.: es ist nothwendig, aber auch hinreichend, dass man 
bei den Wahlen für Presbyterien, aus welchen dann auch 
Synoden hervorgehen sollen, jedesmal den sämmtlichen 
Wahiberechtigten (mit blosser Ausschliessung der notorisch 
einen ärgerlichen Wandel Führenden und die Heilsmittel 
Verachtenden von der Weahlberechtigung) ein feierliches 
Gelöbniss abnimmt, so wählen zu wollen, dass dadurch die 
Wirksamkeit des göttlichen Wortes in der Kirche befördert 
werde, dass man sie zum wenigsten’ jedesmal dazu ernst- 
‘lich und nachdrücklich vermahnt, und erklärt, es sei die 
Giltigkeit presbyterialer und synodaler Beschlüsse davon 
abhängig, dass sie dem göttlichen Worte gemäss seien, und 
dass man natürlich dann auch nach dieser Erklärung ver- 
fährt. | Ä 
Auf diese Weise muthet man dann Niemand zu, darum 
weil man ihm nicht zutraut, bereits ein ‘wahrer Christ zu 
sein, sich aus der aktiven Gemeinde völlig ausschliessen zu 
lassen, sondern nur zuzustimmen, dass die Wirksamkeit des 
göttlichen Worts in der Kirche befördert werde, — was 
Jeder ehrlicher Weise thun kann, auch ohne von demselben 
bereits innerlich ergriffen zu sein —, oder nur, wenn er 
diese Bedingung nicht erfüllen will, für jetzt sich der Aus- 
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übung seines Wahlrechts zu enthalten. Man sichert damit 
nach Möglichkeit rechtlich, was bisher thatsächlich auch da, 
wwo man ein solches sicherndes Verfahren nicht, wenigstens 
nicht genau angewendet hat, grossentheils wenigstens ge- 
schehen ist, sofern nur nicht besondere Missgriffe des Kir- 
chenregiments oder besonders auffallende Maassregeln des- 
selben, den Gegnern des Evangeliums für Wahlagitationen 
Vorschub geleistet haben, das nämlich, dass wirklich. die 
Wahlen doch durch eine Minderheit von Gemeindegliedern, 
qui verbum Dei habent, bestimmt worden sind. Denn 
meist steht es doch noch so, dass die, qui verbum nondum 
habent, von den Wahlen ganz fern bleiben, oder mit den- 
jenigen stimmen, welche dem Evangelium wirklich anhäng- 
lich sind. & 

Doch setzt freilich auch eine solche Bindung an das 
göttliche Wort zu ihrer Wirksamkeit ein allgemeines ge- 
meinsames Einverständniss über den wahren Inhalt des 
göttlichen Wortes voraus. Dieses besitzt aber die Kirche 
eben an ihrem Bekenntniss. Es braucht also nur auch auf 
dieses, es muss aber auch auf dieses ausdrücklich verwiesen 
werden: das Gelöbniss muss darauf gerichtet sein, zur Wirk- 
samkeit des göttlichen Wortes nach seinem in dem Kirchen- 
bekenntniss bezeugten Inhalte helfen zu wollen. Und jede 
Kirche muss Sorge dafür tragen, dass ihr Bekenntniss in 
gemeinfasslicher Form jedem Kirchengliede bekannt sei, 
wozu ja der allgemeine Gebrauch von Katechismen hin- 
reicht, welche bereits als Symbole anerkannt, oder mit dem 
Gemeinbekenatniss in Uebereinstimmung sind. 

Die Wählbarkeit für Presbyterien und Synoden muss 
dann freilich von dem Gesichtspunkte aus, dass Presbyter 
— und nur solche sollten auch Synodalglieder werden kön- 
nen — einen eigentlichen Amtsberuf zu erfüllen, nicht bloss 
die Gemeinde zu „vertreten“ haben, durch positive Erfor- 
dernisse begrenzt sein, welche nur bei weit Wenigeren sich 
finden können, als den sämmtlichen für wahlberechtigt an- 
zuerkennenden Gemeindegliedern. Es wird sich in dieser 
Hinsicht nicht wohl etwas Besseres sagen lassen, als was 
Nitzsch in seiner „evangelischen Kirchenordnung“ S. 305. 
darüber sagt: „Wenn die alten Kirchenordnungen die 
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Qualification (Aeltester) fast üblicher Weise dahin formu- 
liren: gottesfürchtige christliche Männer von gutem Gerücht 
und ehrbarem Wandel, welche der Gemeine vorzuleuchten, 
und auch Andere zu belehren und zu ermahnen im Stande 
sind — so ist darin das Wesen des Erfordernisses getroffen 
und dieses um vieles dem fleissigen Besuch des Gottes- 
dienstes und der Theilnahme am h. Abendmahl vorzuziehen.“ 
Nur dass natürlich, wenn im einzelnen Falle doch Männer 
gewählt würden, welche sich grundsätzlich vom Besuch des 
Gottesdienstes fern hielten, diese deshalb auch nicht als 
solche anerkannt werden könnten, die im Stande wären, der 
Gemeinde „vorzuleuchten.“ 

Dass für die Wahl von Presbytern aus der Gemeinde 
dem Pfarrer oder den etwaigen mehreren Predigern zusam- 
men, (allenfalls unter Mitwirkung des Patrons), dagegen 
‚bei schon constituirtem und nur zu ergänzendem Presby- 
‘ terium diesem als Kollegium ein Vorschlagsrecht zukomme, 
kann als dem regelrechten Verhältnisse zwischen den Geist- 
lichen (und Patronen), beziehungsweise dem Presbyterium 
und der Gemeinde entsprechend erscheinen; es sind die- 
jenigen, welchen dadurch das Vorschlagsrecht eingeräumt 
wird, die natürlichen Berather der Gemeinde, und es wird 
daher, wo das Verhältniss zwischen ihnen und der Ge- 
meinde das richtige ist, meist auch ohne eine Bestimmung 
der Kirchenordnung hierüber, sich thatsächlich so gestalten, 
dass die Gemeinde durch ihre Vorschläge geleitet wird. 
Aber es ist eben deshalb sehr fraglich, ob man nicht besser 
thut, den Hergang bei der Wahl von selbst und frei in 
dieser Weise sich gestalten zu lassen. Denn wo das Ver- 
hältniss nicht das richtige ist, wird es sich schwerlich da- 
durch bessern, dass die Gemeinde rechtlich an einen solchen 
‘ Vorschlag gebunden wird. Ist das Verhältniss durch Schuld 
derjenigen , welche das Vorschlagsrecht haben sollen, 
nicht das richtige, so werden auch ihre Vorschläge nicht 
die richtigen sein, und jedenfalls wird die Wahl nach einem 
aufgenöthigten Vorschlag die Gewählten schwer das volle 
Vertrauen in der Gemeinde finden lassen, welches ihnen 
zu einer wahrhaft gedeihlichen Amtsführung nöthig ist. 

Zum Begriff des Presbyteriums gehört es, dass es Ge- 
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meinde-Vorstand sei, und dass es die Vorsteherschaft 
collegial, mit gleicher Berechtigung der s. g. Laienältesten 
und der ihm von selbst angehörigen Prediger verwalte. So 
sehr es der Schicklichkeit gemäss ist, dass der Vorsitz des 
Presbyteriums regelmässig von dem Pfarrer oder einem andern 
Geistlichen geführt werde, so wenig liegt ein ausschliessliches 
Vorsteherrecht im biblischen Begriff des geistlichen Amtes. 
Es liegt auch nicht im echt lutherischen Begriff desselben, 
der es vielmehr, wie die lutherischen Bekenntnissschriften 
bezeugen, lediglich als das Amt der Worts- und Sakraments- 
verwaltung auffasst, und ihm nur ein seelsorgerliches 
Regieren der Gemeinde wie der Einzelnen beilegt, ohne 
das Mindeste darüber zu bestimmen, dass auch ein nicht 
seelsorgerliches Regieren der Gemeinde den Beruf zum 
Dienst am Worte voraussetze. Nur die Seelsorge in Un- 
terscheidung von Kirchenzucht ist ausschliesslicher Beruf 
des geistlichen Amtes; an der Seelsorge aber will auch die 
calvinische Kirchenverfassung den Laienältesten keine Theil- 
nahme gewähren. Es ist ein bloses Missverständniss, wenn 
das Gegentheil behauptet wird; denn die „Vermahnung“, 
welche sie ihnen aufträgt, gehört zu einer von der Seel- 
sorge zu unterscheidenden Kirchenzucht. 

Nicht ebenso aber, wie die Gemeinde-V orsteherschaft 
im Begriff des Presbyteriums liegt, ist es auch für die auf 
Presbyterien gebauten Synoden wesentlich, dass sie an der 
Kirchenregierung Theil nehmen, oder sogar die eigent- 
lichen Subjekte der kirchenregimentlichen Gewalt seien. 
Und eben deshalb ist eine Combinirung der Presbyterial- 
Synodalverfassung mit der Consistorialverfassung ohne Alte- 
rirung derselben und ohne Aufhebung des landesherrlichen 
Kirchenregiments sehr wohl möglich. 

Die Frage, bei wem im Falle einer Meinungsverschie- 
denheit zwischen landesherrlichen und synodalen Regiments- 
faktoren die Entscheidung stehen solle, scheint mir, wo es 
sich wirklich um blosse Combinirung der Presbyterial-Syno- 
dalverfassung mit der Consistorialverfassung handelt, kaum 
aufgeworfen werden zu können. Versteht man unter „lan- 
desherrlichen Regimentsfaktoren“ Consistorien, so ist es 
selbstverständlich wesentliches Reservatrecht des Landes- 
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herrn als Kirchenobern, zwischen Consistorium und Synode 
zu entscheiden. Wird eine auf Befehl des Landesherrn der 
Synode gemachte Vorlage von dieser abgelehnt, so versteht 
es sich wieder von selbst, dass, wo diese ein verfassungs- 
. mässiges Zustimmungsrecht besitzt, durch ihre Ablehnung 
für diesmal über das Schicksal der Vorlage entschieden ist. 
Ist aber ein Antrag der Synode dem Landesherrn nicht 
genehm, so erfolgt die Entscheidung ganz einfach dadurch, 
dass er demselben die erforderliche Genehmigung versagt. 

Gute innerliche Berechtigung hat dieses Rechtsverhält- 
niss zwischen dem Landesherrn als Subjekt der kirchen- 
regimentlichen Gewalt und der Landessynode, wonach in 
der ebenbezeichneten Weise die negative Entscheidung bald 
in der Hand des Landesherrn, bald in der Hand der Sy- 
node liegt, insbesondere insofern, als gerade hierin ein wirk- 
sames Mittel zur Wahrung des echt evangelischen Gemeinde- 
prinzips liegen kann. Der Landesherr als Kirchenoberer 
und die Synode haben gleichmässig den Beruf, die christ- 
liche Gemeinde als solche zu vertreten, und zwar deren Recht 
auch allenfalls gegen einander zu vertreten. Die Synode 
ist so wenig selbst die christliche Gemeinde, als der landes- 
herrliche Kirchenobere mit ihr identificirt werden darf. So 
sehr es bei guten Synodaleinrichtungen als das beste Mittel, 
das Urtheil der Kirche zu erfahren, gelten muss, dass die 
Synode gehört werde, so unevangelisch wäre die Fiktion, 
dass die Beschlüsse einer Landessynode immer als solche 
Willensäusserungen der christlichen Gemeinde seien. Es 
muss immer die Prüfung derselben darauf hin, ob sie dem 
Worte Gottes gemäss und darum als wahre Willensäusse- 
rungen der christlichen Gemeinde zu betrachten seien, als 
zulässig, ja nothwendig gelten, und es muss insbesondere 
den Ortsgemeinden und deren Presbyterien, aber. nicht 
‘ minder auch allen Einzelnen die Befugniss zuerkannt wer- 
den, diese Prüfung von Synodal-Beschlüssen bei dem Kir- 
chenregimente zu beantragen, und die Gründe vorzutragen, 
aus welchen dafür gehalten werde, dass sie zu einem ver- 
werfenden Urtheil führen müsse. 

Als das eigentlich Wünschenswerthe und bei gesunden 
Zuständen zu Erwartende muss es natürlich betrachtet wer- 
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den, dass das landesherrliche Kirchenregiment und die Synode 
sich gegenseitige Handreichung leisten, ihren gemeinsamen 
Beruf auszuüben, das Recht der christlichen Gemeinde zu ver- 
treten, und in deren Sinn die kirchlichen Angelegenheiten 
zu behandeln. Je mehr dies wirklich geschieht und es 
wenigstens das bewusste gemeinsame Bestreben der kirchen- 
regimenflichen Organe und der Synoden ist, um so mehr 
wird die Combinirung der Presbyterial-Synodalverfassung 
mit der consistorialen der Selbstständigkeit der Kirche dem 
Staat gegenüber wirklich zu gute kommen. Wirkt in einer 
Landeskirche die kirchenregimentliche Behörde und die Sy- 
node in recht evangelischer Eintracht zusammen, so kann 
es auch nicht fehlen, dass die erstere selbst dem Landes- 
herrn gegenüber, ungeachtet ihrer nothwendigen formalen 
Unterordnung unter ihn und Abhängigkeit von ihm, die 
wünschenswerthe materielle Selbstständigkeit gewinnt. Es 
ist auch wohl zulässig und angemessen, dies rechtlich zu 
sichern, indem bestimmt wird, dass wo für gewisse wichtigere 
Maassnahmen der kirchlichen Verwaltung das Consistorium 
die Zustimmung eines ständigen Synodalausschusses erlangt 
hat, die persönliche Entschliessung des Landesherrn als 
Kirchenoberen entweder gar nicht erforderlich sein soll oder 
doch nur ablehnend, nicht corrigirend ergehen kann. Da- 
gegen wird eine von dem Landesherrn bestellte Kirchen- 
behörde auch durch die Unterstützung einer Landessynode 
oder ihres ständigen Ausschusses nie in der Art ihm gegen- 
über selbstständig gemacht werden können, dass ihre Be- 
schlüsse kraft rechtlicher Nothwendigkeit von dem Landes- 
herrn sanktionirt werden müssten. Dies würde mit Auf- 
hebung des landesherrlichen Kirchenregiments gleichbedeu- 
tend sein, und es würde, was man damit erreichen will, 
schicklicher dadurch erzielt, dass man die Consistorialver- 
fassung mit einer röinen Synodalverfassung vertauschte, in 
Folge dessen dann aber das Consistorium, wenn man es 
noch. so nennen wollte, blosses untergeordnetes Synodal- 
organ sein könnte. 

Man kann es beklagen, aber nicht ungeschehen machen, 
dass die Verbindung presbyterial-synodaler Einrichtungen 
mit der Consistorialverfassung zu der Zeit versäumt worden 
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ist, in welcher die Reformation in den Gemeinden feste 
Wurzeln geschlagen, evangelische Erkenntniss und evan- 
gelischen Glauben in Verbindung mit „Bibelfestigkeit“ nahe- 
zu zu einem Gemeingut des Volks gemacht hatte, während 
jetzt,:wo man jene Maassregel ziemlich allgemein in Angriff 
nimmt, an allem dem in unseren Gemeinden so grosser 
Mangel wahrzunehmen ist. Diesem Mangel abZuhelfen, 
muss allerdings als die Hauptaufgabe des Lehrstandes und 
des Kirchenregiments in der Gegenwart betrachtet werden. 
Es würde aber die darauf gerichtete Thätigkeit nur einem 
desto grösseren Widerstande und wenigstens einer desto 
geringeren Empfänglichkeit in den Gemeinden begegnen, 
je hartnäckiger man ihnen, bis sie einen durchgreifenden 
Erfolg gefunden hätte, die Gewährung der Berechtigung, 
an der kirchlichen Arbeit Theil zu nehmen, verweigern 
wollte. Am ersten kann man wirklichen Erfolg der den 
Gemeinden zu widmenden erziehenden Thätigkeit erwarten, 
wenn man es wagt, mit der geduldigen Fortsetzung dieser 
Arbeit auch jetzt schon die thatsächliche Anerkennung zu 
verbinden, dass ihnen doch bei aller geistlichen Unmündig- 
keit so viel natürliche Mündigkeit eigen ist, um darauf An- 
spruch zu haben, dass man sie unter den entsprechenden 
Bedingungen zur Theilnahme an der kirchlichen Thätigkeit 
berufe. Es darf dafür auf das Vorbild des grossen Apostels 
Paulus hingewiesen werden. Seine Briefe an die von ihm . 
gegründeten Gemeinden bezeugen es vielfach, wie er sie 
fortwährend als Gegenstand seiner erziehenden Thätigkeit 
betrachtete, und doch weit davon entfernt war, sie als wie 
Kinderschaaren am Gängelbande führen zu wollen, vielmehr 
immer sie zu selbstständiger Thätigkeit anregte, nur mit 
unerschütterlichem Festhalten an der Voraussetzung, dass 
die Richtschnur ihrer freien Thätigkeit das von ihm ge- 
predigte, und von dem Herrn ihm geoffenbarte Evangelium, 
unverfälscht durch Menschenlehren und selbstersonnene Mei- 
nungen bleibe. Die Deutsche Reformation folgte seinem Bei- 
spiel mit aller Treue in sorgfältiger Bewahrung der reinen 
Apostellehre, und in dem Streben, damit die Gemeinde 
innerlich zu durchdringen, aber sie war zu zaghaft, die Ge- 
meinde an jener Sorge für Bewahrung der reinen Lehre 
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Theil nehmen zu lassen. Sie behandelte dieselbe zu ein- 
seitig als die Aufgabe des Lehrstandes, und in Folge davon 
wurde sie auch mehr und mehr als blosse Sorge für Auf- 
rechterhaltung eines erstarrenden theologischen Systems be- 
trieben. Nur als ein gemeinsames Werk der ganzen Kirche, 
woran auch die Gemeinde zu lebendiger Mitbetheiligung 
angeregt wird, kann die Aufrechterhaltung des kirchlichen 
Bekenntnisses als treibenden Prinzips der ganzen kirchlichen 
Gemeinthätigkeit und des kirchlichen Gesammtlebens sein 
und bleiben, was sie soll, Bewahrung der Kirche bei der 
reinen Lehre, wie sie den Glauben erweckend und nährend 
innerlicher Besitz der christlichen Gesammtgemeinde, nicht 
blosser Erkenntnissgegenstand des Theologenstandes gewor- 
den ist, wobei dann freilich auch andererseits es sich heraus- 
stellen kann, dass dessen wissenschaftliche Erkenntniss nicht 
immer mit dem Glaubensleben der christlichen Gemeinde 
gleichen Schritt hält. 
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I. 


Denkschrift des Königlich Preussischen Ministers der geist- 

lichen eto. Angelegenheiten betreffend die Ausführung des 

Artikes 17. der Verfassungsurkunde für den Preussischen 
Staat vom 31. Januar 1850. 


[vom April 1870.] °). 
Aufhebung des Kirchenpatronats. 


Der Artikel 17. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. 
verordnet: 

Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 
dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein besonderes Gesetz 
ergehen. 

Anknüpfend an diesen Artikel hat der Abgeordnete von Bonin 
(Wahlbezirk Jerichow II. und I.) im Laufe dieser Session den An- 
trag an das Haus der Abgeordneten gerichtet, die Königliche Staats- 
regierung aufzufordern: 

zur Ausführung des Artikels 17. der Verfassungs-Urkunde dem 
Landtage der Monarchie eine Vorlage über das Kirchenpatronat 
und die Bedingungen, unter welchen dasselbe aufgehoben werden 
kann, zu machen. 

Das Haus der Abgeordneten hat in seiner Sitzung vom 10. De- 
zember v. Js. diesen Antrag angenommen und demselben noch den 
Zusatz hinzugefügt: 


*, Ein Abdruck dieser Denksohrift ist uns aus dem "Königlich 
Preussischen Ministerium der geistlichen etc. Angelegenheiten zu- 
gegangen. Die Denkschrift wurde den evangelischen Kirchenbehörden, 
en Regierungen und Oberpräsidien, sowie den katholischen Bischöfen 
zur Äeusserung mitgetheilt. Letzterer Umstand hat veranlasst, dass 
die Denkschrift auch bereits im Archiv für katholisches Kirchenrecht 
von F. H. Vering, Jahrg. 1870. Heft 5. Band XXIV. [Neuer Folge 
Band XVIII] 8. 201. ff. veröffentlicht worden ist. 
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die Königliche Staats-Regierung wolle in Verbindung damit für die- 
jenigen Landestheile, in welchen Artikel 15. der Verfassungs-Ur- 
kunde auf keiner Stufe zur Ausführung gebracht ist, Vorlagen über 
die Verwaltung des Kirchenvermögens und über die Pfarrwahl 
machen. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung ist, in Uebereinstimmung 
mit den bei einer früheren Berathung über denselben Gegenstand am 
4. October 1862. abgegebenen Erklärungen zwar aufs Neue auf die 
Schwierigkeiten aufmerksam gemacht worden, welche sich der Formu- 
lirung eines Gesetzentwurfes über die Bedingungen einer Aufhebung 
des Kirchenpatronats entgegenstellen, es hat aber dem Antrage nicht 
principiell entgegengetreten werden können, vielmehr hat die Staats- 
regierung ihre Bereitwilligkeit erklärt, in eine nähere Erörterung, so- 
wohl der Bedürfnissfrage, als auch eventuell der Ausführungsmodali- 
täten einzutreten. Dagegen hat die Staatsregierung ein Eingehen auf 
den in Antrag gebrachten Zusatz, als in die verfassungsmässig den 
einzelnen Kirchen und Religionsgesellschaften zustehende Autonomie 
eingreifend, an dieser Stelle und in dieser Form abgelehnt. 

Tritt man nun der Frage wegen Aufhebung des Kirchenpatronats 
und der Bedingungen einer solchen Aufhebung näher, s0 ist e 

I. zunächst der Unterschied zu bemerken, welcher sich zwischen 
den der Verfassungsurkunde vorausgegangenen Vorarbeiten und 
der Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848. einerseits und 
der revidirten Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. anderer- 
seits findet. 

Der von der Kommission der Nationalversammlung von 1848 auf- 
gestellte Entwurf einer Verfassungsurkunde enthält in Artikel 20. die 
Bestimmung: 

„das Kirchenpatronat, sowohl des Staats als der Privaten, soll auf- 

gehoben werden. Die Aufhebung regelt ein besonderes Gesetz.“ 

Dieser Bestimmung lag die Tendenz einer principiellen und abso- 
luten Verwerfung des Kirchenpatronats zum Grunde, wie solches aus 
den Motiven des Entwurfs deutlich erhellt, welche in dieser Beziehung 
Folgendes enthalten: 

„das Kirchenpatronat widerspricht seinem Begriffe nach so sehr der 
Autonomie der Religions-Gesellschaften, führt in der Anwendung 
zu so erheblichen Uebelständen, dass das Bedürfniss der Aufhebung 
dieses Instituts keiner weiteren Rechtfertigung bedarf. Dem Patrone 
liegen jedoch in der Regel sehr erhebliche Lasten in Betreff der 
Kirchenbauten u. s. w. ob. Inwiefern diese mit dem Patronatrechte 
in so wesentlicher Verbindung stehen, dass der Wegfall des Patro- 
natsrechts den Patron auch von jenen Lasten befreien würde, das 
kann nur nach gründlicher Erörterung der ihrem Rechtsgrunde nach 
nicht überall gleichartigen Verhältnisse entschieden werden. Um 
einer solchen Entscheidung nicht vorzugreifen, hat die Kommission 
nur die Zusicherung der künftigen Aufhebung jenes Rechts aus- 
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sprechen wollen, nicht, wie es Einige verlangten, schon die wirk- 
liche Aufhebung. Sie hat eben so wenig der Ansicht beigepflichtet, 
welche die künftige Aufhebung des Patronatsrechts davon abhängig 
machen wollte, dass die betreffende Gemeinde solches durch ver- 
fassungsmässigen Beschluss beantrage.“ 

Etwas gemildert und abgeschwächt ist diese Tendenz in dem Ar- 
tikel 14. der Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848., welcher 
lautet: 

„Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 

dasselbe aufzuheben ist, wird ein besonderes Gesetz ergehen.“ 

In den unmittelbar naclı dem Erlass dieser Urkunde in dem Mi- 
nisterium der geistlichen etc. Angelegenheiten erschienenen: „Er- 
läuterungen der Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde vom 5. De- 
zember 1848. über Religion, Religionsgesellschaften und Unterrichts- 
wesen betreffend® — spricht sich der Minister von Ladenherg 
darüber folgendermaassen aus: 

„Die Motive zu dem 20. Artikel des Kommissions-Entwurfes be- 
en dass das Patronat seinem Begriffe nach der Autonomie der 
Religions-Gesellschaften so sehr widerspreche, und in der Anwen- 
duag zu so erheblichen Uebelständen führe, dass die Aufhebung 
desselben keiner weiteren Rechtfertigung bedürfe. Von diesen Grün- 
den giebt der erste zu einem sehr bedenklichen Zweifel Veranlassung, 
indem er die Frage offen lässt, ob nicht der Autonomie der Re- 
ligions-Gesellschaften, für welche durch die Aufhebung der im Pa- 
tronat liegenden Beschränkung Sorge getragen werden soll, grade 
dadurch eine empfindliche Verletzung zugefügt werden würde. Setzt 
man z. B. den Fall, dass die katholische Kirche den kanonischen 
Grundsatz beibehalten und folglich den Stiftern einer Kirche das 
Präsentationsrecht sammt anderen Befugnissen zugestehen wollte, 
so würde es sich ohne Zweifel nicht rechtfertigen lassen, wenn ihr 

. der Staat wegen der im Präsentationsrechte enthaltenen Beschränkung 
des an sich zur Verleihung berechtigten Organs mit einem Verbote 
entgegenträte, eben weil es sich hier um eine innere, der Einwirkung 
des Staates entzogene Frage handelt. Dagegen ist es gegründet, 
dass das Patronat, wie es geschichtlich entwickelt ist, in vielen 
Fällen wirkliche Uebelstände in seinem Gefolge gehabt hat, und, 
besonders in der evangelischen Kirche, als ein lästiges Institut nicht 
nur von vielen Gemeinden, sondern auch von Patronen betrachtet 
wird, eine Wahrnehmung, auf welche die in der neueren Zeit an 
die Staatsregierung gelangten Anträge auf Gestattung des Ver- 
zichtes von Seiten der Patrone deutlich genug hinweisen. Es ist 
ferner nicht in Abrede zu stellen, dass das fiskalische Patronat mit 
der veränderten Stellung des Staates zu der Kirche nur schwer ver- 
einbar sein wird. Gegenwärtig ist die Ausübung desselben in der 
evangelischen Kirche den Consistorien übertragen und es treten in 
Folge dieser Einrichtung die Funktionen, welche sonst zwischen 
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dem Patron und dem Kirchen-Überen getheilt sind, nicht abgeson- 
dert hervor. Künftig würde aber die Präsentation von der Staats- 
behörde, die Konfirmation von dem verfassungsmässigen Organ der 
Kirche ausgehen. Es leuchtet ein, dass der Staat hierdurch in ein 
unangemessenes Verhältniss gesetzt, und zu fortdauernden nach- 
theiligen Conflikten Veranlassung gegeben werden würde. Ganz 
dieselbe Erfahrung ist mehrfach bei der Ausübung des Patronats 
über katholische Pfarrkirchen gemacht worden. Hiernach wird das 
Patronat allerdings einer Aenderung unterliegen müssen. Da jedoch 
hier sehr verschiedenartige, zum Theil schwierige Beziehungen ob- 
walten, ist es für angemessen erachtet worden, in der Verfassungs- 
Urkunde nur im Allgemeinen auf ein besonderes Gesetz hinzudeuten, 
welches den zunächst sich versammelnden Kammern vorgelegt wer- 
den wird. In diesem Gesetz wird die Frage, wie in gerechter Weise 
die Umgestaltung, beziehentlich die Aufhebung, namentlich in Be- 

“ treff der dem Recht gegenüberstehenden Lasten, zu bewirken sei, 
näher entschieden werden. Die Central-Abtheilung hat zwar spe- 
cielle Grundsätze nach dieser Richtung hin bereits angedeutet. Die- 
selben haben jedoch überhaupt nicht in dem Verfassungsgesetze 
ihre Stelle zu suchen, ganz abgesehen davon, dass sie von Gesichts- 
punkten ausgehen, welche mit dem Rechte der katholischen Kirche 
nicht wohl in Einklang zu bringen sein würden.“ 

Es erhellt hieraus, dass man der katholischen Kirche gegenüber 
schon damals von dem Gedanken zurückgekommen war, die Auf-. 
hebung des Kirchenpatronats als ein absolutes Postulat hinzustellen, 
vielmehr die autonomischen Befugnisse dieser Kirche auch in Be- 
ziehung auf das Patronatsverhältniss sich vergegenwärtigte; dass man 
aber, der evangelischen Kirche gegenüber, die Beseitigung des Patro- 
nats als eine Forderung des Rechts und der Billigkeit im Interesse 
der Kirche selbst festhalten zu müssen glaubte, und diese Beseitigung 
nur nicht im tumultuarischen Wege einer unvermittelten Aufhebung, 
sondern unter gleichzeitiger Berücksichtigung aller begleitenden In- 
teressen, namentlich der finanziellen, herbeizuführen bestrebt war. 

In diesem Sinne wurde ‘ein Gesetzentwurf im Ministerium der 
geistlichen etc. Angelegenheiten ausgearbeitet, durch welchen 

1. alle Kirchenpatronate, mit welchen eine Verpflichtung zu 
Leistungen für die Unterbaltung der Kirchenunstalt nicht ver- 
bunden ist, ohne Weiteres aufgehoben, 

2. alle übrigen Patronate aber als der Aufhebung unterworfen 
bezeichnet werden sollten, sofern der Berechtigte seiner bis- 
herigen Verpflichtungen entlastet und wegen deren anderwei- 
tiger Erfüllung genügende Fürsorge getroffen würde. 

Bei der Revision der Verfassungs-Urkunde aber wurde, nachdem 
sich gegen die absolute Forderung der Aufhebung des Kirchenpatronats 
in beiden Konfessionen in Rede und Schrift zahlreiche Stimmen er- 
hoben hatten, die principielle Tendenz des Kommissionsentwurfs und 
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des Artikels 14. der Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848. in 
beiden Kammern verworfen, die weitergehenden Anträge von Stahl 
in der ersten und von Heinrici in der zweiten Kammer, welche 
darauf hinausgingen, die künftige staatliche Legislation in dieser 
Materie an die Zustimmung der verfassungsmässigen Organe der 
beiden Kirchen zu binden, zwar abgelehnt, eben so wenig aber auch 
auf den Antrag Martens eingegangen, welcher das Postulat des 
Entwurfs der Nationalversammlung wieder herzustellen bezweckte. Die 
von diesem Abgeordneten vorgeschlagene Fassung: 

„das Kirchenpatronat ist aufzuheben, die Bedingungen bestimmt 

das Gesetz,“ ; : 
fand keine Unterstützung, und wurde der Artikel 17. der Verfassungs- 
Urkunde, so wie er gegenwärtig lautet, angenommen. 

Der Sachverlauf ist hiernach kurz dieser, dass der Commissions- 
Entwurf der Nationalversammlung die unbedingte und obligatorische, 
die Verfassungs-Urkunde vom 5. Dezember 1848. die obligatorische, 
aber bedingte, die Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. die be- 
dingte und fakultative Aufhebung des Patronats, indem sie näm- 
lich den Erlass eines Gesetzes über die Bedingungen „unter welchen 
das Kirchenpatronat aufgehoben werden kann“ in Aussicht 
nimmt und die obligatorische resp. die Aufhebung unmittelbar durch 
das Gesetz verwirft. 

Durch das im Artikel 17. der Verfassungs-Urkunde verheissene 
Gesetz soll also den Betheiligten Möglichkeit verschafft werden, 
unter gewissen Bedingungen die Aufhebung des Patronats. auf einem 
andern als dem schon bisher zulässigen Wege des Vertrags (z. B. 
durch Ablösung) herbeizuführen. 

II. Unter diesen wesentlich veränderten Prämissen wurde daher 
schon unter dem Minister von Ladenberg der auf ganz andere 
Voraussetzungen gebaute Gesetzentwurf des Kultus-Ministeriums bis 
auf Weiteres zurückgelegt. 

In dem Hause der Abgeordneten wurden ferner durch Beschlüsse 
vom 30. April 1856., 9. März 1859., 11. April und 4. Juni 1861. ver- 
schiedene Anträge auf Erlass des in Artikel 17. der Verfassungs- Ur- 
kunde in Aussicht genommenen Gesetzes durch Annahme der Tages- 
ordnung beseitigt. Auch in der ersten Kammer wurde durch Be- 
schluss vom 81. März 1854. die Beseitigung der durch Zerstückelung 
der patronatberechtigten Grundstücke entstehenden Missstände der 
Abhüälfe der Regierung im Wege der Gesetzgebung oder der Ver- 
waltung überwiesen. 

Allen diesen Vorgängen liegt unzweifelhaft die Absicht zum Grunde, 
zunächst noch einer reiferen Erfabrung und Betrachtung in dieser 
Materie Raum zu lassen. 

Erst in der Berathung und Beschlussnahme vom 4. October 1862. 
hat das Haus der Abgeordneten die Wiederaufnahme einer legislativen 
Erörterung über diesen Gegenstand in Anregung gebracht und diesen 
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II. Um für die weitere Behandlung dieser Frage eine gesicherte 
Grundlage zu gewinnen, ist jetzt erforderlich: 

A. Zunächst die Bedürfniss-Frage zu erörtern, ob nämlich 
ein allgemeines, oder ein wenigstens für gewisse Fälle und Vor- 
aussetzungen nachweisbares besonderes Bedürfniss zur Aufhebung 
des Kirchenpatronats vorhanden ist. 

Hierbei ist wieder zu unterscheiden zwischen den in der evan- 
gelischen und den in der katholischen Kirche obwaltenden Verhält- 
nissen und in beiden zwischen dem landesherrlichen und dem Privat- 
patronate. 

1. In der evangelischen Kirche hat sich während der letzten 
20 Jahre, soweit die Wahrnehmungen des Ministeriums der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten reichen, ein allgemeines Verlangen nach 
Aufhebung des landesherrlichen Patronats im eigentlichen Sinne des 
Wortes nicht kundgegeben. Es sind nicht einmal Specialfälle dieser 
Art, in denen die Gemeinden auf Aufhebung des Patronats angetragen 
bätten,, hervorgetreten. Dagegen sind umgekehrt zahlreiche Fälle, 
namentlich in den Provinzen Posen, Preussen und Schlesien, sowie in 
der Stadt Berlin, vorgekommen, in welchen die Gemeinden bei der 
Gründung neuer Kirchspiele dringend um Uebernahme eines landes- 
herrlichen Patronats gebeten haben; in den meisten Fällen, um einer 
patronatischen Beihülfe theilhaftig zu werden, in einigen aber auch, 
unter adsdrücklicher Verzichtleistung auf finanzielle patronatische 
Leistungen, lediglich zu dem ausgesprochenen Zwecke, die Besetzung 
des Pfarramts dem Parteiinteresse in der Gemeinde zu entziehen und 
sie einer über demselben stehenden höheren Autorität anzuvertrauen. 

Dabei kommt ferner in Betracht der Werth, welchen die Er- 
haltung des landesherrlichen Patronats für die Kirche selbst hat, in- 
dem derselbe dazu dient, bei Besetzung der mit kirchenregimentlichen 
Aemtern verbundenen Pfarrstellen qualificirte Personen an die in Rede 
stehende Stelle zu bringen, verdiente Geistliche aus der Militairseel- 
sorge, aus den Strafanstalten und aus schwierigen auswärtigen Posten 
nach längerer Dienstzeit angemessen zu versorgen und überhaupt ein 
Aufrücken aus schlechteren in besser dotirte Stellen möglichst zu 
vermitteln. 

In Ansehung der landesherrlichen Patronate in der evangelischen 
Kirche würde hiernach die Frage nach dem Bedürfnisse einer Auf- 
hebung des Patronats in ihrer Allgemeinheit zu verneinen sein. 

Nicht zu verwechseln mit den landesherrlichen Patronaten sind 
übrigens diejenigen Besetzungsrechte, welche nicht auf einem Patronat 
im eigentlichen Sinne des Worts, sondern auf dem Summepiskopate 
beruhen. In Ansehung dieser kommt nicht der Artikel 17., sondern . 
der Artikel 18. der Verfassungs-Urkunde in Betracht. Die Regelung 
dieser Besetzungsverhältnisse ist Gegenstand der innerkirchlichen Ge- 
"setzgebung und zunächst besonderer Verhandlungen mit den Synoden 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 7 
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der Provinzen Westphalen, Rbeinprovinz, Hannover und Hessen-Nassau. 
Dieser Gegenstand scheidet daher hier, wo es sich lediglich um die 
Ausführung des Artikels 17. der Verfassungs-Urkunde handelt, aus 
der Betrachtung gänzlich aus. 

2. Die zweite Frage, auf deren Erörterung einzugehen ist, ist 
die: ob ein Bedürfniss zur Aufhebung des Korporationen oder Privaten 
zustehenden Kirchenpatronats in der evangelischen Kirche vorhan- 
den ist? 

Auch diese Frage wird in ihrer Allgemeinheit verneint werden 
müssen. 

Anträge von Seiten der Gemeinden auf Aufhebung der Privat- 
patronate, oder Ueberlassung derselben an die Gemeinden sind im 
Laufe der letzten 20 Jabre, abgesehen von einem im Einverständnisse 
aller Betheiligten und der Aufsichtsbebörden auf dem in $. 610. II. 
11. des Allgem. Landrechts vorgesehenen Wege zur Entscheidung ge- 
langten Falle, zur Kenntniss der Centralinstanz nicht gekommen; viel- 
mehr sind in den östlichen Theilen des Landes öfters Fälle vorge- 
kommen, dass die Gemeinden die Ueberlassung des Patronats für 
neubegründete Kirchensysteme an Privatpersonen neu beantragt oder 
befürwortet haben. Andererseits ist es zwar öfters vorgekommen, dass 
Patrone gewünscht haben, im Wege der Gesetzgebung ihrer Patronat- 
lasten entledigt zu werden. Namentlich ist dieses in den in den Jahren 
1856., 1859., 1861., 1862. und 1863. an das Haus der Abgeordneten 
gebrachten Anträgen auf Erlass des in Artikel 17. der Verfassungs- 
Urkunde vorbehaltenen Gesetzes der Fall gewesen. Aber diese von 
Seiten einer grösseren oder geringeren Zahl von Leistungspflichtigen 
ausgegangenen Wünsche auf Erleichterung ihrer Last können für sich 
noch nicht als Beweis eineg allgemein vorhandenen und Öffentlich 
anzuerkennenden Bedürfnisses gelten, zumal der Patronat nicht aus- 
schliesslich ein Gegenstand vermögensrechtlicher Werthschätzung ist, 
sondern zugleich Ehrenrechte und Vorzüge in sich schliesst, welche 
für eine andere grosse Zahl von Patronen nicht durch Geldäquivalente 
aufgewogen werden können. Eine zwangsweise Entziehung dieser 
meist aus der ältesten Zeit der Christianisirung des Landes her- 
stammenden Rechte durch einen Akt der Gesetzgebung würde von 
den Betheiligten als ein gewaltsamer Eingriff in wohlerworbene Rechte 
empfunden werden, und es würde zu einem solchen nach den Grund- 
sätzen des Rechts und der Staatsweisheit nur dann geschritten werden 
dürfen, wenn es als eine unabweisbare Forderung der öffentlichen 
Wohlfahrt angesehen werden müsste, den Betheiligten dieses Opfer 
aufzuerlegen. Eine Behauptung dieser Art findet sich aber nur in 
den Motiven des Commissionsentwurfs der National-Versammlung von 
1848. In allen späteren Verhandlungen der legislativen Körperschaften 
ist dieses gegen den Patronat als solchen gerichtete Odium verschwun- 
den und zeichnen sich namentlich die neuesten Verhandlungen des 
Hauses der Abgeordneten vom 2. März und 10. December 1869. durch 
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das Bestreben aus, dem Patronate in jeder zulässigen Weise gerecht 
zu werden. Es wird daher, soweit die Wahrnehmungen der Central- 
stelle reichen, auch in Ansehung der Privatpatronate in der evan- 
gelischen Kirche der Nachweis eines allgemeinen Bedürfnisses ihrer 
Aufbebung zu vermissen sein. 

3. Auf dem Gebiete der katholischen Kirche machen sich in An- 
sehung der Beibehaltung oder Aufhebung des Kirchenpatronats, es 
sei des landesherrlichen, oder des Privatpatronats, theilweise zunächst 
dieselben Wahrnehmungen und Argumente geltend, welche für den 
Bereich der evangelischen Kirche vorstehend angeführt worden sind. 
Nur tritt hier noch der Umstand hinzu, dass nach katholischem Kirchen- 
rechte im Fall einer Aufbebung des Patronats das wichtigste der in 
demselben enthaltenen Rechte, nämlich die Besetzung der kirchlichen 
Stellen, ausschliesslich dem Bischofggzufallen würde. 

4. Würde hiernach, falls nicht Wahrnehmungen entgegengesetzter 
Art nachgewiesen werden können, die Bedürfnissfrage in ihrer All- 
gemeinheit zu verneinen sein, so bleibt noch zu erwägen, ob nicht 
unter einzelnen, besonderen Voraussetzungen und Bedingungen ein 
Bedürfniss zur Aufhebung oder Einschränkung des Patronats vorhan- 
den sei? Ein solches kann in dem nachstehenden Fällen behauptet 
werden: 

a) Wenn ein patronatberechtigtes Gut successive durch Abver- 

käufe und Ablösungen dergestalt vermindert wird, dass es die 
Lasten des Patronats nicht mehr zu tragen vermag, so wird 
es sich aus inneren Gründen rechtfertigen, zur Sicherstellung 
der betheiligten Kirche und Gemeinde zwar so viel von den 
noch vorhandenen Vermögensobjecten, als erforderlich und 
erreichbar, mit Beschlag zu belegen, die Ausübung der patro- 
natischen Rechte aber so lange ruhen zu lassen, bis der Ueber- 
gang des Patronats an einen anderen prästationsfähigen und 
den geistlichen Oberen (A. L.R. II. 11. $. 580.) annehmbaren 
Successor erfolgt sein wird. 

b) Wenn ein patronatberechtigtes Gut in eine Mehrheit von Trenn- 
stücken dergestalt zerlegt wird, dass ein zur Tragung des 
Patronats befähigtes Hauptgut nicht mehr zurüäckbleibt, so 
wird die Repartition der Patronatslasten zwar auf die Besitzer 
der Trennstücke geboten sein, es wird aber daneben die For- 
derung gestellt werden dürfen, dass diese im Laufe des Ver- 
kehrs nothwendig häufig wechselnde Vielheit von Besitzern 
einen gemeinschaftlichen annehmbaren Bevollmächtigten zur 
Ausübung der Patronatsrechte stelle und dass, so lange dieses 
nicht geschieht, das Patronat ruhe. 

c) Ein dritter Fall ist der in der Petition des Magistrats zu 
Culm an das Haus der Abgeordneten im Jahre 1861. zur Sprache 
gebrachte, wenn die Gemeinde, für welche eine Patronatkirche 
vorhanden ist, an Zahl dergestalt abgenommen hat, dass sie 
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eines eigenen Gottesdienstes nicht mehr bedarf, so soll der . 


Patron von der Verpflichtung zur baulichen Unterhaltung der 
Kirche entbunden werden. Einen Anhalt zur Erledigung dieses 
Falles würden der $. 308. Theil 11. Titel 11. des Allgemeinen 
Landrechts und $. 1. a.—c. des Gesetzes vom 13. Mai 1833. 
über erloschene Parochien darbieten. 

Eine vierte Voraussetzung endlich, welche eine Einschränkung 
der patronatischen Rechte, bedingt, tritt ein mit der Fort- 
bildung der kirchlichen Gemeinde- und Synodalverfassung. Es 
ist nicht zu vermeiden, dass bei der Zusammensetzung der 
kirchlichen Gemeindevorstände, bei der Abgrenzung ihrer Be- 
fugnisse und endlich bei der Heranziehung der Kirchenkassen 
zu den Synodalkosten das Interesse und die ‚herkömmliche 
Stellung des Patronats @ls einer fast ausschliesslichen Ver- 
tretung der Laien-Interessen an der Kirche berührt und ge- 
mindert wird. Dieser Gesichtspunkt liegt vorwiegend dem 
Eingangs erwähnten Antrage des Abgeordneten von Bonin zu 
Grunde und hat sowohl in den Verhandlungen der ausser- 
ordentlichen Provinzial-Synoden der sechs östlichen Provinzen 
als zuch in einzelnen von Privatpatronen an die Staats- resp. 
Kirchenbehörden gerichteten Vorstellungen seinen Ausdruck 
gefunden. Die Inhaber von eineg Complex von Patronaten 
über 49. Kirchen und 18. Pfarreien in der Provinz Sachsen 
haben sich durch diese Rücksichten sogar neuerdings bestim- 
men lassen, dem Staate die Uebernahme dieser gesammten 
Patronate zu offeriren, um den Conflicten zu entgehen, in 
welche nach ihrer Meinung die Privatpatrone durch die Durch- 
führung der Synodaleinrichtungen gerathen müssten. Nicht 
minder ist aus den angedeuteten Gründen von den Patronen 
und grösseren Grundbesitzern in der Provinz Schleswig-Hol- 
stein gegen eine unvermittelte Durchführung der einschlagen- 
den Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung für die evangelisch- 
lutherischen Kirchengemeinden der dortigen Provinz vom 16. Au- 
gust v. Js. Einspruch erhoben worden. Eine Regulirung dieser 
Verhältnisse wird daher unvermeidlich werden, wie denn auch 
eine solche bereits von Seiten der bürgerlichen Ge- 
setzgebung in dem vormals Hannoverschen Gesetze vom 
9. Oktober 1864. und in dem Königlich Sächsischen Gesetz vom 
30. März 1868. über die Kirchenvorstands- und Synodal-Ord- 
nung erfolgt ist. Indessen hängt diese Frage nicht mit der 
Ausführung des Artikels 17. der Verfassungs-Urkunde zusam- 
men, sondern mit den zu emanirenden, resp. definitiv fest- 


-zustellenden kirchlichen Verfassungsgesetzen und wird mit 


diesen zugleich ihre Erledigung zu ‚finden haben. 
Würde hiernach die Bedürfnissfrage, mit Ausnahme eines 


oder des anderen der vorstehend aufgeführten Fälle im Allgemeinen 
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verneint, so bliebe für die Aufhebung des Patronats nur noch der 
Weg der freien Vereinigung zwischen dem Patronatberechtigten und 
den sonstigen kirchlichen interessenten iGemeinde und geistliche Oberen. 
A. L. R. Thl. II. Titel 11. $. 610.) übrig. Der Erlass eines beson- 
deren Staatsgesetzes würde für diesen Fall nur den Zweck haben 
können, zu constatiren, unter welchen Voraussetzungen die Staats- 
gewalt das Patronatsverhältniss für gelöst und des ferneren Schutzes 
der bürgerlichen Gesetze entkleidet ansehen müsste. Sollte aber ein 
weiter gehendes, allgemeines Bedürfniss zur Aufhebung des Patronats 
von irgend einer Seite behauptet werden, so würde alsdann von dieser 
aus auch näher zu präcisiren sein, auf wen die Rechte und Pflichten 
des aufgehobenen Patronats werden überzugehen haben und die Zweck- 
mässigkeit und Ausführbarkeit dieser Veränderung dargethan werden 
müssen. In den Verhandlungen des Abgeordnetenhauses vom 4. Octo- 
ber 1862. und 10. Dezember 1869. ist in dieser Richtung keine nähere 
Andeutung gegeben. 

Um aber eventuell auch die praktische Tragweite einer solchen 
Auffassung zu übersehen, wird es auf alle Fälle nothwendig sein, 

a) die Zahl der landesherrlichen und der Privatpatronate in der 
evangelischen und in der katholischen Kirche in jedem Ver- 
waltungsbezirke, gegenüber der Zahl der Kirchen in demselben 
überhaupt festzustellen; und 

b) über die Leistungsfähigkeit der nach Fortfall der patronatischen 
Leistungen eventuell an die Stelle der Patrone eintretenden 
Leistungspflichtigen ein Urtheil abzugeben. 

IV. Durch die Verwerfung der Amendements Stahl und Hein- 
rici bei der Berathung über Artikel 17. der revidirten Verfassung 
ist festgestellt. dass die Staatsgesetzgebung sich die Freiheit vor- 
behalten hat, über die Aufhebung des Patronats und die Bedingungen 
derselben selbstständig Festsetzungen zu treffen, ohne dabei von der 
Zustimmung der kirchlichen Oberen in beiden Kirchen abhängig zu 
sein. Diese Freiheit und Selbstständigkeit der staatlichen Gesetz- 
gebung hat aber, wie bereits die von Ladenberg’schen Erläute- 
rungen von 1849. zu Artikel 14. der Verfassungs-Urkunde vom 5. De- 
zember 1848. darthun, praktisch ihre gegebene Grenze. Die Staats- 
gesetzgebung kann durch Aufhebung oder Einschränkung des Patronats 
demselben ganz oder theilweise den Schutz der Gerichte und den der 
Verwaltungsbehörden entziehen; sie würde aber die kirchlichen In- 
teressenten (Gemeinden und geistliche Oberen) nicht hindern können, 
freiwillig in jedem einzelnen Falle oder im Wege besonderen Ver- 
trages die fernere Ausübung der sonst aus dem Patronate herfliessen- 
den Prärogative zuzugestehen und freiwillig gewährte oder vertrags- 
mässig versprochene Leistungen, wie sie bisher den Patronen oblagen, 
anzunehmen resp. einzufordern. Wenn ferner die staatliche Gesetz- 
gebung an eine Zustimmung der kirchlichen Oberen nicht gebunden 
ist, so schliesst dieses doch nicht aus, dieselben, ehe die Staatugesetz- 
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gebung eine Entschliessung fasst, informativ zu hören. Diese in- 
formative Anhörung wird aber von um so grösserer Bedeutung sein, 
je mehr dieselbe geeignet ist, die Bedürfnissfrage vom Standpunkte 
der kirchlichen Betrachtung aus zu erklären. 

Hiernach wird, bevor von Seiten der Staatsregierung über die 
auf dem Wege der Legislation zu thuenden, weiteren Schritte ein 
Entschluss gefasst wird, eine umfassende Informationseinziehung von 
den bürgerlichen und von den kirchlichen Behörden beider Konfessionen 
in sämmtlichen Provinzen über den Umfang eines Bedürfnisses zur 
Aufhebung des Kirchenpatronats und über die geeigneten Mittel und 
Wege zur Lösung der Frage, das nächste und unerlässliche Erforder- 
niss sein. 


Berlin im April 1870, 


Da es von Interesse ist, mit dem Standpunkt vorstehender Denk- 
schrift denjenigen des in ihr erwähnten, im Mai 1849. im Ministerium 
der geistlichen Angelegenheiten ausgearbeiteten Gesetzentwurfs zu 
vergleichen *’), so theilt das Archiv für katholisches Kirchenrecht 
a. &. O. S. 206. ff. die Motive des Gesetzentwurfs vom Jahr 1849. so 
wie den vom 14. Juni 1849. datirten Entwurf einer Instruction zur 
Ausführung des Gesetzes mit. Wir lassen beide hier folgen: 


— 


**), Bei der Beurtheilung dieser Differenz hat man sich die Ver- 
schiedenheit der einschlagenden Bestimmungen der Verfassungs-Ur- 
kunden vom 5. December 1848., deren Art. 14. für den Gesetzentwurf 
von 1849. maassgebend war, und vom 31. Januar 1850. (Art. 17.) gegen- 
wärtig zu halten. Der Art. 14. der octroyirten Verf.-Urkunde v. 1848, 
lautet: „Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter 
welchen dasselbe aufzuheben, wird ein besonderes Gesetz ergehen,“ 
während der Art. 17. der revidirten Verf.-Urkunde v. 31. Januar 1850. 
nur bestimmt: „Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein be- 
sonderes Gesetz ergehen.“ Auf die principielle Frage der Aufbebung 
oder Reform des Patronatrechts behalten wir uns vor, zurückzukom- 
men. Einstweilen verweist der Unterzeichnete, welcher sich die abso- 
lute Forderung der Aufhebung nicht anzueignen vermag, auf die Er- 
örterungen, dieerin seinem Artikel: „Patronat, Präsentationsrecht* 
im Deutschen Staatswörterbuch von J. C. Bluntschli undK. Brater 
Bd. VU. (Stuttg. u. Leipz. 1862.) S. 761. ff. besonders S. 771 ff. ge- 
geben hat. Namentlich die Aufrechterbaltung der juristischen Per- 
sonen, z. B. den Universitäten, den Stadtgemeinden zustehenden Pa- 
tronate erscheint ihm von Bedeutung, weil in dem Einfluss grosser 
Corporationen auf die Besetzung, der Kirchenämter nicht selten ein 
Correctiv gegen einseitige Richtungen zu finden ist, welche sich in 
der regimentlichen Besetzung aber auch (in der evangelischen Kirche) 
bei der Besetzung durch Gemeindewahl geltend machen. Die bei den 
Realpatronaten physischer Personen in Folge der Veränderungen der 
agrarischen Gesetzgebung eingetretenen Verhältnisse lassen dagegen 
eine baldige gesetzliche Reform dringend geboten erscheinen. 


R. W. Dove, 
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l. Motive zu dem Gesetzentwurf von 1848., betreffend die 
Aufhebung des Kirchenpatronats,. 


Die Verfassungsurkunde vom 5. December 1848. verordnet im 
Art. 14.: . 
Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 

dasselbe aufzuheben, wird ein besonderes Gesetz ergehen. 

Die Veranlassung dazu ist aus den Vorarbeiten der zur Verein- 
barung der künftigen Staatsverfassung berufenen Versammlung vom 
Jahre 1848. hervorgegangen. Die Commission derselben hatte die un- 
bedingte Aufhebung des Patronatsrechts beantragt. Als Motive dafür 
wurde angeführt, dass das Patronat seinem Begritie nach der Auto- 
nomie der Religionsgesellschaften so sehr widerspreche und in der 
Anwendung zu so erheblichen Uebelständen führe, dass die Aufhebung 
desselben keiner weiteren Rechtfertigung bedürfe. Diese Gründe sind 
jedoch der Regierung bei Emanation der Verfassungsurkunde nicht 
als zulänglich erschienen. Sie hat ein tieferes Eingehen in die Natur 
des Patronatsrechts und die aus demselben erwachsenden wechsel- 
seitigen Rechtsverhältnisse für notbwendig erachtet und deshalb die 
Vorlegung eines besonderen Gesetzes vorbehalten. 

Die gegenwärtige Vorlage erfüllt die in dem Artikel 14. der Ver- 
fassungsurkunde übernommene Verpflichtung. 

Es kommt darauf an: 

I. Die Zuständigkeit der politischen Gesetzgebung für dieses Rechts- 
verhältniss überhaupt, 

II. Die Gesichtspunkte, auf welchen die gegenwärtige Vorlage be- 
ruht, im Einzelnen näher zu rechtfertigen. 

I. Die Zuständigkeit der politischen Gesetzgebung, über das Pa» 
tronatverhältniss überhaupt maassgebende Bestimmungen zu erlassen, 
beruht auf folgender Betrachtung. 

Das Patronatrecht ist seiner ursprünglichen Natur und Entstehung 
nach ein Vertragsverhältniss zwischen der Kirche und einzelnen Wohl- 
thätern derselben. Schon frühe, in der Mitte des ersten Jahrtausends 
christlicher Zeitrechnung, sind von den Kirchen des Abendlandes und 
des Orients autonomische Selbstbestimmungen ergangen, welche denen, 
die eine Kirche gründen, ein Präsentationsrecht zu den geistlichen 
Stellen und einen Einfluss auf die Verwaltung des Kirchenguts ein- 
räumen. An diese Zugeständnisse der Kirchen hat sich die Entstehung 
des Patronats angeknüpft. Das Kirchenpatronat hat sich aber nicht 
ausschliesslich auf dieser Basis entwickelt. Vornehmlich in denjenigen 
Gegenden Deutschlands, in welchen die Einführung des Christenthums 
mit der Eroberung durch Woaffengewalt Hand in Hand ging, wurde 
das Kirchenpatronat meist gleichzeitig als ein Attribut der Schutz- 
und Schirmvogtei angesehen, welche der Landesherr und seine Lehns- 
leute über die von ihnen gegründeten Kirchen übernehmen mussten. 
Das Kirchenpatronat gewann dadurch zugleich eine politische Be- 
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deutung. Durch zahlreiche Ueberlassungen und Vertauschung einzelner 
Patronate, durch die kirchenregimentliche Stellung, welche in der 
Reformation die weltliche Obrigkeit des Landesherrn, der Magistrate 
und der Grundherrn überkam, endlich durch die in älterer und neuerer 
Zeit eingetretenen Säcularisationen, ist die ursprüngliche Natur des 
Kirchenpatronats vielfach nur noch mehr verdunkelt worden. Das 
Kirchenpatronat in seiner gegenwärtigen, geschichtlich gewordenen 
Gestaltung, erscheint nicht mehr rein als eine innere Angelegenheit 
der Kirchen, welche nach Art. 12. der Verfassungsurkunde der Auto- 
nomie derselben zu überlassen wäre, sondern es zeigt auch: eine 
wesentlich politische Seite, durch welche wie in früheren Zeitabschnit- 
ten, so auch jetzt die Einwirkung der politischen GERelzpebung auf 
dieses Rechtsgebiet gerechtfertigt wird. 

II. Die Staatsgesetzgebung ist hiernach befugt, über das Kirchen- 
patronat und die demselben anklebenden Rechte und Pflichten bindende 
Vorschriften zu erlassen. Sie muss sich aber bei Erlass dieser Vor- 
schriften lediglich an die äussere Rechtsseite des Verhältnisses halten, 
dasjenige aber, was der Autonomie der einzelnen Kirchen angehört, 
dieser überlassen. Dahin gehört namentlich die Bestimmung, an 
welcbe in der Kirche berechtigte Organe, nach Aufbebung des Patro- 
nats, das Präsentationsrecht zu den .geistlichen Stellen, die Aufsicht 
über die Vermögensverwaltung u. s. w. übergeht. Hierüber gelten 
nach dem Recht und der Verfassung der verschiedenen Kirchen ver- 
schiedene Bestimmungen. Die Staatsgesetzgebung verhält sich zu 
diesen innern kirchenrechtlichen Bestimmungen indifferent. 

Von dem Standpunkte aus, den die Staatsgesetzgebung einzuneh- 
men hat, erscheint das Kirchenpatronat als ein Rechtsverhältniss, 
welches dem Patronatberechtigten gewisse Rechte, und in den meisten 
Fällen auch gewisse Pflichten als Gegenleistung beilegt. 

Das Kirchenpatronat ist ein wohlerworbenes Recht. 

Der Artikel 8. der Verfassungsurkunde, welcher lautet: 

das Eigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohls gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigstens 
vorläufig festzustellende, Entschädigung nach Maassgabe des Gesetzes 
entzogen oder beschränkt werden, 

findet gründsätzlich auch auf das Patronatrecht Anwendung. 

Es muss anerkannt werden, dass die Aufhebung des Patronat- 
rechts, wie die jedes andern Rechts, an sich einen Anspruch auf Ent- 
schädigung begründet. Für die Abmessung dieser Entschädigung lässt 
sich aber in der Ausführung kein Maassstab finden. Die aus dem Pa- 
tronat hervorgehenden Rechte sind Ehrenrechte und als solche keiner 
Schätzung fähig. Ein in Gelde zu berechnendes Eintschädigungsquan- 
tum lässt sich für dieselben ebensowenig ausmitteln, als dies in An- 
sehung der Patrimonialgerichtsbarkeit, der Polizeigerichtsbarkeit, der 
grund- und gutsherrlichen Rechte als solcher möglich gewesen ist. 
Wenn also, wie auf Grund des Art. 14. der Verfassungsurkunde von 
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Seiten der Regierung als feststehend angenommen werden muss, das 
öffentliche Interesse die Aufhebung des Kirchenpatronats, so weit als 
möglich fordert, so ergiebt sich daraus zugleich die praktische Noth- 
wendigkeit, dass den Patronen die Aufgabe der in dem Patronatrecht 
enthaltenen Ehrenrechte als ein dem Öffentlichen Interesse zu bringen- 
des Opfer angemuthet werden muss, ohne dass für diese Ehrenrechte 
eine in Gelde abzumessende Entschädigung gewährt werden kann. 

Hiernach stebt kein Hinderniss entgegen, die unbedingte Auf- 
hebung derjenigen Kirchenpatronate, welche nur in der Ausübung ge- 
wisser Ehrenrechte ohne eine materielle Gegenleistung von Seiten des 
Patrons bestehen, unmittelbar kraft des Gesetzes zu verordnen. Der- 
gleichen Patronate kommen beispielsweise vor: 

1. in einer Anzahl von evangelischen Kirchen der Regierungs- 

bezirke Trier und Coblenz auf dem linken Rheinufer, zu 
- Gunsten des Staats; 

2. in mehreren Gemeinden der Provinz Westphalen; 

3. in den vormals Königlich sächsischen Landestheilen der Pro- 
vinz Sachsen, in denen die Rittergutsbesitzer in ihrer Eigen- 
schaft als Kirchenpatrone keine Beiträge zur Unterhaltung 
der Kirchen leisten. (8.14. der Verordnung vom 11. Nov. 1844., 
Ges.-S. S. 701.). 

4. in Schlesien bei einem Theile der nach der Preussischen Be- 
sitznahme neu gegründeten evangelischen Kirchen. 

Für diese und ähnliche Fälle wird die Staatsgesetzgebung einfach 

die Aufhebung des Kirchenpatronats zu verordnen haben. 

Sie wird aber auch nicht mehr als dieses zu verordneu, und na- 
mentlich sich nicht auf die Frage einzulassen haben, wer nunmehr 
an Stelle des Patrons die Präsentations- und Aufsichtsrechte über das 
betheiligte Kirchenwesen zu üben habe, und in welchen Formen und 
Ordnungen dies geschehen solle, sondern hierin nach Artikel 12. der 
Verfassungsurkunde den einzelnen Kirchen und ihren verfassungs- 
mässigen Organen die autonomische Selbstbestimmung überlassen 
müssen. 

Hieraus rechtfertigt sich. die einfache Bestimmung des Artikels 1. 
des Gesetzes: 

*“ Alle Kirchenpatronate, mit welchen eine Gegenleistung zur Unter- 
haltung des betheiligten Kirchenwesens nicht verbunden ist, sind 
aufgehoben. 

Es bleibt alsdann die bei weitem grössere Zahl derjenigen Kirchen- 
patronate noch übrig, bei welchen den Ehrenrechten des Patrons ma- 
terielle Gegenleistungen desselben, sei es zur Unterhaltung der Geist- 
‘ lichen und kirchlichen Bedienungen, sei es zum Unterbalt der kirch- 
lichen Gebäude, sei es sonst zur Deckung der kirchlichen Bedürfnisse 
gegenüber stehen. 

Für diese Fälle lässt sich das Verhältniss nicht einfach auf die 
Weise lösen, dass bloss die Ehrenrechte des Patronats aufgehoben 
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werden. Eine Entschädigung für den Verlust dieser Ehrenrechte lässt 
sich zwar in diesen Fällen eben so wenig, wie in den erstgedachten 
Fällen substantiiren. Dagegen fordern Recht und Gerechtigkeit, dass 
in diesen Fällen das Rechtsverhältniss vollständig gelöst, dass also 
mit dem eintretenden Verlust der aus dem Patronat hervorgehenden 
Ehrenrechte auch die Befreiung von den aus dem Patronat erwachsen- 
den Lasten dem Patron zu Tbeil werde. 

Das leitende Princip muss hier also dieses sein, dass das Patronat 
‘zwar auch in den letztgedachten Fällen aufhebbar ist, dass aber die 
wirkliche Aufhebung nur dann eintreten darf, wenn mit der Aufhebung 
der Patronatrechte gleichzeitig eine Befreiung des Patrons von den 
Patronatslasten bewirkt werden kann. 

Eine solche Befreiung von den Patronatslasten ist aber nicht in 
allen Fällen möglich. Dasjenige Rechtssubject, welches an Stelle des 
Patrons mit den Patronatsleistungen belastet werden kann, könnte 
möglicherweise nur die Gemeinde sein, sei es die Gesammtheit, seien 
es einzelne Classen derselben, z. B. die Grundbesitzer. 

Es existiren aber viele Gemeinden, die wegen Armuth völlig ausser 
Stande sind, ohne die kräftige Beihülfe des Patronats ihre Geistlichen 
und ibre kirchlichen Einrichtungen zu erhalten. Dem Ministerium 
liegen desshalb specielle Anträge einzelner Gemeinden vor, welche 
um Aufrechthaltung des Patronatverhältnisses für sie bitten. Eine 
unmittelbar durch das Gesetz herbeigeführte Aufhebung des Patro- 
nats, mit gleichzeitiger Hinüberwälzung der Patronatslasten auf die 
Gemeinden, würde in sehr vielen Fällen die völlige Zerstörung des 
Kirchenwesens zur Folge haben, eine Folge, die weder in. dem recht- 
lichen noch in dem sittlichen Interesse der Staatsregierung liegen 
kann. 

Ferner, in der katholischen Kirche, geht das Ernennungsrecht 
zu den geistlichen Stellen mit der Aufhebung des Patronats, nach den- 
Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts nicht an die Gemeinde 
über, sondern es fällt an den Bischof zurück. Es liegt nicht in der 
Macht und in dem Rechte der Staatsgesetzgebung, diese Grundsätze 
des innern katholischen Kirchenrechts zu ändern. Die katholischen 
Gemeinden haben hiernach bei der Aufhebung des Kirchenpatronats 
nur ein entfernteres Eigeninteresse. Um so unbilliger würde es sein, 
ihnen durch einen Akt der Staatsgesetzgebung die gesammte Last 
der kirchlichen Einrichtungen aufzubürden, ohne ihnen gleichzeitig 
einen entsprechenden Antheil an der Regierung ihrer kirchlichen An- 
gelegenheiten, insbesondere an der Besetzung der geistlichen Stellen, 
verschaffen zu können. 

Für die Aufhebung derjenigen Kirchenpatronate, welche zugleich 
mit der Verpflichtung zu materiellen Gegenleistungen für die Unter- 
haltung der kirchlichen Einrichtungen verbunden sind, ergeben sich 
bieraus nothwendig folgende nähere Bedingungen: 

1. dem Patronatberechtigten muss mit dem Verlust seiner Patro- 
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natrechte gleichzeitig die Entlastung von seinen bisherigen 
patronatischen Leistungen gewährt werden; 

2. es muss für die anderweitige Aufbringung derselben eine ge- 
nügende Vorkehrung getroffen werden, sei es, dass die Ge- 
meinde oder einzelne Classen derselben diese Lasten zu über- 
nehmen bereit und im Stande sind, sei es, dass sonst zugäng- 
liche Mittel und Fonds nachgewiesen werden; 

3. die Aufbebung muss von einem der betheiligten Interessenten, 
nämlich von dem Patron selbst, oder von der Gemeinde, oder 
von dem Kirchenobern beantragt werden, dessen Aufgabe es 
alsdann auch sein wird, die Erfüllung der ad 1. und 2. ge- 
stellten Bedingungen zu ermöglichen. 

Auf diesen Grundsätzen beruht der Artikel 2. des Gesetzes. 

Der Gesetzentwurf unterscheidet nicht zwischen dem landesherr- 
lichen und dem Privatpatronat, zwischen dem dinglichen, und dem 
persönlichen oder Familienpatronat, zwischen dem Patronat in der 
katholischen und dem Patronat in der evangelischen Kirche. Von dem 
Standpunkte der Staatsgesetzgebung aus verschwinden diese Unter- 
schiede. Die Staatsgesetzgebung fasst nur die äussere Rechtsseite des _ 
Verhältnisses in das Auge, ohne auf die in der Entstehung und in 
den Verfassungen der einzelnen Kirchen liegenden Unterschiede ein- 
zugehen, und stellt die Rechtsvorschriften fest, welche sie für alle 
Arten von Patronaten gleichmässig für nothwendig erachtet. 

Ein Eingehen in diese Verschiedenheiten würde auch die Staats- 
gesetzgebung über ihr zuständiges Rechtsgebiet hinaus und in unlös- 
bare Verwickelungen hineinführen. 

Die Unterscheidung zwischen landesherrlichem und Privatpatronat 
würde nothwendig in die Entstehungsgeschichte des ersteren, und in 
die Geschichte der Säkularisationen hineinführen, und Anerkennungen 
oder Ablehnungen von Ansprüchen nothwendig machen, welche nicht 
hier an diesem Orte beiläufig, sondern nur in Verbindung mit der im 
Grossen und Ganzen zu bewirkenden vermögensrechtlichen Auseinander- 
setzung der Kirchen mit dem Staate zu Ende gebracht werden können. 
Die Unterscheidung zwischen dinglichem und persönlichem Patronat 
ist mehr eine doctrinelle. In der Anwendung ist es öfters eine unlös- 
bare Frage, ob ein Patronat als ein dingliches oder ein persönliches 
anzusehen ist. Dieser Unterschied bietet keine haltbare Grundlage 
für eine durchgreifende Unterscheidung in der Gesetzgebung. Das 
innere Verfassungsrecht der evangelischen und der katholischen Kirche 
endlich ist ein der Staatsgesetzgebung fremdes Gebiet. Die Staats- 
gesetzgebung hat sich gegen beide Kirchen gleichmässig zu verhalten. 

Das Gesetz hat daher auf andere Unterscheidungen als die in 
Artikel 1. und 2. zum Grunde gelegten nicht einzugehen. Dagegen 
werden in der Durchführung des Gesetzes die obenberegten Verschie- 
denheiten praktisch mehrfach hervortreten , und Verschiedenheiten in 
dem Gange des Verfahrens bedingen, 
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Diese Verschiedenheiten können, nach der Beschaffenheit des ein- 
zelnen Falles, nur im Verwaltungswege näher erörtert, berücksichtigt, 
und zu einer den Bedingungen des Gesetzes entsprechenden Lösung 
geführt werden. Es bedarf daher in dem Gesetze noch eines weiteren 
Auftrages und Ermächtigung an den Minister der geistlichen Ange- 
legenheiten, die Ausführung des Gesetzes in den einzelnen Fällen zu 
bewirken. Darauf beruht der Art. 3. des Entwurfs. 

Maassgebend für das Verfahren des Ministers der geistlichen An- 
gelegenheiten bleiben die dem Gesetze einverleibten Grundbestim- 
mungen. Das Detail der Ausführung aber muss ihm überlassen bleiben. 
So kann er es beispielsweise für nothwendig oder heilsam erachten, 
die Organe der verschiedenen Kirchen zu näheren Festsetzungen zu 
veranlassen, in welchen Formen und durch welche Organe künftighin 
die von den Patronen bisher geübten Rechte gehandhabt werden sollen 
— Bestimmungen, welche sich nach der Verschiedenheit der einzelnen 
Kirchenverfassungen verschieden gestalten werden — um auf Grund 
solcher Mittheilungen den Patronen die legitimirten Personen zu be- 
nennen, an welche sie ihre patronatischen Rechte, namentlich das 
Kirchengut, auszuhändigen haben; er wird die ausführenden Behörden 
mit näherer Anweisung versehen, welche Interessenten gehört werden 
müssen; er wird bei obwaltenden Differenzen eine vermittelnde Ein- 
wirkung zwischen den Interessenten einzunehmen, die Abfassung der 
Vergleiche und der Schlusserklärungen zu controliren haben, und mehr 
dergleichen. Die Auflösung eines so verwickelten und in so mannig- 
faltiger Weise sich darstellenden Verhältnisses, wie das Patronat, 
bedarf nothwendig der leitenden und vermittelnden Hand einer mit 
diesem Rechtsverhältnisse vertrauten Behörde, ohne eine solche würden 
Missverständnisse und Verwirrungen die unausbleibliche Folge sein. 


2. Die 1849. entworfene Instruction für die Königlichen Re- 
gierungen, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom .... 
wegen Aufhebung des Kirchenpatronats. 


8. 1. Das Gesetz vom... .. . betreffend die Aufhebung des 
Kirchenpatronats, findet Anwendung auf alle Kirchenpatronate, ohne 
Unterschied, 

- sowohl in der evangelischen, als auch in der römisch-katholischen 
Kirche, 
sowohl auf die landesherrlichen Kirchenpatronate, als auch auf Pri- 
vatpatronate und auf die von Corporationen und Behörden ausgeübten 
Patronatrechte, 
sowohl auf dingliche als auch persönliche Patronate. 

8. 2. Dagegen findet das Gesetz keine Anwendung auf das den 
Kirchenbehörden zuständige Bestätigungsrecht bei Besetzung kirch- 
licher Aemter, und auf das denselben zustehende Ernennungsrecht zu 
den kirchlichen Aufsichtsämtern, sei es, dass die letzteren mit einem 
Pfarramte verbunden sind, oder nicht, 
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8. 3. Unmittelbar, kraft des Gesetzes, sind aufgehoben: 
alle Kirchenpatronate, mit welchen eine Gegenleistung zur Unter- 
haltung des betheiligten Kircbenwesens nicht verbunden ist. 

8. 4. Dahin gehören alle diejenigen Patronate, bei welchen der 
Patron 

weder zum Unterhalt der Geistlichen, oder der übrigen kirchlichen 
Beamten, 
noch zur Unterhaltung oder Wiederherstellung der kirchlichen Ge- 
bäude, 
noch sonst zur Deckung der kirchlichen Bedürfnisse, 
aus seinen eigenen Mitteln, und vermöge patronatischer Verpflichtung, 
principaliter oder subsidiarisch einen Beitrag leistet. 

8.5. Es sind daher auch alle diejenigen Patronate aufgehoben, 
bei welchen der Patron nicht aus eigenen Mitteln, sondern aus dem 
Vermögen der Kirche, oder aus besonderen Stiftungen, auch wenn 
dieselben aus der Wohlthätigkeit des Patrons oder seiner Vorfahren 
oder Vorbesitzer berrühren, einen Beitrag zu den Bedürfnissen des 
Kirchenwesens bewilligt hat. 

Desgleichen alle diejenigen Patronate, bei welchen der Patron 
nicht in seiner Eigenschaft als Patron, sondern in einer andern Qua- 
lität, z. B. als Eingepfarrter, einen Beitrag leistet. Letzteres gilt 
insbesondere bei den Rittergutsbesitzern in den vormals Königlich 
Sächsischen Landestheilen der Provinz Sachsen. ($. 14. des Gesetzes 
vom 11. November 1844. Ges.-Samml. S. 701.) 

8. 6. Bei den unter die Bestimmung des Art. 1. des Gesetzes 
fallenden Patronaten hat der bisherige Patron: 

1. sich der Präsentation zu den geistlichen Stellen und den sonsti- 

gen kirchlichen Aemtern hinfort zu enthalten. 

2. auf die in $. 588. und folgende Th. II. Tit. 11. des A. L. R. 
bezeichneten Eihrenrechte hat der Patron fernerhin keinen un- 
mittelbaren rechtlichen Anspruch mehr. 

Insofern jedoch die Benutzung eines besondern Kirchen- 
stuhls oder einer besonderen Begräbnissstelle für den Patron 
und seine Familie auf besonderen Verträgen oder Vergleichen 
zwischen ihm und den Vertretern der Kirche beruht, behält 
es dabei sein Bewenden. 

Ueberhaupt haben die Landesbehörden wegen Beseitigung 
der dem Patron bisher nach $. 588. und folgd. a. a. O. zuge- 
standenen kirchlichen Ehrenrechte von Amtswegen keine Ver- 
anlassung zu treffen, sondern dies zunächst der gütlichen Aus- 
gleichung zwischen dem Patron und den kirchlichen Interessen- 
ten zu überlassen. 

3. Dagegen bleibt der Patron für die ordnungsmässige Verwaltung 
des seiner Aufsicht oder Verwaltung unterstellten Kirchenver- 
mögens und der kirchlichen Stiftungen einstweilen und 80 
lange ferner noch verantwortlich, bis die Ausantwortung des 


110 Miscellen. 


Vermögens und der darüber sprechenden Documente, Rech- 
nungen und Papiere an die legitimirten Vertreter des Kirchen- 
wesens gültig erfolgt ist. 

8. 7. Zu diesem Ende ($. 6. Nr. 3.) werden die Regierungen be- 
auftragt, unverzüglich ein Verzeichniss: 

1. der evangelischen Kirchen, 

2. der römisch-katholischen Kirchen 
landesherrlichen Patronats in ihrem Departement, über welche das 
landesherrliche Patronat in Kraft des Art. 1. des Dasetes nunmehr 
erloschen ist, aufzustellen, und solches: 

ad 1. dem Consistorium der Provinz, 

ad 2. dem Bischof der Diöcese 
zuzufertigen, mit der Aufforderung, diejenigen legitimirten Personen 
oder Behörden nahmhaft zu machen, an welche das unter der un- 
mittelbaren Verwaltung der Regierung oder der von ihr ressortirenden 
Behörden befindliche Vermögen der Kirche, resp. die 'patronatische 
Aufsicht über die Verwaltung oder Verwendung desselben in Zukunft 
übergehen soll. 

In diesem Verzeichniss sind zugleich diejenigen Vermögensobjekte, 
welche sich unter der unmittelbaren Verwaltung der Regierung oder 
der von ihr ressortirenden Behörden befinden, speciell aufzuführen. 

8.8. Den in $. 7. bezeichneten Kirchenbehörden liegt es ob, für 
eine geordnete, legitimirte Vertretung des Kirchenwesens Sorge zu 
tragen. An die von denselben zu bezeichnenden Vertreter hat die 
Regierung die vorhandenen Vermögensstücke, Rechnungen und Ur- 
kunden auszuhändigen, und zu ihrer Decharge ein genaues Ueber- 
gabeprotokoll darüber aufnehmen zu lassen. 

In Ansehung des Vermögens der evangelischen Kirchen verbleibt 
indessen der Regierung auch nach erfolgter Uebergabe, solange, bis 
die beabsichtigte selbstständige Verfassung der eyangelischen Kirche 
in das Leben getreten sein wird, die Oberaufsicht über die Vermögens- 
verwaltung in dem Umfange, in welchem sie dieselbe über die im 
Privatpatronat, oder unter einer selbstständigen Gemeindeverwaltung 
befindlichen evangelischen Kirchen zur Zeit noch fortzusetzen ver- 
bunden ist. 

8. 9. Denjenigen Privatvatronen; welche in Kraft des Art. 1. des 
Gesetzes ihr Patronatrecht verloren haben, sowie den Vertretern dieser 
unter Privatpatronat stehenden Kirchen, bleibt es überlassen, Behufs 
Uebergabe der patronatischen Vermögensverwaltung und der patro- 
natischen Vermögensaufsicht ($. 6. Nr. 3.) an die Vertreter des be- 
treffenden Kirchenwesens, die erforderlichen Anträge an die zuständige 
kirchliche Oberbehörde zu richten. 

Von Seiten der Landesbehörden findet hierbei, sofern nicht spe- 
cielle Anträge der Betheiligten auf deren Vermittelung gemacht wer- 
den, von Amtswegen keine Einmischung statt. 

In der Oberaufsicht der Regierung über die Vermögensverwaltung 
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solcher Kirchen wird, in Ansehung der evangelischen Kirchen, durch 
die Uebergabe der Vermögensverwaltung von dem Privatpatron an die 
Vertreter des Kirchenwesens, vorbehaltlich der organischen Bestim- 
mungen über die evangelische Kirchenverfassung einstweilen nichts 
geändert. 

8. 10. In Betreff derjenigen Kirchenpatronate, welche mit einer 
Gegenleistung zur Unterhaltung des betheiligten Kirchenwesens Seitens 
des Patrons verbunden sind, findet ein Einschreiten der Regierungen 
nicht von Amtswegen, sondern nur auf Antrag der Betheiligten statt. 

8. 11. Zu dem Antrage auf Aufhebung des Patronats sind be- 
rechtigt 

1. der Patron, - 

2. die Gemeinde, wenn wenigstens ein Viertheil der stimmberech- 
tigten Gemeindeglieder, oder die schon bestehende Gemeinde- 
vertretung darauf anträgt, 

3. die zuständigen Kirchenoberen. 

8. 12. Der Antrag ist an die Regierung zu richten. 

8. 13. Die Regierung beruft, wenn der Antrag den Vorschriften 
des $. 11. dieser Instruction entspricht, nach Vorschrift des Gesetzes 
vom 23. Januar 1846. (Ges.-S. v. 1846. S. 28.) eine ausserordentliche 
Gemeindeversammlung. 

$. 14. Die Regierung ernennt einen Commissarius zur Abhaltung 
dieser Gemeindeversammlung, und ladet dazu mit ein: 

1. den Patron, 

2. die obere Kirchenbehörde. 

Der Patron und die obere Kirchenbehörde können sich durch Be- 
vollmächtigte vertreten lassen. : 

8. 15. Die Stimmberechtigung in der Gemeindeversammlung wird 
nach der in der Gemeinde geltenden Kirchenordnung, in deren Er- 
manglung oder Unzulänglichkeit nach den Vorschriften des Allgemei- 
nen Landrechts Theil II. Tit. 11. 8. 356. Anh. 8. 129. 8. 858. und fol- 
gende beurtheilt. 

8. 16. In der Gemeindeversammlung wird der Antrag auf Auf- 
hebung des Kirchenpatronats vorgetragen und darüber discutirt. 

Die Gemeinde stimmt darüber ab, ob sie auf den Antrag eingehen 
wolle oder nicht. 

Wird der Antrag mit Stimmenmehrheit verworfen, so kann der- 
selbe vor Ablauf von drei Jahren nicht wieder erneuert werden. 

8. 17. In besonders zahlreichen oder ausgedehntem Gemeinden, 
kann die Versammlung der Gemeinde auch in mehreren, räumlich ab- 
gegrenzten Abtheilungen erfolgen. 

8. 18. Erklärt sich die Mehrheit der Gemeinde für die Aufhebung 
des Patronats, so sind zur Vorbereitung der weiteren Ausführungs- 
'modalitäten sofort 8 bis 9 Gemeindevertreter zu erwählen, und die- 
selben mit der Vollmacht zu versehen, die Gemeinde in allen, die Auf- 
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hebung des Patronats betreffenden Anordnungen und Festsetzungen 
vollgültig zu vertreten. 

8. 19. Die gewählten Gemeindevertreter, der Patron oder dessen 
Bevollmächtigter und die obere Kirchenbehörde durch ihren Bevoll- 
mächtigten, treten unter Leitung des Commissarius der Regierung zUu- 
sammen, und entwerfen: 

1. einen Recess über die vermögensrechtliche Auseinandersetzung 

zwischen dem Patron und der Gemeinde, 

2. ein Statut über die künftige Ausübung der patronatischen 

Gerechtsame und die künftige Autbriigung der patronatischen 
Leistungen. 


$. 20. Dem Patron und den Gemeindevertretern bleibt es über- 


lassen, sich über die Auseinandersetzung ihrer gegenseitigen Rechte 
und Verbindlichkeiten in Güte zu vergleichen. 


Kommt eine Einigung zu Stande, so gelten folgende Grundsätze: 


1. das von dem Patron oder seinen Vorgängern den kirchlichen 
Zwecken gewidmete Grundeigentum und Vermögen verbleibt 
der Kirche. 

2. der Patron wird von allen aus dem Patronat: herfliessenden 
principalen oder subsidiaren Leistungen und Verpflichtungen 
zur Unterhaltung des Kirchenwesens entbunden. 

3. der Patron giebt dagegen alle aus dem Patronat hertliessenden 
Gerechtsame, sowohl die Ehrenrechte als auch die Vermögens- 
rechte, auf. 

8. 21. Die in das Statut aufzunehmenden Bestimmungen über die 
künftige Ausübung der patronatischen Gerechtsame bedürfen der Zu- 
stimmung der zuständigen oberen Kirchenbehörde. Der Patron ist 
befugt, der Kirchenbehörde diejenigen Bemerkungen vorzulegen, welche 
er behufs der ferneren stiftungsmässigen Verwaltung und Verwendung 
des unter seiner Aufsicht befindlich gewesenen Kirchenvermögens zu 
machen findet. 

G. 22. Die in das Statut aufzunehmenden Bestimmungen über 
die künftige Aufbringung der patronatischen Leistungen unterliegen 
der Prüfung der Regierung dahin, dass 

1. für die Erhaltung des Kirchenwesens in seinem Bestande aus- 
reichende Vorkehrung getroffen, 

2. eine Ueberbürdung der Gemeinde oder einzelner Classen der- 
selben über ihre Leistungsfähigkeit hinaus vermieden werde. 

8. 28. Der Recess und das Statut werden der Regierung einge- 
reicht, welche sowohl ihre formelle Gültigkeit, als auch ihren mate- 
riellen Inhalt, letzteren jedoch nur nach s- 20. und 22. dieser Instruction, 
näher prüft, 2 

8. 24. Finden sich keine Bedenken dagegen 80 bestätigt die Re- 
gierung den Recess und das Statut, ordnet die Ausführung derselben 
an, und bestimmt, von welchem Tage an beides in Kraft trete. 
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Finden sich Bedenken dagegen, so ordnet die Regierung die Er- 
ledigung derselben an. " 

8. 25. Gegen die Festsetzungen der Regierung steht den Ge- 
meindevertretern, dem Patron und der Kirchenbehörde innerhalb vier 
Wochen vom Tage der erfolgten Benachrichtigung an der Recurs an 
den Minister der geistlichen Angelegenheiten zu. 

8. 26. Die Festsetzungen der Regierung und des Ministers der 
geistlichen Angelegenheiten sind provisorisch vollstreckbar. 

Den Betheiligten bleibt jedoch unter sich der Weg Rechtens 
vorbehalten. 


IR 


Die Einführung der obligatorischen Civilehe im Grossherzog- 
thum Baden. 


1. Grossherzoglich Badisches (Staats-)Gesetg v. 21. Dezbr. 1868,, 
die Beurkundungen des bürgerlichen Standes und die Förm- 
lichkeiten bei Schliessung der Ehen betreffend. 


[Aus dem Gesetzes- und Verordnungs-Blatt für das Grossherzogthum 
Baden. 1869. Stück XL. S. 587. fi.] 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir be- 
schlossen und verordnen, wie folgt: 


Titel 1. 
Von den Standesbeamten. 


&. 1. Beamter des bürgerlichen Standes ist in jeder Gemeinde 
der Bürgermeister, unter dessen Leitung und Verantwortlichkeit die 
Einträge in die Standesbücher, sowie die Auszüge aus denselben von 
dem Rathschreiber besorgt werden. 

Die Regierung ist ermächtigt, das bürgerliche Standesamt für 
Colonien, Weiler und Höfe, die keinen Ortsgemarkungen zugehören, 
dem Standesbeamten einer benachbarten Gemeinde zu übertragen, 

8. 2. In Fällen eintretender Verhinderung des Bürgermeisters tritt 
der dienstälteste Gemeinderath an dessen Stelle; bei Verhinderung des 
Rathschreibers wird ein Stellvertreter durch den Standesbeamten 
ernannt. 

Die Verfügung, durch welche der Stellvertreter des Rathschreibers 
ernannt wird, ist wörtlich in die Standesbücher einzutragen. 

8. 3. In Gemeinden von mehr als 10,000. Einwohnern kann der 
Gemeinderath mit Staatsgenehmigung eines seiner Mitglieder zum 
Standesbeamten ernennen. Sein Stellvertreter im Falle der Verhin- 
derung ist der Bürgermeister. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. 8 
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Der Gemeinderathsbeschluss, wodurch die Ernennung geschah, 
ist wörtlich in die Standesbücher eines jeden Jahres einzutragen und 
ausserdem Öffentlich bekannt zu machen. 

8. 4. Dem Beamten des bürgerlichen Standes und dem Rath- 
schreiber ist verboten, Standesbeurkundungen aufzunehmen, welche 
sie selbst, ihre Ehefrauen, ihre Eltern oder ihre Kinder betreffen. 

8. 5. Der Aufwand für die Anschaffung und Führung der Standes- 
bücher ist von der Gemeinde zu tragen. 

8.6. Die Gebühren für die Geschäfte der bürgerlichen Standes- 
beamtung werden durch Regierungsverordnung bestimmt. 


Titel II. 
Von den Standesurkunden. 


Capitel 1. j 
Allgemeine Verfügungen. 


8. 7. In einer jeden Gemeinde sind zur Beurkundung des bür- 
gerlichen Standes drei Bücher unter der Bezeichnung: Geburts-, Ehe- 
und Todtenbuch zu führen. 

In jedes dieser Bücher werden die Beurkundungen nach ihren 
Gattungen unvermischt mit anderen eingetragen. 

Jedes Stapndesbuch wird in zwei gleichlautenden Urschriften 
geführt. | 
8.8. Am Ende eines jeden Jahres hat der Staatsbeamte die 
Standesbücher abzuschliessen und den Abschluss zu beurkunden. 

Die eine Urschrift ist bei den Büchern der Gemeinde zu ver- 
wahren, die andere in den ersten 14. Tagen des neuen Jahres an das 
Amtsgericht einzusenden. | 

$. 9. Jeder Urschrift ist am Schlusse des Jahres ein Register 
beizufügen, welches in alphabetischer Reihenfolge die Namen Derjenigen 
enthält, auf welche die Einträge sich beziehen. 

8. 10. Vollmachten und andere Urkunden, die zu den Standes- 
urkunden übergeben werden, müssen von dem Standesbeamten unter 
Angabe des Eintrags, zu dem sie gehören, als Beilagen des Standes- 
buches bezeichnet werden. 

Sie sind der an das Amtsgericht einzusendenden Urschrift beizu- 
schliessen und werden dort aufbewahrt. 

$. 11. Geburten, Eheschliessungen und Sterbefälle sind in den 
Standesbüchern derjenigen Gemeinde zu beurkunden, in deren Bezirke 
sie stattgefunden haben. 

Im Falle der Auffindung eines neugeborenen Kindes ($. 42.) oder 
bei gewaltsamen Todesfällen (88. &0., 51.) erfolgt der Eintrag in die 
Standesbücher des Ortes, an dem das Kind oder die Leiche aufgefun- 
den worden ist. 

&. 12. Die Beurkundungen des bürgerlichen Standes müssen den 
Ort, das Jahr und den Tag der Aufnahme , die Vornamen und Ge- 
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schlechtsnamen, den Beruf und den Wohnort aller Personen ausdrücken, 
die darin genannt werden. 

Wird eine Beurkundung von dem Stellvertreter des Standesbe- 
amten aufgenommen (88. 2., 3.), so muss der Grund der Verbinderung 
des Letzteren angegeben werden. 

8. 13. Die Beamten des bürgerlichen Standes dürfen den Beur- 
kundungen, die sie aufnehmen, weder durch Anmerkungen, noch durch 
irgend eine andere Art des Ausdruckes etwas einrücken, was die Er- 
scheinenden etwa, ohne dazu vom Gesetze aufgefordert zu sein, an- 
geben würden. 

8. 14. Die Beurkundung der Eheschliessung und der Anerkennung 
unehelicher Kinder sollen in Gegenwart zweier Zeugen geschehen, 
die männlichen Geschlechtes sind und das einundzwanzigste Lebens- 
jahr zurückgelegt haben. 

Verwandtschaft oder Schwägerschaft zwischen den Betheiligten 
und den Zeugen ist kein Grund der Unfähigkeit zum Zeugnisse. 

8. 15. Die Zeugen werden von den Betheiligten gewählt und, 
wenn diese sie nicht wählen, von dem Standesbeamten berufen. 

Ihre Person muss dem Standesbeamten bekannt oder ibm auf 
sichere Weise nachgewiesen sein. 

8. 16. In Fällen, in welchen die Betheiligten nicht verbunden 
sind, in Person zu erscheinen, dürfen sie sich durch Bevollmächtigte 
vertreten lassen, die mit besonderen, in öffentlicher Form abgefassten 
Vollmachten verseben sind. 

8. 17. Die Beurkundungen sollen lesbar, ohne Abkürzungen, 
Zwischenräume, Veränderungen, Austilgungen und Einschaltungen 
niedergeschrieben werden. 

Durchstriche und Zusätze müssen besonders, ebenso wie der Haupt- 
inhalt der Urkunde, genehmigt und unterzeichnet werden. 

8. 18. Jahr und Tag und beziehungsweise die Stunde der zu be- 
urkundenden Geburt, der Eheschliessung oder des Todes soll durch 
Buchstabenschrift ausgedrückt sein. 

8. 19. Der Standesbeamte muss den Erschienenen die Urkunde 
vorlesen. . 

Die Erfüllung dieser Förmlichkeit ist in der Urkunde ausdrücklich 
zu bemerken. 

&. 20. Die Urkunden müssen von sämmtlichen Erschienenen und 
von dem Standesbeamten, sowie von dem Rathschreiber unterzeichnet, 
oder es muss die Ursache angeführt werden, welche die Erschienenen 
zu unterzeichnen verhindert. 

&. 21. Die Beurkunduncen des bürgerlichen Standes, welche den 
Vorschriften des Gesetzes entsprechend gefertigt sind, beweisen die 
Thatsachen, welche der Standesbeamte als in seiner Gegenwart 
geschehen beurkundete, insoferne nicht dargethan wird, dass die 
Urkunde falsch oder verfälscht sei. 

Bie beweisen die von den Anzeigepersonen erklärten Thatsachen 

g* 
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bis zur Führung des Gegenbeweises, insoweit deren Angabe durch 
den Zweck der Beurkundung geboten ist. 

8. 22. Die bei den Amtsgerichten verwahrten Abschriften von 
Standesbüchern, welche vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes geführt 
wurden, haben, wenn sie von dem Standesbeamten oder dem Amts- 
gerichte beglaubigt sind, die Beweiskraft von Urschriften, soferne nicht 
dargethan wird, dass sie mit diesen nicht übereinstimmen. 

8. 23. Jedermann ist berechtigt, von den bürgerlichen Standes- 
büchern Einsicht zu nehmen. 

Die Staatsbehörden sind berechtigt, die Vorlage der vor dem 
Jahre 1810. geführten Kirchenbücher, sowie der seit dieser Zeit bis 
zum Eintritt des gegenwärtigen Gesetzes von den Geistlichen geführ- 
ten Standes- und Kirchenbücher zu den Zwecken der Rechtspflege 
oder der Verwaltung zu verlangen. 

Die Staatsbehörden sind verpflichtet, diese Bücher nach gemachtem 
Gebrauch alsbald wieder zurückzustellen. 

8. 24. Auszüge aus den Standesbüchern und den Kirchenbüchern, 
sowie Zeugnisse über deren Inhalt müssen von Denen, welche die 
Bücher bewahren, auf Verlangen gefertigt werden; sie haben, wenn 
sie als mit den Büchern übereinstimmend bestätiget und mit dem 
Dienstsiegel versehen sind, gleiche Beweiskraft wie die Urschriften. 

Jedoch können über Thatsachen des bürgerlichen Standes, welche 
sich seit dem 1. Januar des Jahres 1810. ereigneten, von Geistlichen 
beweiskräftige Auszüge oder Zeugnisse nur in Ausnahmefällen mit 
Genehmigung des Amtsgerichtes ertheilt werden. 

8. 25. Ist eine Beurkundung des bürgerlichen Standes berichtiget 
($. 64.), oder am Rande derselben eine Erwähnung anderer Art vor- 
gemerkt worden ($. 33.), so muss jene Berichtigung und diese Erwähnung 
auch im Standesbuchsauszuge angegeben werden. 

8. 26. Wenn hergestellt ist, dass die Bücher nicht geführt wur- 

den, dass sie ganz oder theilweise zerstört oder verloren sind, oder 
dass eine Unterbrechung in deren Führung eingetreten ist, so können 
die Thatsachen des bürgerlichen Standes auf jede andere Art bewiesen 
werden. . 
8. 27. Jede Urkunde des bürgerlichen Standes, sie mag Inländer 
oder Ausländer betreffen, die im Auslande gefertigt worden ist, soll 
volle Beweiskraft haben, wenn sie in der dort landüblichen Form ab- 
gefasst ist. 

$. 28. Inländer, welche im Auslande Urkunden über den bürger- 
lichen Stand inländischer Staatsangehöriger aufnehmen lassen, sind 
verpflichtet, beglaubigte Abschriften derselben innerhalb dreier Mo- 
nate den im folgenden Artikel bezeichneten inländischen Standesbe- 
amten zur Uebertragung in die inländischen Standesbücher mitzu- 
theilen. 

8. 29. Ausländische Geburtsbeurkundungen müssen dem 
Standesbeamten des gegenwärtigen oder in dessen Ermangelung des 
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letzten Wohnsitzes des Vaters oder, wenn der Vater nicht bekannt 
ist, der Mutter des Kindes, Ehescheine dem Standesbeamten des 
gegenwärtigen, beziehungsweise des letzten Wohnsitzes jedes der Ehe- 
leute, Todtenscheine dem Standesbeamten des Ortes, an welchem 
der Verstorbene zuletzt seinen Wohnsitz batte, mitgetheilt werden. 

8. 30. Hat der Standesbeamte Zweifel an der Aechtheit der ibm 
zur Uebertragung vorgelegten ausländischen Standesurkunde, so kann 
er deren Beglaubigung durch eine geeignete Staatsbehörde des Inlandes 
verlangen. 

8. 31. Urtheile ausländischer Gerichte, welche den bürgerlichen 
Stand betreffen, dürfen in die inländischen Standesbücher nur einge- 
tragen werden, wenn das Amtsgericht nach Prüfung ihrer Rechtswirk- 
samkeit dies für zulässig erklärt hat. 

&. 32. Alle im Auslande gefertigten Beurkundungen des bürger- 
lichen Standes der Inländer sind giltig, wenn sie von Gesandten oder 
Consuln, welche mit der Vertretung der Inländer betraut sind, diesem 
Gesetze gemäss aufgenommen worden sind. 

8. 83. So oft es nöthig wird, am Rande einer schon eingetrage- 
nen Urkunde einer anderen auf den bürgerlichen Stand sich bezieben- 
den Urkunde zu erwähnen, sull dieses in den Büchern des laufenden 
Jahres und in den bei der Gemeinde verwahrten Büchern durch den 
Standesbeamten geschehen. 

Der Standesbeamte ist verpflichtet, in den drei nächsten Tagen 
von der vollzogenen Verweisung das Amtsgericht zu benachrichtigen 
und dieses hat die Erwähnung gleichlautend in den von ihm verwahr- 
ten Büchern vorzunehmen. 

Ist eine solche Verweisung in einem vor der Wirksamkeit dieses 
Gesetzes geführten Standesbuche vorzunehmen, so ist sie von dem 
Amtsgerichte zu vollziehen. Wird diese Verweisung durch eine Be- 
urkundung in dem neueren Standesbuche veranlasst, so hat der Standes- 
beamte in den drei nächsten Tagen dem Amtsgerichte zum genannten 
Zwecke eine beglaubigte Abschrift der Beurkundung mitzutbeilen. 

8. 34. Standesbeamte, welche falsche Standesurkunden aufnehmen, 
oder Standesurkunden auf fliegende Blätter oder anderswohin als in 
die dafür bestimmten Bücher einschreiben, und Standesbeamte oder 
andere Bewahrer der Bücher, welche Veränderungen oder Verfälschungen 
der Standesbeurkundungen sich zu Schulden kommen lassen, sind, 
vorbebaltlich der dadurch verwirkten Strafen, den Betheiligten zu 
Schadenersatz verpflichtet. 

8. 35. Jeder Bewahrer der Bücher ist ausserdem haftbar wegen 
der Veränderungen, welche durch dritte Personen oder durch den 
Zufall herbeigeführt werden, insoferne ein Versehen von seiner 
Seite vorherging, ohne welches die Veränderung nicht erfolgt sein 
würde. 
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Capitel 2. 
Von den Geburtsbüchern. 


8. 86. Jede Geburt soll in den ersten drei Tagen nach dem Tage 
der Niederkunft dem bürgerlichen Standesbeamten des Ortes angezeigt 
werden. Demselben steht frei, sich von der Richtigkeit der Anzeige 
zu verlässigen. 

8. 87. Zur Anzeige der Geburt eines Kindes sind verpflichtet: 

1. der eheliche Vater, 

3. wenn der eheliche Vater verstorben oder abwesend oder sonst 
verhindert ist, und ebenso in Ermangelung eines ehelichen 
Vaters, die Aerzte, Hebammen, Krankenwärter oder andere 
Personen, die bei der Niederkunft zugegen waren; 

8. wenn keine solche Personen vorhanden gind, diejenige Person, 
in deren Behausung die Geburt stattgefunden hat. 

Die Anmeldung kann auch durch die Mutter oder einen von ihr 

besonders dazu Bevollmächtigten geschehen. 

8. 38. Die Geburtsbeurkundung muss Ort, Tag und Stunde der 
Geburt, das Geschlecht des Kindes und die Vornamen, die ihm gegeben 
werden, enthalten. 

8. 89. Wenn die Geburt eine eheliche ist, muss die Geburtsbe- 

urkundung ausser den im vorhergehenden Satz bezeichneten Angaben 
auch den Vornamen, Geschlechtsnamen, den Beruf und den Wohnort 
des Vaters und der Mutter enthalten. 
- 8,40. Ist die Geburt ausserehelich erfolgt, so soll in der Ge- 
burtsbeurkundung der Name der Mutter angegeben werden, wenn er 
von den Anzeigepersonen dem Standesbeamten bezeichnet wird. Die 
Abstammung des Kindes von dieser Mutter wird jedoch hierdurch 
allein nicht erwiesen. Der Beweis der Mutterschaft kann auch durch 
Zeugen erbracht werden. Der letzte Absatz des L.-R.S. 341. ist auf- 
gehoben. 

Der Name des Vaters ist nur dann einzutragen, wenn die Vater- 
schaft vom miterschienenen Vater oder einem durch öffentliche Urkunde 
besonders Bevollmächtigten desselben zugestanden ist. 

$. 4l. Wenn das Kind in dem Zeitpunkte der Anzeige nicht am 
Leben ist, so muss dies in der Geburtsbeurkundung erwähnt werden, 
dagegen darf dieselbe nicht ausdrücken, dass das Kind gestorben sei. 

Von einer solchen Beurkundung hat der Standesbeamte alsbald 
eine durch seine Unterschrift zu beglaubigende Abschrift in das Todten- 
buch zu fertigen. 

Aus solcher Beurkundung darf nie ein Beweis dafür oder dawider 
entnommen werden, dass das Kind gelebt habe. 

8. 42. Jeder, der ein neugeborenes Kind findet, ist verbunden, 
es dem Beamten des bürgerlichen Standes mit den Kleidungen und 
anderem bei dem Kinde vorgefundenen Geräth vorzuzeigen und alle 
Umstände der Zeit und des Ortes, wo er es gefunden hat, anzugeben. 
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Hierüber soll ein Protokoll gefertigt werden, das überdiess noch 
das anscheinende Alter des Kindes, sein Geschlecht, die Namen, die 
man ihm geben und die Behörde, welcher man es überliefern wird, 
enthalten muss. 

Das Protokoll soll in die Bücher eingetragen werden. 

8. 48. Die vor einem Standesbeamten erfolgtespätere Anerkennung 
eines Kindes ist in das Geburtsbuch auf den Tag, da sie geschieht, 
einzutragen, und hierauf am Rande der Geburtsurkunde zu verweisen. 


Capitel 8. 
Von den Ehebüchern. 


8. 44. Die Beurkundung der Eheschliessung (der Eheschein, die 
Heirathsurkunde $. 91.) muss angeben: 

1. Ort, Tag und Stunde der Eheschliessung; 

2. Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf, Alter, Geburtsorte und 

Wohnorte der Ehegatten; | 

3. Vornamen, Geschlechtsnamen, Berufund Wohnorte ihrer Eltern: 

4. Ort und Tag des amtsgerichtlichen Verkündscheines ; 

5. die in den verschiedenen Wohnorten geschehenen Aufgebote; 

6. etwaige Einsprachen und ihre Aufhebung, oder die Bemerkung, 
dass keine Einsprachen geschahen; 

7. die Erklärung der Verlobten, dass sie sich zur Ehe nehmen 
und den von dem Standesbeamten geschehenen Ausspruch ihrer 
ehelichen Verbindung; 

8. die Vornamen, Geschlechtsnamen, den Beruf und die Wohn- 
orte der Zeugen. 

8. 45. Ausser den Eheschliessungen sind in das Ehebuch ein- 

zutragen: 

1. die gerichtlichen Urtheile, wodurch Ehen für ungiltig erklärt 
wurden ; 

2. die gerichtlichen Urtheile, wodurch Ehen aus bestimmter Ur- 
sache geschieden und Ehescheidungen auf wechselseitige Ein- 
willigung zugelassen wurden, nach Maassgabe der L.-R.S. 264. 
und 294. Die im L.-R.S. 264. verordnete Vorrufung des andern 
Ehegatten hat nicht mehr stattzufinden. 

8. 46. Als Beilagen der Ehebücher sind die Verkündscheine, 
die Ausfertigungen der Urtheile über Eheeinsprachen, Eheungiltig- 
keiten und Ehescheidungen zu sammeln, mit der Ordnungszahl zu be- 
zeichnen, unter der sie in dem Ehebuche erwähnt ($. 44., Ziffer 4., 6.) 
oder eingetragen wurden ($. 45.) und am Schlusse des Jahres mit der 
OBEN des Ehebuches dem Amtsgerichte vorzulegen. 


Capitel 4. 
Von den Todtenbüchern. 


8. 47. Jeder Todesfall soll innerhalb vier und zwanzig Stunden 
nach dem Eintritt des Todes dem Standesbeamten des Ortes angezeigt: 
werden. 
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Zu dieser Anzeige sind die nächsten Verwandten oder Verschwä- 
gerten des Verstorbenen, in deren Ermangelung oder Verhinderung 
die Hausgenossen, die Nachbarn, und, wenn Jemand ausser seinem 
Wohnort verstorben ist, diejenige Person verpflichtet, bei welcher der 
Tod erfolgte. 

8. 48. Der Todtenschein muss Ort, Tag und Stunde des Hin- 
scheidens, Vornamen, Geschlechtsnamen, Alter, Beruf und Wohnort 
des Verstorbenen enthalten, ferner Vornamen und Geschlechtsnamen 
und Beruf des andern Ehegatten, wenn die verstorbene Person ver- 
heirathet oder verwittwet war; endlich — abgesehen von den beson- 
deren Bestimmungen der $$. 49. bis 5l. und 55. — Vornamen, Ge- 
schlechtsnamen, Beruf und Wohnort Derjenigen, welche den Todes- 
fall angezeigt haben. 

Eben dieser Schein muss ausserdem, insoweit man davon Nach- 
richt haben kann, Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnort 
der Eltern des Verstorbenen und seinen Geburtsort enthalten. 

8. 49. Den Tod Derjenigen, die in Spitälern oder anderen öffent- 
lichen Anstalten versterben, soll der Vorsteher der- Anstalt, mit An- 
gabe der im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Thatsaehen, 
soweit sie bekannt sind, in den nächsten 24 Stunden dem Standes- 
‘ beamten anzeigen. 

Dieser fertigt den Todtenschein auf Grund dieser Anzeige. 

8. 50. Wenn bei einem Sterbfalle Verdacht vorliegt, dass der 
Tod durch eine strafbare Handlung verursacht worden sei, und wenn 
der Tod gewaltsam durch einen Unglücksfall oder Selbstmord her- 
beigeführt wurde, hat die mit der gerichtlichen oder polizeilichen 
Untersuchung beauftragte. Behörde dem Standesbeamten des Ortes so- 
gleich alle Nachrichten mitzutheilen, welche sie über die Zeit und die 
Umstände des Todes und über die Persönlichkeit des Verstorbenen 
($. 48.) einziehen konnte. 

Auf den Grund dieser Erhebungen ist der Todtenschein zu fertigen. 

$. 51. Können die Leichen der bei einer Feuersbrunst, bei einer 
Ueberschwemmung oder Verschüttung oder bei einem ähnlichen Un- 
glücksfall Getödteten nicht aufgefunden oder nicht erkannt werden, 
so soll die Behörde, welcher die Untersuchung des Unglücksfalles ob- 
liegt, dem Standesbeamten des Ortes, an dem der Tod erfolgte, un- 
verzüglich in doppelter Fertigung die Erhebungen mittheilen, welche 
sie über die Zeit und die Umstände des Todes und die Persönlichkeit 
der Verstorbenen ($. 48.) gemacht hat. 

Die eine Fertigung wird der in der Gemeinderegistratur aufzu- 
bewahrenden, die andere der bei dem Amtsgerichte zu hinterlegenden 


Urschrift des Todtenbuches angeschlossen. Im Todtenbuch ist durch. 


einen Eintrag auf die Beilage zu verweisen, 

$. 52. Es darf in dem Todtenscheine nicht erwähnt werden, 
dass Jemand eines gewaltsamen Todes, oder dass er in einem Ge- 
fängnisse gestorben sei. 
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8. 58. Keine Beerdigung darf ohne Erlaubniss des Standesbeamten 
geschehen. 

Er ertheilt sie nicht eher, als nachdem ihm der öffentliche Leichen- 
schauer die Zulässigkeit der Beerdigung bescheinigt hat. 

8. 54. Wenn eine Beerdigung ohne Erlaubniss ($. 53.) stattge- 
funden hat, darf die Todesbeurkundung nur auf Grund einer nach 
S. 61. erlassenen gerichtlichen Anordnung erfolgen. 

8. 55. In Friedenszeiten, d. h. in so lange die Grossberzoglichen 
Truppen sich nicht im mobilen Stand befinden, werden die Todten- 
bücher auch für Militärpersonen von den regelmässigen Standesbeamten 
geführt. | 

Den Tod im Activdienst befindlicher Militärpersonen, welche in 
ihrer Garnison oder einem ihnen dienstlich angewiesenen Aufenthalts- 
orte sterben, soll die betreffende Militärbehörde, und den Tod der- 
jenigen, die in Militärlazarethen oder anderen Öffentlichen Militär- 
anstalten verstorben , soll der Vorstand der Anstalt mit Angabe der 
im $. 48. bezeichneten Thatsachen, soweit sie bekannt sind, in den 
nächsten 24. Stunden dem Standesbeamten, in dessen Bezirk sich der 
Todesfall ereignete, anzeigen. 

Der Letztere fertigt den Todtenschein auf Grund dieser Anzeige 
ohne Zuzug von Zeugen. 

Bei Todesfällen Beurlaubter oder activer Militärpersonen, welche 
bei einer Dienstverrichtung ausserhalb ihrer Garnison sterben, treten 
die obigen allgemeinen. Vorschriften in Wirksamkeit. 

$. 56. In Kriegszeiten, d. h. so lange sich die Grossherzoglichen 
Truppen im mobilen Stand befinden, werden die Todtenbücher für die 
den mobilen Truppen angehörigen oder zugetheilten Militärpersonen, 
sowie für alle Personen, welche sich im Gefolge der Truppen befinden, 
von den hiefür geordneten Militärbeamten nach Maassgabe der hierüber 
zu erlassenden Dienstvorschriften geführt. Die von diesen Militär- 
beamten ausgefertigten Todtenscheine werden durch Vermittlung des 
Kriegsministeriums dem Standesbeamten an dem letzten Wohnorte 
des Verstorbenen zum Eintrag in das Todtenbuch übersendet, 

8. 57. In so lange die mobilen Truppen noch im Grossherzog- 
thum stehen, kann, wenn die Verhältnisse es angenehm erscheinen 
lassen, von dem Truppenbefehlshaber angeordnet werden, dass die 
Führung der Todtenbücher durch die Militärbeamten noch zu unter- 
bleiben habe und die für Friedenszeiten gegebenen Vorschriften ($. 55.) 
zur Anwendung kommen. 


Capitel B. 
Von der Aufsicht auf die Standesbücher und von der Berichtigung 
der Standesscheine. 


8. 58. Die Amtsgerichte haben die Führung der Standesbücher 
zu überwachen. 
Sie sind insbesondere verpflichtet, den Zustand der Bücher in 
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dem Zeitpunkte der Hinterlegung ($. 8.) zu prüfen und nach Beschaf- 
fenheit der Umstände die Verbesserung der wahrgenommenen Mängel, 
oder eine Mittheilung an die Betheiligten zu veranlassen, oder auch 
dienstpolizeilich einzuschreiten. 

8. 59. Ist die eine Urschrift der Standesbücher ganz oder theil- 
weise zerstört oder verloren, während die andere sich erhalten hat, 
wurde der Eintrag nur in einer Urschrift gefertigt, oder wurde der 
Eintrag in ein Standesbuch aufgenommen. in welches er nicht gehört 
(8. 7.), so lässt das Amtsgericht die mangelnde Urschrift durch eine 
von ihm beglaubigte Abschrift ersetzen. 

8. 60. Wenn die Standesbücher nicht geführt worden, wenn deren 
Führung unterbrochen wurde, wenn beide Urschriften ganz oder theil- 
weise zerstört oder verloren sind, kann vom Amtsgerichte angeordnet 
werden, dass die fehlenden Beurkundungen wieder hergestellt oder 
durch Kundbarkeitsscheine ersetzt werden, welche die Erklärung von 
vier eidlich vernommenen Zeugen enthalten, 

8.61. Auf Antrag der Betheiligten oder von Amtswegen kann 
ferner vom Amtsgerichte die Nachholung einzelner Einträge, welche 
innerhalb der gesetzlichen Frist unterblieben sind, zugelassen oder 
angeordnet werden. 

8. 62. Die Berichtigung eines vollzogenen Eintrags kann auf An- 
trag eines Betheiligten und, wenn das öffentliche Interesse es verlangt, 
von Amtswegen verfügt werden. 

8. 638. Soferne die Umstände es erfordern, sind in den Fällen 
der 88. 60., 61. und 62. die sämmtlichen Betheiligten zu vernehmen. 

Gegen die ergangene Verfügung des Amtsgerichtes findet eine 
Beschwerde an das Apellationsgericht statt. 

Die Berichtigung eines vollzogenen Eintrages ($. 62.) kann Be- 
theiligten, welche dieselbe weder beantragt haben, noch dabei gehört 
worden sind, nicht entgegen gesetzt werden. 

$. 64. Die Erkenntnisse, durch welche die Berichtigung einer 
Standesurkunde verfügt worden ist, müssen von dem Standesbeamten, 
sobald sie ihm zugestellt worden sind, in die Standesbücher einge- 
tragen werden. 

Am Rande des verbesserten Eintrages soll auf das Berichtigungs- 
erkenntniss verwiesen werden. 

Bei Einträgen, welche nach $. 60. oder 61. vorgenommen werden, 
soll der dieselbe veranlassenden Bestimmung Erwähnung geschehen. 


Titel IM. 


Von den Förmlichkeiten, die sich auf Schliessung der 
| Ehen beziehen. ” 
Capitel 1. 
Von dem Verlöbnisse. 
8. 65. Aus dem Eheverlöbniss findet eine Klage nicht statt. 
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Capitel 2. 
Von dem Aufgebote. 


8. 66. Der Schliessung der Ehe muss ein Aufgebot vorangehen, 
welches der Beamte des bürgerlichen Standes verkündet, 

8. 67. Wer das Aufgebot einer Ehe erlangen will, ist verpflich- . 
tet, dem Amtsgerichte des Ortes, wo einer der künftigen Eheleute den 
Wohnsitz oder den Aufenthalt hat, die gesetzlichen Eigenschaften 
und die Bedingungen nachzuweisen, welche erforderlich sind, um die 
Ehe schliessen zu können. 

8. 68. Der Antrag, das Eheaufgebot zuzulassen, kann nur von 
Seite beider Verlobter gestellt werden. 

8. 69. Das Amtsgericht prüft, ob der Ehe kein auf den Bestim- 
mungen des bürgerlichen oder des öffentlichen Rechts beruhendes 
Hinderniss.entgegensteht und erlässt, wenn es die Ehe als zulässig 
erkennt, den Verkündschein. 

Es ist ermächtigt, aus wichtigen Ursachen die in den L.-R.8.8. 
164. und 164. a. bezeichneten Eheverbote zu erlassen. 

Gegen die Verweigerung des Verkündscheines findet die Beschwerde- 
führung an das Apellationsgericht statt. 

8. 70. Das Amtsgericht hat eine Ausfertigung des Verkündscheines 
dem Standesbeamten jeder Gemeinde zuzustellen, in welcher das Auf- 
gebot verkündet werden muss ($. 71.) Im Verkündschein ist jede 
dieser Gemeinden anzugeben. 

8. 71. Die Aufgebote müssen geschehen: 

1. an dem Orte, wo der eine und der andere der Verlobten den 

bürgerlichen Wohnsitz hat (L.-R.S. 102.); 

2. wenn ein Verlobter seinen Aufenthalt ausserhalb dieses Wohn- 
.sitzes verlegt oder im Inlande keinen solchen hat, überdiess 
an dem gewöhnlichen Aufenthaltsorte und 

8. wenn er nicht volle drei Monate vor Erlassung des Verkünd- 
scheines an seinem gegenwärtigen Wohnorte sich aufgehalten 
hat, auch an seinem früheren ständigen Aufenthaltsorte. 

8. 72. Das Aufgebot geschieht durch Verkündung der bevorste- 
henden Ehe mittelst Anschlags an dem Gemeindehause oder an dem: 
sonst für Veröfientlichungen bestimmten Platze. | 

Der Anschlag muss mindestens von einem Sonntag bis zum an- 
deren, beide einbegriffen, volle acht Tage lang angeheftet bleiben. 

$. 73. Ist die Ehe:nicht in Jahresfrist nach Erlassung des Ver- 
kündscheins geschlossen worden, so kann sie nur nach Erhebung eines 
neuen Verkündscheins eingegangen werden. 

$. 74. Der Vollzug des Aufgebotes muss von dem Standesbeamten 
unter Angabe des Ortes und des Tages, da es angeschlagen wurde, 
und der Zeit der Abheftung auf dem Verk ündscheine beur- 
kundet werden. 

$. 76. Ist ein nach $. 71. erforderliches Aufgebot der Ehe eines 
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inländischen Verlobten im Auslande zu bewirken, so genügt die Vor- 
nahme nach den dort bestehenden Vorschriften. 

Ist die Vornahme. des Aufgebots im Auslande wegen Mangels ent- 
sprechender Einrichtungen nicht thunlich oder wird dieselbe von den 
dortigen Behörden verweigert, so darf die Ehe mit Genehmigung des 
Amtsgerichtes ohne dieses Aufgebot geschlossen werden. 


Capitel 3. 
Von der Einsprache. 


8. 76. Der Vater, bei Abgang des Vaters die Mutter, und bei 
Abgang beider Eltern die Grosseltern können wider die Heirath ihrer 
Kinder und Abkömmlinge Einsprachen einlegen aus allen Gründen, 
welche der Eingehung der Ehe nach dem Gesetze entgegenstehen. 

$. 77. In Ermangelung aller Ahnen kann der Bruder oder die 
Schwester, der Obeim oder die Muhme, oder ein Geschwisterkind, 
wenn sie grossjährig sind, jedoch nur in folgenden zwei Fällen, Ein- 
. sprache einlegen: 

1. wenn für einen minderjährigen Verlobten die nach dem Ge- 
‚setze erforderliche Einwilligung der Obervormundschaft nicht 
erwirkt worden ist; 

. wenn die Einsprache sich auf den Wahnsinn oder die Ge- 
müthsschwäche eines der künftigen Ehegatten gründet. 

8. 78. In den beiden durch den vorhergehenden Satz bestimmten 
Fällen kann der Vormund oder Pfleger während der Vormundschaft 
oder Pflegschaft Einsprache einlegen, wenn er hiezu durch die Ober- 
vormundschaft ermächtigt worden ist. 

$. 79. Zur Einsprache gegen den Abschluss einer Ehe ist ferner 
die Person berechtigt, welche mit einem der Verlobten verheirathet ist. 

$. 80. Der Staatsanwalt kann Einsprache einlegen aus allen 

Gründen, welche der Eingehung der Ehe nach dem Gesetze entgegen- 

stehen. | 

8. 81. Die Einsprachen gegen eine Heirath müssen von den Ein- 
sprechenden selbst oder ihren mit besonderer und Öffentlicher Voll- 
macht versehenen Gewalthabern erhoben werden. 

Sie sollen die Eigenschaft, welche dem Einsprechenden das 
Recht giebt, sie einzulegen, und den Grund der Einsprache enthalten. 


td 


8. 82. Die Einsprache ist bei dem Amtsgerichte zu erheben, 


welches den Verkündschein erlassen hat. 

Die Anmeldung der Einsprache kann vor dem Standesbeamten 
gescheben, welcher unverzügliche Vorlage an das Amtsgericht zu 
machen hat. 

Gegen die gerichtliche Entscheidung steht die Beschwerdeführung 
an das Appellationsgericht dem Einsprechenden und den Verlobten 
zu; sie ist innerhalb acht Tagen auszuführen. 

8. 88. Wird die Einsprache verworfen, so können jene Einspre- 
chende, die nicht Ahnen sind, zur Entschädigung angehalten werden. 


U" 
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$. 84. Von jeder Einsprache und von jedem Erkenntnisse über 
eine Einsprache muss den Betheiligten unverzüglich Kenntniss gegeben 
werden. Ebenso sind die Standesbeamten, welche zur Trauung zu- 
ständig sind, von jeder Einsprache und von jedem rechtskräftig ge- 
wordenen Erkenntnisse darüber oder deren sonstiger Erledigung un- 
verzüglich zu benachrichtigen. 

$. 85. Die geschehene Einsprache und das darauf ergangene 
Erkenntniss sind durch den Standesbeamten auf dem Verkündscheine 
($. 70.) vorzumerken. 

Auf derselben Urkunde soll es erwähnt werden, wenn keine Ein- 
sprache eingelegt wurde. 

Waren Aufgebote der Ehe in mehreren Gemeinden nöthig (8. 71.), 
so haben die Verlobten dem Standesbeamten, welcher die Trauung 
vornehmen soll, durch Vorlage der nach Maassgabe des 8. 74. beur- 
kundeten Verkündscheine nachzuweisen, dass alle erforderlichen Auf- 
gebote erfolgt sind. 

$. 86. Der Standesbeamte darf nicht zur Trauung schreiten, ehe 
ihm die Vornahme der erforderlichen Aufgebote nachgewiesen, und, 
falls eine Einsprache erhoben wurde, die Aufhebung derselben vom 
Amtsgerichte eröffnet ist. 


Capitel 4. 
Von der Form der Ebheschliessung. 


$. 87. Zur rechtlichen Giltigkeit der Ehe ist die bürgerliche 
Form der Eheschliessung erforderlich. 

Die kirchliche Trauung darf erst geschehen, wenn die Eheleute 
urkundlich nachweisen, dass die Heirathsurkunde ($. 44.) von dem 
Standesbeamten aufgenommen ist. 

$. 88. Die Ehe darf nicht vor dem dritten Tage nach Ablauf 
der im $. 72. für den Anschlag des Aufgebots vorgeschriebenen Frist 
geschlossen werden. 

Im Uebrigen steht die Wahl des Tages den Parteien zu. 

8. 89. Die Ehe muss vor dem Standesbeamten des Orter , wo 
einer von beiden Theilen seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, eingegangen werden. 

Auf schriftliche Ermächtigung des zuständigen Standesbeamten 
kann die Eheschliessung auch bei dem Standesbeamten eines anderen 
Ortes des Inlandes stattfinden. In diesem Falle hat der letztere 
Standesbeamte eine Abschrift seiner Beurkundung sofort dem zustän- 
digen Standesbeamten zum Eintrage zu übersenden. 

8. 90. Die Eheschliessung hat in dem Gemeindehause öffentlich 
Statt zu finden. | 

Das Amtsgericht kann jedoch aus wichtigen Gründen gestatten, 
dass die Ehe in einem Privathause geschlossen werde. j 

8. 91. Dabei hat der Standesbeamte den in Person miteinander 
erschienenen Verlobten, dem einen Theile nach dem anderen, die Er- 
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klärung abzunehmen, dass sie sich zur Ehe nehmen wollen. Darnach 
erklärt der Standesbeamte im Namen des Gesetzes, dass diese Personen 
durch das Band der Ehe verbunden sind. 

Unmittelbar darauf ist die Beurkundung darüber (der Eheschein, 
die Heirathsurkunde) in das Ehebuch einzutragen ($. 44.). 


Capitel 5. 
Von Ehen im Auslande und von Ehen Fremder im Inlande. 


$. 92. Ehen, welche im Auslande zwischen Inländern unter sich 
oder mit Ausländern geschlossen werden, können nach der in jenem 
Lande vorgeschriebenen Form giltig eingegangen werden. 

Inländische Verlobte haben den Verkündschein und das Aufgebot 
auch im Inlande nach den in den $$. 67. und 71. gegebenen Vor- 
schriften und, sofern sie Wohnsitz und Aufenthalt im Auslande haben, 
am Orte ibres letzten inländischen ständigen Aufenthaltes zu er- 
wirken. 

Der Inländer bleibt auch im Auslande den Vorschriften des ersten 
Capitels des Titels V. des ersten Buches, sowie den Eheverboten der 
Sätze 295., 298. und 348. des Landrechtes unterworfen. 

8. 98. Die Fähigkeit des Fremden, im Inlande eine Ehe zu 
schliessen, wird durch die Gesetze seines Heimathlandes bestimmt. 

Jedoch ist auch der Fremde den in L.-R.S.S. 147., 161., 162., 163., 
295., 298., 348. bezeichneten Eheverboten unterworfen. 

8. 94. Fremde, welche im Inlande eine Ehe schliessen wollen, 
sind verpflichtet, nachzuweisen, dass nach den Gesetzen ihres Landes 
der beabsichtigten Ehe nichts im Wege steht. 

Das Amtsgericht kann die Vorlage eines Zeugnisses verlangen, 
worin dieses von der zuständigen Heimathsbehörde beurkundet ist. 


Titel IV. 
Strafbestimmungen. 

8. 95. Beamte des bürgerlichen Standes, welche den Vorschriften 
über die Pflichten ihres Dienstes zuwider handeln, können, — vorbe- 
baltlich des Einschreitens der Verwaltungsbehörde auf Grund der ° 
Gemeindeordnung — vom Amtsgerichte mit Ordnungsstrafen bis zu 
10. fl. belegt werden. 

Dem Bestraften steht gegen das Erkenntniss die Beschwerde an 
den Appellationssenat zu. 

$. 96. Standesbeamte werden gerichtlich an Geld bis zu 300. fi. 
bestraft: 

1. wenn sie das Aufgebot oder die Eheschliessung ohne gesetz- 

lichen Grund verweigern oder vorsätzlich verzögern ; 

2. wenn sie eine Eheschliessung vor Empfang des Verkündscheines 
oder ohne die vorgeschriebeneu Aufgebote, oder mit Ausser- 
achtlassung der gesetzlichen Frist zwischen Aufgebot und 
Ehe, oder vor Erledigung der Eheeinsprachen, oder endlich 
gegen die in $$. 89., 90. bestimmten Regeln vollziehen. 
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$. 97. Wer die Vorlage der bei ihm verwahrten Kirchenbücher 
(8. 23.) oder die Fertigung von Auszügen oder Zeugnissen daraus 
(8. 24.) verweigert, kann polizeilich an Geld bis zu 50. fl. bestraft 
werden. 

Bei fortgesetzter Weigerung sind die Amtsgerichte berechtigt, 
die Kirchenbücher an dem Verwahrungsorte zu erheben, um sie in 
der erforderlichen Weise zu benützen. 

: 8. 98. Diener der Kirche, welche bei einem kirchlichen Eheab- 
schluss mitwirken, ehe ihnen die Aufnahme des Ehescheins ($. 44.) 
nachgewiesen ist, werden polizeilich mit einer Geldstrafe von 
100.—300. fl., im Rückfalle mit einer Geldstrafe von 300.—1000. fi. 
oder mit einer Gefängnissstrafe von vier Wochen bis zu sechs Mo- 
naten bestraft. 

Verlobte, welche eine Ehe kirchlich eingehen, bevor der Eheschein 
des Standesbeamten aufgenommen ist, verfallen in eine polizeiliche 
Geldstrafe bis zu 100. fl. 

8. 99, An Geld bis zu 50. fl. werden polizeilich bestraft: 

I. wer die ihm nach $. 28. obliegende Mittheilung ausländischer 

Standesurkunden unterliess; 

II. die Eheleute oder Diejenigen, unter deren Gewalt sie 
standen, 

1. wenn vor der Heirath die erforderlichen Aufgebote nicht 
geschahen oder die vorgeschriebenen Fristen zwischen 
Aufgebot und Ehe nicht beobachtet wurden; | 

2. wenn die Vorschriften der $$. 89. oder 90. über die Vor- 
nahme der Trauung verletzt wurden. 

8. 100. Anzeigepersonen, welche in der in $. 471. des Strafge- 
 setzbuches bezeichneten Absicht durch wissentlich falsche Erklärungen 
die Errichtung ächter öffentlicher Standesurkunden mit unwahrem In- 
halte bewirken, werden von der Strafe des $. 471. getroffen. 

Die gleiche Strafe nebst -Dienstentlassung trifft bürgerliche Stan- 
desbeamte, welche bezüglich von Standesurkunden (Einträgen in den 
'Standesbüchern, Auszügen oder Zeugnissen hieraus) die in $. 677. des 
Strafgesetzbuches bezeichnete Handlung in der in $. 471. des Straf- 
gesetzbuches ausgedrückten Absicht begehen. 

Die gerichtliche Verfolgung findet jedoch nur auf Anzeige der 
Betheiligten statt. 


” 


Schlussbestimmungen. 


8. 101. Der Anfang der Wirksamkeit dieses Gesetzes wird durch 
landesherrliche Verordnung bestimmt: 

Von dem Eintritte dieser Wirksamkeit an sind aufgehoben : 

die Eheordnung vom 15. Juli 1807.; 

8. XVIII. des I. Einführungsedictes zum Landrechte, soweit er 
sich auf diese Eheordnung bezieht; | 
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die 88. 6. und 8. des Il. Einführungsedictes zum Landrechte; 

die Sätze 84.—101., 144. a., 156., 167., 165.—179., 192., 193., 311. a. 
des Landrechtes; 

die landesherrlichen Verordnungen vom 29. Mai 1811., Regierungs- 
blatt Nr. XVI., über Einrichtung und Beweiskraft der Standesbücher, 
und vom 4. März 1812., Regierungsblatt Nr. XI., über die im Auslande 
abgeschlossenen Ehen; ö 

das Gesetz vom 9. Oktober 1860., Regierungsblatt Nr. LI., über 
die bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmsfällen ; 

von $. 1. des Gesetzes vom 28. Mai 1864., Regierungsblatt Nr. XXI, 
über die Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das Nota- 
riat, der Schlusssatz: „mit Ausnahme der Entscheidung über Ein- 
sprachen gegen die Ehe“, 

8. 102. Die Ministerien der Justiz und des Innern sind mit den 
zum Vollzuge dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, 
den 21. Dezember 1869. 

Friedrich. 
Jolly. Dbkirches 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befebl: 
Schreiber. s 


23. Landesherrliche (stastliche) Verordnung v. 21. Dezbr. 1869., 
die Bestimmung des Einführungstages für das Gesetz über 


die Beurkundungen des bürgerlichen Standes und über die 


Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen betreffend. 


[Aus dem Gesetzes- und Verordnungsblatt für das Grossherzogthum 
Baden. 1869. Stück XL. 8. 606. fg.] 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Auf Grund des $. 101. des Gesetzes vom 21. d. M. über die Be- 
urkundungen des bürgerlichen Standes und über die Förmlichkeiten 
bei Schliessung der Ehen — haben Wir nach Anhörung Unseres 
Staatsministeriums beschlossen und verordnen, wie folgt: 

Das Gesetz vom 21. d. M. über die Beurkundungen des 
bürgerlichen Standes und über die Förmlichkeiten bei Schlies- 
sung der Ehen tritt vom 1. Februar 1870. an in Wirksamkeit. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, 
den 21. Dezember 186°. 

Friedrich. 
Jolly. Obkircher. _ 
Auf Seiner Königlichen Hoheit Höchsten Befehl: 
Schreiber. 


[Schluss folgt im nächsten Heft.] 
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Bücherschau. 


1. Die Errichtung der päpstlichen Nuntiatur in München 
und der Emser Congress. Eine historisch-kirchenrechtliche ' 
Abhandlung von Marcellus Stigloher, Doctor der Theologie, 
erzb. Seminar-Präfect und k. Religionslehrer an der Gewerb- 
schule in Freising. Regensburg 1867. Manz. 332. S. VIII. 8°. 


Die vorliegende Schrift wird von Verf. als Erstlingsarbeit be- 
zeichnet. Auch ohne diese Versicherung würde man es dem Buche 
angemerkt haben. Die mangelhafte Disposition, welche den im Titel 
verheissenen Stoff geradezu als Nebensache behandelt, die schlechte 
Citirweise, die häufig erkennen lässt, dass der Verf. seine Belege aus 
dritter Hand geschöpft hat, der etwas phrasenreiche Stil, in dem der 
Verf. seine hypercurialistischen Ergüsse ausprägt: alles das verräth 
noch die unsichere Hand des Schülers. 

Vor allem ist uns der Zweck des Werkes nicht klar geworden. 

Die Einleitung behandelt die päpstlichen Legaten, und giebt einen 
Abriss der socialen und kirchlichen Zustände des 17ten und 18ten 
Jahrh. Neues Richtiges haben wir hier nicht aufzufinden vermocht; 
“alte Irrthümer mehr als zur Genüge. 

Dann erst kommt der Verf. zur Errichtung der Nuntiatur in 
München und zum Inhalte der Emser Punctation, olıne jedoch irgend- 
wie auf den Gang der Verhandlungen ein neues Licht zu werfen, 
oder auch nur eine neue Mittheilung zu machen. 

Den grössten Theil der Schrift nimmt endlich eine Widerlegung 
der febronianischen Grundsätze ein, die an und für sich um so we- 
niger nöthig erscheint, als sie von Phillips, dem der Verf. durchaus 
folgt,. in ausreichendem Maasse versucht worden ist. | 

Der Abdruck einzelner Actenstücke beschliesst das Buch. 

E. F. 


2. Zins und Wucher. Eine moraltheologische Abhandlung 

mit Berücksichtigung des gegenwärtigen Standes der Cultur- 

und Staatswissenschaften von Dr. F. X. Funk, Repetent in 
Tübingen. Tübingen 18688. Laupp. 276. 8. IX. 8°, 


Der Verf. beabsichtigt nicht, mit seiner Arbeit unmittelbar in 


die gesetzgeberischen Fragen des wirthschaftlichen Lebens einzugreifen, 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 1. g 
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und in der That hat hier die neuerdings theilweise erfolgte Aufhebung 
der früheren Wucherbestimmungen und Zinsbeschränkungen das letzte 
und entscheidende Wort gesprochen. 

Er versucht nur für das Gebiet der Moral die Frage des Wuchers 
zur wissenschaftlichen Erörterung zu bringen, und er thut das in 
durchaus angemessener, formell gewandter Weise, unterstützt durch 
eine eingehende Kenntniss auch der ausländischen volkswirthschaft- 
lichen Literatur. 

Man wird den Erörterungen des Verf. mit Vergnügen folgen, 
auch wenn man seinen Resultaten nicht überall zuzustimmen vermag. 

Wenigstens können wir den S. 269. als Ergebniss der Forschung 
aufgestellten Satz: „Die principielle Beseitigung der Wuchergesetze 
oder die uneingeschränkte Zulassung des Wuchervergehens kann 
für das sittlicbe und wirthschaftliche Gedeihen des Gemeinwesens 
schliesslich nur zum Verderben gereichen“, nicht als richtig aner- 
kennen. E. F. 


3. Die Encyclica Papst Pius IX. vom 8. Dezember 1864. 

Stimmen aus Maria-Laach. Florian Riess, Priester der Ge- 

sellschaft Jesu, Staat und Kirche. Freiburg im Breisgau 1869. 
Herder. 239. 8. 8°. 


Unter den bis jetzt erschienenen Schriften „Stimmen aus Maria 
Laach“*, in denen die dortigen Jesuiten sich die Vertheidigung der 
bekannten Encyclica Pius IX. zur Aufgabe stellten, nimmt die vor- 
liegende (12) eine ansehnliche Stelle ein. Nicht ohne Gewandtheit ge 
schrieben, mit einem mehr blendenden als belehrenden Citatenschatz 
versehen, sucht sie in spitzfindiger Dialektik die Grundsätze über 
das Verhältniss von Staat und Kirche historisch und philosophisch 
zu begründen, mit welchen der Syllabus der erstaunten Menschheit 
des 19ten Jahrhunderts in das Gesicht zu schlagen wagte. Auch 
der Geist und der Inhalt unserer Schrift ist der modernen Entwick- 
lung feindlich. Das liberale Staatsprincip ist dem Autor mit der 
atheistischen Gesellschaftslehre identisch, in den neueren Concordaten 
erblickt er „schmerzliche der Kirche auferlegte Opfer“, und den Ge- 
wissensfreiheit und Toleranz Fordernden entgegnet er wie Augustin 
den Donatisten: „Es wäre freilich besser die Menschen durch ihren 
freien Willen auf dem Wege des Heils zu erhalten, aber Viele bedürfen 
auch des äusseren Zwanges.“ | 

Wenn das Concil von Trient anstatt diegrellen Missstände der Kirche 
gründlich zu reformiren, die Stirn besass, an die Fürsten d. h. an den 
Staat das Messer der sg. Reform zu legen, und Grundsätze auszu- 
sprechen, welche alle Fürsten des l6ten Jahrhunderts als unmögliche 
bezeichneten , als solche mit denen ein Staatswesen überhaupt nicht 


mehr existiren kann, so sagt unser Autor nur: „das Concil von . 


Trient wollte von der Höhe aus, auf welcher es die socialen Schäden 
in der christlichen Gesellschaft überschaute, die weltliche Gewalt zu 
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einem dem christlichen Geiste mehr entsprechenden Verhalten zur 
Kirche zurückführen.“ Und sehnsüchtig fügt er hinzu: „Möchte die 
weise Absicht der Kirche wenigstens im 19ten Jahrhundert nach 
den vielen bitteren Erfahrungen der letzten Zeit ein willigeres Gehör 
bei den Mächtigen dieser Erde finden als in jener Epoche!“ Um die 
Ausführung dieses Wunsches zu erleichtern, ertönen die Stimmen von 
Maria-Laach, haben die Ordensgenossen des Verfassers den Papst 
zur Proclamirung von Grundsätzen vermocht, die höchstens ihren 
Urhebern schädlich werden können, sollte das Schauspiel des sg. öku- 
menischen Concils in Scene gesetzt werden. 

Auch das vom Verf. den Fürsten entgegengehbaltene rothe Gespenst 
der Revolution und Anarchie und der dagegen verheissene kirch- 
liche Schutz, wird ebensowenig wie die scholastisch gewundenen Ar- 
gumente seiner Schrift den römischen Grundsätzen zur Herrschaft 
verhelfen. Nur der Staat, welcher sich selbst morden will, wird die 
vom Verf. vorgezeichneten Bahnen wandeln ; er findet die Mittel: 
Abtödtung alles geistigen Lebens, Knechtung jeder geistigen Frei- 
heit, mit einem Worte Unterwerfung des Staates unter die römische 
Kirche in den so unschuldig lautenden Worten und Sätzen unseres 
Verfassers. E. F. 


4. Georg Ratzinger, Geschichte der kirchlichen Armen- 
pflege. Gekrönte Preisschrift. Freiburg imi Breisgau 1868. 
Herder. 4834. 8. XIV. 8°, 


Bei der Fluth von Schriften, welche das Armenwesen zum Gegen- 
stand der Behandlung machten, war doch in der bisherigen Literatur 
eine empfindliche Lücke in Bezug auf die Geschichte der kirchlichen 
Armenpflege vorhanden, und somit eine der wichtigsten und segens- 
reichsten Seiten der kirchlichen Wirksamkeit ohne die gebührende 
Würdigung geblieben. 

Der Verf. hat diese Aufgabe in dankenswerther Weise mit rühm- 
lichem Fleisse zu lösen versucht. Von der Zeit der Apostel an, durch 
das Mittelalter hindurch bis auf den heutigen Tag verfolgt er die 
Schicksale der kirchlichen Armenpflege in allen ihren Gestalten. 
Die wohlthätigen Bestrebungen der Kirche für die Armen, die Sclaven, 
die Hospitäler, die Leihhäuser: alles das wird mit richtigem historischem 
Verständniss geschildert und auch die Schattenseiten der kirchlichen 
Thätigkeit nicht verdeckt. Die Literatur ist von dem Verf. ziemlich 
ausreichend benutzt worden, doch nicht ohne dass er einige wichtige 
Arbeiten, wie z. B. Virchow’s über die Leprosen übrrsehen hätte. 

Um von Ausstellungen gegen Einzelnes hier abzusehen, so hätte 
aber der Verf., wenn er dem auf dem Titel als Vorwurf gestellten 
Thema voll nachkommen wollte, auch die protestantischen Bestrebun- 
gen für die Armenpflege einer Darstellung unterwerfen müssen. Wer 
nur je einen Blick in die Kirchenordnungen der protestantischen 
Kirche, in die Werke der Reformatoren gethan hat, der weiss wie 
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fruchtbringende Grundsätze da verkündet, wie treffliche Institutionen, 
der Armenpflege dienepd, da geschaffen wurden. Und hätte nicht in 
der neueren Zeit, gerade bei dem vom Verf. zugestandenen Brachliegen 
des katholischen kirchlichen Lebens, die rege Entwickelung, welche 
in die protestantische Armenpflege durch Männer wie Francke u. a. 
gekommen ist, eine Darstellung verdient? So ist der Titel des 
Buches falsch gewählt und hätte sich auf die katholische kirchliche 
Armenpflege beschränken sollen. 

Wenn der Verfasser zum Schlusse seines Werkes Vorschläge zur 
praktischen Gestaltung der Armenpflege macht, so sind wir ganz mit 
ihm einverstanden, dass er den Clerus auf die Uebernahme der Pflich- 
ten der christlichen Liebe hinweist. Wir glauben, dass der Geist- 
liche da besser seine evangelische Aufgabe erfülle, und sich mehr 
die Achtung seiner Gemeinde erwerbe, als wenn er sich „dem eng- 
herzigen, zaghaften und gehässigen Wesen hingiebt, welches die besten 
und tüchtigsten Kräfte und Regungen niederhält.* Die trefflichen 
Worte, welche der Verf. in seiner Schilderung des Systems Gre- 
gors VII. spricht, gelten auch noch voll heute zu Tage, wo die Curie 
jene der Geschichte angehörenden Theorien von der Superiorität der 
Kirche über den Staat wieder zu ihrem Programme erhoben hat, wo 
wieder der Clerus „aus der Sphäre stillen Wirkens auf die Arena 
zerstörender Kämpfe durch die Zeitereignisse gedrängt wird“, und wo 
das Wort des heil. Bernhard: „Entweder die weltliche Herrschaft 
oder die Apostelschaft. Das eine oder das andere ist euch unter- 
sagt. Wenn ihr beides zugleich haben wollt, werdet ihr beides ver- 
lieren“, — aufs Neue zur Wahrheit zu werden droht. Dennoch 
aber wollen wir nicht mit dem Verf. eine Monopolisirung der kirch- 
lichen Armenpflege, eine Beschränkung des Staates lediglich auf die 
sociale Gesetzgebung. Vielmehr meinen wir, dass alle Gliederungen 
der menschlichen Gesellschaft, die politische wie die kirchliche Ge- 
meinde, die Kirche wie der Staat, die Familie, die Corporationen und 
ständischen Verbindungen gemeinsam auf dem Gebiete der Armen- 
pflege sich zubetheiligen haben. E. F. 


5. Dr. Hermann Co lberg, Ueber das Ehehinderniss der 
Entführung. Juristische Abhandlung. Halle1860. Pfeffer. 142. 
8. VIII. 8% (Inauguraldissertation). 


Es gereicht dem Referenten zur besonderen Freude, hier eine 
Schrift anzuzeigen, zu deren Abfassung er den Verf. noch während 
seiner Hallenser Wirksamkeit veranlasst hat. Dr. Colberg behandelt 
sein Thema mit anerkennenswerthem Fleisse, und es ist ihm ger 
lungen, dem ‚Stoffe trotz der schon vorhandenen Bearbeitungen von 
München und Kaiser neue Gesichtspunkte abgewinnen. So hat er 
namentlich das germanische Recht einer ausführlichen Darstellung 
unterworfen, und dem protestantischen Recht die dogmengeschichtliche 
Behandlung angedeihen lassen, welche unseres Erachtens allein 
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fruchtbringend ist; aber auch für das gemeine Recht ist seine scharf- 
sinnige und gewandte Erörterung der von Kaiser in allen Punkten 
überlegen. i 

Dieses günstige Urtheil über Colbergs Schrift kann auch durch 
gewisse formale Mängel desselben nicht erheblich beeinträchtigt 
werden. Dahin rechne ich die häufig etwas zu behagliche Breite 
der Darstellung, den Irrthum, den Gisbert Voet unter die Juristen 
gerathen, oder John Selden als deutschen Juristen Seiden verwerthen 
werden lässt. Auch die Citirweise hätte einen weniger dilettantischen 
Anstrich haben können. 
Zu bedauern ist, dass der Verf. nicht auch die heutigen deutschen 
Partikularrechte darzustellen für gut befunden hat, sondern sich 
lediglich mit einem noch dazu etwas mager ausgefallenen Abrisse 
des Preussischen Rechts begnügt. So ist der Stoff des Buches trotz 
der umfangreichen Behandlung des Verf. doch noch immer nicht voll- 
ständig erschöpft. E. F. 


6. Dr. Joseph Fehr, a. o. Prof. d. Gesch. in Tübingen, 
Staat u. Kircheim Fränkischen Reiche bis auf Karl des Grossen. 
Wien 1888. Braumüller. 598. S. 8°, 


Man wird sich täuschen, wenn man in dem dickleibigen Werke 
(38 Bogen) das vermutben wollte, was der Titel verbeisst. Statt 
einer Darstellung des Verhältnisses von Staat und Kirche giebt der 
Verf. eine Geschichte des fränkischen Reiches, welche die kirchlichen 
Verhältnisse zuweilen mehr, zuweilen weniger in den Vordergrund 
stellt, und trotz einer oft taktlosen Polemik gegen den trefilichen 
Rettberg, Neues wenig, das Alte aber in ungeniessbarer Form giebt. 

Für die Logik und die Darstellungsart des Verf. könnte gleich 
der Anfang des Buches einen Belag bieten, wenn er sagt; „Jeden- 
falls ist das Mittelalter, wie jedes andere Zeitalter, nicht auf einmal 
fertig in die Welt eingetreten . .“, und der Umfang des Baches 
wird erklärlich, wenn man die unumstösslichen Wahrheiten betrach- 
tet, welchen der Verf. durch seine Darstellung eine erneute Bekräfti- 
.gung gewähren zu müssen glaubt, wie S. 849: „Eines der härtesten 
Geschicke, denen der Mensch ausgesetzt sein kann, ist die Gefangen- 
schaft, deren Leiden sich je nach den Culturverhältnissen der Völker 
in verschiedenen Graden steigern“, oder S. 1: Gesteht man einen 
providentiellen Beruf der Germanen zu, — und wer könnte dies 
nicht unbedenklich thun ? — so hat der Sturm der Völkerwanderung, 
so zerstörungsvoll er auch auf die heidnische und zum Theil auch 
‚auf die in der ersten Blütbe begriifene christliche Civilisation ein- 
wirkte, eine tiefe bewundernswerthe Bedeutung.“ 

Die Literaturkenntniss des Verf. wird dadurch characterisirt, dass 
er Beispielsweise Wasserschlebens Bussordnungen nicht kennt, 
sondern mühsam lediglich mit dem bei Morinus abgedruckten Poeni- 
tentiale Andegavense operirt, welches er S. 468 als eine wichtige 
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Quelle hinstellt, obgleich er mit leichter Mühe zahlreiche andere noch 
ausführlichere hätte benutzen können. Dagegen kann man dem 
Verf. eine zu geringe Berücksichtigung einzelner neuerer Schriften 


wie 2. B. Hefele’s Conciliengeschichte nicht vorwerfen; er folgt seinen - 


Gewährsmännern unbedingt, oft wörtlich, nur immer mit unerträglicher 
Verbreiterung des von jenen noch so präcis Gesagten. 

Der 5te bis 9te Abschnitt des Buches: Die Bischöfe in ihren 
Beziehungen zum Staate und Volke; Testamente der Bischöfe; Kir- 
chenbaue;; die Kranken und Gefangenen ; die Flüchtlinge, die kirch- 
lichen Asyle; die Sorgfalt der Kirche für die Armen und Unglück- 
lichen, die Gefangenen, Excommunicirten, Irren, Fremden, Findel- 
kinder, Wittwen und Waisen; die Predigt und Sonntagsfeier; 
Einwirken gegen den Aberglauben; Staat und Kirche und die Juden; 
die Kirche und die Unfreien; Wissenschaft, Schule und Kunst — 
liefert auf über 200 Seiten nur dürftiges, kritiklos zusammen gebrachtes 
Material, dem jede juristische Gestaltung fehlt, und hätte ohne 
Schaden der Wissenschaft ungedruckt bleiben können, Vielleicht auch 
das ganze Buch. E. F. 


7. August Bornagius, stud. juris in Giessen, Ueber die recht- 

liche Natur der Concordate nebst Prüfung der in dieser Beziehung 

aufgestellten Theorien: Von der juristischen Facultät zu Giessen ge- 

krönte akademische Preisschrift. Leipzig 1870. Breitkopf & Härtel. 
128. S. X. 8°. 


Es gereicht uns zur Freude, in den nachstehenden Zeilen unsere 
Leser auf ein Werk aufmerksam zu machen, welches von dem aner- 
kennenswerthen wissenschaftlichen Streben des jugendlichen Verfassers 
Zeugniss ablegt. Derselbe hat sich ein Thema zur Behandlung er- 
wählt, welches in noch weit höherem Maasse als er anzunehmen 
scheint, von praktischer Wichtigkeit ist. Denn wir vermögen nicht 
mit ihm darin übereinzustimmen, dass unsere Zeit für Concordate 
keinen Boden mehr habe. Vielmehr sehen wir in derselben die einzig 
mögliche Form, wie mannigfache Beziehungspunkte zwischen Staat 
und Kirche allein rechtlich geregelt werden können. Nicht freilich 
so, dass die grossen Principien des Verhältnisses von Staat und Kirche 
durch Verträge vereinbart werden sollen. Die Ausgangspunkte sind 
für den Staat und die Kirche dabei so verschiedenartige, dass eine 
concordia in Wahrheit niemals wird erzielt werden können. Aber 
für die Ausführung untergeordneter Fragen wird der Weg der Verein- 
barung der einzig mögliche bleiben, und auch für diesen gelten die 
Lehren von der rechtlichen Natur der Concordate. 

Der Verf. kommt in seiner Auffassung im Wesentlichen mit Hüb- 
ler darin überein, dass er eine für alle Concordate der verschiedenen 
Perioden gleichartige Theorie in der den Lesern unserer Zeitschrift 
bekannten Weise verwirft. Im Uebrigen lehnt sich seine Darstellung 
wegentlich an Mejer und Herrmann’s Abhandlungen in Herzog's theo- 
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logischer Encyclopädie und Bluntschli’s Staatswörterbuch. Dabei 
verfällt er allerdings ziemlich häufig in den Fehler, seine Quellen 
nach diesen immerhin sicheren Gewährsmännern zu citiren, so dass 
doch seiner Arbeit nicht selten der Character des aus den ur- 
sprünglichen Quellen geschöpften Materials verloren geht. Ueber- 
haupt wäre ein’besseres Umthun in den Quellen geboten gewesen. 
Das Wormser Concordat citirt wobl heute Niemand seinem Wortlaute 
nach aus Münch’s Sammlung der Concordate. Die Monumenta Ger- 
maniae und Watterich geben kritisch revidirte Texte an die Hand. 
Ebenso wäre für das Konstanzer Concordat die Schrift von Hübler 
zu benutzen gewesen. Ueber die einseitigen Zusagen Otto’s IV., Phi- 
lipps des Schwaben etc. — wie denkt der Verf. über die wichtigen 
Lothars? — ist nicht Mejer und Sarwey zu citiren, sondern die Mo- 
numenta Legum. Auch Unrichtigkeiten laufen in der etwas mageren 
historischen Darstellung mit unter. So muss die Vertheidigung Gre- 
gor’s VII. 8. 6. Anmerk. 5. durchaus abgewiesen werden. Nicht die 
Investitur mit Ring und Stab bekämpfte die Kirche, sondern über- 
haupt jede, und das war den bisherigen factischen und rechtlichen 
Verhältnissen gegenüber einfache Revolution. 

Was der Verf. unter der Schwertertheorie versteht, wofür er 
wieder den citirten Aufsatz von Mejer anführt — die Dissertation 
von Posadowsky-Wehner würde sich dazu mehr empfohlen haben — 
erscheint zweifelhaft. S. 7. bezeichnet er damit die Lehre von der 
Unterordnung des Staates unter die Kirche. S. 99. wird die Neben- 
ordnung beider ebenso genannt, und dafür der Schwabenspiegel ange- 
führt, — wieder nach einem dritten Gewährsmann, — der das entgegen- 
gesetzte sagt. S. 38. wird von einem lebhaften Widerstand der Curie 
gegen das oberrheinische Staatsgesetz v. 30. Januar 1830. gesprochen. 
Unseres Wissens ist die römische Opposition so zahm gewesen wie 
möglich. Auf S. 50. legt der Verf. auch sein Glaubensbekenntniss in 
Bezug auf das Verhältniss von Staat und Kirche ab: nämlich voll- 
ständige Trennung beider von einander. Er möge uns verzeihen, 
wenn wir das als eine Utopie bezeichnen, und wenn wir seine Pole- 
mik gegen das badische und württembergische Staatsgesetz als eine 
ungerechtfertigte zurückweisen. Entschiedenen Widerspruch müssen 
wir aber gegen die Theorie erheben, welche in den Circumscriptions- 
bullen keine Concordate erblickt, jene nicht an der rechtlichen Natur 
dieser theilnehmen lassen will, und namentlich dem Papste die allei- 
nige Befugniss zur Interpretation zuspricht. Es ist das allerdings die 
Forderung der Ultramontanen, der Hirschel in seiner schwächlichen 
Schrift: Das Recht der Regierungen bezüglich der Bischofswahlen. 
Mainz 1870. noch jüngst den deutlichen Ausdruck gegeben hat. Die 
Circumscriptionsbullen sind nichts weiter als Concordate, nur dass 
die Vereinbarung sich hier auch auf den Punkt erstreckt hat, dass 
das Resultat derselben in einem formell einseitigen Act — lediglich 
durch den Papst — publicirt werden soll. Der Inhalt der Bulle aber 
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ist schlechthin Ergebniss des Vertrages und muss daher auch durchaus 
wie Verträge überhaupt interpretirt werden. 

Schliesslich bemerken wir, dass der Verfasser die frage; was bei 
Verletzung eines Concordates Rechtens sei, leider nicht mit in Er- 
wägung gezogen bat. Die grosse Bedeutung: welche diese Erörterung 
heut zu Tage hat, hätte ihm nicht entgehen sollen. 

Warum erwähnt übrigens der Verf. gar nicht das Buch von Balve? 

E. F. 


8. Clementis papae VIII. Decretales quae vulgo nuncupantur 

Liber septimus Decretalium Clementis VIII. Primum edidit 

annotatione critica et historica instruxit constitutionibus 

recentioribus sub titulis competentibus insertis auxit Fran- 

ceiscus Sentis SS. theol. et iur. utr. Dr. iur. eccles. in uni- 

versit. Friburg. Professor. Friburgi Brisgoviae 1870. Herder. 
194. S. XXXVII 8°. 


Der gelehrte Verf., welcher uns schon vor Kurzem- mit der 
Monarchia Sicula als Frucht seines italischen Aufenthaltes beschenkt 
hat, giebt uns jetzt den liber septimus Clemens VIII. Nur wenige 
Exemplare sind von dieser Canonensammlung gedruckt worden, und 
kaum ein Canonist hat das seltene Buch in Händen gehabt. Darum 
war auch unsere Kenntniss lediglich beschränkt auf die wenigen 
Notizen, die Prosper Fagnani gegeben, auf die Capitelsüberschriften, 
welche Rosshirt in Rom abgeschrieben hatte. Ebenso unsicher war 
unsere Wissenschaft über die Schicksale des Werkes. Nicht einmal 
die Frage, ob es die päpstliche Approbation erhalten hatte, vermochte 
man festzustellen. Man fabelte von einer vor der Publication vernich- 
teten grossen Auflage, von einer Edition, die jedes Buch einzeln zum 
Gegenstand gehabt hätte. Augustin Theiner besass ein Exemplar des 
seltenen Buches, welches er dem jetzigen Herausgeber überliess; ja 
noch mehr, er gewährte ihm auch Gelegenheit, über die äusseren 
Schicksale desselben zu einem abschliessenden Urtheile zu gelangen. 
Diess weicht in der That von den bisher in Geltung gewesenen ent- 
schieden ab. Sentis macht mit allem Recht darauf aufmerksam, dass 
der liber septimus niemals die päpstliche Approbation erhalten habe, 
und erklärt daraus zur Genüge, warum nur eine so geringe Zahl von 
Exemplaren gedruckt worden sei. Den Grund der päpstlichen Miss- 
billigung findet er nicht mit Fagnani in der Aufnahme der Tridenti- 
nischen Decrete und der Besorgniss, dass diese der Constitution von 
Pius IV. zuwider commentirt werden möchten, sondern er macht mit 
Recht auf die eigenthümliche, von der aller früheren Canonensamm- 
lungen abweichenden Natur des Liber septimus aufmerksam , welcher 
wesentlich dogmatischen Inhaltes ist, und so nur einigermaassen Juri- 
stisch geschulte Päpste nicht befriedigen konnte. Er betont auch, 
dass bei den zur Zeit der Vollendung der Sammlung obwaltenden 
Verhältnissen zwischen Staat und Kirche die Publication nur unter 
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heftigen Conflicten mit der Staatsgewalt hätte erfolgen können, welche 
man in Rom vermeiden wollte. 

Der Herausgeber hat mit Recht von einem vollkommenen Ab- 
drucke der Sammlung Abstand genommen, sondern sich mit der An- 
gabe der Capitelsüberschriften und der Orte, wo die einzelnen Capita 
schon gedruckt zu finden sind, begnügt. Dagegen hat er seine Arbeit 
dadurch zu einer höchst werthvollen und für den praktischen Gebrauch 
erspriesslichen gemacht, dass er unter die einzelnen Titel der Samm- 
lung die Fortbildung des Rechts bis auf den heutigen 'Tag nachge- 
tragen, und so sein Buch gleichzeitig zu einem Repertorium der heute 
geltenden Kirchengesetze gemacht hat. 

Ein Verzeichniss der von ihm benutzten Bullen etc. am Schlusse 
des Werkes würde allerdings den Werth desselben noch erhöht haben. 


E. F. 


9. Acta et decreta sacrorum conciliorum recentiorum. Collectio 
Lacensis. - Auctoribus presbyteris 8. J. e Domo B. V. M. sine 
labe conceptae ad lacum. T.I. Acta et Decreta 8. conciliorum 
quae ab episcopis ritus latini ab a, 1882. usque ad a. 1769. 
sunt celebrata. Friburgi Brisgoviae sumtibus Herder. 1870. 
882. S. VIIL 4°. 


Die emsige Verlagshandlung von Herder in Freiburg bietet dem 
kanonistischen Publikum eine Sammlung von Concilien der neueren Zeit, 
welche auf eine dankbare Aufnahme rechnen darf. 

Das ganze Unternehmen soll 6 Bände umfassen, von denen der 
erste jetzt vorliegende den auf dem Titel genannten Inhalt hat, der 
2te die in dieselbe Zeit fallenden von den Bischöfen des orientalischen 
Ritus abgehaltenen Synoden geben soll. Die übrigen Bände beschäf- 
tigen sich mit einer der Gegenwart noch näher liegenden Periode, 
und zwar Nr. 3. mit den Concilien von Südamerika und England, 
Nr. 4. von Frankreich, Nr. 5. von Deutschland, Ungarn, Holland, 
Nr. 6. von Italien, wozu noch alle Synoden kommen, die nicht ein- 
_ gereiht werden konnten und das Concilium Vaticanum unserer Tage. 

Die Beschlüsse der meisten Synoden sind freilich gedruckt; aber 
theilweise sind die Exemplare von vorn herein nicht in den Buch- 
handel gekommen, theilweise sind sie kaum zu erlangen, so dass die 
Sammlung in der That ein wissenschaftliches Bedürfniss befriedigt. 
Die Diöcesansynoden sind mit Recht von der Sammlung ausgeschlos- 
sen. Ihre Aufnahme würde das Werk bedenklich angeschwellt haben. 

Besonders angenehm sind die zahlreichen und sorgsam gearbeite- 
ten Indices, welche die Herausgeber jedem Bande hinzufügen wollen 
und dem ersten hinzugefügt haben. 

Durch sie wird das Werk gleichzeitig ein treues Repertorium 
der jetzt geltenden kirchlichen Vorschriften. 

Die Ausstattung ist vorzüglich, der Preis unverhältnissmässig 
gering. | E. F. 


as 
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10. Prof. Dr. A. Th. Michel, Beiträge zur Geschichte des öster- 
reichischen Eherechtes. 1 Heft. Maris Theresia— Franz L 
(1740--1835.) Graz, Leuschner u. Lubensky. 1870. 94. 8. 8°. 


Wir haben schon an einem anderen Orte ausgesprochen, dass 
eine rationelle legislatorische Behandlung des Eherechtes ohne ge- 
schichtliche Grundlage uns vollkommen unerspriesslich erscheint. 

Von dieser Ueberzeugung ist auch der Verf. ausgegangen, welcher 
für die von ihm erwartete durchgreifende Reform des österreichischen 
Eherechtes auf Grund amtlicher Quellen die historische Basis zu 
schaffen beabsichtigt. 

Das vorliegende 1. Heft behandelt die Zeit von 1740 bis 1835. 
Das 2. Heft soll die Fortsetzung bis auf unsere Tage bringen. 

Wir werden durch die ansprechende von jeder ungehörigen Pole- 
mik sich frei haltende Darstellung des Verf. mit der Periode des 
österreichischen Eherechts bekannt gemacht, in welcher der Bruch 
mit den kanonischen Principien vollzogen wurde. Eigenthümlich ist, 
dass auch sofort die Frage der Einführung der Civilebe auf die Tages- 
ordnung gestellt, aber mit vollem Recht in verneinendem Sinne er- 
ledigt wurde. da es sich nur um Einführung der Nothcivilehe handeln 
sollte. 

Der Verf. hat den Werth seiner Gabe durch mehrere bisher un- 
gedruckte Aktenstücke erhöht. Zu bedauern ist, dass ihm die Mate- 
rialien, welche über die von Franz I. versuchten Verhandlungen mit 
Rom behufs der kirchlichen Anerkennung des österreichischen Ehe- 
rechtes gepflogen wurden, nicht zugänglich waren. Möchten doch die 
Regierungen endlich einsehen, dass sie durch so unnöthige Verheim- 
lichung ihrer Archivalien mehr noch als der Wissenschaft sich selber 
schaden.  E.F. 


— 


1, Dr. Stefan Toldy. Ueber die Kirchen-Reform mit beson- 
derer Rücksicht auf das Österreichische Concordat. Einem 
ultramontanen Geistlichen gewidmet. Aus dem Ungarischen 
übersetst von Ludwig Hevesi. Zweite vom Verf. autori- 
sirte Aufl. Leipzig, Köhler. 1870. 200. 8. 8°; 


Das neu erwachte politische Leben in Ungarn hat wie im Jahre 
1848. die Kirche wieder in den Mittelpunkt der öffentlichen Bestre- 
bungen gerückt, und der Verf. sucht für sein Theil der Reform der 
Kirche das Wort zu reden. 

Die Schrift ist gewandt geschrieben, voll sprudelnden Geistes; 
sie erinnert lebhaft an die Lettres d’un retardataire liberal von 
Laurent. 

Der Verf. will im Gegensatz zum Concordate, dessen Rechtsver- 
bindlichkeit für Ungarn er bestreitet, freie Kirche im freien Staat. 
Aber er versteht darunter nicht ein völliges Loslösen und Trennen 
der beiden Gewalten. Freilich mit dem letzten Theile seines Satzes 
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nimmt er es genau. Der Staat soll gänzlich von der Kirche emanci- 
pirt werden. Nicht aber die Kirche, die der Souveränetät des Staates 
stets unterworfen bleiben muss. 

Wenn der Verf. die Kirche zu einem Privatverein zu gestalten 
wünscht, und in den amerikanischen Zuständen auch das Ideal für 
Europa sieht, so scheint er uns das Wesen der letzteren nicht richtig 
erfasst zu haben und andererseits die Consequenzen einer fast jahr- 
tausendlangen Entwickelung zu unterschätzen, die sich durch blosses 
Raisonnement, und wäre es auch noch so geistreich, ebensowenig auf 
einen Strich aufheben lassen, wie durch eine einschneidende staat- 
liche Gesetzgebung. Man muss nicht das Kind mit dem Bade aus- 
schütten. In politischen Fragen kann nur etwas geleistet werden, 
wenn man sich nahe und erreichbare Ziele steckt, und erst nach deren 
Gewinnung weiter strebt. 

Was der Verf. über die Civilebe, dem Eölibat u. s. w. sagt, ist 
theilweise nicht neu und verräth doch andererseits nur zu häufig den 
journalistischen Standpunkt, der die Widersprüche in der katholischen 
Doctrin ahnt, aber nicht wissenschaftlich durchdringt. Was soll das 
heissen: die Ehe ist in der katholischen Kirche kein Sacrament, wenn 
der Verf. es damit beweisen will, dass sonst ja nicht die Ehe durch 
den Consens der Ehegatten geschlossen werden könnte? Während 
andererseits der Verf. ganz richtig auf den auch schon von den Re- 
formatoren betonten Umstand aufmerksam macht, welch’ eigenthüm- 
liche Auffassung von einem Sacramente es bekunde, dass man den 
Clerus von demselben ausschliesse, deu Cölibat höher stelle als das 
Sacrament der Ehe und doch ersteren nicht für ein Sacrament aus- 
gebe. Was soll es ferner heissen, wenn der Verf. — um von zehn 
Beispielen nur noch eins herauszugreifen — sagt: die Ehe ist ein 
gewöhnlicher privatrechtlicher Vertrag? Sie gehört nach unserer Auf- 
fassung dem bürgerlichen Recht an, ist aber ein so eminent öffent- 
liches Rechtsinstitut, wie es nur eines geben kann. 

Immerhin trotz vielfacher Uebertreibung ist die Schrift, die sich 
selbst nur als einen Bestandtheil der Tagesliteratur hinstellt, von 
Interesse. | E. F. 


13, Prof. Dr. Hermann Fitting, Ueber die sogenannte Tu- 
riner Institutionsglosse und den sogenannten Brachylogus. 
Ein Beitrag zu der Geschichte des römischen Rechtes vom 
sechsten bis zum eilften Jahrhundert. Halle. Weaisenhaus- 
buchhandlung. 1871. 103. 8. IIL 8°. 


13. Derselbe. Das Castrense peculium in seiner geschicht- 
lichen Entwickelung und heutigen gemeinrechtlichen Gel- 
tung. Ebendas. 1871. 


Von diesen beiden trefflichen Arbeiten des gelehrten Verf. be- 
zeichnet sich die erstere als Vorläufer der zweiten. 
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Sie versucht den Beweis für die Continuität des römischen Rechts 
dadurch zu führen, dass sie die Existenz einer Rechtsschule in Rom, 
die auch sonst beglaubigt ist, näher zu begründen und in ihrer reellen 
Bedeutsamkeit hinzustellen unternimmt. Für beide im Titel namhaft 
gemachte Werke findet Fitting die Verf. in Rom, wo sie als legum 
doctores gewirkt haben. Den Brachylogus setzt er in die Zeit Otto’s III. 
und gelangt im Gegensatze zu Hegel zu ganz neuen Resultaten für 
die damalige römische Gerichtsverfassung. 

Der Inhalt der gelehrten Schrift liegt ausserhalb des Bereiches 
unserer Zeitschrift, und kann daher nur in der geschehenen Weise, 
wegen seines Zusammenbanges mit der zweiten Schrift kurz skizzirt 
werden. 

Diese letztere aber nimmt auch das kirchenrechtliche Interesse 
hoch in Anspruch, 

Denn mit bewundernswerther Belesenheit und Gelehrsamkeit hat 
der Verf. sich nicht begnügt, die Lehren des römischen Rechts über 
das peculium castrense dogmatisch zu entwickeln, sondern er verfolgt 
auch ihr Eindringen in Deutschland, ihre Uebertragung auf das kirch- 
liche Gebiet. Denn an die ursprünglich allen Christen gegebene, dann 
auf die Cleriker beschränkte Bezeichnung als milites Christi hat sich 
die Entwickelung geschlossen, welche auch diesen milites ein pecu- 
lium quasi castrense zugestand. Der Verf., indem er diesen interes- 
santen Nachweis führt, und gleichzeitig die Bedeutung und den Um- 
fang des peculium bei den Geistlichen behandelt, giebt damit einen 
werthvollen Beitrag zum kirchlichen Vermögensrecht, auf den wir um 
so mehr hier hinzuweisen für nöthig finden, als er in dem gelehrten 
civilistischen Werke dem Canonisten leicht entgehen könnte. 

Der Verf. führt aber die Analogie zwischen milites saeculi und 
Dei noch weiter durch; er zeigt, wie im fränkischen Reiche den letzte- 
ren die Ehrenrechte der ersteren beigelegt worden sind, wie in den 
Beneficia ein neuer Berührungspunkt entstand, wie im 9ten Jahrhun- 
dert die Geistlichen garadezu als Vasallen Christi aufgefasst worden 
seien, und wie diese Anschauung lange Zeit die Rechtsverhältnisse 
der Geistlichen beherrscht habe. Später ist dann allerdings diese 
Idee so vollkommen dem Gesichtskreise der Juristen entschwunden, 
dass sie sich die grösste Mühe geben, die Bestimmungen des römi- 
schen Rechts, welche den Geistlichen ein peculium quasi castrense 
gewähren, rationell zu begründen. Um so verdienstvoller für den Verf., 
den nahen genetischen Zusammenhang in unzweifelhafter Weise klar 
gelegt zu haben. E. FE. 
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IV. 


Ueber die Benutzung von Landtags- und Synodal- 
verhandlungen zur Auslegung der neueren Deut- 
schen Staats- und Kirchengesetze. 


Von 
Dr. E. R. Bierling 


in Göttingen. 


Die „Zeitschrift für Protestantismus und Kirche“ brachte 
im März- und Aprilheft d. J. 1870. eine ausführliche Be- 
sprechung meines Buches „Gesetzgebungsrecht evangelischer 
Landeskirchen im Gebiete der Kirchenlehre“ aus der Feder 
unseres bekannten protestantischen Kirchenrechtslehrers Ad. 
von Scheurl. Es ist hier nicht der Ort, um einerseits 
dem Danke, den ich ihm hierfür schulde, andererseits dem 
Gegensatze zwischen uns, der durch seine Erörterungen nur 
constatirt, nicht gehoben worden ist, nach allen wesent- 
lichen, von ihm berührten Richtungen hin, Ausdruck zu 
verschaffen. Dagegen möchte ich nicht verschweigen, in- 
wiefern seine Kritik gerade die Veranlassung zur vorliegenden 
Abhandlung: geworden ist. 

Meine schon erwähnte Schrift, dem Titel entsprechend 
mit besonderer Rücksicht auf die neueren Deutschen Kir- 
chenordnungen geschrieben, beschäftigt sich in den $$. XV]. 
bis XVII. ‘ausführlich mit Auslegung der die Lehrgesetz- 
gebung betreffenden Verfassungsbestimmungen. Diese Aus- 
legung nun hat v. Scheurl (a. a. O. Bd. 59. S. 197. ff.) 
als tendenziöse zu kennzeichnen gesucht. Hierbei verschweigt 
er nicht nur, welchen Einfluss die theoretische Lösung der 
Frage, ob und inwieweit die Landeskirche selbst gewisse 
Rechte habe, auf die Auslegung solcher Gesetzesbestim- 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X.2. 10 
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mungen haben müsse, die diese Rechte der Landessynode 
ab- oder zuzusprechen scheinen; er unterschätzt auclı die 
Bedeutung der der Publication der betreffenden Verfassungs- 
gesetze vorausgegangenen Synodal- und resp. Landtags- 
verhandlungen in bedenklicher Weise. 

Darf es als eine Rechtfertigung in letzterer Beziehung 
gelten, dass die Bedeutung der Synodalverhandlungen als 
Auslegungsmittel bisher noch nie Gegenstand einer streng- 
wissenschaftlichen Untersuchung gewesen ist? — Vielleicht. 

Doch ebenso gewiss folgt aus den letzterwähnten That- 
sachen zusammen, dass eine derartige Untersuchung nicht 
überflüssig ist. 

Es handelt sich hierbei nicht etwa darum, eine völlig 
neue Theorie aufzustellen. Der Verfasser ist vielmehr der 
festen Ueberzeugung, dass wir uns für diese Frage schlechthin . 
Alles aneignen können, was theils bei Bearbeitung anderer 
Rechtsgebiete theils in besonderen Abhandlungen über die 
Benutzung ständischer Verhandlungen bei der Gesetzes- 
auslegung überhaupt festgestellt worden ist. Allein mit einer 
einfachen Aufzählung der hier erlangten Resultate ist es 
auch nicht gethan. Denn das ist eben noch die Frage: 
Was ist in dieser Hinsicht als wirklich feststehend zu be- 
trachten? Und schliesslich wird es auch nicht an solchen 
fehlen, die uns das Recht anzweifeln, die für das Gebiet ° 
der Staatsgesetzgebung geltenden Grundsätze auf das unserer 
kirchlichen Gesetzgebung zu übertragen. 

Sonach zerfällt unsere Untersuchung im Grunde in zwei 
Abhandlungen, deren erste und wichtigste die hauptsäch- 
lichsten Ansichten, welche über Benutzung ständischer 
Verhandlungen bei der Gesetzesauslegung bereits aufgestellt 
sind, einer eingehenden Beurtheilung zu unterwerfen hat und 
auch abgetrennt von dem, was nachfolgt, eine selbständige 
— nicht speziell Suchsnre@ttllehe — Bedeutung in Anspruch 
nehmen muss. 

Die zweite Abhandlung wird sodann den Nachweis zu 
führen haben, dass die Verhandlungen der neueren protestan- 
tischen Landessynoden nach ihrer für uns einzig in Frage kom- 
menden formalen Seite denen unserer politischen Repräsen- 
tativkörper wesentlich gleich geartet sind, und insbesondere 
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hinsichtlich ihrer beiderseitigen Bedeutung für die Auslegung 
der unter ihrer Zustimmung geschaffenen Gesetze im Ganzen 
wie im Einzelnen nicht verschiedene Grundsätze gelten 
können. 


I) Kritik der hauptsächlichsten Ansichten, 

welche über die Benutzung sStändischer Ver- 

handlungen bei der Gesetzesauslegung aufge- 
stellt worden sind. 


a 
Die Aufgabe 


dieser ersten Abhandlung ist durch die Ueberschrift im All- 
gemeinen völlig genügend bezeichnet. Nur um von vorn 
herein die Grenzen derselben möglichst scharf zu ziehen, 
um selbst Missverständnisse geringerer Art zu vermeiden, 
mögen noch zwei Bemerkungen hier Platz finden. 

Für's Erste begreife ich unter „ständischen Verhand- 
lungen“ an diesem Orte einzig und allein die Verhand- 
lungen unserer modernen gesetzgebenden Versammlungen, 
wie sie das Prinzip der constitutionellen Monarchie hervor- 
gerufen hat; so zwar, dass innerhalb des damit gege- 
benen Kreises Ailes in Frage kommt, was nach unseren 
Deutschen Verfassungen und Landtagsordnungen zur Genesis 
eines Gesetzes gehört. 

Für's Zweite halte ich mich streng an den Begriff der 
Gesetzesauslegung, den ich mit Savigny fasse als 
„Reconstruction des dem Gesetze innewohnenden Gedan- 
kens“ oder Sinnes. Ansichten über die Benutzung des 
ständischen Verhandlungsmaterials zur analogen Gesetzes- 
anwendung und Kritik der Gesetze bleiben von un-. 
serer Betrachtung und Beurtheilung ausgeschlossen, soweit 
sie nicht mit den nach der bemerkten Beschränkung wirklich 
zu berücksichtigenden Ansichten in unauflöslichem Zusam- 
menhange stehen. | 
8. 2. - 


Als die hauptsächlichsten Ansichten, welche hiernach 
10 * 
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Gegenstand unserer Kritik werden müssen, stellen sich 
folgende sechs dar: 

1) die von Wächter, zuerst ausgesprochen in seinem 
-Commentar de lege Saxonica d. d. VIII. m. Febr. 1834., so- 
dann wiederholt in seinen Abhandlungen aus dem Strafrecht, 
Leipz. 1835., Bd. I., S. 242.—249. und endlich in einzelnen 
Punkten genauer bestimmt in seinem Württembergischen 
Privatrecht Stuttg.. 1842., Bd. II, S. 148. ff.;’) 

2) die von Schletter in der Abhandlung de subsidüis 
interpretationis ex vis, quae in comitiis acta sunt, petendis. 
. Lips. 1839., im Wesentlichen der v. Wächter’s in dessen 
Abhandlungen aus dem Strafrecht use und nur im 
Einzelnen weiter ausgeführt; 

3) die von Mittermaier in seinem Werke über „Straf- 
gesetzgebung in ihrer Fortbildung“, Beitr. I. ‚Heidelberg. 1841., 
Cap. 23., 8. 217. fl.; 

4) die von Schaffrath in seiner „Theorie der Aus- 
legung constitutioneller Gesetze.“ Leipz. 1842. ; 

5) die von Mohl, zuerst aufgestellt im Archive für 
Criminalrecht, Jahrg. 1842., S. 214.—255. und 8. 340.—358., 
wiederholt und besonders gegen Krug vertheidigt in seinem 
Werke „Staatsrecht, Völkerrecht und Politik.“ Tübingen- 
1860., 8. 96. ff; 

6) die von Krug in seinen „Grundsätzen der Gesetzes- 
auslegung in ihrer Anwendung auf die neueren Deutschen 
Strafgesetzbücher“ Leipz. 1848. 

Was sonst in unsern neuern Lehrbüchern des Privat- 
rechts und öffentlichen Rechts, namentlich des Staatsrechts 
und Strafrechts über das fragliche Thema geschrieben worden 
ist, hat keinen Anspruch auf eine besondere Beurtheilung 
neben den Ansichten der Genannten. Die Meisten, nament- 
lich der älteren Juristen, wie Hepp, Gross, Zehntner, 


!) Die bisweilen von Andern citirte Abhandlung Wächters über 
Gesetzes- und Rechtsanalogie im Archiv des Criminalrechts f. 1844. 
enthält über unsere Frage gar nichts, verweist vielmehr da, wo sie an 
. dieselbe anstreift (a. a. O. S. 420. n. 8.) ausdrücktich auf die Darstel- 
lung im Württembergischen Privatrecht. Die letztere, als die relativ 
jüngste ausführliche Erklärung Wächters, liegt daher auch der 
gegenwärtigen Kritik in erster Linie zu Grunde. 
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und mit einigen Abänderungeu Milhauser ?) haben sich 
Wächter angeschlossen, Andere, wie Schüler und Bis- 
hop°) stehen wesentlich auf dem Standpunkte Schaff- 
raths, noch Andere, wie Hartitzsch, Pfeiffer und 
Pözl, in jüngster Zeit Bernhard Schmidt), begnügten 
sich im Allgemeinen auf die Bedeutung der ständischen 
Verhandlungen für die Gesetzesauslegung hinzuweisen. Unter 
den neueren Deutschen Staatsrechtslehrern von Bedeutung 
hat sich nur Grotefend’°) mit aller Entschiedenheit für 
Mohl erklärt; Zachariä®), Schulze’) und Rönne®) 
beschränken sich auch in den neuesten Ausgaben ihrer 
staatsrechtlichen Werke im Wesentlichen darauf, die Frage 
als eine streitige zu constatiren. 


8. 3. 


Für die Ausführung selbst eröffnen sich verschiedene 
Wege. Ich könnte ganz einfach die benannten Ansichten 
in einer bestimmten Reihenfolge vorführen und einzeln 
kritisiren. Allein der Umstand, dass dies mehrfach zu Wie- 
derholungen führen würde, sowie das Bedürfniss, schon 
durch die Art der Darstellung die positiven Resultate bedeu- 
tender hervortreten zu lassen, veranlassen mich zu einer 
wesentlich anderen Behandlungsweise. 

Wir können nämlich oder müssen vielmehr bei der 
Betrachtung der ständischen Verhandlungen als Auslegungs- 
mittel zwei zusammengehörige, aber wesentlich verschiedene 


2) S. über diese Alle Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik. 
S. 100. ff. 

®) S. Mohl.a.a. O. S. 103. 

*) 8. dessen Vorlesungen über Sächs. Privatrecht. Leipz. 1869., 
Bd. I, S. 89. ff. 

®) 8. dessen System des Deutschen Staatsrechts. 1863., Bd. I., 
S. 268. ff. 

®) S. dessen Deutsches Staats- und Bundesrecht. 1858. ff., Bd. I., 
S. 12. n. 15. 

”,S. dessen Einleitung in das Deutsche Staatsrecht. S. 21. n. 22. 

8) S. dessen Staatsrecht der Preuss. Monarchie., Bd. I. (1869.), 
8. 98. Inwieweit die daselbst n. 2. auszugsweise mitgetheilten Grund- 
sätze Mohl’s von Rönne selbst gebilligt werden, ist aus seinen Worten 
nicht zu entnehmen. 
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Dinge wohl unterscheiden: einerseits die Frage nach den Gren- 
zen der Benutzung aller Interpretationsmittel ausserhalb 
des Gesetzes überhaupt, deren Beantwortung natürlich auch 
für die uns besonders interessirende Abart massgebend ist; 
andererseits die eigenthümliche qualitative Beschaffenheit der 
einzelnen Gattungen und Formen der ständischen Verhand- 
lungen, nach welcher sich diese in mehrere Klassen von 
ungleicher Bedeutung für die Auslegung zerlegen. Hier- 
durch ergeben sich von selbst für unsre Ausführung zwei 
Theile, innerhalb deren dann jene sechs Ansichten ihre Stel- 
lung und Beurtheilung dergestalt finden müssen, dass sich 
am Ende eines jeden die Ansicht des Verfassers gleich- 
sam abhebt. 


A. Die Hauptansichten über die Grenze der Benutzung 
der ständischen Verhandlungen bei der Gesetzes- 
auslegung. 


8. 4. 

In Bezug auf die äussere Grenzfrage Emppuen sich die 
Ansichten leicht folgendermassen: 

1) Die ständischen Verhandlungen sind, wie Alles ausser 
dem Gesetze und überhaupt der Gesetzgebung bloss Beweis- 
mittel einer schon vollzogenen Auslegung. Hauptvertreter: 
Schaffrath. 

2) Die ständischen Verhandlungen sind wahre Quellen 
der Auslegung. 

“Dies ist der Grundgedanke der übrigen fünf Autoren, 
höchstens mit Ausnahme Mittermaiers, der sich über 
diesen Punkt gar nicht ausgelassen und auch sonst so 
unbestimmt ausgedrückt hat, dass in ihm. Schaffrath sonder- 
barerweise einen vollständigen Gesinnungsgenossen zu er- 
blicken glaubte. Ist aber diese Erweiterung der Grenze 
der Anwendbarkeit, Schaffrath gegenüber, eine ziemlich all- 
gemeine, so sind innerhalb dieses Kreises die Ansichten über 
die Grenzen selbst anscheinend um so verschiedener. 
Mohl stellt seine eigene als gleich entfernt der gewöhn- 
lichen, auch jetzt (1860.) noch von ihm Wächtern 
zugeschriebenen Meinung, wie der von Krug entgegen, 
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und umgekehrt weiss sich dieser in vollem Widerspruche mit 
dem Ersteren, während er sich mit Wächter vereinigen zu 
können glaubt. Es wird sich indessen zeigen lassen, dass 
diese drei zuletzt Genannten wenigstens im Resultate 
ganz und gar mit einander übereinstimmen, indem sie als 
Grenze der Auslegung gleichmässig das wirklich publicirte 
Wort des Gesetzes bestimmen. Diejenige Meinung, welche, 
von Mohl als gemeine Ansicht bezeichnet, eine nahezu 
schrankenlose Verwendung ständischer Verhandlungen ge- 
stattet, ist heute, nachdem Wächter in seinem Württem- 
bergischen Privatrecht Bd. I., $. 24. sich ausdrücklich gegen 
sie erklärt hat, monographisch nur noch durch Schlet- 
ter vertreten. 


I. Schaffraths Ansicht. 
8. 5. 


Schaffraths Theorie gründet sich auf den Satz: es kann 
von dem Unterthan nur verlangt werden, dass er das kenne, 
was wirklich als Gesetz publicirt ist (a. a. O. 8. 9.). Auf 
ihn gestützt, fordert er von jedem Gesetze unbedingt, dass es 
nicht nur der wirkliche, ausdrücklich und verfassungsmässig 
ausgesprochene Wille des Gesetzgebers (88. 10. 14. 15.), 
sondern auch zugleich die vollständige ($. 16.) und an sich 
verständliche ($. 17.) Erklärung desselben sein müsse. 

Als Consequenz dieser Forderungen ergibt sich, dass 
ein Gesetz, dem irgend eines der genannten Requisite fehlt, 
(88. 20., 24., 25. ff. 28.) schlechthin kein Gesetz, also auch 
gar keiner Auslegung fähig und ebendarum von Niemand zu 
beachten ist. Ist dagegen sämmtlichen obigen Forderungen 
genügt, so bedarf es, schliesst Schaffrath weiter, gar keiner 
sonstigen Quellen der Auslegung mehr, da ja die Worte 
selbst vollständig und schon für sich verständlich den wahren 
Sinn. des Gesetzgebers aussprechen ($$. 16. 28.). 

Wir stehen hier auf dem Culminationspunkte der Schafl- 
rath’schen Theorie; von hier aus hat der Autor gewisser- 
massen den Rückzug angetreten. Wohl in dem richtigen 
Gefühl, dass eine consequente Durchführung seiner Anfor- 
derungen ad absurda führen müsse, hat er einerseits in 


Bezug auf sein Requisit der Vollständigkeit und selbsteigenen 
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Verständlichkeit des Gesetzes sich durch den vagen Begriff 
der Relativität zu verschanzen, andererseits die Möglichkeit 
verschiedenartiger Auffassung der Gesetze durch den Satz. 
„Zweifel nur aus dem Gesetze selbst“ ($. 27.) wenigstens zu 
beschränken versucht. Nach allem gesteht er endlich ($. 28.) 
auch den sämmtlichen ständischen Verhandlungen eine mit- 
telbare, secundäre, wenn auch nur zufällige Bedeutung bei 
der Gesetzesauslegung zu und erklärt sie daher ($. 35.) für 
geeignet, als Mittel zur Bestätigung des schon auf andere 
Weise Gefundenen zu dienen, speziell zur grammatischen 
und rein declaratorischen Auslegung mit Einschluss der 
Aufklärung etwaiger Dunkelheiten des Ausdrucks. Dagegen 
hält er streng daran fest ($$. 35., I. 28.), dass sie überall 
da unbrauchbar sind, wo sie mit dem Wortverstande, d.h. dem 
sich von selbst ergebenden, nicht übereinstimmen; daher 
namentlich für die restrictive und extensive Interpretation 


(88. 32. ff.). 
8. 6. 


Es ist nicht schwer, den Nachweis zu führen, dass diese 
ganze Theorie ebenso verfehlt im Grundprinzip, als in den 
Ergebnissen und Consequenzen unhaltbar ist. 

Wir haben schon oben erwähnt, dass sich Schaffrath 
wesentlich darauf stützt, dass man von den Unterthanen nur 
die Kenntniss des als Gesetz Publieirten, nicht auch noch 
anderer Quellen beanspruchen dürfe. Er vergisst hierbei 
völlig, dass er selbst jedem Unterthan zumuthet ($. 20.), 
das Publicirte zu prüfen, ob es wirklich Gesetz sei, und dass 
dieses Verlängen wesentlich eine Benutzung der ständischen 
Verhandlungen, wären es auch nur bestimmte Theile der- 
selben, involvirt. | j 

‘Aber auch ohne Rücksicht auf diese Selbstwiderlegung, 
die sich durch Bezugnahme auf andere zahlreiche Wider- 
sprüche in Schaffraths Darstellung noch vervollständigen 
liesse , bietet der angeführte Grundsatz reiche Gelegenheit 
zum Angriff, nicht nur von Seiten der reinen Theorie, son- 
dern auch vom Standpunkte des praktischen Lebens. In 
ersterer Beziehung leuchtet ein, dass der alte Satz: Scire 
leges non est verba earum tenere, sed vim ac potestatem auch 
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für uns noch gelten muss, also streng genommen bei jedem 
Staatsbürger die Kenntniss des wahren Sinnes der Gesetze 
und demgemäss, wenn zur Erkenntniss desselben die Herbei- 
ziehung gewisser Hilfsmittel nöthig, auch die Benutzung der 
letzteren präsumirt werden muss. Dem gegenüber ist die 
Beschränkung Schaffraths eine blosse Postulation ohne Be- 
weis. Dass das Bürgerideal, das dieser Präsumtion zu 
Grunde liegt, nie in das praktische Leben eingetreten ist 

und auch nie eintreten wird, kann nur denjenigen schrecken, 
der in der Gesetzgebung bloss eine Fabrik von Formeln 
sieht, die von den Unterthanen auswendig gelernt werden 
müssen, nicht aber ein lebendiges Ganzes, das gewisser- 
massen aus dem Volke und seinen individuellen Bedürf- 
nissen hervorwächst. In Wahrheit beruht nur der allerge- 
ringste Theil der Rechtshandlungen, die täglich in unzähligen 
Fällen vorkommen, auf einem klaren Bewusstsein des Einzel- 
gesetzes, das dabei unfehlbar seine Rolle spielt; die unendlich 
viel grössere Mehrzahl stützt sich auf das blosse lebendige 
Rechtsgefühl. Wehe auch dem Volke, das bei jeder Hand- 
lung erst sein Gedächtniss oder die Gesetzsammlung befragen 
münste, ob sie rechtmässig seil Noch mehr; man kann sogar 
sagen, dass in der Regel das Rechtsgefühl dem wahren 
Gedanken des Gesetzgebers näher stehen werde, als dem 
beschränkteren oder ausgedehnteren, der sich aus der aus- 
schliesslichen Beachtung des sprachlichen Ausdrucks zu er- 
geben scheint. 

Und wo das Rechtsgefühl allein keinen klaren Bescheid 
gibt, kann sich dann der zweifelnde Bürger nicht an einen 
Juristen wenden? Diesem aber ist mit der verlangten Be- 
nutzung der übrigen Erkenntnissquellen und Hilfsmittel um 
so weniger zugemuthet, je rascher in unserer Zeit die Wis- 
senschaft so reichlich Aesands Quellen’ ausbeutet und be- 
quem macht. 


8. 7. 


In 8. 6. ist nachgewiesen, in welchem innigen Zusammen- 
hange das soeben beurtheilte Prinzip mit der ganzen Theorie 
Schaffraths steht; es bedarf dies also keiner weitern Aus- 
führung mehr. Mit dem Prinzip Schaffraths muss nothwendig 
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auch die ganze fortlaufende Motivirung seiner Ansicht fallen. 
Dagegen ist die Frage: Sind auch die Resultate unsers Autors 
schlechthin unhaltbar, oder fehlt es nur an der richtigen Be- 
gründung derselben? hier noch ausführlicher zu besprechen. 

„Gesetzesauslegung ist Reconstruction des dem Gesetze 
innewohnenden Gedankens.“ So lautete die auch von uns 
adoptirte Definition Savigny’s, deren wesentlicher Inhalt 
im Gegensatze zu der völlig singulären Erklärung Schaff- 
raths, „Auslegung sei Erforschung des relativ unverständ- 
lichen Sinnes des Gesetzes aus demselben“, die so recht 
eigentlich gemacht ist, um seine Theorie zu stützen, als ein 
in Wissenschaft und Praxis längst eingebürgerter betrachtet 
werden darf. Nur in den Consequenzen dieser 3egriffsbe- 
stimmung hat sich die deutsche Juristenwelt in verschiedene 
Parteien gespalten (s. unten). So viel jedoch ergibt sich 
unter allen Umständen aus ihr, dass die Aufgabe der Aus- 
legung ist, den wahren gesetzgeberischen Gedanken 
zu erforschen, soweit er dem als Gesetz Publicirten inne- 
wohnt. Nun ist es aber eine Verwechselung einer ganz 
richtigen Vorschrift für den Gesetzgeber mit einem juristi- 
schen Erfordernisse, einem positivrechtlichen Requisite eines 
Gesetzes, wenn man verlangt, jedes Gesetz, das über- 
haupt Anspruch mache, als Gesetz beobachtet zu werden, 
müsse auch schlechterdings den wahren gesetzgeberischen 
Gedanken vollständig und schon an sich verständlich gleich- 
sam auf der Stirne tragen. Dass dies bei allem Bestreben, 
jenen Anforderungen möglichst Rechnung zu tragen, nie 
vollkommen gelingen kann, ist eine einfache Consequenz 
menschlicher Schwäche. Gesteht man aber dies zu, so lässt 
sich, so bald man nur die oben ($. 7.) als falsch erwiesene 
Grundlage Schafiraths hinwegzieht, gar nicht absehen, warum 
der Staatsbürger gebunden sein soll, sich an den zu- 
nächst ergebenden Sinn der Worte zu halten, und nicht 
‚den allein wahren, freilich tiefer liegenden, aber noch wirklich 
in dem Publicirten nachweisbaren gesetzgeberischen Willen 
erforschen und zur Anwendung bringen soll. Dass beide 
immer identisch sein müssten, dass der letztere allemal schon 
aus den Worten selbst, ohne Zuziehung irgend welcher äus- 
serer Hilfsquellen gefunden werdey könne, ist.abgesehen von 
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der Begründung auf die irrthümlichen Requisite der Voll- 
ständigkeit und Selbstverständlichkeit des Gesetzes eben nur 
eine Postulation, die im Verein mit der andern: „Zweifel nur 
aus dem Gesetze selbst“ in Wahrheit darauf gerichtet ist, 
eine Erforschung des wahren Inhalts des Gesetzes unmöglich 
zu machen. Es ist aber zugleich eine Postulation, die jeder 
Erfahrung spotte. Denn es wäre lächerlich, zu leugnen, 
dass uns nicht nur im Rechtsleben, sondern überhaupt auf 
allen Gebieten des Lebens unzählige Werke begegnen, die 
an sich einen ganz vollständigen und für den Kenner auch 
völlig verständlichen Gedanken darstellen, für den Nicht- 
kenner dagegen ohne Hinzuziehung äusserer Hilfsmittel un- 
verständlich bleiben, oder wenigstens in seinen Augen einen 
ganz andern Sinn erhalten müssen, als der ist, der dem 
Werke wirklich zu Grunde liegt und oft gerade seine Eigen- 
thümlichkeit ausmacht. Und wenn wir hier berechtigt sind, 
uns durch äussere Hilfsmittel über den wahren Sinn aufzu- 
klären, warum sollte es gerade dem gewöhnlichen Bürger, 
der an jedes neue Gesetz als Nichtkenner herantritt, ver- 
boten sein, zur Erforschung des wahren Sinnes auch andere 
Quellen herbeizuziehen ? Und wenn er, da das positive 
Recht ihm das nirgends versagt, im Gegentheil selbst häufig 
genug die Erforschung des wahren Sinnes, gleichviel wo- 
durch, betont hat, — wenn er, sage ich, als berechtigt 
erscheint, andere Quellen, also namentlich auch die ständi- 
schen Verhandlungen hiezu zu benutzen, so müssen wir ihn 
nach allgemeinen staatsrechtlichen Grundsätzen auch für 
dazu verpflichtet erachten. Folgerecht kann sich aber 
‚die Benutzung dieser fremden Hilfsquellen nicht bloss auf 
die Bestätigung der schon aus den puren Worten entnom- 
menen Resultate erstrecken; sie muss vielmehr auch da 
zulässig, oder vielmehr nothwendig erscheinen, wo der aus 
ihnen erforschte, wahre gesetzgeberische Gedanke in Wider- 
spruch geräth mit dem planen Wortverstande und der aus 
ihm allein hervorspringenden quantitativen oder qualitativen 
Beschaffenheit des Gedankens, insbesondere also zum Zwecke 
einer restrictiven oder extensiven Auslegung. 

Das ist der Boden, auf welchem im Allgemeinen alle 
übrigen von uns zu begchtenden Ansichten stehen. Was 
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freilich die eigentliche Grenze der Anwendbarkeit selbstän- 
diger Quellen ausserhalb des Gesetzes, speziell der ständi- 
schen Verhandlungen, innerhalb des nunmehr so bedeutend 
erweiterten Gesichtskreises sei, ist eine ganz andere Frage, 
die erst in den folgenden $8$. ihre Beantwortung finden kann. 


| 8. 8. 

II. Schletters Ansicht 
bewegt sich im diamentralen Gegensatze zu der Schaffraths. 
Wahrscheinlich verführt durch die allerdings etwas weit- 
gehenden und erst im Württembergischen Privatrecht modi- 
fieirten Aeusserungen Wächters in den strafrechtlichen 
Abhandlungen, hat er die äussere Grenze für die Benutzung 
ständischer Verhandlungen zur Gesetzesinterpretation fast 
in’s Unendliche hinausgeschoben und ist so dahin gekommen, 
etwas noch für Auslegung anzusehen, was in Wahrheit gar 
keine mehr ist. 

Wenn er nämlich pag. 1. de subsidiis etc. offen sagt: 
si alıud voluisse (sc. legislatorem), aliud dixisse constat, 
quid voluerit, non quid dixerit, spectandum, so kann man 
dies beim besten Willen nicht anders verstehen, als dass die 
Worte des Gesetzes, auch wenn sie absolut nicht das 
sagen können, was der Gesetzgeber als seinen Willen 
hinstellen wollte, doch in dem Sinne des letzteren ge- 
nommen werden, richtiger gesagt, durch den letzteren ersetzt 
werden sollen. Hierin liegt aber eine vollständige Vermi- 
schung des nachweisbar bei der ständischen Berathung und 
Beschlussfassung vorhandenen Willens der gesetzgebenden 
Gewalten mit dem nachweisbar zum Gesetze gewordenen, 
also auch allein noch in ihm (wenn auch nicht in dem 
einzelnen Satze, so doch in dem Zusammenhange des Ge- 
setzes in sich selbst und mit der gesammten Ge3etzgebung) 
enthaltenen Willens derselben. Nur der letztere kann 
Gegenstand der Auslegung sein; denn diese ist ja Recon- 
struction des dem Gesetze wirklich innewohnenden, nicht des 
dem Gesetzgeber bei der Abfassung vorschwebenden, aber in 
keiner Weise ausgesprochenen Gedankens, eine Auslegung 
also aus dem, was sich gar nicht unter das Publicirte bringen 
lässt, in der That keine Auslegung, ein Ersetzen dagegen, 
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oder auch nur selbständiges Ergänzen des Publicirten aus 
dem nicht in verfassungsmässiger Form publicirten Willen 
des „Gesetzgebers“ eine rechtliche Unmöglichkeit ?), da ja 
eben die Publication eine nothwendige Voraussetzung für 
seine Wirksamkeit als Gesetz ist. 


IIL Die Ansichten von Wächter, Mohl und Krug. 
8. 9. 

Am kürzesten und einfachsten von diesen Drei hat sich 
Wächter über die Grenzfrage ausgesprochen. Er beginnt 
damit (8. 24. seines Württembergischen Privatrechts Bd. II.), 
zunächst den Gesichtskreis der Auslegung und Auslegungs- 
mittel möglichst zu erweitern, schliesst aber zuletzt mit der 
im Grunde alles hieher Gehörige umfassenden Beschränkung: 

„Wenn der Gesetzgeber mit seinen Worten etwas ganz 

Anderes oder mehr sagen wollte, als sie wirklich irgend 
besagen können, und es kann Das, was er sagen wollte, 
nicht wirklich aus dem (ganzen) Gesetze selbst und seinem 
Zusammenhange mit der übrigen Legislation entnommen 
werden, so ist das, was er sagen wollte, aber nicht sagte, 
als nicht bestehend’ zu behandeln, eben weil er es nicht 
sagte, es also in der That nicht promulgirt 'ist.“ 

Zur Beurtheilung haben wir begreiflicherweise nichts 
hinzuzufügen; sprechen doch dieselben nur das aus, was auch 
in unserer Kritik der Schletter’schen Ansicht theils aus- 
drücklich gesagt, theils mindestens implicite enthalten ist. 


8. 10. 


Eine sehr ausführliche Behandlung hat Mohl unsrer 
Frage gewidmet. Die grössere Hälfte seiner Darstellung nimmt 
eine ganz vorzügliche Kritik der von uns sub I. und Il. 
beurtheilten Ansichten ein !P), wobei er nur den Fehler 


®) Wohlverstanden: als Auslegung Ob und inwieweit dem 
aus andern Quellen zu erkennenden, aber nicht publicirten Willen des 
Gesetzgebers etwa eine Bedeutung für die Ausfüllung wirklicher Lücken 
der Gesetzgebung durch die Wissenschaft, durch Gesetzes- und Rechts- 
analogie beizulegen Sei, kann hier nicht entschieden werden. 

10) 8, dessen Staatsrecht, Völkerrecht und realen Ba I; S. 106. ff. 
in Verbindung mit S. 98. ff. 
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begeht, die Ansicht Schletters (II.), die er als die „ge- 
meine Ansicht“ bezeichnet, auch Wächter zuzuschreiben. 
Beiden stellt er sodann seine eigene, mittlere Ansicht gegen- 
über, die wir hier in der Kürze — jedoch grösstentheils mit 
seinen eigenen Worten — vorführen. 

„Grundgedanke ist, dass die Aufgabe der Auffindung 
des wahren Willens des Gesetzgebers und die Thhatsache 
der geschehenen Bekanntmachung auf völlig gleicher Stufe 
stehen. Ä 

Demgemäss ist die Vorfrage für die Anwendung jedes 
Gesetzes, ob dasselbe vorschriftsmässig bekannt gemacht ist; 
denn nur in diesem Falle darf es als Gesetz beachtet werden. 
Hieraus ergibt sich einmal, dass das thatsächlich Bekannt- 
gemachte, was sich nicht wirkfich auf einen Beschluss des 
Gesetzgebers, also bei uns auf ein Zusammenwirken der 
verschiedenen Gesetzgebungsfactoren gründet, gar nicht als 
Gesetz gelten kann; aber auch zweitens, dass eine vom 
Gesetzgeber wirklich beschlossene, aber nicht promulgirte 
Bestimmung ebenfalls nicht beachtet werden darf, weil ihr 
eben zum Gesetz das Erforderniss der Bekanntmachung 
fehlt. Steht hingegen die Thatsache einer mangellosen Pro- 
mulgation (besser gesagt die Thatsache, dass das Promulgirte 
wirklich Gesetz sei), fest, so tritt nun die Aufgabe einer 
richtigen Auslegung, d. h. einer Auffindung des wahren 
Sinnes des Gesetzes ein, und zwar für jedes, für das kürzeste 
und einfachste, wie für das dunkelste und schwierigste Ge- 
setz. Unzweifelhaft bieten hier die Worte selbst die erste 
und wichtigste Quelle dar. Allein je ausgedehnter das Ge- 
setz, je verwickelter sein Inhalt ist, desto häufiger kommt 
es vor, dass die gewählten Worte den beabsichtigten Sinn 
nicht vollständig, nicht verständlich, nicht richtig aus- 
drücken. Hier ist es daher Recht und Pflicht, aus ander- 
weitigen Quellen — und natürlich sind hier eigene, wohl- 
überlegte Erklärungen des Gesetzgebers, wie sie in den 
ständischen Verhandlungen sich finden, die zuverlässigsten, — 
den wahren Sinn der vom Gesetzgeber gebrauchten Worte 
zu erforschen. Was zur Verdeutlichung, Vervollständigung 
und Berichtigung derselben dient, ist gestattet und noth- 
wendig; aber materiell-muss das wirklich Publicirte d.h. nicht 
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bloss die Worte der gerade in Frage befangenen Gesetzes- 
bestimmung, sondern diese Bestimmung im Zusammenhange 
mit dem ganzen Gesetze und dem übrigen anerkannt gel- 
tenden Rechte, nothwendig die Grenze bilden. 


8. 11. 

Es ist offenbar, dass die in $. IN. vorgeführte Ansicht, 
soweit sie die eigentliche Interpretationsirage betrifft, mit der 
in $. 9. besprochenen Wächters und mithin auch mit 
unserer eigenen der Sache nach völlig übereinstimmt. In 
einem einzigen Punkte könnte man zweifeln, ob nicht Mohl 
die Grenze noch etwas weiter hinausschiebt, als wir gethan ; 
ich meine die Stelle, wo er von Berichtigung und Vervoll- 
ständigung der Worte spricht. Wäre dies wirklich der Fall, 
— und spätere Behauptungen Mohls (8. 8. 20., 2. u. 3.) 
scheinen allerdings dafür zu sprechen — nun so müsste 
hinsichtlich jenes Ueberschusses dasselbe gelten, was wir in 
weiterer Ausdehnung gegen Schletter erwiesen haben. 
Halten wir jedoch dagegen die ausdrücklich ausgesprochene 
Bedingung, dass das wirklich publicirte Gesetz materiell die 
Grenze bilde, dass demnach alles nicht Bekanntgemachte 
auch nicht aus aussergesetzlichen Quellen für Gesetz erklärt 
werden könne, so mag es wohl erlaubt sein, Mohls Worte bloss 
auf die Fälle der extensiven und restrictiven Interpretation 
zu beziehen und den scheinbaren Widerspruch aus der Unzu- 
länglichkeit der Sprache selbst zu erklären. 

Eine besondere Betrachtung verlangt dagegen die von 
Mohl hereingezogene Vorfrage. Dies um so mehr, als 
sie den eigentlichen Kern der Polemik Krugs (a. a. O. 
p- 67. fi.) gegen Mohl bildet. In doppelter Hinsicht mit 
Unrecht. 

Für’s Erste geräh Krug mit sich selbst in Wider- 
spruch, wenn er auf der einen Seite in Mohls Behandlung 
der Vorfrage den schwachen Punkt in dessen ganzer Theorie 
gefunden zu haben meint, auf der andern Seite aber selbst 
offen zugesteht, dass die Vorfrage, die es mit der Gültig- 
keit des Gesetzes im Ganzen oder Einzelnen zu thun hat, 
in keiner Weise präjudiciell ist für die Frage, wie ein als 
gültig anerkanntes oder doch präsumirtes Gesetz auszu- 
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legen sei. Das Letztere ist unzweifelhaft wahr, und hat 
daher auch z. B. Wächter in seinem Württembergischen 
Privatrecht die Mohl’sche Vorfrage, hinsichtlich deren Lösung 
er übrigens mit Mohl ganz übereinstimmt, mit Recht ganz 
getrennt von der Auplegungsfrage bei der Kritik der 
Gesetze und zwar als 8. 26. d. h. nach der Lehre von der 
_ Interpretation ($$. 24,; 287, Behandelt. 

Für's Zweite hat die Mod hl’sche Ansicht zum Mindesten 
die Consequenz für sich. Es ist und bleibt ein Nonsens, 
zuerst gewisse Erfordernisse, ohne welche ein Gesetz un- 
möglich sein soll, so deutlich und nachdrücklich, als nur 
irgend möglich festzustellen, damit nur ja keine Täuschung 
vorkommen könne, und nachher die Untersuchung darüber, 
ob diese Erfordernisse auch in einem eintretenden Falle 
wirklich vorhanden sind, schlechthin zu verbieten. Was 
man immer für dieses letztere Verbot geltend gemacht hat, 
beruht insgesammt theils auf praktischen Bedenken, theils 
auf Hereinziehung von Fragen, die von der vorliegenden 
scharf zu trennen sind.!!) Einen Nachweis dagegen, dass 
die obige Schlussfolgerung logisch unrichtig sei, hat man 
kaum jemals versucht. 


8. 12. . 

Was nun aber die eigentliche Auslegungsfrage anlangt, 
deren Entscheidung von dem Urtheil über die Vorfrage 
Mohls — wir wiederholen es nochmals — ganz unabhängig 
ist, so hat allerdings die Entwickelung Krugs (Grund- 
sätze S. 42. ff. bes. S. 75. fl.) einen eigenthümlichen, von dem 
Wächter’schen und Mohl’schen ganz verschiedenen Ausgangs- 
punkt. Dieselbe ruht nämlich auf der Unterscheidung von 
klaren und dunklen Gesetzen. Für die ersteren hält 
Krug nur die grammatische Interpretation für zulässig, 


11) Eine vortreffliche Widerlegung der praktischen Bedenken und 
der mit Unrecht in die fragliche Untersuchung hereingezogenen Argu- 
mente, sowie überhaupt einen sehr guten Ueberblick über das gesammte 
hierher gehörige juristische und historische Material bietet das bekannte 
Gutachten von Gneist: »Soll der Richter auch über die Frage zu be- 
finden haben, ob ein Gesetz verfassungsmässig zu Stande gekommen ?« 
(Berlin 1868.). 
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bloss für die letzteren auch die logische mit Einschluss der 
rein historischen. | 

Die Beweisführung M ohls, dass diese Voraussetzungen 
durchaus unrichtig sind (Staatsr. Völker. etc. I. S. 118. ff.) 
ist so ausgezeichnet klar und schlüssig, dass wir kein Wort 
hinzu zu fügen haben. Nur die (übrigens von Mohl ebenfalls 
berührte) Thatsache wollen wir hier noch besonders hervor- 
heben, dass das schliessliche praktische Gesammtresultat 
der Krug’schen Erörterung der Sache nach mit dem von 
Wächter und Mohl völlig übereinstimmt. 

Krug hat selbst gefühlt, wie unendlich schwierig es 
sei, ein sicheres Kriterium der Klarheit eines Gesetzes zu 
gewinnen; aber er hat es doch endlich in der Definition zu 
finden geglaubt: „ein Gesetz ist für klar zu achten, wenn 
es, in seinem vollen Zusammenhange betrachtet, einen vollen- 
deten Gedanken darstellt, dieser Gedanke aber weder mit 
anderen gesetzlichen Bestimmungen in Widerspruch steht, 
noch auf eine wahre Lücke im Gesetz hinführt, und endlich 
nichts zu der Annahme berechtigt, dass der- 
selbe auf einer durch den Sprachgebrauch 
entschuldbaren Nachlässigkeit in der Aus- 
drucksweise beruhe“* 

Aber wodurch gelangen wir zu der Erkenntniss, dass 
ein Gesetz wirklich allen hier genannten Anforderungen 
genüge, also für klar zu achten sei? Offenbar nur durch 
Auslegung; und zwar geht dieselbe schon in den zuerst 
genannten Beziehungen über die strengen Grenzen der gram- 
matischen Interpretation hinaus. Doch selbst, wenn man 
mit Krug das ganze systematische Element Savigny’s, das 
hier wesentlich mitzuwirken hat, zur grammatischen Aus- 
- legung zieht, so muss immer noch die Frage: „ob nichts zu 
der Annahme berechtige etc.“ (s. oben), entweder ganz 
unbeantwortet bleiben, was dann soviel hiesse, als die Un- 
möglichkeit eingestehn, ein Gesetz schon vor Anwendung 
der logischen und historischen Interpretation als klar zu 
bezeichnen, oder mit Schaffrath nach dem Satze erledigt 
werden: „Zweifel nur aus dem Gesetze selbst“. 

Dies’ Letztere ist aber Krugs Meinung entschieden 
nicht. Vielmehr sagt er selbst ausdrücklich: „man vergleiche 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 11 
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dieselben (die äusseren Interpretationsquellen) stets; ergibt 
sich aus denselben, dass die Meinung des Gesetzgebers eine 
andere sei, als man bei der blossen Einsicht des Gesetzes 
in demselben zu finden glaubte, so wird sich meist zeigen, 
dass auch die Fassung des Gesetzes nicht so klar ist, als 
sie auf den ersten Anblick erschien, dass sie vielmehr eine 
dem Sinne des Gesetzgebers entsprechende Auslegung ge- 
statte, mithin in der That zweideutig sei“. Streng genommen 
verlangt er also wirklich für alle Gesetze auch die 
logische Auslegung im weitesten Sinne des Wortes, wenn er 
sie auch nicht so nennt, und betrachtet nur als allgemeine 
praktische Grenze derselben das publicirte Wort des Gesetzes 
in wesentlich demselben Sinne, wie wir dies oben mit 
Wächter und nachher mit Mohl gethan. 

Von selbst versteht sich übrigens, dass dasjenige, was 
Krug in der weitern Folge seines Buches über Er- 
klärung dunkler Gesetze entwickelt hat, aus den vor- 
stehenden Gründen als für die gesammte Üesetzesaus- 
legung geschrieben gelten darf und muss. 


— 


B. Die sechs Ansichtenin Beziehung aufdieinnere 
Bedeutung, den eigenthümlichen Werth der ständi- 
schen Verhandlungen für die Gesetzesauslegung. 


S. 13. i 

Die zu beurtheilenden Ansichten zerfallen ebenfalls, wie 
im ersten Abschnitt (A) in zwei Hauptklassen. 

Die erste, wiederum allein durch Schaffrath ver- 
treten, characterisirt sich dadurch, dass sie, auch abgesehen 
von dessen in $$. 5. ff. kritisirten Anschauungen von den . 
Grenzen der Auslegung überhaupt, den Werth speziell 
der ständischen Verhandlungen für die Interpre- 
tation so ziemlich auf Null herabzudrücken sucht. 

Die Ansichten der zweiten Klasse stimmen umgekehrt 
darin überein, dass sie sämmtlich den ständischen Verhand- 
lungen eine hohe Bedeutung für die Gesetzesauslegung bei- 
legen. Dagegen differiren sie beträchtlich in der weiteren Aus- 
führung dieses Zugeständnisses. Wächter und Schletter 
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behandeln die einzelnen Bestandtheile ständischer Verhand- 
lungen nicht als qualitativ, d. h. ihrer besonderen juristischen 
Natur nach, sondern nur dem Range nach verschieden, in- 
dem sie ihre Bedeutung gleichmässig auf die Uebereinstim- 
mung der drei Gesetzgebungsfactoren (des Zweikammer- 
systems) zurückführen. Mittermaier hat gegen diese 
scharf durchgreifende Auffassung mancherlei nicht ganz 
unwichtige Bedenken geäussert, aber den Versuch, unsre 
Frage aus einem neuen Gesichtspunkte zu behandeln, selbst 
nicht gemacht. Erst Mohl und Krug haben mit Nachdruck 
die qualitative Verschiedenheit der einzelnen in den amtlichen 
Schriften der Stände enthaltenen Erklärungen, Beschlüsse 
und Aussagen betont und darauf neue Theorien gegründet. 


$. 14. 
I. Schaffrath 
motivirt sein Bestreben, das Ansehen und die dadurch bedingte 
Anwendbarkeit der ständischen Verhandlungen möglichst 
zu schwächen, hauptsächlich durch zwei allgemeine 
Bedenken: 

1) dass die ständischen Schriften etwas den Gesetzen 
selbst ganz Fremdes und Heterogenes seien (a. a. O. 8. 27. 
S. 49.); 

2) dass die in ihnen enthaltenen Erklärungen im höch- 
sten Grade unzuverlässige seien, weil ihr Zweck kein juristi- 
scher, sondern ein rein politischer sei (nach $. 17. 8. 20.). 

Zu diesen zwei kommt dann noch ($. 14. 8. 18.): 

3) ein mehr spezielles, nur auf die Benutzung 
stillschweigender oder bloss fingirter Zustimmungserklärungen 
bezügliches Bedenken, dahin gehend, dass solche als für 
juristische Personen überhaupt unmöglich, auch hier nicht 
angenommen werden dürften. 

Es verlohnt sich kaum der Mühe, eine derartige Argu- 
mentation zu widerlegen. Was zumal die beiden ersten 
Gründe anlangt, so ist bloss unbegreiflich, wie ein Jurist, 
dessen grosses praktisches Talent dermalen nicht bezweifelt 
werden kann, jemals so völlig haltlose Behauptungen hat 
aufstellen können, und erscheint es nahezu überflüssig, auf 


die Darstellung Mohls zu verweisen (Archiv f. Criminal- 
11 * 
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recht v. 1842., 8. 247. fi., Staatsrecht etc. I., S. 123. f.), 
dem es ein Leichtes gewesen ist, die Nichtigkeit jener 
Einwendungen evident zu machen. Aber auch das dritte 
Argument Schaffraths schwebt völlig in der Luft. Wir 
können ganz davon schweigen, dass dasselbe aller Erfahrung 
und privat- wie staatsrechtlichen Praxis. Hohn spricht; die 
Hauptsache ist; wie auch Mohl vortrefflich ausführt, _ 
dass sich gar nicht absehen lässt, warum gerade eine 
juristische Person ihren Willen bloss ausdrücklich und nicht 
auch durch concludente Handlungen, insbesondere durch 
Stillschweigen soll erklären können, vorausgesetzt natürlich, 
dass die Bedingungen erfüllt sind, unter denen überhaupt 
nur von stillschweigenden Willenserklärungen die Rede sein 
kann. Die juristische Person selbst als fingirtes Rechts- 
subject hat stets nur einen ihr zugeschriebenen Willen; 
in Hinsicht auf sie selbst kann also auch die Art der 
wirklichen Willenserklärung nur gleichgiltig ein. Dass 
aber die Organe der juristischen Personen als wirkliche 
Menschen ihren Willen ebenso wohl ausdrücklich, als 
stillschweigend durch concludente Handlung erklären können, 
so weit nicht für bestimmte Gegenstände besondere For- 
men der Willenserklärung ausdrücklich vorgeschrieben 
sind, darf der nicht leugnen, der nicht überhaupt Willens- 
erklärungen der fraglichen Art für unmöglich erachtet. Und 
ebenso gewiss ist der so erklärte Wille unter der Voraus- 
setzung als erklärter Wille der juristischen Person zu be- 
trachten, dass aus den ausdrücklichen Erklärungen oder der 
Handlungsweise der Organe (oder Bevollmächtigten) deut- 
lich hervorgeht, dass dieselben in dieser ihrer Eigenschaft 
als Organe gesprochen, gehandelt, geschwiegen haben. Und 
gerade über diesen letzten Punkt kann in unserem Falle 
nie ein Zweifel sein. Denn was im Laufe der ständischen 
Verhandlungen von Seiten der einzelnen Abgeordneten, 
Referenten, Regierungscomissare u. s. w. geschieht, das ist, 
sofern nicht ausdrücklich das Gegentheil für einen besondern 
Fall bemerkt wird, stets als von ihnen in ihrer besondern 
ständischen Eigenschaft geschehen zu erachten. 

In welchen Fällen die Bedingungen für eine giltige 
stillschweigende Willenserklärung erfüllt sind, genauer gesagt, 


u 
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in welchen Fällen anzunehmen, dass die Schweigenden bei 
anderer Ansicht und Absicht zu ausdrücklicher Willens- 
erklärung verbunden gewesen wären, dies kann freilich erst 
später seine Erledigung finden. 

Dasselbe gilt von der Frage, ob neben der stillschwei- 
genden Willenserklärung auch eine eigentliche Fiction der 
Zustimmung zulässig sei, eine Frage, die hier nur vorläufig 
verneint werden kann. 


8. 15. 
II. Wächters und Schletters Ansicht 

sind hier nur als eine einzige zu fassen; nur ihre äussere 
Form ist verschieden. Die Grundzüge derselben (s. 
Württemberg. Privatrecht Bd. IL, S. 148. ff. und Schletters 

eitirte Abhandlung $$. 2. und 3.) sind kurz folgende. 
Abgesehen von den ausdrücklichen Vereinbarungen 
zwischen Ständen und Regierungen, die natürlich allen 
anderen Theilen vorgehen (Wächter a. a. O. N. 1.), stehen 
einseitige Erklärungen beider Kammern (W. 4., Schletter 
a. a. OÖ. N. 1.) oder der Regierung (W. 2., Schl. 2.) eben- 
bürtig oben an. Ihnen zunächst kommen Beschlüsse nur 
einer Kammer (W. N. 16., Schl. 3.), allemal natürlich 
vorausgesetzt, dass nicht von der entgegengesetzten Seite 
beharrlich widersprochen worden ist. Endlich ist noch der 
Erklärungen der ständischen Deputationen (W. 3., Schl. 4.) 
und einzelner. Kammermitglieder über den Sinn der von 
ihnen gestellten Amendements (W. 3., Schl. 5.) gedacht, die 
wenigstens dann von Bedeutung sein sollen, wenn sie nicht 
in Widerspruch mit den vorber erwähnten stehen. Nur in 
einer Beziehung scheint Schletter weiter zu gehen als 
Wächter, insofern er nämlich selbst eine Benutzung der 
zurückgewiesenen Theile des Entwurfs gestattet, freilich nur 
„quatenus ad vlius (rogationis oder legis2) declarationem 
aliquid redundet, eine Beschränkung, die sich $. 5. näher 
auf den Fall bestimmt, dass nicht sowohl der Sinn der 
reprobirten Theile eine Missbilligung erfahren habe, als die 
äussere Fassung (modus). Den Hauptfall dieser Art hat 
aber auch Wächter in seinen strafrechtlichen Abhand: 
kungen (8. 245. N. 6.) bereits berührt, nämlich die häufig 
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vorkommende Aeusserung bei Motivirung von Weglassungen, 
dass sich der betreffende Satz „von selbst verstehe“. 

Im Uebrigen bleibt nach übereinstimmender Ansicht 
beider Rechtslehrer die Benutzung der ständischen Verhand- 
lungen ausgeschlossen, soweit sie Aeusserungen von Kammer- 
mitgliedern über nicht von ihnen selbst Beantragtes enthalten 
oder sich über Dinge erstrecken, die ausserhalb des zu 
berathenden Gesetzes liegen. (W. 6., Schl. 8. 3. ff.) 


8. 16. 


Der Grundmangel dieser ganzen Theorie liegt, wie 
schon in $. 13. angedeutet, darin, dass die verschiedenen 
Bestandtheile der ständischen Verhandlungen nicht genügend 
auf ihre innere juristische Natur hin geprüft und unter- 
schieden, sondern ihre angeblich nur dem Range nach ver- 
schiedenen Werthe gleichmässig auf die (mehr oder weniger 
zu präsumirende) Uebereinstimmung aller Gesetzgebungs- 
factoren zurückgeführt werden, d. h. auf ein Prinzip, das, 
wie wir später zeigen werden ($$. 21. ff.) nur für die 
directen Erklärungen über den Sinn einer Gesetzesstelle, 
resp. die sogenannten Redactionsgründe ($. 31.) gelten kann, 
dagegen für die Beurtheilung der eigentlichen Motive zum 
Gesetzentwurf und den bezüglichen Amendements ($. 32.) 
wesentlich irrelevant ist. 

Beschränkt man daher die Anwendung der Wächter’- 
schen Theorie auf dasjenge, was wir später als directe 
Erklärungen und bez. Redactionsgründe näher characterisiren 
werden, so erscheint dieselbe schon in einem ganz anderen 
Lichte. Freilich hat dieselbe auch unter dieser Voraus- 
setzung nicht immer das rechte Maass innegehalten, so 
namentlich, wenn sie allen nicht andauernd widersprochenen 
Aeusserungen der an und für sich zu derartigen Erklärungen 
competenten Personen gleich hohe präsumtionelle Bedeutung 
beilegte, demzufolge aber selbst Sätze, die von der Regie- 


rungscommission nur in der Debatte ohne besondere Anfrage _ 


u. 8. w. ausgesprochen worden sind, für die Auslegung als 
bindend betrachten und nur den Gegenbeweis gestatten will. 
Allein das Verdienst bleibt Wächter unter allen Um- 
ständen, mit seinen Erörterungen eine eigentlich wissen- 
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schaftliche Behandlung unserer Frage zuerst angebahnt zu 
haben. Gerade sein rücksichtsloses Eingreifen rief auch eine 
kräftige Gegenstimmung hervor und nach Ausbildung dieser 
beiden Extreme konnte die Wissenschaft um so leichter den 
richtigen Mittelweg einschlagen. 


8. 17. 
IH. Mittermaiers Ansicht 
ist im Grunde nur ein Conglomerat von Bedenken gegen 
das „Zuviel“ der Wächter’schen Ausführungen unter 
Anerkennung der Wichtigkeit der ständischen Verhand- 
lungen im Allgemeinen, aber auch unter völligem Verzicht 
auf Feststellung positiver Auslegungsgrundsätze. | 

Schon aus Mittermaiers Eintheilung der in den stän- 
dischen Verhandlungen vorkommenden Erklärungen (1) Re- 
gierungsmotive, 2) Comissionsbericht, 3) Begründung ge- 
stellter Anträge von Seiten der Antragsteller, 4) Erklärungen 
der Regierungscommissäre, 5) Anführung von Beispielen) 
lässt deutlich erkennen, dass von ihm die juristisch oder 
logisch verschiedene Beschaffenheit der einzelnen ständischen 
Erklärungen ebenso wenig beachtet worden ist, wie von 
Wächter und Schletter. Wie hätte Mittermaier sonst 
— gar nicht zu reden davon, dass er bei seiner rein äusser- 
lichen Anordnung ganz wichtige Theile der ständischen 
Verhandlungen, wie vor Allem die ständischen Beschlüsse 
und die Motivirungen in der ständischen Schrift, gauz un- 
berücksichtigt gelassen hat, — wie bätte er sonst, sage ich, 
nachdem er einmal in Betreff des einen Factors, der Re- 
gierung, Motiven und Erklärungen der Commissäre geson- 
dert, bei den Deputationsberichten und den Erklärungen 
einzelner Antragssteller zu ihren Amendements so unter- 
schiedslos Alles. verdammen oder auch nur verdächtigen 
können ? 

Aber auch für die von der Regierung jedem Entwurfe 
beigegebenen Motive und die von den Regierungsorganen 
abgegebenen Erklärungen, wo doch die Scheidung wenig- 
stens äusserlich bereits von ihm vollzogen war, hat er kein 
bestimmtes Resultat gewinnen können; sein Zugeständniss 
ihrer hohen Wichtigkeit für die Auslegung wird vielmehr 
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durch die Aufzählung von Möglichkeiten sehr gefährlicher 
Art, wie er glaubt, fast aufgezehrt. Es ist ganz richtig, 
wenn er in den Regierungsmotiven häufig nur die Ansicht 
des individuellen Redacteurs, in der unveränderten Annahme 
des Entwurfs dagegen nicht nothwendig die Uebereinstim- 
mung der Gesetzgebungsfactoren auch hinsichtlich der Mo- 
tive erblicken will; aber ebensowenig nimmt er sich auch 
nur die Mühe, die Stellung aufzusuchen, welche diesem 
wichtigen Theile der ständischen Schriften wirklich gebührt. 
Auf der andern Seite geht er unbedingt zu weit, wenn er 
den Erklärungen der Regierungscommissäre nur dann Wirk- 
samkeit beilegt, falls sie „amtliche Mittheilungen im Namen 
des Regenten“ machen, dagegen nicht, wo sie auf Anfrage 
von Kammermitgliedern ohne spezielle Instruction abge- 
geben werden. Denn wenn man im Allgemeinen sicherlich 
annehmen muss, dass die Organe der Regierung über den 
Willen der letzteren vollkommen unterrichtet sein können, 
und sich nur nachweisen lässt, dass der Commissär eine 
wirklich einflussreiche Erklärung habe geben wollen, so muss 
um so mehr präsumirt werden, dass in derselben wirklich 
der Wille der Regierung ausgesprochen sei, als es ja der 
Jetztern vollkommen freisteht, die Aeusserungen der Com- 
missäre als rein individuelle rechtzeitig von sich abzuweisen. 
Dass nicht flüchtig hingeworfene Worte zu Gunsten einer 
Auslegung ausgebeutet werden sollen, ist auch unsere An- 
sicht. Der Ansicht Mittermaiers aber halten wir einfach 
die Frage entgegen: Was soll man von ständischen Ver- 
sammlungen denken, die schlechterdings nicht auf eine wahr- 
heitsgetreue Erklärung der Regierungscommissäre darüber, 
welchen Sinn die Regierung gewissen Worten eines Gesetzes- 
entwurfs beilege, sollen rechnen dürfen, es sei denn, die 
Commissäre sprächen in Folge besonderer, für den einzelnen 
Fall eingeholter Instructionen?! Und wenn nun weiter die 
Erklärungen der einzelnen Antragsteller als rein individuelle 
Meinungen, bei denen von einer stillschweigenden Zustim- 
mung der Gesetzgebungsfactoren keine Rede sein könne, 
gleichmäseig bei Seite gelegt werden, oder gar die De- 
putationsberichte zu blossen subjectiven Ansichten des Re- 
ferenten degradirt werden, weil sie in den Deputations- 
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sitzungen meist nur flüchtig vorgelesen, Einwendungen gegen 
sie häufig wohl gar aus Convenienz unterlassen würden, so 
kommt man in der That in Verlegenheit, wie man solche - 
Aeusserungen aufzufassen habe.- Billigerweise können doch 
derartige Nachlässigkeiten und Unterlassungssünden höchstens 
als Ausnahmsfälle in Betracht gezogen werden !?), die be- 
sonders zu beweisen sind. Mittermaier dagegen betrachtet 
sie geradezu als die Regel und erhebt sie gewissermassen 
zur rechtlichen Präsumtion. Was Wunder, wenn der Leser 
am Ende das Buch verdriesslich bei Seite wirft, das ihm 
als würdigen Schluss des Vorausgeschickten die Phrase bietet: 
„die Richter werden nach diesen Bemerkungen land- 
ständische Actenstücke und Verhandlungen bei der Aus- 
legung von Gesetzen als wichtige Materialien prüfen, aber 
ihnen nicht unbedingt folgen, vielmehr jene Unabhängigkeit 
bewahren, die nothwendig ist, um nach den allgemeinen 
Regeln der Auslegung das bekannt gemachte Gesetz aus- 
zulegen.“ 


8. 18. 


Gegenüber den weit aus einander gehenden Ansichten 
Wächters und Mittermaiers, von Schaffrath ganz 
zu schweigen, haben die Theorien von Mohl und Krug. 
ohne Zweifel mit einander gemein, dass sie beide von der 
Einsicht ausgehen, dass die mannigfachen in den ständischen 
Kammern vorkommenden Willensäusserungen und sonstigen 
Auslassungen nicht bloss ihrer geschäftsordnungsmässigen 
Form und den Subjecten nach, sondern wirklich nach ihrem 
Wesen, ihrem logischen Verbältniss zum Gesetze unterschie- 
den werden müssen, dass demnach auch die blosse Auf-. 
stellung einer Rangordnung behufs ihrer Benutzung nicht 

genügt, vielmehr für die verschiedenen Theile der ständischen 
_ Verhandlungen auch theilweise ganz verschiedene Grund- 
sätze der Benutzung aufzustellen sind. 


- 


.12) Ich sage: als Ausnahmsfälle in Betracht gezogen. Dass 
sie thatsächlich kaum blosse Ausnahmsfälle sind, kann hieran so wenig 
etwas ändern, als die Erfahrungen, die man hinsichtlich des Vorlesens 
und Anhörens gerichtlicher Protokolle tagtäglich machen kann, an der 
Gültigkeit der letzteren. 
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Mohl gebührt der Ruhm, dies zuerst — wenigstens 
theilweise — erkannt zu haben. In der weiteren Darstellung 
wird sich indessen zeigen, dass er in der Ausführung dieses 
Grundgedankens noch zu äusserlich verfahren ist und erst 
Krug die im Allgemeinen von Beiden als nothwendig er- 
kannte Unterscheidung mit voller dialectischer Schärfe auf 
Grund eines von der gesammten Jurisprudenz längst an- 
erkannten Prinzips vollzogen hat. 

Den weitern Fortschritt unserer Untersuchung anlangend, 
so muss natürlich zunächst die Theorie Mohl’s vollständig 
vorgeführt werden. Dagegen halten wir es für zweckmässig, 
die Kritik derselben mit der ausführlichen Darlegung der 
Krug’schen Ansicht, die wir in diesem ihrem zweiten Ab- 
schnitte (im Gegensatz zu den in $$. 11. f. berührten Er- 
örterungen) fast durchweg für richtig halten, fortlaufend zu _ 
verbinden. Auch die bisher noch offen gelassenen oder nur 
vorläufig ohne Beweis beantworteten Fragen werden dort 
ihre Erledigung finden. | 


IV. Mohls Theorie im Abriss. 


8. 19. ; 


. Mohl’s Theorie zerfällt in einen allgemeinen und einen 
besonderen Theil. _ 

Der erstere (Staatsrecht, Völkerr. etc. I. S. 127. fl.) 
giebt eine Reihe von Regeln 

1) über die Voraussetzungen zu stillschweigenden Be- 
schlüssen, 

'2) über das Verhältniss verschiedener Willensäusserungen 
zu einander, 

denen zuletzt noch eine Bewerkung über die nicht zu- 
lässige Benutzung geheimer Kammerverhandlungen bei- 
gefügt ist, so lange sie nicht durch irgend einen Umstand, 
gleichviel, ob mit oder wider Willen der Regierung, allge- 
mein bekannt geworden sind. 

I. Mohl’s Voraussetzungen für das Zustandekommen 
eines stillschweigenden Beschlusses, überhaupt einer Willens- 
äusserung durch concludente Handlungen sind: 

1) Es muss vollkommene Kenntniss der Verhältnisse und 


Ueber die Benutzung von Landtags- und Synodalverhandlungen. 167 


namentlich Bewusstsein des aus der Handlung zu ziehen- 
den Schlusses vorhanden sein. Darum müssen 

2) Verwahrungen gegen gewisse Folgerungen einer 
Handlung, eines Anspruchs, als Nichtanerkennung derselben 
beachtet werden. ' 

3) Ein Beschluss eines Gesetzgebungsfactors ist von 
dem andern nur dann als getheilt anzusehn, wenn eine 
förmliche directe Mittheilung an denselben erfolgt und diese 
in der sub 1. angegebenen Weise mit Stillschweigen beant- 
wortet worden ist. | 

4) Fordert die Verfassung zu einem Acte eine bestimmte 
Anzahl von Stimmen, so kann von einer stillschweigenden 
Beschlussfassung nicht die Rede sein, ausser wenn eine der 
vorgeschriebenen entsprechende Anzahl von Mitgliedern, 
trotzdem dass auf die rechtliche Folge aufmerksam gemacht 
war, eine Willensäusserung von sich gab, welche lediglich 
nur unter Voraussetzung eines Beschlusses über den frag- 
lichen Punkt einen Sinn hat. 

5) Einseitige Erklärungen eines Gesetzgebungsfactors, 
bei denen sich keine stillschweigende Zustimmung nach den 
vorstehenden Regeln, sondern bloss Nichtwiderspruch nach- 
weisen lässt, sind nur Beschränkungsmittel einer schon auf 
andere Weise gefundenen Auslegung. 

Il. Für die Bestimmung des richtigen Verhältnisses ie 
verschiedenen Willensäusserungen unter einander gie Mohl 
folgende Regeln: 

1) Von widersprechenden Erklärungen eines Factors 
über denselben Gegenstand, verdient nur die der Zeit 
nach letzte Beachtung. 

2) Widersprechende Erklärungen desselben Factors über 
verschiedene Gegenstände müssen zunächst unabhängig von 
einander je auf ihre bezüglichen Materien angewendet wer- 
den; der trotzdem entstehende Widerstreit zwischen den Ge- 
setzen ist sodann nach den gewöhnlichen Auslegungsregeln 
zu beseitigen. 

3) Zwei sich widersprechende Erklärungen mehrerer 
Factoren über denselben Gegenstand (vorausgesetzt natür- 
lich, dass dadurch nicht schon die Beschlussfassung über- 
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haupt verhindert worden ist) heben sich gegenseitig auf. 
Dagegen sind 

4) bloss abweichende Erklärungen mehrerer Factoren, 
soweit sie ergänzend neben einander bestehen können, als 
unwidersprochene einseitige Erklärungen aufrecht zu er- 
halten. 


8. 20. 


Der besondere Theil Mohl’s (a. a. O. S. 130. ff.) unter- 
scheidet folgende Arten von Willensäusserungen in den 
ständischen Verhandlungen: 

1) die Motive. Enthalten dieselben auch nicht unbe- 
dingt die ratio legis, so liefern sie doch jedenfalls ein kost- 
bares Material für ein richtiges Verständniss des Gesetzes 
im Sinne des Gesetzgebers. Jedoch muss man hier in dop- 
pelter Hinsicht unterscheiden: 

a) Dem Umfange nach, wieMohl, der Krug’schen 
Erörterung folgend, zuerst in. der neueren Ausgabe 
seiner Abhandlung ausgeführt hat, zwischen Motiven, die 
sich über den Sinn und die Form eines bestimmten Bestand- 
theiles des Gesetzes ausdrücklich erklären und den allge- 
meineren Aeusserungen über die Absichten eines Gesetz- 
gebungsfactors im Ganzen. Den ersteren, sofern sie nur 
von einer dazu wirklich competenten Person ausgehen, spricht 
der Autor eine unbedingt bindende Bedeutung zu; hinsicht- 
lich der zweiten Art gesteht er zu, dass in Collisionsfällen 
‚ die aus ihnen zu ziehenden Schlüsse den einer bestimmten 
Gesetzesstelle ausdrücklich gewidmeten Erklärungen und auch 
den sonstigen Auslegungsmitteln nachstehen, ohne jedoch 
die vonKrug über die „Gesetzesgründe“ aufgestellten Sätze 
zu adoptiren. 

b) Der Person nach zwischen den von einer ständi- 
schen Commission oder einem einzelnen Antrag- 
steller zur Begründung ihrer Anträge gegebenen Moti- 
virungen einer- und den Motiven der Regierung und der 
ganzen Kammern andererseits. Die ersteren sind 
abgesehen von dem Fäll einer besonderen Billigung eincs 
ganzen Gesetzgebungsfactors, schlechthin bedeutungslos ; 
auch dann, wenn es Motive der sub a zuerst erwähnten Art 
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sind. Die letzteren dagegen sollen, sofern der Entwurf 
oder Antrag, dem sie beigefügt sind, angenommen wird, 
präsumtiv d. h. sofern nicht ausdrücklich Verwahrung, von 
Seiten des annehmenden Theils eingelegt ist, als stillschwei- 
gend mitangenommen gelten, einzig und allein unter Berück- 
sichtigung der sub a bemerkten Rangverschiedenheit. 

Ja, an Stelle der Präsumtion soll sogar die Fiction treten, 
wenn ein Factor nachweisbar aus einem andern Grunde 
einer Bestimmung beigetreten ist, aber seine Differenz nicht 
wirklich ausgesprochen hat. Widerspricht nämlich dieses 
andere, wirkliche Motiv dem angegebenen, so muss 
es nach Mohl dem letzteren schlechterdings weichen; können 
sie beide neben einander bestehen, so erscheinen sie als 
gleichberechtigt. Nur so viel gesteht Mohl zu, dass ein ab- 
soluter Widerspruch zwischen dem Motiv und dem zu er- 
. klärenden Willensacte selbst die Anwendbarkeit des Motivs 
zur Auslegung aufhebt. 

2) Bedingungen der Zustimmung von einem 
Gesetzgebungsfactor — nicht bloss von Commissionen 
oder einzelnen Antragstellern — gemacht, sind, sobald sie 
nicht ausdrücklich von den anderen Theilen zurückgewiesen 
sind, für die Interpretation des Gesetzes unbedingt mass- 
gebend, selbst den widersprechenden Worten des Gesetzes 
gegenüber. 

3) Erklärungen über den Sinn einer Be- 
stimmung. Erfordernisse ihrer Beachtung sind: Compe- 
tenz ihrer Urheber (wie bei den Motiven und Bedingungen 
der Zustimmung) und Uebereinstimmung aller drei Factoren 
auf Grund vorher erfolgter förmlicher Communication. Dann 
aber gelten sie auch dem widersprechenden Wortlaut ge- 
genüber. 

Die hieran von Mohl geknüpften Spezialerörterungen 
über die Erklärungen der Regierungscommissäre in der 
Debatte und die Ablehnung von Sätzen, „weil sie sich von 
selbst verstehen“ werden am geeigneten Orte ebenfalls ihre 
Berücksichtigung finden. 

4) Entscheidungen von Beispielen können 
nur als leitende, nicht als entscheidende Hülfsmittel betrach- 
tet werden. Endlich ist 
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5) die Verwerfung von Anträgen insofern 
wichtig für die Auslegung, als die dadurch wirklich gemiss- 
billigten Sätze nun auch nicht aus andern Auslegungsquellen, 
ja nicht einmal aus andern gebilligten Theilen desselben 
Gesetzes gefolgert werden dürfen. 


V. Ausführliche Darlegung der Theorie Krug’s 
nebst fortlaufender Kritik der Mohl’schen 
Ansicht. 


8. 21. 


Krug’s Verdienst !?) in dieser Frage besteht, wie 
schon angedeutet, vornehmlich in der streng logischen 
Scheidung, welche derselbe mit dem massenhaften Material 
der ständischen Verhandlungen vorgenommen hat. 

Dass die grammatische Interpretation der Gesetzes- 
worte, selbst mit Einschluss des systematischen Ele- 
ments Savigny’s stets nur eine einfache rechtliche Prä- 
sumtion für den wahren Willen des Gesetzgebers (bei 
Abfassung des Gesetzes) begründet, eine Präsumtion, die 
freilich im Mangel eines Gegenbeweises, wie jede ‚solche 
Präsumtion die Stelle eines besonders geführten Beweises 
vertritt, oder besser gesagt, einen solchen in der Regel 
überflüssig macht, eben immer eine blosse Präsumtion bleibt, 
— diese Thatsache haben stillschweigend alle obigen An- 


18) Dieses Verdienst, wie überhaupt die Arbeit Krug’s ist viel zu 
‘wenig gewürdigt worden. Die Lehrbücher unserer anerkanntesten dent- 
schen Staatsrechtslehrer (Zachariä, Zöpfl, Schulze, Grotefend) übergehen 
dieselbe bei ihren Litteraturangaben ganz. Und doch gebührt Krug’s 
Grundsätzen der Gesetzesauslegung ein Platz neben Savigny’s be- 
kannter Darstellung in seinem System des heutigen Röm. Rechts, trotz 
aller auch von uns nicht verschwiegenen Mängel, trotz der Schwer- 
fälligkeit und zeitweiligen Unübersichtlichkeit der Behandlung, die frei- 
lich von Savigny’s klassisch schöner Sprache und durchsichtiger Klar- 
heit ziemlich greil absticht. 

Dass wir übrigens bei der nachfolgenden Darstellung seiner Theorie 
Alles, was er, seiner verfehlten Eintheilung gemäss, nominell bloss für 
die Auslegung »dunkler« Gesetze entwickelt hat, einfach :als für alle 
Gesetzesauslegung geschrieben betrachten dürfen und auch wirklich 
betrachtet haben, findet seine Rechtfertigung in dem früher $. 12. Ge- 


sagten. 
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sichten mit Ausnahme der Schaffrath’schen zur Voraus- 
setzung. Aus dieser Auffassung aber ergab sich im Grunde 
von selbst die Frage: Wie kann überhaupt der blossen 
Präsumtion (praesumtio juris, aber nicht auch de jure) gegen- 
über ein eigentlicher Beweis für den gesuchten, wahren 
‚gesetzgeberischen Willen geführt werden, sei es nun zur 
Bestätigung oder zur Verwerfung jener? 

Krug (Grundsätze S. 111 ff.) unterscheidet hier nun 
wie bei jedem Beweise — in Uebereinstimmung mit den 
allgemein anerkannten Grundsätzen des Prozessrechts und 
in theilweisem Anschlusse an Savigny, aber zuerst von 
allen Bearbeitern unserer speziellen Frage — zwischen Be- 
weisgründen und Beweismitteln. Als erstere stellen 
sich ihm folgende zwei heraus:' der Grund (ratio) des 
Gesetzes einer-, directe Erklärungen des Gesetz- 
gebers über den Sinn des Gesetzes andererseits !#). 

Hiernach theilt sich aber auch nothwendig die ganze 
sogenannte logische Auslegung in zwei Unterarten: die 
logische im engern Sinne (Aöyog = Grund, ratio) und 
die eigentlich historische; und ebenso zerfallen die Be- 
weismittel in historische Nachrichten, dort über den 
‚Grund des Gesetzes, hier über den vom Gesetzgeber be- 
stimmten Worten beigelegten Sinn desselben. 

Wenn man nun zugesteht, dass die ständischen Ver- 
handlungen ohne Frage zu den werthvollsten Beweismitteln 
gehören, die wir überhaupt besitzen, — und dies ist offen- 


14) Allerdings ist hier bei Krug eine gewisse Inconsequenz im 
Ausdrucke bemerkbar. Allein wenn er anfänglich bei seiner Kritik der 
Savigny’schen Ansicht (Grundsätze $. 115.) dazu gelangt, nur einen 
Beweisgrund, den »Grund des Gesetzes« anzunehmen und erst nach- 
träglich die »directen Erklärungen« als zweite »Erkenntnissquelle«e und 
nur dem Wortlaute nach nicht als zweiten Beweisgrund für den zu 
beweisenden Willen des Gesetzgebers hinzufügt, so darf die Ansicht 
Krug’s der Sache nach gewiss kürzer so ausgedrückt werden, wie es 
von uns im Texte geschehen ist. 

Von selbst versteht sich auch, dass unter den »directen Erklärungen 
des Gesetzgebers« einerseits nicht selbst zum Gesetz gewordene, anderer- 
seits (wie Krug noch besonders ausgeführt hat) nur gleichzeitige 
d. h. während der förmlichen Entstehungsgeschichte des Gesetzes aus- 
gesprochene, mit dieser in unmittelbarer Beziehung stehende Erklä- 
rungen zu begreifen sind. 
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bar die allgemeine Ansicht — so ist es nichts, als eine 
sehr einfache Consequenz derselben, dass auch in ihnen 
zwei grosse Massen unterschieden werden müssen: directe 
Erklärungen über den Sinn des Gesetzes, die in ihnen ent- 
halten sind, und Nachrichten über den Grund des Gesetzes, 
die ratio legis. Erstere sind Hülfsmittel der rein histori- 
schen, letztere der logischen Auslegung im engsten Sinne. 

Dabei darf uns nicht irre führen, dass gewöhnlich eine 
gewisse Classe von Willensäusserungen zu den Motiven 
gezogen, ja geradezu mit ihnen vermengt wird, die ihrem 
Wesen nach zu den directen Erklärungen über den Sinn 
des Gesetzes gehört: die Redactions- oder Fassungsgründe. 
Auch Mohl war früher durch die Form verführt worden, 
ganz allgemein von den Motiven Dinge zu behaupten, die 
nur für die Redactionsgründe zu rechtfertigen waren. Erst 
in seiner späteren Bearbeitung hat er die Unterscheidung 
Krug’s der Sache nach (s. oben $. 20, 1) anerkannt, sich 
aber nicht bewogen gefunden, dieselbe auch äusserlich 
durch Abtrennung der Redactionsgründe von den Motiven 
hervortreten zu lassen. 

Was das Verhältniss der soeben dargelegten Unter- 
scheidung zu der sonstigen Eintheilung Mohl’s anlangt, 
so ordnen sich die sämmtlichen Nummern 2 bis 5 bei Mohl 
(von ihm selbst b—e bezeichnet) leicht unserem Titel „di- 
recte Erklärungen“ bezw. dem zu machenden besonderen 
Abschnitt desselben über die -Redactionsgründe unter. 


8. 22. 


Von den wenigen allgemeinen Regeln, welche 
Krug für die Benutzung der bei der Gesetzesauslegung 
überhaupt in Frage kommenden Beweismittel aufgestellt 
hat, ist im Grunde nur eine für uns von Bedeutung. Es 
ist eine beherzigenswerthe Warnung vor einer Ueber- 
schätzung solcher Beweismittel ausser dem Gesetz. 

Alle diese Beweismittel besitzen ihrer Form nach, in 
unserem Falle namentlich auch die Landtagsacten und steno- 
graphischen Berichte, nicht schon an sich die gleiche 
Authenticität, wie die Gesetze selbst. Hieran knüpft 
sich zunächst ein Vorzug der Landtagsacten vor den 
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stenographischen Mittheilungen. „Denn“, sagt Krug mit 
Recht, „jene enthalten officielle Documente (im strengsten 
Sinne des Wortes) über jene Verhandlungen und haben 
daher in der That eine Authenticität, welche der des Ge- 
setzes sehr nahe kommt. Aber auch den (stenographischen) 
Mittheilungen vom Landtage steht eine gewisse Authenticität 
zur Seite, da sie unter ‘Aufsicht und Controle der Stände 
und der Regierung redigirt werden. Sie haben daher ihrer- 
seits wieder vor andern historischen Nachrichten z. B. 
Zeitungsnachrichten den Vorzug. Wenn sie dagegen hin- 
sichtlich ihrer fogmellen Glaubwürdigkeit den Landtags- 
acten und namentlich den darin enthaltenen Protokollen 
(s. über deren besondere Bedeutung auch $. 29.) nachstehen, 
so haben sie andererseits den materiellen Vorzug der 
grösseren Ausführlichkeit und dieser kann leicht auch auf 
die Glaubwürdigkeit Einfluss gewinnen, indem der Sinn der 
verzeichneten Reden durch Abkürzung, wie sie in den 
Protokollen nöthig ist (von eigentlichen Missverständnissen 
ganz zu schweigen) leicht entstellt werden kann. Auf der 
andern Seite ist freilich auch der Ausführlichkeit der Mit- 
theilungen nicht immer zu trauen, da sie durch nachträg- 
liche Correcturen herbeigeführt sein kann. Tritt daher ein 
Widerspruch zwischen diesen beiden Quellen hervor, so 
kann keine derselben unbedingt vor der andern ent- 
scheiden, vielmehr muss der ganze Gang der Verhandlung 
mit andern historischen Nachrichten zusammengehalten, zur 
Lösung des Widerspruchs benutzt oder die Benutzung der 
widersprechenden Nachrichten ganz aufgegeben werden.“ 
Steht dagegen, wie dies häufig vorkommen wird und muss, 
dem Ausleger nur eines oder das andere der beiden ge- 
nannten Hauptbeweismittel zu Gebote, so wird er für seine 
Auslegung auf Grund desselben zwar immerhin die Aner- 
kennung der Wahrscheinlichkeit fordern dürfen, die 
im Mangel vollständiger Gewissheit auch die Nothwendig- 
keit der praktischen Verwendung in sich schliesst, zugleich 
aber auch die Möglichkeit eines Gegenbeweises in Rech- 
nung bringen müssen. 

Fasst die vorstehende Bemerkung so ziemlich Alles 
zusammen, was im Allgemeinen über die Bedingungen ge- 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 12 
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sagt werden kann, unter welchen das durch die äusseren 
historischen Quellen der Auslegung gegebene d. h. in Land- 
tagsacten, stenographischen und sonstigen Mittheilungen 
enthaltene Verhandlungsmaterial auch wirklich als 'I'hat- 
bestand der fraglichen ständischen Verhandlungen ange- 
sehen werden kann, so kann andererseits über die daraus 
zu entnehmenden Beweisgründe selbst, d. h. für die Be- 
antwortung der Frage, unter welchen Voraussetzungen die 
darin zu findenden directen Erklärungen über den Sinn 
des Gesetzes auch thatsächlich als Erklärungen des Ge- 
setzgebers, die angeführten Gegetzesgründe auch 
als wirkliche Gründe des Gesetzes betrachtet werden 
dürfen, keine allgemeine Regel aufgestellt werden. Viel- 
mehr bedingt das eigenthümliche Wesen dieser zwei Klassen 
von ständischen Auslassungen auch ganz verschiedene 
Grundsätze über ihre Benutzung bei der Interpretation. 


AA. Directe Erklärungen über den Sinn des Gesetzes. 
(Krug, Grundsätze $. 13. 8. 123 ff.) 


S. 23. 


Grundregel für ihre Beurtheilung ist: sie liefern 
einen vollen Beweis für den Willen des Gesetzgebers nur 
dann, wenn sie wirklich als Aussprüche des Gesetzgebers, 
die nur der Gesetzesform entbehren, betrachtet werden 
können, d. h. also, wenn das materielle Einver- 
ständniss sämmtlicher Gesetzgebungsfactoren 
vorhanden ist. 

Dieser oberste Satz ist im Grunde von Niemand be- 
stritten worden; es fragt sich nur: wenn haben wir ein 
solches Einverständniss anzunehmen ? — Selbstverständlich, 
wenn die Zustimmung aller Factoren ausdrücklich erfolgt. 
Eine solche findet aber regelmässig nur dann statt, wenn es 
sich darum handelt, ob etwas wirklicher Theil des später 
zu publicirenden Gesetzes selbst werden soll oder nicht, 
gemeiniglich aber nicht über blosse Sinneserklärungen. 

Wir sind also aufstillschweigende Zustimmungs- 
erklärungen angewiesen. Dass solche bei juristischen Per- 
sonen nicht möglich, ist bereits bei der Kritik von Schaff- 
rath’s Ansicht hierüber widerlegt worden. Sie sind vielmehr, 
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wie ganz allgemein jede stillschweigende Willenserklärung 
für den Fall anzunehmen, dass das betreffende Subject ver- 
pflichtet war, die Erklärungen eines Andern zu beachten 
und im Fall anderer Ansicht sich über sie zu äussern. 

Hiernach hat Krug drei Erfordernisse der vollen Be- 
weiskraft aufgestellt, von denen das erste lautet: 

Die Erklärung muss von einer hiezu com- 
petenten Person herrühren. 

In Bezug auf diese Voraussetzung an und für sich, 
sowie darüber, dass die drei Gosotsgebungsfaetoren 
selbst zur Erklärung je ihrer eigenen (oder was das- 
selbe ist, der von ihnen zu eigen gemachten) Vorlagen 
schlechterdings competent zu achten sind, herrscht nicht 
nur zwischen Krug und Mohl, sondern auch zwischen 
Wächter, Schletter und Mittermaier volle Ueber- 
einstimmung. Wenn Krug dieser Competenz der Regie- 
rung und der Kammern selbst keine besondere Besprechung 
widmete, so that er dies sicherlich nur, weil er eine solche 
für überflüssig hielt. Und in der That durfte er dies um 
so mehr, je klarer er eine bereits gleichweitreichende Com- 
petenz einerseits der Regierung commissäre, anderer- 
seits der Kammerdeputationen nachwies. Denn dass 
ein ausdrücklich zum Zwecke der Sinneserklärung an die 
Kammer gelangtes Regierungsdecret mit den Erklärungen 
der Regierungscommissäre zum Mindesten in gleicher, im 
Fall des Widerspruchs in erster Linie steht, das begreift 
sich ebenso leicht, wie die andere Thatsache, dass einem 
ausdr ücklichen Kammerbeschlusse darüber, in welchem 
Sinne die Kammer den Antrag einer ihrer Commissionen 
oder eines einzelnen Mitgliedes angenommen, zu ihrem 
eigenen gemacht habe, sofern er nur rechtzeitig, d.h. vor 
der officiellen Mittheilung des Hauptbeschlusses an die 
andere Kammer zu Stande gekommen oder doch wenig- 
stens vor der Beschlussfassung. der letztern gefasst und 
communicirt worden ist, nicht geringere Wirkung beige- 
messen werden kann, als den Erklärungen der Kammer- 
deputationen !°). j 
15) Dass hiermit noch nicht gesagt ist, dass die Kammer einen 
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Gleich zweifellos und allgemein angenommen ist auf 
der andern Seite der Grundsatz, dass die einzelnen Kammer- 
mitglieder zu Erklärungen über den Sinn des Regierungs- 
entwurfs oder nicht von ihnen selbst gestellter Amendements 
niemals competent sind. 

Nach alledem hat Krug in der Hauptsache Recht, 
wenn er seine Aufgabe auf die dreitheilige Frage zurück- 
führt: Wie verhält es sich mit der Competenz 

a) der Regierungscommissäre ? 

b) der ständischen Deputationen ? 

c) der einzelnen Antragsteller ? 

Nur einen Punkt hätte er wohl noch besonders be- 
handeln können, wir meinen die Competenz jedes einzelnen 
der drei Gesetzgebungsfactoren zu Erklärungen über den 
Sinn der von einem andern Factor gemachten Vorlagen. 
Indessen lässt sich auch dieser Gegenstand verhältnissmässig 
leicht auf zwei von Krug selbst gegebene und im Laufe 
dieser Darstellung ebenfalls noch besonders zu rechtferti- 
gende Grundsätze zurückführen. Hat nämlich derjenige 
Factor der Gesetzgebung, von welchem die Vorlage aus- 
ging, sich über den Sinn derselben ausdrücklich erklärt, 
so dass diese Erklärung (vgl. $. 24. ff.) als integrirender 
Theil der Vorlage zu betrachten ist, so muss folgerichtig 
und dem parlamentarischen Gebrauche entsprechend jeder 
andere Factor für verpflichtet erachtet werden, ent- 
weder die Vorlage in dem von dem Träger der Initiative 


Commissionsantrag bei Gelegenheit seiner Annahme einfach nach ihrem 
Belieben interpretiren dürfe, dass vielmehr eine unveränderte Annahme 
desselben verbunden mit einer Erläuterung, die die Erklärungen der 
Commissäre ausschliessen soll, zum Mindesten völlig formwidrig sein 
würde, darüber s. 8.25. Dagegen wird sich kaum leugnen lassen, dass 
eine nach Annahme des Antrags z. B. auf Anfrage der andern Kam- 
mer erfolgte directe Erklärung über den Sinn des Antrags durch aus- 
drücklichen Kammerbeschluss die Bedeutung der vorausgegangenen 
etwa widersprechenden Deputationserklärung aufheben muss. Dies. 
aber nicht darum, weil dieselbe überhaupt nicht von der fraglichen 
Kammer mitangenommen worden ist, sondern nur darum, weil der 
zweite, nachfolgende Kammerbeschluss als eine Art authentischer 
Interpretation des ersten aufzufassen, dieser also selbst theilweise 
durch jenen geändert oder ersetzt worden ist. 
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bezeichneten Sinne schlechthin anzunehmen oder, so- 
fern er nicht dieselbe im Ganzen verwirft, eine Textän- 
derung vorzuschlagen, d. h. in soweit diese reicht, eine 
neue Vorlage zu machen. So weit dagegen der als Urheber 
der Vorlage zu betrachtende Factor sich besonderer directer 
Sinneserklärungen enthalten hat, werden allerdings die an- 
dern beiden Factoren zu solchen z. B. in Form von Be- 
dingungen der Zustimmung nicht für schlechthin incompe- 
tent erachtet werden dürfen. Allein wirklich bindende Kraft 
kann derartigen Erklärungen nach der Grundregel von dem 
"Einverständnisse aller drei Factoren (s. oben und 8. 29.) nur 
dann beigelegt werden, wenn demjenigen Factor, von dem 
die Vorlage ausgegangen, nochmals in genügender Weise 
(8. 29.) Gelegenheit gegeben wird, sich über Vorlage und 
Erklärung zusammen zu äussern. Geschieht dies aber, so 
liegt dann die Sache genau so, als wenn der speciell er- 
klärte Theil der Vorlage von dem erklärenden Factor 
selbst herrührte. Das will sagen: man hat streng genommen 
die Competenz der Gesetzgebungsfactoren selbst 
ebenfalls auf Erklärung der eigenen (oder zu eigen ge- 
machten) Vorlagen und der zu eigen gemachten 
Theile fremder Vorlagen zu beschränken. 


8. 24. 


Was demnächst die Competenz der Regierungs 
commissäre anlangt, so sind wenigstens Mohl (vgl. 
oben $. 20. 3.) und Krug hierin ganz derselben Ansicht. 
„Dem Zwecke ihrer Abordnung gemäss, über die Gesetzes- 
vorlage, und zwar Einer für Alle, Alle für Einen, die er- 
forderlichen Erläuterungen zu geben und zugleich vorläufig 
im Namen der Regierung über vorkommende ständische 
Anträge sich zu erklären, diesem Zwecke gemäss“, sagt 
Krug mit Recht, „müssen ihre Aeusserungen, so lange 
sie nicht von ihnen selbst oder höhern Orts (und zwar 
rechtzeitig, dürfen wir hinzufügen) widerrufen werden, . 
als Aeusserungen der Regierung selbst betrachtet werden.“ 

Die Bedenken Mittermaier’s hiergegen haben be- 
reits oben $. 17., sowie vor Allem durch die Kritik Mohl’s 
ihre Erledigung bezw. Widerlegung gefunden. Nur insofern 
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verdienen sie hier noch eine gewisse Beachtung, als sie zur 
Vorsicht mahnen. Wir dürfen nämlich nicht jedweder 
Aeusserung eines Regierungscommissärs die erwähnte Be- 
deutung zuschreiben, sondern nur denen, die auch die unter 
Nr. 2. und 3. (88. 27. 28.) näher zu charakterisirende Be- 
schaffenheit haben. Sind aber diese Forderungen erfüllt, 
so muss dann auch eine solche Erklärung darüber, in wel- 
chem Sinne eine von der Regierung gemachte Vorlage 
oder ein von ihr adoptirter Antrag verstanden werde, mit 
Krug als ein integrirender Theil der Vorlage (des Antrags) 
selbst betrachtet werden. Denn was ist sie anderes, als 
ein bestimmteres Hervorheben dessen, was als materiell 
dem zur ausdrücklichen Beschlussfassung vorgelegten Texte 
selbst innewohnend aufzufassen, also zugleich als nothwen- 
dige Bedingung für die Geschlossenheit desselben anzu- 
sehen ist ? 

Gesteht man aber dies zu, so gibt es für die Factoren, 
denen die Vorlage gemacht wird, consequenterweise nur 
zwei Möglichkeiten (vgl. $. 23. a. E.): Entweder sie 
nehmen die Vorlage selbst ganz oder theilweise nicht an; 
— dann fallen innerhalb dieses Bereichs auch die directen 
Erklärungen der Regierungscommissäre; denn die vielleicht 
gestellten und angenommenen Amendements können un- 
möglich aus ihnen ausgelegt werden. Oder sie nehmen 
die Vorlage oder doch die fragliche Stelle durchaus an; 
dann müssen aber auch nothwendig die gegebenen Erklä- 
rungen als mitbeachtet und mitangenommen gelten. Es ist 
im letztern Falle sogar völlig gleichgültig, ob hinsichtlich 
derselben die Kammer sich ganz stillschweigend verhalten, 
oder widersprochen, oder — im Widerspruch mit der Ge- 
schäftsordnung — einen Beschluss im entgegengesetzten 
Sinne, jedoch ohne gleichzeitige Verwerfung oder Aende- 
rung des vorgelegten Textes gefasst habe. Denn ist eine 
Erklärung des Sinnes der Vorlage wirklich, wie nachge- 
wiesen, als inhärirender Bestandtheil der letzteren aufzu- 
fassen, so kann sie wohl von dem Theil, der gerade die 
Initiative hat, so lange es noch zu keinem Beschlusse über 
die Annahme gekommen ist, zurückgezogen und dadurch 
als nicht mehr zur Vorlage gehörig bezeichnet, von der 
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andern Seite aber nur durch Aenderung dieser letztern 
selbst verworfen werden. - Dass insbesondere auch eine 
Protestation gegen eine solche Erklärung in der ständischen 
Schrift, jedoch nach unveränderter Annahme der Vorlage, 
als protestatio facto contraria, mit Krug als wirkungslos 
und unbeachtlich anzusehen wäre, versteht sich nach dem 
Gesagten von selbst. j 


8. 25. 


Auch die ständischen Deputationen sind an 
zweiter Stelle von Krug als competent zu Erklärungen 
über den Sinn des Entwurfs sowohl, als ihrer Aenderungs- 
vorschläge bezeichnet worden. Mohl andererseits leugnet, 
wie wir bereits oben gesehen, eine solche Competenz oder 
mit andern Worten ausgedrückt die Bedeutung der Sinnes- 
erklärungen nur genannter Art ohne besondere Zustim- 
mung der Kammer (wenigstens im Texte seiner Darstellung) 
völlig. 

Hierüber ist Folgendes zu bemerken. Dass jene be- 
stimmte Art von directen Erklärungen, die Mohl allen an- 
dern vorausnimmt, d. h. „ausdrückliche Bedingungen 
einer Zustimmung“, nicht für eine ständische Deputation 
als einen bloss berathenden Factor sich schicken, versteht 
sich von selbst. Dagegen hat Mohl sich vergeblich be- 
müht, einen triftigen allgemeinen Grund gegen die hohe 
Bedeutung derjenigen Deputationserklärungen über den 
Sinn der von ihnen zu berathenden Entwürfe und nament- 
lich der von ihnen dazu gestellten Amendements aufzufinden, 
die nicht schon an sich durch die Natur ihrer Stellung und 
Aufgabe ausgeschlossen sind. Wenn er neuerdings (dem 
Wortlaute nach) nur Erklärungen solcher physischer oder 
moralischer Personen beachten will, die „zu Erklärungen 
über den Sinn des Gesetzgebers zuständig“ seien, so ist 
darauf einfach zu erwidern, dass es solche Personen gar 
nicht gibt. Denn auch der einzelne Gesetzgebungsfactor 
z. B. die Regierung ist noch nicht der Gesetzgeber selbst, 
kann also auch nicht beanspruchen, mit ihren Aussprüchen 
den Sinn des Gesetzgebers selbst aussprechen zu können, 
sondern stets nur darauf hinarbeiten, dass ihre eigenen 
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Aussprüche durch Zustimmung der andern Factoren Aus- 
sprüche des Gesetzgebers werden. Wollte Mohl da- 
gegen mit seinem Satze weiter nichts sagen, als dass die 
betreffende physische oder moralische Person einen so wesent- 
lichen Einfluss bei der Bestimmung der Gesetze, einen so 
wesentlichen Antheil an der Gesetzgebung haben müsse, 
dass die Gesetzgebungsfactoren verpflichtet erscheinen, ihre 
Erklärungen zu beachten, sofern nur letztere zu ihrer offhi- 
ciellen Kenntniss gelangen, — eine Auffassung, wie sie 
Mohl früher zum Theil wirklich ausgesprochen hat, — so 
begreift man wohl, warum er die einzelnen Antragsteller 
ausschliesst, aber durchaus nicht, warum zugleich die stän- 
dischen Commissionen. Denn dass diesen eine bedeutende, 
ja ganz wesentliche Einwirkung auf das Zustandekommen 
der Gesetze im Ganzen sowohl, als vorzüglich im Einzelnen 
durch die parlamentarische Praxis und, was noch mehr ist, 
durch ausdrücklicke Bestimmungen der Geschäftsordnungen 
eingeräumt zu sein pflegt, lässt sich doch schlechterdings 
nicht ableugnen. Die Deputationen werden von den Stän- 
den selbst gewählt und zwar nicht nur um die Regierungs- 
vorlagen und sonstige von der Kammer an sie verwiesene 
Anträge zu berathen, deren Annahme oder Verwerfung zu 
beantragen oder selbstständig an Stelle der von ihnen ge- 
missbilligten Bestimmungen Aenderungen in Vorschlag zu 
bringen, sondern auch dazu, durch ihre Erläuterungen 
der Regierungsentwürfe, sowie ihrer eigenen Vorschläge 
der Kammer eine sichere Grundlage für deren Beurtheilung 
und für die demgemäss zu fassenden Beschlüsse zu bereiten. 
Will man trotzdem behaupten, selbst für den Gesetzgebungs- 
factor, der die Commission zu dem nur gedachten Zwecke 
bestellt, sei keine der von ihr ausgehenden Erklärungen, 
auch wenn sie vollkommen den später sub. 2 und 3. aus- 
zuführenden Anforderungen entsprechen, von der Wichtig- 
keit, dass derselbe als rechtlich verbunden anzusehen wäre, 
sich im Falle der Missbilligung über sie zu äussern, so 
heisst dies geradezu den — wenigstens der Regel nach — 
materiell werthvollsten Theil aller ständischen Arbeit und 
Thätigkeit zu einem blossen Possenspiel herabdrücken. Ge- 
steht man auf der andern Seite zu, dass in der Annahme 
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der Deputationsvorschläge selbst oder wenigstens einer ge- 
wissen Klasse solcher Vorschläge (s. unten) Seitens der 
bezüglichen Kammer zugleich eine stillschweigende Zustim- 
mung zu den dazu von der Deputation gegebenen directen 
Sinneserklärungen erblickt werden dürfe, — höchstens mit 
Ausnahme der durch ausdrücklichen Kammerbeschluss zurück- 
gewiesenen, — so bedarf es auch keiner weiteren Ausführung, 
dass von diesem Momente an diese Deputationserklärungen 
für die andern Gesetzgebungsfactoren, sofern sie nur über- 
haupt (s. unten $. 29) zu ihrer officiellen Kenntniss kommen, 
ganz dasselbe Gewicht haben, als wenn sie von der betref- 
fenden Kammer besonders beschlossen worden wären. 

Am allerwenigsten kann die verpflichtende Kraft der- 
jenigen Deputationserklärungen bezweifelt werden, welche 
den Sinn der selbstständigen Deputationsanträge oder Amen- 
dements betreffen. Dies gesteht im Grunde Mohl selbst 
indirect zu, wenn er in einer Anmerkung (Staatsr., Völker- 
recht etc. I. S. 137) Krug den Vorwurf macht, dass er 
nicht genug zwischen diesen Erklärungen und denen zum 
Regierungsentwurfe unterscheide. Denn indem er aus- 
schliesslich gegen dje zweite Art polemisirt, tritt zugleich 
ganz deutlich hervor, dass Alles das, was er an jener ver- 
misst, für die erstere Art wirklich vorhanden ist. Hier 
bildet wirklich die Deputationserklärung einen integriren- 
den Bestandtheil der Vorlage (des Amendements) selbst; 
eine Verwerfung erscheint also auch folgerichtig nur mög- 
lich durch (neue) Amendirung. 

Diese ihre Stellung als Bestandtheil des Commis- 
sions-Amendements verändert sich auch offenbar dadurch 
nicht, dass die Regierungscommissäre der Erklärung bei- 
stimmen, wie man aus Krug’s Bemerkung: „wider- 
sprechen Letztere (die Regierungscommissäre) nicht, so ist 
es so gut, als wäre die Erklärung von ihnen selbst aus- 
gegangen“ wohl schliessen könnte. Nur versteht sich ge- 
rade in Uebereinstimmung mit dem vorher Gesagten von 
selbst, , dass eine Adoption des Commissions- Amende- 
ments Seitens der Regierung zugleich eine Adoption der 
dazu gehörigen Commissions-Erklärung in sich schliesst, 
während zu directen Erklärungen über den Sinn eines der- 
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artigen Amendements als eines fremden, noch nicht 
adoptirten, die Regierungscommissäre an und für sich nie- 
mals competent erachtet werden können. Selbst der öfters 
vorkommende Fall, dass die Regierung erklärt, sie könne 
einen Deputationsvorschlag nur in einem bestimmten von 
ihr angegebenen Sinne annehmen, steht hiermit höch- 
stens auf den ersten Anschein im Widerspruch. Accep- 
tirt nämlich die Deputation die von der Regierung ge- 
gebene Erklärung, wozu ihr Stillschweigen genügt, so wird 
dieselbe allerdings in der Folge ebenfalls als Bestandtheil 
des betreffenden officiellen Deputationsantrags, bez. Amen- 
dements Seitens der Kammern Beachtung finden müssen; 
aber nicht, weil diese Bedingung von der Regierung aus- 
ging, sondern umgekehrt weil die Deputation sie zu ihrer 
Erklärung ihres Antrags gemacht hatte. So frappant dies 
Manchem klingen mag, so deutlich erhellt dies aus der 
Betrachtung des entgegengesetzten Falles. Dass insbeson- 
dere eine Regierungserklärung gedachter Art, die sich ge- 
radezu als Gegensatz einer speciellen Deputationserklärung 
über den Sinn ihres Amendements (oder sonst selbststän- 
digen Antrags) darstellt, eine Formwidrigkeit involviren 
würde, bedarf wohl keines Beweises. Ich behaupte jedoch 
weiter, dass selbst eine nachträglich Seitens der De- 
putation erfolgte Zurückweisung der Regierungserklärung, 
wohlverstanden nicht als eine Bedingung für das Zustande- 
kommen des etwa in Frage befangenen Gesetzes überhaupt, 
sondern nur als Erläuterung des Deputations-Amendements, 
die Wirkung haben muss, dass die Abstimmung über das 
letztere, falls die Deputation darauf besteht, nur als in 
ihrem Sinne vollzogen d. h. das Amendement entweder 
als in ihrem Sinne angenommen oder verworfen zu gelten 
hat. Und zwar einfach darum, weil andernfalls die Regie- 
rung für berechtigt gelten müsste, schon die Abstim- 
mung über ihr nur halb und halb genehme Anträge der 
ständischen Commissionen unmöglich zu machen und damit 
diese nach Belieben lahm zu legen. 

Mit einem Worte: die Bedeutung der Depu- 
tationserklärungen über den Sinn ihrer cige- 
nen Aenderungsvorschläge und sonstigen An- 


A, — ar. 
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träge beruht auf dem den Deputationen als 
solchen schlechthin zustehenden Rechte, die 
Abstimmung über letztere fordern zu dürfen. 
Nur aus diesem Rechte — aus ihm aber auch unbedingt 
— folgt die Regel, dass die fraglichen Anträge nur als in 
dem Sinne zur Abstimmung gebracht angesehen werden 
können und müssen, in welchem sie laut gleichzeitiger be- 
sonderer Erläuterung ihrer Urheber gestellt worden sind. 

Ganz anders liegt die Sache in Bezug auf die Erklä- 
rungen einer Commission über den Sinn der Regierungs- 
vorlagen. Von einer nothwendigen inneren Beziehung 
zwischen dem erklärenden Subject und der der Erklärung 
bedürftigen Vorlage ist hier keine Rede. Die Erklärungen 
erscheinen daher auch keinesfalls unmittelbar als Bestand- 
theile der Vorlage; sie treten vielmehr äusserlich hinzu 
als Aussprüche dritter Personen darüber, in welchem Sinne 
sie eine fremde Vorlage auffassen. Bedeutung für die Ge- 
setzesauslegung erlangen sie nur dadurch, dass sie der 
Regierung selbst fortgesetzten Anlass geben, ihre Vorlagen 
zu erläutern. Lauten demzufolge die Erklärungen der 
Regierungsvertreter widersprechend, so fallen natürlich die 
der Deputation gänzlich zusammen. Lauten erstere einfach 
zustimmend, so sind letztere ganz so zu behandeln, als 
wenn sie unmittelbar von der Regierung ausgegangen wären. 
Dies gilt selbstverständlich auch von einer stillschweigend 
durch concludente Handlung ertheilten Zustimmung. Da- 
gegen darf man mit Mohl allerdings zweifeln, ob in diesem 
Falle schlechterdings jedes Stillschweigen der Regierung 
als Beistimmung aufzufassen ist. Zum Mindesten sind die 
dafür zu erbringenden Gründe von mehr nur moralischem 
als streng juridischem Gewicht. — : 

Wir haben in diesem ganzen $. schlechtweg von „Er- 
klärungen ständischer Deputationen“ gesprochen. Hierunter 
fallen, wie -wir zum Schluss noch bemerken wollen, nicht 
bloss die Erklärungen in den gedruckten Commissionsbe- 
berichten, sondern auch die im Namen der Commissionen 
abgegebenen Erklärungen der Referenten. Natürlich nur, 
sofern solche nachweisbar die später sub 2. und 3. auszu- 
führenden Erfordernisse besitzen; solchenfalls aber auch 
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unbedingt. Denn da die Referenten den Kammern gegen- 
über blosse Träger des Deputationswillens sein sollen, 
sind sie auch so lange als solche zu betrachten, als sie sich 
demgemäss geriren und die etwaigen Ueberschreitungen 
ihrer Specialvollmacht nicht von der Deputation selbst corri- 
girt werden. 


8. 26. 


An dritter Stelle führt Krug als in gewissem 
Grade competent noch den einzelnen Antragsteller an, 
natürlich nur zur Erläuterung seines eigenen Antrags. 
Mohl will von einer solchen Competenz nichts wissen, 
wenn nicht sonst nachweisbar die Erläuterung von der 
Kammer angenommen werde, während Wächter auch 
den Erklärungen des einzelnen Antragstellers eine sehr 
ausgedehnte Bedeutung anweist. 

Die Ansicht Krug’s, der hier die richtige Mitte ge- 
halten, ist, einschliesslich seiner Motivirung, kurz folgende: 

Der einzelne Antragsteller hat nur in dem einen 
Falle das Recht, eine Erklärung der Kammer und der 
Regierung über seinen Vorschlag zu verlangen, wenn 
er von einer gewissen Anzahl von Kammermitgliedern 
unterstützt wird. Durch die Unterstützung wird das Amen- 
dement (der Antrag) nun allerdings Eigenthum der Kammer, 
aber durchaus nicht nothwendig !in dem Sinne, den der 
Antragsteller damit verband, da ja schon der Beitritt der 
unterstützenden Kammermitglieder zu dem allemal noch 
unerläuterten Amendement in einem ganz verschiedenen 
Sinne erfolgt sein konnte. Folgerecht kann auch der An- 
tragsteller nun nicht berechtigt sein, in Folge etwa entstan- 
dener Zweifel dem Antrag einen für die Beschlussfassung 
der Kaınmer massgebenden Sinn beizulegen, ausgenommen 
wenn er vom Referenten der gerade in Thätigkeit befind- 
lichen Commission, oder vom Regierungscommissär, oder 
endlich auf Antrag eines Kammermitglieds vom Präsidenten 
zur Erläuterung seines Antrags aufgefordert wurde. Durch 
diese äussere Aufforderung, die bei Nichtwiderspruch der 
Kammer wohl als eine von dieser selbst ertheilte Autori- 
sation angesehen werden darf, erhält er in Betreff seines 
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Antrags für diesen besonderen Fall ungefähr dieselbe Stel- 
lung, wie die ständischen Deputationen sie hinsichtlich ihrer 
Amendements ganz allgemein besitzen. Ohne eine solche 
dagegen kann selbst aus der ausdrücklichen Beistimmung 
einer grossen Anzahl von Kammermitgliedern und dem 
Stillschweigen der Uebrigen nur eine thatsächliche Ver- 
muthung abgeleitet werden, dass die ganze Kammer damit 
einverstanden war. Dies ist aber lediglich quaestio facti 
und darum unmöglich nach von vorn herein zu bestimmen- 


den Regeln zu entscheiden. (Vgl. jedoch $. 31. i. A.) 


8. 27. 


Die zweite allgemeine Voraussetzung Krug’s 
für die Beweisfähigkeit einer directen Erklärung über den 
Sinn einer Gesetzesstelle ist 

die vorbedachte und beharrliche Absicht, 
eine einflussreiche Erläuterung des Gesetzes zu geben. 

Der Mangel einer solchen Bestimmung, auch abgesehen 
von der Vermischung von directen Erklärungen und Mo- 
tiven, ist es namentlich, der die Theorie Wächter’s und 
Schletter’s als unter Umständen sehr bedenklich erschei- 
nen lässt. Die ebenso extreme Zaghaftigkeit Mitter- 
maier’s ist schon von Mohl in die rechten Schranken 
zurückgewiesen worden. 

Ein ganz sicheres Kriterium freilich für die Ernstlich- 
keit und Wohlüberlegtheit von Willenserklärungen, wie sie 
hier in Frage kommen, lässt sich nicht geben. Daher finden 
wir auch bei Krug und Mohl neben der allgemeinen 
Regel nur Andeutungen, aber namentlich bei Krug sehr 
beachtenswerthe. Derselbe führt zunächst aus, dass bei 
denjenigen Erläuterungen der Regierungscommissäre, welche 
in den Deputationssitzungen abgegeben und in dem Be- 
richte nebst dem Deputationsgutachten den Kammern 
vorgelegt worden sind, jene „vorbedachte und beharrliche 
Absicht“ nicht bezweifelt werden kann. Dasselbe. wird 
nach unsern eigenen Erörterungen bei den Deputations- 
erklärungen zu gelten haben, die als Erklärungen über den 
Sinn der Deputations-Amendements dem Berichte ?°) ein- 


16) Ob der Bericht gedruckt erscheint, oder mündlich gegeben wird, 
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verleibt wurden. Weit schwieriger sind in dieser Beziehung 
die im Laufe der Debatten abgegebenen Erklärungen der 
Regierungscommissäre und Referenten (s. oben $. 25. u. f.) 
zu beurtheilen. Doch hat hier Krug wohl mit Recht die 
juristische Präsumtion jener Absicht und consequent daher 
auch eines massgebenden Einverständnisses der Factoren 
auf solche Erklärungen beschränkt, welche auf ausdrück- 
liche Anfrage oder zu Beseitigung eines besonders erhobe- 
nen Zweifels als Auskunft über den Sinn des (Gesetzes 
gegeben sind. Damit ist der Beweis bei andern Erklä- 
rungen Niemandem benommen; der Autor hat aber jedenfalls 
wohlgethan, die Grenzen für die Annahme einer Rechtsver- 
muthung lieber etwas enger, als allzuweit zu ziehen. 


8. 28. 


Ein drittes nicht minder wichtiges allgemeines Er- 
forderniss, das Krug anführt, besteht darin, 

dass die Erklärung einen Gegenstand betreffen 
muss, der zur Berathung und Beschlussfassung 
wirklich vorliegt. 

Diese Voraussetzung umfasst zweierlei: 

1) Die Erklärung muss das gerade in der Discussion 
befangene Gesetz und zwar hier wiederum die gerade zur 
Berathung vorliegende Stelle betreffen. 

In Bezug auf die erstere Hälfte hat dies schon Wäch- 
ter ausgesprochen; dagegen hat sowohl er als Mohl die 
zweite Hälfte gar nicht besonders berührt. Dass aber eine 
solche Forderung völlig berechtigt ist, ergiebt sich aus den 
von Krug selbst angeführten Gründen mit Nothwendigkeit. 
Da nämlich eine Erklärung, die über den zur Berathung 
und Beschlussfassung speciell ausgesetzten Gegenstand hin- 
ausgeht, nicht selbst Gegenstand der Debatte werden darf, 
also nicht nur nicht beachtet werden muss, sondern nicht 
einmal beachtet werden kann, so kann selbstverständlich 


ist für die im Texte behandelte Frage wesentlich gleichgültig. Da- 
gegen hat freilich der gedruckte Bericht im Verhältnisse zu den proto- 
kollarischen und stenographischen Aufzeichnungen über den münd- 
lichen, und selbst vor dem spätern Drucke eines vom Referenten vor- 
gelesenen Berichts den Vorzug grösserer Authenticität. 
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auch nicht von einem stillschweigenden Einverständisse in 
Betreff derselben die Rede sein. Aus diesem Grunde ist 
auch die Erklärung, „dass sich etwas von selbst verstehe“, 
nur dann von bindender Bedeutung, wenn ausdrücklich. 
bemerkt wird, oder der Zusammenhang der Rede einzig _ 
und allein die Auffassung zulässt, dass dieses „etwas“ schon 
in den Worten der vorliegenden Stelle mitenthalten 
sei. (Vgl. übrigens unten $. 31.) 

Ebensowenig können natürlich 

2) Eingriffe in das Gebiet der Gesetzgebung selbst, 
der Wissenschaft und richterlichen Thätigkeit, wie sie als 
Erklärungen über mögliche rein analogische Anwendung 
einer Bestimmung, als Aufnahme einer rein wissenschaft- 
lichen Erörterung, endlich als Entscheidung von Beispielen 
wirklich in den ständischen Verhandlungen vorkommen, 
weder für die Fortbildung und Ergänzung des Rechts oder 
der Wissenschaft, noch für den Richter massgebend sein. 
(Vgl. auch Mohl a. a. O. S. 139. ff. und oben $. 20. 4.) 


8. 29. 

Zu einem vollen Beweise des gesetzgeberischen 
Willens durch directe Erklärungen desselben gehört end- 
lich noch viertens, 

dass die letztern nicht bloss von einem Factor dem 
zweiten, z. B. von der Regierung der einen Kammer 
mitgetheilt und von dieser stillschweigend genehmigt, son- 
dern dann auch in officieller Weise der andern Kammer 
als Grundlage ihrer Berathung vorgelegt worden sind. 

Ist dies aber geschehen, so begründet dann die un- 
veränderte Annahme des Gesetzes volles Einverständniss 
aller drei Factoren auch hinsichtlich der Erläuterung, und 
ist somit diese, wenn nachher das Gesetz ohne gültigen 
Widerruf der bezüglichen Erklärungen publicirt wird, als 
wahrer Wille des Gesetzgebers, wie solcher im Gesetze 
selbst nur seine eigenthümliche, äussere Form finden musste, 
vollkommen bindend. 

Hierin stimmen Mohl und Krug vollkommen überein. 
Dass ein so vollständiger Nachweis nur selten zu führen 
ist, thut der Theorie Beider selbst keinen Eintrag. Nur 
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so viel muss uns daraus klar werden, dass neben der 
Theorie, zumal wo solche auch für das complicirtere Zw ei- 
kammersystem berechnet ist, immer noch Raum genug 
bleibt für factische Fragen, dass daher auch Erklärungen 
über den Sinn einer Bestimmung, bei denen nicht alle An- 
forderungen, namentlich nicht die vierte erfüllt sind, doch 
von höchster Bedeutung sein können, wenn sich nur mit 
der nöthigen Wahrscheinlichkeit ein thatsächliches 
Einverständniss aller Gesetzgebungsfactoren darthun lässt. 
Zu weit gegangen ist es nur, wenn man (wie zum Theil 
Wächter) thatsächliche Vermuthungen zu ehe 
Präsumtionen erhebt. 


? 8. 30. = 

Wir schliessen unsere allgemeinen Erörterungen über 
die directen Erklärungen damit, dass wir, dem Ideengange 
Mohl’s und Krug’s folgend, noch einmal auf den Punkt 
zurückkommen, der den Gegenstand unseres ersten Ab- 
'schnittes A. (88. 4.—12.) bildete. Mohl hat nämlich so- 
wohl bei den Bedingungen einer Zustimmung, als bei den 
Erklärungen über den Sinn einer Bestimmung (in seiner 
engern Bedeutung) die Bemerkung hinzugefügt, dass sie 
selbst dem Wortlaute des Gesetzes vorgehen müssten. Sollte 
dies so viel heissen, dass sie auch den absolut widerspre- 
chenden Worten gegenüber zu befolgen seien, so käme 
der Autor hierdurch in Widerspruch mit seinem eigenen, 
oben (88. 9. ff.) von uns als richtig nachgewiesenen Grund- 
satze, dass das wirklich Publicirte die Schranke aller Aus- 
legung bilde. Soll dagegen dieser Widerspruch vermieden 
werden, so kann man die obige Behauptung nur in dem 
Sinne fassen, dass die Präsumtion, die im Wortlaute für 
eine bestimmte Auslegung liegt, so gross sie auch sein 
möge, doch dem Nachweis des wahren Willens des Gesetz- 
gebers weichen müsse, soweit sich derselbe nur irgend noch 
in dem Bekanntgemachten im Zusammenhange mit der ge- 
sammten übrigen Gesetzgebung auffinden lasse. Im Uebri- 
gen darf man sicher mit Krug sich getrösten, dass eine 
directe Erklärung, bei der alle obigen Voraussetzungen 
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(8. 22.—28.) zutreffen, kaum jemals mit dem Gesetzesworte 
völlig unvereinbar sein wird. 


8. 31. 


Die Redactionsgründe insbesondere. 
(Krug a. a. 0. $. 16. S. 166.—170.) . 

Unter Redactionsgründen verstehen wir mit Krug 
„Motivirungen, die sich darüber aussprechen, was mit einer 
in Vorschlag gebrachten Aenderung des Gesetzes (besser 
gesagt: des Gesetzentwurfes oder überhaupt irgend einer 
Vorlage) ausgedrückt werden soll.“ 

Man sieht schon hieraus, dass sie ihrem Wesen nach 
ganz mit den directen Erklärungen über den Sinn des Ge- 
setzes übereinstimmen. Ja wir dürfen, um sogleich die 
Stellung zu rechtfertigen, die wir ihnen hier angewiesen, 
dieselben umgekehrt als directe Erklärungen über den 
Sinn einer Aenderung bezeichnen, die nur, als in einem 
wirklichen Causalitätsverhältnisse mit derselben stehend, 
in der Form des Motives, mit andern Worten als Gründe 
der Aenderung oder überhaupt der besondern Wortfas- 
sung !7) auftreten. Hieraus ergiebt sich einmal, dass die 
Regeln für directe Erklärungen auch hier im Allgemeinen 
gelten müssen, also der Redactionsgrund auch in dasselbe 
Verhältniss zur betreffenden Aenderung tritt, wie die directe 
Erklärung der competenten Person zu ihrem Antrage, resp. 
zur Regierungsvorlage. Der Redactionsgrund erscheint als 
nothwendige innere Bedingung der Aenderung (der Wort- 


17) Die letztere Definition ist allerdings weiter als die Krug’- 
sche, insofern sie auch directe Erklärungen begreift, die von dem 
Träger der Initiative zu der ursprünglichen Vorlage in Form eines 
Motivs für den speciell gebrauchten sprachlichen Ausdruck gegeben 
werden. Und zwar verdankt die engere Begriffsbestimmung Krug’s 
ihren Ursprung offenbar seiner unten noch zu berührenden unrichtigen 
Ansicht über die in den Regierungsmotiven vorkommenden wahren 
Sinneserklärungen. Indessen ist es überflüssig, diesen Differenzpunkt 
mit Krug im Texte stark hervorzuheben, da uns, wie gesagt, alle 
Redactionsgründe nur als eine, nur sehr wenig eigenthümliche Abart 
der directen Erklärungen überhaupt gelten, und es zumal hinsichtlich 
der von der Regierung beigebrachten sachlich völlig gleichgültig ist, 
ob man sie hier oder dort besprechen will. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 13 
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fassung), als integrirender Bestandtheil der neuen Vorlage. 
Begreiflicherweise muss er aber dann auch, um für den 
Ausleger bindend zu sein, denselben Anforderungen ge- 
nügen, die für die directe Erklärung aufgestellt worden 
sind, soweit sie nicht etwa durch das besondere Causalitäts- 
verhältniss, das für den Fassungsgrund characteristisch ist, 
eine Modification erleiden. Dies Letztere ist nach Krug 
der Fall in Bezug auf die Competenz der einzelnen Antrag- 
steller.. Es bedarf nämlich hier, wie er wohl nicht mit 
Unrecht meint, nicht erst der oben verlangten besondern 
Autorisation Seitens eines der Gesetzgebungsfactoren selbst; 
sie liegt vielmehr schon in dem Berufe, einen Aenderungs- 
vorschlag zu begründen und zu specialisiren, eine Befug- 
niss, wie solche schon das Recht der Antragstellung selbst 
involvirt. — 

Auch die sonstigen praktischen Consequenzen dieser 
Auffassung der Redactionsgründe (im engern Sinne) ?®), 
als einer blossen Abart der directen Erklärungen ergeben 
sich in Uebereinstimmung mit Krug sehr leicht. Besteht 
nämlich die Aenderung in einem Zusatze oder in einer 
Modification, und sie wird angenommen ohne ein aus- 
drückliches Gegenamendement, so gilt sie einfach in dem 
Sinne des Redactionsgrundes für angenommen. Selbst eine 
ausdrückliche Erklärung gegen den Redactionsgrund kann 
nicht beachtet werden, wenn nicht darin zugleich eine Ver- 
werfung des beantragten Amendements selbst oder doch des 
gerade zur Abstimmung vorliegenden Theiles desselben liegt, 
wie sie aber natürlich nicht von Einzelnen, sondern nur 
durch einen ganzen Gesetzgebungsfactor geschehen kann. 
Eine solche Verwerfung schliesst jedoch andererseits eine 
Annahme derselben Worte als eines neuen Amendements 
nicht schlechthin aus, sofern dasselbe nur zu einer andern 
Stelle des Entwurfes, — dies verlangt die Form, — in an- 
derem Sinne gemacht und auf andere Redactionsgründe 
gestützt wird. 

Besteht dagegen die Aenderung darin, dass Worte 


18) Vgl. N. 17. ' Ueber die Redactionsgründe zu den ursprünglichen 
Vorlagen, insbes. in den Regierungsmotiven 8. $. 82. a. E. 


» 
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oder Sätze aus dem Gesetzentwurfe weggelassen worden 
sind, so muss man unterscheiden, ob der Grund davon 
Missbilligung des Inhalts war oder man sie nur für über- 
flüssig hielt, sie als sich von selbst verstehend be- 
trachtete. In ersterem Falle ist die Weglassung der be- 
treffenden Stelle ebenso gut als Billigung des Redactions- 
grundes zu betrachten, wie im Falle eines Zusatzes die An- 
nahme desselben. Der Redactionsgrund wird also auch für 
die Auslegung des Gesetzes massgebend,, er liefert gegen 
widersprechende Consequenzen, die sonst aus Gesetzesbe- 
stimmungen gezogen werden könnten, ein sicheres argu- 
 mentum a contrario.. (Vgl. Mohl a. a. O. S. 141. und 
oben $. 20. 5.) Im zweiten Falle hingegen ist der Re- 
dactionsgrund nur dann vun Bedeutung, wenn er sich be- 
stimmter in der $. 28. 1. angegebenen Weise darstellt; 
sonst verfällt er nothwendig dem daselbst ausgesprochenen 
Urtheile über derartige directe Erklärungen überhaupt. 
(Vgl. Mohla. a. O. S. 139 £.) 

Was endlich speciell die bindende Kraft derjenigen 
Redactionsgründe anlangt, die in der „ständischen Schrift“ 
ihre Stelle gefunden haben, so könnte man sich allerdings 
leicht verführen lassen, darum weil dieselbe die Erklä- 
rung der gesammten Ständeversammlung enthält, sowie in 
der Meinung, dass die Regierung ein Recht habe, sich an 
diese zu halten, diesen Redactionsgründen den unbe- 
dingten Vorzug vor allen andern zu geben. In der That 
haben sich denn Alle mit Ausnahme Krug’s auf diesen 
Standpunkt gestellt. Allein der Leztere hat, wie uns dünkt, _ 
mit vollem Rechte dagegen geltend gemacht, dass die stän- 
dische Schrift nur eine Wiederholung oder, besser gesagt, 
ein Auszug von dem in den Kammern Verhandelten und 
Beschlossenen sein soll, über den daher auch weiter gar 
keine eigentliche Discussion eröffnet, geschweige denn 
Amendirung gestattet oder im Detail abgestimmt wird. 
Eine Berichtigung dieses Auszuges aus den Originalquellen 
muss daher auch immer erlaubt sein, da es gegen alle bona 
fides sein würde, wenn die Regierung, die sich vorausge- 
setzten Falls unmöglich auf ihre Unbekanntschaft mit den 


letztern beziehen kann, die Erklärungen der ständischen 
18” 
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Schrift nicht in dem Sinne nehmen wollte, der ihnen nach 
den wirklichen einzelnen Kammerbeschlüssen ete. zukommt. 


BB. Gesetzesgründe, Motive im engern Sinne. 


8. 35. 
(Krug a. a. O. 8$. 14. ff. bes. $. 16. S. 171. ff.) 

Die ganzen bisherigen Erörterungen ($8. 32. fi.) haben 
als Basis den Satz, dass der massgebende Einfluss von 
directen Erklärungen incl. Redactionsgründen auf die Ge- 
setzesauslegung auf der rein thatsächlichen äusseren Ueber- 
einkunft der drei Factoren über den durch sie bestimmten 
Sinn des Gesetzes beruht. Es fragt sich nun, ob ein Glei- 
ches von der nach Krug’s Eintheilung ($. 21.) sich ergeben- 
den zweiten grossen Masse ständischen Verhandlungsmate- 
rials d. h. den darin zu findenden Aeusserungen und Nach- 
richten über den Grund oder vielleicht richtiger über die 
verschiedenen zusammenwirkenden Gründe und resp. 
Zwecke einer Gesetzesbestimmung behauptet werden dürfe. 

Die Meisten, Wächter an der Spitze haben, wie schon 
früher bemerkt, die qualitative Verschiedenheit der in 
den ständischen Verhandlungen vorkommenden Auslassungen 
überhaupt noch nicht anerkannt und unsere letzte Frage damit 
stillschweigend bejaht. Auch Mittermaier’s Bedenken in 
Bezug auf die Regierungs-Motive beruhen nicht eigentlich 
auf einer principiellen Differenz. Nur insofern sind sie 
von Werth, als sie, consequent durchgeführt, ebenfalls zu 
der von Krug gewonnenen Einsicht der Unmöglichkeit 
führen, hinsichtlich der in den Regierungsmotiven sowohl, 
als im Laufe der Verhandlungen beigebrachten Gesetzes- 
gründe oder Motive im engern Sinne eine äussere Ueber- 
einkunft nachzuweisen; sie müsste sich denn in aus- 
drücklicher Zustimmung aller Factoren zeigen, wie eine 
solche nur bei entschieden ordnungswidriger Handhabung 
der Geschäftsordnung denkbar wäre. 

Wenn man nämlich zugestehen muss, dass von irgend 
einer Seite angeführte Motive für den Inhalt einer Vorlage 
niemals Gegenstand der Verhandlung, der Debatte, ge- 
schweige denn der Abstimmung sind, dass ein Hereinziehen 
derselben in die eigentliche Discussion und vollends die 
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Verweigerung der Zustimmung wegen Differenz in der Be- 
gründung eines Gesetzentwurfes als völlig unparlamentarisch 
erscheint, so kann auch von einem stillschweigenden Ein- 
verständnisse der Gesetzgebungsfactoren über sie nicht 
die Rede sein. Dass aber die obigen Voraussetzungen zu- 
gegeben werden müssen, folgt ganz abgesehen von der 
ständischen Verhandlungspraxis schon aus dem Verhältnisse 
der Anführungen von (esetzesgründen zum Gesetze 
selbst. Als „Aeusserungen über gewisse Zwecke des Ge- 
setzes oder über die Natur der Sache, die als Motive für 
den Inhalt des Gesetzes angeführt worden sind, d.h. dafür, 
dass gerade dieser und kein anderer Rechtssatz sanctionirt 
werde“ bilden sie nicht nur keinen Bestandtheil der Vor- 
lage selbst, sondern stehen überhaupt in gar keiner noth- 
wendigen innern Beziehung zur Vorlage. Ja, selbst 
dann, wenn zufällig eine sölche innere Beziehung zwi- 
schen dem angeführten Motive und der Vorlage besteht, 
d. h. wenn letztere wirklich dem ersteren ihre Aufstel- 
lung verdankt, hat diese Beziehung für die ständische Be- 
rathung und Beschlussfassung unmittelbar höchstens inso- 
fern Interesse, als in ihnen eine Empfehlung liegt für das, 
was Gesetz werden soll. Dass die andern beiden Factoren 
dieser Empfehlung folgen, dass sie den Inhalt des Entwurfs 
aus seinen Gründen annehmen müssten, das verlangt 
derjenige, der augenblicklich die Initiative übt, ganz und 
gar nicht; er ist von vornherein zufrieden, wenn die An- 
nahme der Satzungen nach ihrem vollen Inhalt und 
Umfang nur überhaupt erfolgt, sei es auch aus Motiven, 
denen er kein oder doch geringeres Gewicht beilegt. Dem- 
gemäss darf aber auch eine Aeusserung über die Vorlage 
selbst in keiner Weise gemissbraucht werden, um zugleich 
eine Aeusserung über das zu Rechtfertigung und Begrün- 
dung der Vorlage beigefügte Motiv hineinzuinterpretiren ; 
es darf insbesondere eine Annahme des Entwurfes selbst 
oder eines Amendements nicht schon als .stillschweigende 
Billigung der diesem vom Gegenpart beigefügten Gründe, 
warum er gerade diese und nicht eine andere entgegen- 
gesetzte Bestimmung vorgeschlagen, aufgefasst werden. 
Dies im Wesentlichen die Antwort Krug’s auf die 
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obige Frage, die wir durchaus für richtig halten und im 
Grunde schon als unsere eigene dargelegt haben. Aber 
wohl verstanden: Frage, wie Antwort trifit nach unserer 
Anschauung einzig und allein die Motive im engern Sinne, 
die Anführungen von eigentlichen Gesetzesgründen. Wenn 
Krug sich hat verleiten lassen, seine Theorie von den 
Motiven auf die Regierungsmotive schlechthin, 
und zwar ausdrücklich auch auf die darin enthaltenen di- 
recten Erklärungen auszudehnen, so liegt hierin eine zwei- 
fache Inconsequenz. Einmal stellt er dadurch halb und 
halb seine ganze Lehre von den directen Erklärungen in 
Frage; andererseits müsste er folgerichtig auch die bei der 
Begründung von Aenderungsvorschlägen neben der Be- 
zugnahme auf eigentliche Gesetzesgründe vorgebrachten 
directen Erklärungen, kurz Alles das, was er mit Recht 
als Redactionsgründe von Uen ersteren getrennt hat, wie- 
derum in eine Klasse mit den Motiven im engern Sinne 
werfen 19%). Wir müssen daher Mohl entschieden darin 
Recht geben, dass er auch die in den Regierungsmotiven 
zu findenden directen Erklärungen mit allen andern der- 
artigen Aeusserungen der Regierung auf eine Linie stellt. 
Die Theorie Krug’s an und für sich jedoch, sofern sie 
nur auf die Anführung von wahren Gesetzesgründen be- 
schränkt wird, halten wir für ebenso entschieden richtig 
und durch die neueren Ausführungen Mohl’s. nicht wider- 
legt. Dass neben den directen (M ohl sagt „speciellen“) 
Erklärungen und den Anführungen der letzterwähnten Art 
immer noch genug „generelle“ Bemerkungen in den Regie- 
rungsmotiven übrig bleiben können, die dann nach Krug’s 


1%, Auch das Beispiel, womit Krug seine Ansicht illustriren will, 
(a. a. OÖ. S. 172.) beweist mehr für uns, als für ihn. Zwar hat er 
darin unzweifelhaft Recht, dass die in den Regierungsmotiven zum 
Sächs. Criminalgesetzbuch befindliche Definition von »Waflfe« als für 
den Richter nicht bindend zu erachten ist; aber nicht, weil sie in 
den Motiven steht, sondern weil sie als eine Definition reine Sache 
der Wissenschaft ist und ihr darum eines der von Krug selbst auf- 
gestellten Requisiten fehlt. unter deren Voraussetzung allein eine Er- 
klärung als eine von den sämmtlichen Gesetzgebungsfactoren ange- 
nommene erscheinen, ja nur überhaupt Gegenstand der Willensäusse- 
rung derselben werden kann. 


* 
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Ansicht kein besonderes Auslegungsmaterial (abgesehen von 
dem rein doctrinellen Werthe) bilden, dies lässt sich freilich 
nicht leugnen. Aber es ist wohl auch zu viel verlangt, 


dass jedes Wort aus Regierungsmunde ächten Goldwerth 
haben solle. 


8. 33. 


Die praktischen Folgerungen aus der soeben darge- 
legten Theorie von den Motiven im engern Sinne bat Krug 
mit sicherer Hand gezogen ?°). 

Nach dem Gesagten musste für ihn feststehen, dass 
die Bedeutung der Motive (immer im engern Sinne zu ver- 
stehen) nicht in einer Beziehung zur Form oder äusseren 
Fassung des Gesetzes, da solche ausschliesslich durch die 
regelmässige Uebereinstimmung aller Gesetzgebungsfacto- 
ren bedingt erscheint, sondern nur in einer Beziehung zum 
materiellen Inhalt des Gesetzes zu suchen sei. Krug 
fand diese Beziehung ohne Schwierigkeit — die Bezeich- 
nungen „Motiv“ und „Gesetzesgrund“ leiteten selbst schon 
darauf hin und die längst anerkannten allgemeigen Regeln 
über den Werth der ratio legis für die Interpretation stimm- 
ten damit überein, — er fand, sage ich, diese Beziehung 
in dem logischen Verhältnisse von Grund und Folge, 
in der Thatsache oder, richtiger gesagt, der Voraussetzung, 
“ dass die Motive zur innern Geschichte des gesetzgeberi- 
schen Gedankens, zunächst noch ganz obne Rücksicht auf 
die Form, in der er sich aussprechen soll, gehören. 

Hieraus ergiebt sich aber weiter, dass besondere for- 
melle Anforderungen, wie sie bei den directen Erklärungen 
über den Sinn der Gesetzesworte gestellt werden mussten, 
um ein stillschweigendes Einverständniss aller drei Factoren 
zu coustatiren, rücksichtlich der Anführung von Gesetzes- 
gründen ebenso nutzlos als unberechtigt sind, da der Nach- 
weis, dass der in den ständischen Verhandlungen angeführte 
Grund zu der zum Gesetz erhobenen Bestimmung wirklich 
in dem verlangten logischen Verhältnisse steht, für seine 


%) Gerade diese Ausführung, sowie die Behandlung der logischen 
Auslegung im Allgemeinen halten wir für eine der gelungensten Par- 
tien der Krug’schen Schrift, die besonders gelesen zu werden verdient, 
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Benutzung zur analogischen Auslegung (nicht zu ver- 
wechseln mit der Ergänzung des Rechts, Gesetzes- und 
Rechtsanalogie) vollkommen ausreicht. Daher erscheinen 
hier die Motivirungen der einzelnen Antragsteller an und 
für sich als ebenso beachtenswerth als die Regierungsmotive, 
da das logische Causalverhältniss zwischen Antrag und 
Motiv, auf das es nach dem Obigen ankommt, offenbar bei 
dem einzelnen Antragsteller ganz dasselbe ist, wie bei der 
Regierung. Höchstens kann man zugeben, dass bei den 
Regierungs- und Commissionsmotiven im Allgemeinen 
eine gewisse Präsumtion für eine gründlichere Ueberlegung, 
sowie für die umfassendere Kenntniss der einschlagenden 
Verhältnisse gegenüber der Motivirung der einzelnen An- 
tragsteller begründet ist; eine Präsumtion, die aber in con- 
creto ebenso oft zu widerlegen sein wird. Ja, consequenter- 
weise steht hier, wo es sich rein um die innere Genesis 
des gesetzgeberischen Gedankens handelt und, wie schon 
wiederholt gesagt, das Einverständniss der drei Factoren 
gar nicht in Frage kommt, den Gründen, welche den Fac- 
toren wirklich vorgelegt werden, gar kein Vorzug zu vor 
denen, die sich z. B. nur in den Protokollen der Deputa- 
. tionen oder in sonstigen legislativen Vorarbeiten finden, 
oder gar nur durch Schlussfolgerung aus dem Gesetze 
sich ergeben. 


Haben wir andererseits bei der Untersuchung über die | 


directen Sinneserklärungen selbst dem Widerspruch eines 
ganzen Gesetzgebungsfactors nur ein durch die Gebunden- 
heit an gewisse Formen sehr beschränktes Gewicht bei- 
legen können, so verdient gegenüber blossen Anführungen 
von Motiven schon der Einspruch eines einzigen Kammer- 
mitgliedes Beachtung, insofern er dazu dienen kann, im 
gegebenen Falle darauf aufmerksam zu machen, dass 
die logische Beziehung zwischen dem angeführten Mo- 
tive und der fraglichen Gesetzesbestimmung nur eine an- 
gebliche, in Wahrheit nicht bestehende ist. Denn, wie 
bereits angedeutet, sind auch die angeführten Gesetzes- 


gründe oder Motive nur brauchbar, sofern sie richtig. 


sind. Natürlich ist hier wiederum nicht von dogmatischer, 
sondern nur von logischer Richtigkeit die Rede; das will 


en. Al nn. u. 
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sagen: davon, dass ihr thatsächliches Verhältniss zu den 
durch sie motivirten Gesetzesbestimmungen wirklich ihrem 
Namen oder was dasselbe ist, ihre Anführung als Motive 
dem thatsächlichen Verhältnisse entspricht. Mit andern 
Worten: ihre Anwendbarkeit hängt ab von dem Resultate 
der Prüfung, ob der angegebene Grund zu dem Gesetze 
sich wirklich ganz oder theilweise wie der Grund zur Folge 
verhält. Ist dies der Fall, so ist insoweit auch der dog- 
matisch unrichtige Grund nothwendig durch das Gesetz mit 
sanctionirt; wenn nicht, so wird auch der dogmatisch rich- 
tige Grund bedeutungslos, weil es an der verlangten Be- 
ziehung fehlt. Giebt es ausser dem angegebenen wenigstens 
noch andere Gründe, nun so treten sie neben ihn hin. 
Selbst von zwei sich widersprechenden, aber nach dem zwei- 
deutigen Wortlaute des Gesetzes gleichmöglichen Gründen 
geht principiell durchaus nicht der etwa angegebene, son- 
dern nur der richtige vor. In der Regel wird freilich der 
Vorzug des angegebenen Motivs in den Worten des Ge- 
setzes selbst seine Begründung finden. 


IH) Die Resultate unserer Kritik der Hauptan- 
sichten über Benutzung ständischer Verhand- 
lungen bei der Gesetzesauslegung und ihre 
une Anwendung auf dem kirchlichen Ge- 
setzgebungsgebiete. 


8. 34. 


Die positiven Resultate 


unserer Kritik, wie solche den Gegenstand unserer ersten 
Abhandlung bildete, sind in der Kürze folgende: 

A. Als Grenze aller Auslegung muss das wirklich 
publicirte Gesetzeswort gelten, aber, wohlverstanden, 
niemals für sich allein (isolirt) betrachtet, sondern stets nur 
im Zusammenhange mit den übrigen Bestimmungen des- 
selben Gesetzes, sowie in zweiter Linie der gesammten 
sonstigen Legislation. ($$. 4. ff. besonders 88. 9. 10. 12.) 

B. Da ein Beweis des wahren gesetzgeberischen 
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Willens gegenüber der einfachen praesumtio juris, welche 
die grammatische Auslegung einschliesslich des systemati- 
schen Elements Savigny’s darbietet, nur auf zwei 
Gründe gestützt werden kann, nämlich entweder auf 
directe (gleichzeitige) Erklärungen des Gesetzgebers über 
den Sinn der fraglichen Gesetzesworte, oder auf die Mo- 
tive (Gründe, Zwecke) des Gesetzes im engern und eigent- 
lichen Sinne des Wortes, so hat auch das gesammte stän- 
dische Verhandlungsmaterial nur insoweit für den Ausleger 
bindende, d. h. jene Präsumtion aufhebende Kraft, als 
es zuverlässige Auslassungen der einen oder andern 


Art darbietet. (s. $. 21.) 


I. Directe Erklärungen über den Sinn des Gesetzes 


d. h. Erklärungen darüber, was mit einer gewissen Bestim- 
mung gesagt, ausgedrückt werden solle, die in den 
ständischen Verhandlungen vorkommen, sind nur dann 
schlechthin beachtlich, wenn sie ‘den folgenden vier An- 
forderungen entsprechen: 

1) Die Erklärung muss ausgegangen sein von einer 
competenten Person, das will sagen: von einer sol- 
chen, die schon kraft ihrer Stellung Anspruch darauf hat, 
dass Regierung oder Kammern ihre Erklärung beachten 
und im Falle der Missbilligung von den ihnen zustehen- 
den Mitteln, derselben zu begegnen, Gebrauch machen. 
Solche Personen sind: 

a) selbstverständlich die Gerstegdbungehictereh selbst 
hinsichtlich ihrer eigenen oder zu eigen gemachten 
Vorlagen ($. 23.); 

b) die Regierungseommissäre hinsichtlich der Regie- 
rungsvorlagen ($. 24.); 

c) die ständischen Deputationen hinsichtlich ihrer 
Amendements und selbsteigenen Gesetzentwürfe, da- 
gegen nicht hinsichtlich der von ihnen berathenen Re- 
gierungsvorlagen; nur sind natürlich Deputationserklä- 
rungen über letztere, die von den Regierungscommis- 
sären officiell gebilligt wurden, als von diesen ge- 
gebene zu beachten ($. 25.); 

d) die einzelnen Antragsteller hinsichtlich ihrer An- 


rn a FREE , zu 
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träge, jedoch nur für den Fall, dass sie zu einer derarti- 
gen Erklärung besonders von Regierung oder Kammer 
autorisirt werden oder wie beider Klasse der Re- 
dactionsgründe (s. Il.) kraft des besondern Causa- 
litätsverhältnisses zwischen Antrag und Erklärung ein ' 
für allemal als in der nur gedachten Weise autorisirt 

anzusehen sind ($. 26.). 

2) Die Erklärung muss sich darstellen als eine, die 
aus der wohlüberlegten beharrlichen Absicht hervor- 
gegangen, eine wirklich einflussreiche Erläuterung 
des Gesetzes geben zu wollen. Zu präsumiren ist 
diese Absicht bei den in Regierungsdecreten und 
Commissionsberichten enthaltenen, sowie bei den auf 
besondere Anfrage ohne Vorbehalt abgegebenen 
Erklärungen ($. 27.). 

3) Die Erklärung muss einen Gegenstand be- 
treffen, der wirklich zur ständischen Be- 
rathung und Beschlussfassung vorliegt. 
Hierin liegt zweierlei: 

a) sie muss die gerade in Discussion befangene Ge- 
setzesstelle betreffen; 

b) ihr Inhalt muss selbst Gegenstand der Discussion 
sein können, er darf insbesondere nicht überwiegend 
dem Gebiete der reinen Wissenschaft oder richterlichen 
Thätigkeit angehören, wie z. B. Definitionen und Ent- 
scheidungen von Beispielen ($. 28.). 

4) Die Erklärung muss in officieller Weise (nicht 
bloss zufällig) zur Kenntniss aller Gesetzgebungsfac- 
toren gelangt sein, deren Zustimmung in Frage ist ($. 29.). 

Nur wenn alle diese Bedingungen erfüllt erscheinen, 

ist der verlangte Beweis für den wirklichen gesetzgeberi- 
schen Willen als ein voller zu erachten und demgemäss 
die fragliche directe Erklärung, soweit sich dieselbe irgend 
noch mit der Regel sub A. vereinigen lässt ($. 30.), schlechter- 
dings bindend für den Ausleger. Dass jener volle Beweis 
nur verhältnissmässig selten zu führen ist, erhöht jedoch 
die Bedeutung eines blossen Wahrscheinlichkeitsbeweises 
(einer probatio minus plena) und zwar um so mehr, je 
weniger entweder derselbe in Widerspruch tritt. mit 
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dem durch die grammatische Interpretation gewonnenen 
Resultate, oder je schwächer die durch das letztere ge- 
gebene Präsumtion für einen bestimmten Sinn der Ge- 
setzesworte, kurz gesagt, je zweideutiger deren 
Fassung ist. 

Auf der andern Seite ist freilich gerade bei den di- 
recten Erklärungen, und zwar auch bei solchen, hinsicht- 
lich deren alle unsere Requisite zusammenzutreffen scheinen, 
niemals zu vergessen, dass unsern hierher gehörigen Be- 
weismitteln d. h. den Urkunden, denen wir jene Erklä- 
rungen entnehmen müssen, den stenographischen Landtags- 
mittheilungen und den eigentlichen Landtagsacten nicht die- 
selbe Authenticität beiwohnt, wie dem äusserlich richtig 
promulgirten Gesetze ($. 22.), dass insbesondere ihnen 
gegenüber stets der Gegenbeweis zulässig ist, während dies 
bei dem letztern wenigstens von Vielen noch bestritten wird 
($. 11.) und nach manchen Verfassungen auch in ‚ast That 
unmöglich erscheint. 

II. Die von Krug sogenannten „Redac tions- 
oder Fassungsgründe“ d. h. Gründe, durch welche 
die bestimmte Wortfassung eines Antrags oder Amen- 
dements gerechtfertigt werden soll, sind nicht eine dritte 
Klasse von Beweisgründen für den gesetzgeberischen Willen 
neben den sub I. genannten und unter III. zu nennenden, 
sondern genauer betrachtet nichts anderes, als directe 
Erklärungen über den Sinn eines Antrags 
oder Amendements, welche als in einem wirklichen 
Causalitätsverhältnisse zu dem letzteren stehend in der 
Form des Motives, mit andern Worten als Grund 
des Antrags oder Amendements auftreten. Es muss daher 
von ihnen ganz das sub I. Ausgeführte gelten, soweit nicht 
jenes besondere Causalitätsverhältniss eine kleine Modifi- 
fication fordert (s. 1, 1. d). Ueber die hieraus abzuleiten- 
den Grundsätze, über das aus Weglassungen zu entnehmende 
argumentum a contrario, über die häufig vorkommende 
Motivirung, dass sich etwas „von selbst verstehe“, sowie 
über die rechte Bedeutung der in der ständischen Schrift 
enthaltenen Redactionsgründe müssen wir uns begnügen, 
auf unsere frühere Ausführung ($. 31.) zu verweisen. 
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UI. Gesetzesgründe, Motiveimengern Sinne). 


Während die bindende Bedeutung der vorher bespro- 
chenen directen Erklärungen über den Sinn des Gesetzes 
(einschliesslich der Redactionsgründe) auf das Einverständ- 
niss der sämmtlichen Gesetzgebungsfactoren zurückzuführen 
ist, beruht die aller Gesetzesgründe oder Motive im engern 
Sinne ausschliesslich darauf, dass sie zu dem publieirten 
Gesetze wirklich in dem logischen Verhältnisse von Grund 
und Folge stehen. Hieraus folgt einerseits, dass ein 
von dem Gesetzgeber ausdrücklich angeführter Grund, 
warum gerade diese und nicht eine andere Gesetzesbe- 
stimmung zu schaffen sei, selbst dann, wenn er in das Ge- 
setz selbst aufgenommen, also nicht einmal. bloss von allen 
Factoren ausdrücklich gebilligt ist, dennoch von dem Aus- 
leger von der Hand gewiesen werden darf und muss, wenn 
sich nachweisen lässt, dass das hier behauptete logische 
Verbältniss zwischen dem angeführten Grunde und 
dem Gesetze selbst nur ein angebliches, nicht der Wahr- 
heit entsprechendes ist ?).. Andererseits kann ein 
wirklich logischrichtiger Grund, gleichviel ob und wo 
er einmal bei Gelegenheit der Gesetzesberathung genannt 
worden ist, sogar dann von grösstem Gewicht für den Aus- 
leger sein, wenn er dogmatisch unrichtig ist. Nur 


2!) Die Motive im weitern Sinne d. h. die namentlich von 
der Regierung jedem Gesetzentwurfe zur Begründung, Erläuterung und 
resp. Empfehlung beigegebenen kürzeren oder längeren Ausführungen, 
die der parlamentarische Sprachgebrauch vorzugsweise als »Motive« 
bezeichnet, sind von unsern Motiven im engern Sinne, d.h. den 
eigentlichen Gesetzesgründen (rationes legis) wohl zu unterscheiden; 
denn sie enthalten in Wirklichkeit nicht nur Motive der letzteren Art, 
sondern auch directe Erklärungen und resp. Redactionsgründe, die 
nach I. und II. zu beurtheilen sind. 

2?) Der im Texte vorgesehene Fall wird freilich nicht leicht in 
der Weise eintreten, dass der angeführte Grund überhaupt in gar 
keinem Causalitätsverhältnisse zum Gesetze steht. Dagegen ereignet 
es sich gar nicht selten, dass derselbe nur nebensächlicher Art ist, 
währeud ein oder mehrere nicht ausdrücklich angeführte Gründe das 
ganze Gesetz oder eine gewisse Bestimmung desselben augenscheinlich 
beherrschen und daher auch bei der Auslegung in erster Linie zu be- 
achten sind. 
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begreift sich leicht, dass ein dogmatisch nicht zu begrün- 
dender oder gar entschieden verwerflicher Rechtssatz stets 
eine gewisse (factische) Vermuthung gegen sich hat, dass 
er dem Gesetze nicht zu Grunde liege. 

Um es mit einem Worte auszudrücken: so reich die 
ständischen Verhandlungen an 'beachtenswerthen Aus- 
führungen über die Motive des Gesetzes zu sein pflegen, 
schon darum, weil in diesem Punkte die Bemerkungen 
jedes einzelnen Kammermitgliedes beachtenswerth genannt 
werden dürfen, so gewiss haben alle diese Auslas»- 
sungen als solche nicht schon volle Beweiskraft 
für den’ wahren gesetzgeberischen Willen, sondern nur in- 
sofern Gewicht für den Ausleger, als sie vorzugsweise 
geeignet sind, ihn auf den eigentlichen Beweisgrund d. h. 
auf die wahren (logisch richtigen) Gründe des Ge- 
setzes hinzuleiten oder eine aus letzterem selbst 
bereits in Betreff der. Motive gezogene Schlussfolgerung zu 
bestätigen. 


8. 35. 


Es bedarf keines besonderen Scharfsinns, um zu sehen, 
dass die Grundsätze des $. 34., die unmittelbar auf dem 
Boden jenes Zweikammersystems. stehen, wie es sich in 
den neuern ständischen Verfassungen der meisten Deutschen 
Staaten entwickelt hat, im Einzelnen mancherlei Modifica- 
tionen erleiden müssen, wenn sie auf theilweise anders or- 
ganisirte gesetzgebende Versammlungen, wie sie das con- 
stitutionelle Princip hervorgebracht hat, angewendet werden 
sollen. So versteht sich z. B. von selbst, dass der Beweis 
des Einverständnisses hinsichtlich directer Erklärungen über 
den Sinn des Gesetzes da, wo bloss eine Kammer der 
Regierung gegenübersteht, sich beträchtlich vereinfacht. 
Gleiches ist sogar von unserer heutigen Deutschen Reichsge- 
setzgebung zu behaupten, da auch hier nur zwei Factoren 
(Bundesrath und Reichstag, Art. 5.) vorhanden sind, und 
Erklärungen des Reichskanzlers im Namen des Bun- 
desraths oder eines andern Mitglieds desselben in dessen 


ausdrücklichem Auftrage ganz unbedenklich den Erklärun-. 


gen der Regierungscommissäre (im Einheitsstaat). analog 
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behandelt, sowie umgekehrt Erklärungen der Commissionen 
des Reichstags u. s. w., die unsern obigen Forderungen 
entsprechen, auch vom Bundesrathe nicht unbeachtet ge- 
lassen werden dürfen. Auf der andern Seite kann es aber 
auch keinem Zweifel unterliegen, dass da, wo selbst De- 
putationen der gesetzgebenden Körperschaften nicht 
unmittelbar verlangen können, dass ihre Amendements zur 
Abstimmung gebracht werden, wie denn z. B. die Geschäfts- 
ordnung der französischen Legislative unter dem letzten 
Kaiserreiche für alle Amendements erst die Genehmigung 
des Staatsraths forderte, auch die Erklärungen über die 
Amendements nur ausnahmsweise als bindend erschei- 
nen können, z. B. wenn sie im letzterwähnten Falle be- 
sonders mitgenehmigt worden sind. 

Aehnliche Mogificationen können natürlich auch bei 
der Uebertragung der obigen Grundsätze auf die Verhand- 
lungen unserer protestantisch-kirchlichen Landes- oder Ge- 
neralsynoden nothwendig werden; insbesondere fällt auch 
hier die Rücksicht auf einen dritten Gesetzgebungsfac- 
tor unter allen Umständen weg. Dagegen müssen wir die 
Existenz eines principiellen Unterschiedes zwischen 
Synodalverhandlungen und ständischen Verhandlungen, zwi- 
schen staatlicher und kirchlicher Gesetzgebung, in unserer 
Frage d.h. hinsichtlich der Bedeutung jener Verhandlungen 
für die Gesetzesauslegung entschieden verneinen, die 
Möglichkeit oder vielmehr Nothwendigkeit einer analogen 
Anwendung unserer in $. 34. zusammengestellten Regeln 
auf kirchlichem Gebiete mithin ebenso entschieden be- 
jahen. 

Auch zweifeln wir gar nicht, dass Viele dies ohne be- 
sondere Detaillirung gerechtfertigt finden werden; so zumal 
die Anhänger des „kirchlichen Constitutionalismus®. Um 
indessen dem nicht ganz grundlosen Misstrauen zu begegnen, 
das manche Gegner des letzteren allen Anschauungen ent- 
gegenbringen, die irgendwie vom Staate entlehnt zu sein 
scheinen, wird es angemessen sein, der Frage der Ueber- 
tragung unserer obigen Grundsätze auf unsere protestantische 
Landeskirchengesetzgebung noch eine etwas eingehendere 
Betrachtung zu widmen. Und zwar sind es zunächst zwei 
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allgemeine Gründe, aus denen wir jene etwaige Scheu 
vor dieser Uebertragung als unberechtigt bezeichnen müssen. 

Für's Erste sind die augenblicklich thatsächlich prak- 
tischer Geltung sich erfreuenden Rechtssätze über die 
Ausübung des landeskirchlichen Gesetzgebungsrechts, ins- 
besondere über das Zusammenwirken der beiden Gesetz- 
gebungsfactoren (Synode und landesherrliches Kirchenregi- 
ment) denen, welche in einem constitutionellen Staate hin- 
sichtlich der Gesetzgebung herrschen, zumal wenn in dem- 
selben das Einkammersystem besteht, wirklich völlig analog. 
Damit soll nicht gesagt sein, dass das principielle Verhält- 
niss von Synode und ständigem Kirchenregiment juristisch 
ebenso zu construiren sei, wie das zwischen der Volksver- 
tretung und der Regierung oder gar dem Monarchen als 
solchem. Das landesherrliche Kirchenregjment ist prineipiell 
niemals als Träger der gesammten Landeskirchengewalt 
angesehen worden, während die reine staatsrechtliche The o- 
rie wenigstens auf Deutschem Boden kaum Unrecht hat, 
den Monarchen als alleinigen Träger der vollen Staats- 
gewalt und nur in Ausübung derselben durch die Kammer 
beschränkt zu denken. Ein Unterschied, der auch für die 
zukünftige Legislation und sonstige Entwickelung von 
Staat und Kirche noch grosse. Bedeutung erlangen kann. 
Allein das dermalen geltende positive Recht, soweit es die 
Bedingungen für das Zustandekommen eines Gesetzes aus- 
drückt — und nur dieses kommt für uns in Betracht — 
ist hier, wie dort, wesentlich dasselbe. Hier, wie dort 
übt der Regel nach die ständige Regierungsgewalt die Ini- 
tiative, während sie rechtlich auch dem andern Factor zu- 


steht; hier, wie dort ist zu jedem Gesetze das Einverständ- 


niss beider Factoren erforderlich, wie man denn dem 


landesherrlichen Kirchenregimente oft genug den Beruf vin-_ 


dicirt hat, die Minorität gegenüber einer unbesonnenen 
Majorität zu schützen: hier, wie dort übernimmt die stän- 
dige Regimentsgewalt die Promulgation und Ausführung 
des Gesetzes. 

Für's Zweite gründet sich unsere ganze Theorie, wie 
jedem Unbefangenen sofort klar sein wird, auf wenige, 
ganz allgemeine, rein formelle Grundverhältnisse, wie solche 
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im Grunde schon bei allen Vorerörterungen über einen 
privatrechtlichen Vertrag, jedenfalls aber bei allen Verhand- 
Inngen kleinerer oder grösserer Gemeinwesen, resp. der 
Organe derselben wesentlich gleichartig vorhanden sind. 
Ob diese Organe im concreten Falle Directorium und Ge- 
neralversammlung, Präsident und Congress, König und 
Parlament, Moderamen und Synode, Papst und Concil, 
oder sonstwie heissen, ändert in der Hauptsache d. h. in 
der uns allein interessirenden formellen Natur und Be- 
deutung der Verhandlung wenig oder nichts. 


8. 36. 


Bevor wir dazu übergehen, die letzterwähnte That- 
sache, an der Hand der oben $. 34. aufgestellten Haupt- 
regeln, für die Gesetzgebung unserer protestanti- . 
schen Landeskirchen etwas weiter auszuführen, und 
damit unsere Betrachtungen zu schliessen, bleibt nur noch 
übrig, vor allen Dingen der Verschiedenheit der 
Körperschaften selbst zu gedenken, die neben oder 
mit dem landesherrlichen Kirchenregimente zugleich bei 
der landeskirchlichen Gesetzgebung bisher betheiligt ge- 
wesen und zum Theil noch sind. 

Und zwar sind es drei Arten solcher Körperschaften, 
die ausschliesslich oder doch vorzugsweise unser Interesse 
in Anspruch nehmen: 

1) die Landstände im Zusammenwirken mit der Staats- 
regierung als rein staatliche Gesetzgebungsgewalten, 
so fern und so weit zu gewissen kirchlichen Gesetz- 
gebungsacten die Genehmigung der Staatsgewalt im Wege 
der Gesetzgebung eingeholt werden muss; 

2) die Landstände als Organe einer Landeskirche kraft 
besondern historischen Rechts; 

3) rein kirchliche Versammlungen, die zu Vertretung 
einer ganzen Landeskirche oder einer mehr oder weniger 
selbstständigen Kirchenprovinz berufen sind: General- 
oder Landessynoden, Provinzialsynoden u. s. w. 

Verhandlungen der sub 1. genannten Organe in den 
ebendaselbst berührten Dingen gehören überhaupt nur mittel- 
bar hierher; sie fallen correcter Weise unter die früher be- 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 2. 14 
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sprochenen ständischen Verhandlungen im Gebiete der 
Staatsgesetzgebung. Voraussetzung ihrer Bedeutung für 
die Auslegung ist daher natürlich stets, dass sie sich über 
Dinge verbreiten, die wirklich im concreten Falle zur Com- 
petenz der staatlichen Gesetzgebungsgewalten gehörten, 
während beiläufige Bemerkungen über andere, deren Bestim- 
mung ausschliesslich Sache der Kirche war, höchstens ver- 
möge ihres innern wissenschaftlichen Werthes ausnahms- 
weise Beachtung verdienen. 

Ueber Verhandlungen der Landstände als kirchlicher 
Organe das Nöthige zu bemerken, verschieben wir aus 
gutem Grunde auf den Schluss dieser Blätter. 

Was endlich die verschiedenen Arten von Synodal- 
verhandlungen anlangt, so begründet zunächst der 
Umfang des Kirchengebietes, welchen die betreffende 
Synode vertritt, ebenso wenig einen Unterschied in der 
Beurtheilung des Werthes der Verhandlungen für die Ge- 
setzesinterpretation, wie der Umfang ihrer Gesetzgebungs- 
competenz. Dagegen müssen wir dieselbe nach dem 
inneren Character dieser Competenz in zwei Klassen 
theilen: Verhandlungen von Synoden, denen eine wirk- 
liche Theilnahme an der Gesetzgebung, insbesondere 
ein Recht der Zustimmung und Ablehnung ‚zusteht, und 
von solchen, die eine bloss berathende Same: ein 
blosses Recht der Begutachtung geltend zu machen haben. 


837. 

Nur an Synoden mit dem Recht wirklicher Theil- 
nahme an der Gesetzgebung, nur an solche, die wirklich 
ein Gesetzgebungsfactor zu heissen verdienen, haben wir 
zunächst gedacht, wenn wir die volle Anwendbarkeit unse- 
rer früheren Ausführungen auf Synodalverhandlungen be- 
haupteten. Nur diese Art von Synodalverhandlungen ist 
daher zunächst gemeint, wenn wir diese Behauptung nun- 
mehr etwas näher beleuchten. 

I. Dass die Regel, welche von uns behufs Bestimmung 
der Grenze aller Auslegung aufgestellt worden ist, auch 
für die Auslegung auf Grund von Synodalverhandlungen 
gilt, versteht sich von selbst. 
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II. Desgleichen bedarf es keines Beweises erst, dass 
die zwei Beweisgründe für den gesetzgeberischen Willen: 
gleichzeitige directe Erklärungen des Gesetzgebers über 
den Sinn des zur Beschlussfassung vorliegenden Gesetzes 
und Motive des Gesetzes im engern Sinne, sowie die corre- 
spondirenden Beweismittel bei synodalen Verhandlungen im 
Allgemeinen genau so vorzufinden sind, wie bei ständischen. 
Was insbesondere | 

III. die sog. directen Erklärungen über den 
Sinn des Gesetzes anlangt, so ist gar kein Grund abzu- 
sehen, warum das materielle Einverständniss derjenigen 
Gewalten, auf deren auch formelles Zusammenwirken 
das betreffende Gesetz sich gründet, nicht hier, wie dort 
von der gleichen Bedeutung für die Interpretation des letz- 
teren sein sollte, da doch die Voraussetzungen für das Zu- 
standekommen überhaupt ganz dieselben waren. Auf der 
andern Seite folgt hieraus, dass auch bei den Synodalver- 
handlungen nur diejenigen Erklärungen über den Sinn des 
Gesetzes und resp. Redactionsgründe  beachtenswerth er- 
scheinen können, die unsere oben aufgesellten Bedingungen 
(8. 34., B, I, 1.—4. und resp. II.) erfüllen, d. h. von einer 
Pompelsnten Person ausgegangen, mit dem deutlichen Be- 
wusstsein der Bedeutung und mit specieller Beziehung auf 
die gerade zur Berathung vorliegende Gesetzesstelle gegeben, 
auch wirklich beiden Gesetzgebungsfactoren officiell be- 
kannt geworden sind. 

Ein (übrigens auch nur nebensächlicher) Zusatz macht 
sich bloss bei Beantwortung der Frage nöthig: wer ist als 
“ eompetent zur Abgabe einer solchen Erklärung zu erachten ? 
Natürlich, werden wir antworten, die Gesetzgebungsfactoren 
selbst, das ständige (landesherrliche) Kirchenregiment einer-, 
die ganze Synode andererseits; natürlich auch von erste- 
rem etwa bestellte Commissäre hinsichtlich der kirchen- 
regimentlichen Entwürfe, die Synodaldeputationen und die 
einzelnen Antragsteller, denen die mehrbesprochene beson- 
dere Autorisdtion zur Seite steht, hinsichtlich ihrer Amen- 
dements oder sonstigen Vorlagen. Das will sagen: alle die 
Personen, die wir auch früher schon bei den ständischen 


Verhandlungen als competent bezeichnet haben. Dagegen 
14. * 
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“macht die gerade von den Gegnern eines sog. kirchlichen 
Constitutionalismus als nothwendig behauptete „Herein- 
ziehung des Kirchenregiments in -die Synode selbst“ die 
Frage rege, ob denn etwa den auf Grund desfallsiger Kir- 
chenverfassungsbestimmungen vom Landesherrn erwählten 
Synodalmitgliedern eine ähnliche Competenz zukomme wie 
den eigentlichen Commissären ? .Diese Frage ist indessen 
im Allgemeinen ganz sicherlich zu verneinen. Einmal 
treten in allen hier in Betracht kommenden Synoden wirk- 
lich begonders für dieselben bestellte kirchenregimentliche 
(landesherrliche) Commissäre auf, die, soweit nöthig, die 
Vorlagen des Kirchenregiments in völlig gleicher Weise 
vertreten, wie in ständischen Verhandlungen die Regierungs- 
commissäre die Regierungsvorlagen, so dass schon darum 
die Stellung der gedachten Synodalmitglieder mehr nur 
analog erscheint der Stellung der vom König ernannten 
Kammer- namentlich Herrenhausmitglieder. Sodann aber 
. bestätigt auch Geschäftsordnung und Praxis der Synoden, 
dass den in Frage befangenen Synodalmitgliedern in keiner 
Weise ein anderer rechtlicher Anspruch auf Gehör zusteht, 
als den übrigen Mitgliedern. Nur versteht sich von selbst, 
dass es dem Landesherrn freisteht, im concreten Falle Ein- 
zelne derselben mit der speciellen Vertretung aller oder 
einzelner kirchenregimentlichen Vorlagen zu beauftragen, 
d. h. als Commissäre zu bestellen, sowie auch möglicher- 
weise nach der betreffenden Kirchenverfassung schon aus 
ihrer sonstigen amtlichen Stellung als Mitglieder der 
Kirchenregierung ein Recht für sie resultiren kann, mit 
ihren Erläuterungen gehört zu werden °°). 

IV. Die Anwendbarkeit unserer Sätze über Gesetzes- 
gründe, Motive im engern Sinne, auf Alles, was irgend als 


38) Ein solches amtliches Recht auf Gehör, wie es nach den 
Staatsverfassungen regelmässig den Ministern zusteht, spricht z. B. 
das badische Kirchenverfassungsgesetz von 1861. $. 77. den Mitgliedern 
des Oberkirchenraths zu. Aber natürlich haben etwaige Erklärungen 
nur dann eine ähnliche Bedeutung wie die der für ein bestimmtes Ge- 
Betz ernannten Commissäre, wenn sie von den Betreffenden ausdrück- 
lich und ohne Widerspruch anderer Vertreter der Kirchenregierung 
als die Ansicht der letzteren bezeichnet oder, was dasselbe besagt, 
in deren Namen abgegeben werden. 
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Gesetzgebung bezeichnet werden kann, bedarf, sofern man 
nur die Richtigkeit derselben überhaupt zugiebt, keiner 
weitern Bemerkung. 

V. Dasselbe gilt im Wesentlichen auch von den Be- 
weismitteln, aus welchen das wirkliche Vorhandensein 
der besprochenen Beweisgründe erkannt werden muss. 
Nur ist zu bemerken, dass der bei den ständischen Ver- 
sammlungen eingebürgerte Gebrauch, neben der Führung 
‚der officiellen Landtagsacten auch noch dafür zu sorgen, 
dass die mündlichen Verhandlungen durch tüchtige und 
unter amtlicher Controle stehende Stenographen möglichst 
wörtlich aufgezeichnet werden, bei den Synodalverhand- 
lungen leider noch keine so allgemeine Annahme gefunden 
hat. Der Ausleger ist daher hier nicht selten ausschliess- 
lich auf die eigentlichen Synodalacten angewiesen, deren 
Protokolle den Gang der Verhandlungen niemals so voll- 
‘ ständig und unmissverständlich wiedergeben können, wie 
stenographische Berichte, wenn sie auch in rein formeller 
Hinsicht den letzteren vorgehen. 


8. 38. 


Was wir in 8. 37. sub I. und V. über die äusserste 
Grenze der Benutzung von Auslegungsquellen ausser dem 
Gesetze und über die Beweismittel bemerkt haben, gilt 
begreiflicherweise nicht bloss für Synoden mit dem Rechte 
der Zustimmung und Verweigerung, sondern auch für solche 
mit nur berathender Stimme. | 

Gleiches ist hinsichtlich der Anführung von Motiven 
im engern Sinne ($. 34. B, III. und $. 37. IV.) zu be- 
haupten, da deren Werth nach der von uns adoptirten 
Theorie Krug’s durchaus nur auf der wirklich vorhan- 
denen inneren (logischen) Beziehung zum Gesetze basirt. 

Ganz anders liegt hingegen die Sache in Betreff von 
directen Aeusserungen über den Sinn eines Gesetsentwurfes, 
welche etwa in Verhandlungen solcher, mit nur be- 
rathender Stimme ausgestatteten Synoden abgegeben 
worden sind. Denn die Bedeutung, die wir bei unseren bis- 
herigen Erörterungen derartigen directen Erklärungen bei- 
gelegt haben, gründet sich gerade auf die Thatsache, dass 
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einerseits nichts, gar nichts Gesetz werden kann, worüber 
es nicht zwischen den hier völlig gleichberechtigten 
Gesetzgebungsfactoren zu einem Einverständniss gekommen 
ist, andererseits eben darum Erklärungen, die einen inte- 
grirenden Bestandtheil der Gesetzesvorlagen oder der dazu 
gestellten Amendements bilden, von den andern Factoren 
ebenso wenig unbeachtet bleiben dürfen, wie die ausdrück- 
lichen Worte der Vorlagen oder Anträge. Wenn nun jene 
Nothwendigkeit des Einverständnisses bis in’s einzelnste 
Detail hinein wegfällt, wenn das Kirchenregiment befugt ist, 
auch im Widerspruche mit der Meinung der Synode ein 
Gesetz zur Geltung zu bringen, ja noch nachträglich an 
seinem eigenen, von der Synode gebilligten Entwurfe zu 
ändern, so ist klar, dass selbst die von ihm in der Synode 
abgegebenen Erklärungen nicht als schlechthin bindend für 
den Ausleger angesehen werden dürfen. Höchstens ist zu- 
zugeben, dass es leicht gegen Treu und Glauben gehandelt 
scheinen würde, wenn das Kirchenregiment ein Gesetz nach- 
träglich in einem andern Sinne publicirte, als in dem, wel- 
chen es dem Gesetz früher, der Synode gegenüber, ausdrück- 
lich beilegte. Directe Erklärungen, die nicht vom Kirchen- 
regiment ausgegangen sind, kommen gleich gar nicht in 
Frage; vorbehältlich natürlich des inneren, doctrinellen 
Werthes, der ihnen vielleicht beiwohnt. 


8. 39. 


Wir haben oben ($. 36.) versprochen, zuletzt noch 
mit ein paar Worten derjenigen Landtags verhandlungen 
zu gedenken, in denen die ständische Versammlung nicht 
in ihrer gewöhnlichen Eigenschaft, sondern kraft besondern 
Rechtstitels als Organ der Kirche fungirt. Seit der 
Einführung der „Kirchenvorstands- und Synodalordnung 
für die evang.-lutherische Kirche des Königreichs Sachsen“ 
vom 30. März 1868. giebt es allerdings unseres Wissens 
keine ständische Versammlung mehr in Deutschen Landen, 
die sich auf einen solchen Rechtstitel berufen könnte. Da- 
gegen ist für die Auslegung der lutherischen Kirchengesetz- 
gebung Sachsens vor 1868 und vor allen Dingen für jenes 
wichtige: Kirchenverfassungsgesetz selbst die Entscheidung 
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der Frage, inwiefern und inwieweit unsere Theorie auch 
für die hierauf bezüglichen ständischen a 
gelte, in der That von grosser Wichtigkeit. | 
Der Verfasser hat früher einmal ?*) Gelegenheit ge- 
nommen, den Nachweis zu führen, dass jene kirchen- 
verfassungsmässigen Competenzen der Sächsischen Stände 
sich stets nur auf ein Recht des Beiraths beschränkt haben 
und die von denselben nach der Einführung der Verfas- 
sung von 1831. erhobenen, weitergehenden Ansprüche in der 
Verfassungsurkunde auch nicht die mindeste Unterstützung 
fanden. Hieraus würde für die Benutzung der auf die 
frühere lutherische Landeskirchengesetzgebung bezüglichen 
ständischen Verhandlungen dasselbe resultiren, was wir in 
8. 38. über Verhandlungen von Synoden mit dem blossen 
Rechte des Beiraths (der Begutachtung) bemerkt haben. 
Wesentlich anders liegt die Sache nur bei der Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung von 1868. selbst, durch 
welche eine neue Ordnung der Dinge begründet werden 
sollte. Erstens bedurfte es hier offenbar insoweit der 
vollen Zustimmung der Stände, als es sich um ein Au f- 
geben ihrer bisherigen kirchlichen Rechte handelte. 
Zweitens war ihre volle Zustimmung zu der darin aus- 
gesprochenen finanziellen Belastung des Staats, sowie vor-. 
nehmlich auch zur Umgestaltung aller derjenigen Rechts- 
bestimmungen erforderlich, die formell in Staatsgesetzen 
begründet waren. Drittens endlich sah man von einer 
strengen Scheidung der einzelnen Paragraphen des Gesetzes 
nach ihrer Zustimmungsbedürftigkeit, in der richtigen Er- 


24) S. meine Schrift »über die Competenz der landständischen 
Kammern des Königreichs Sachsen in Angelegenheiten der evang.-luth. 
Landeskirche« (Leipz. 1866.) und neuerdings Feller’s Ausgabe der 
Kirchenvorstands- und Synodalordnung vom 80. März 1868. (S. 33. ff. 
der 1. Aufl.) 

Dass jene kirchen verfassungsmässigen Rechte gegenwärtig nach 
dem Zustandekommen der Kirchenvorstands- und Synodalordnung nicht 
mehr bestehen, habe ich nachgewiesen in einem kleinen Flugblatte: 
‚Der Beschluss der zweiten Sächs. Kammer über Abänderung der 
Kirchenvorstands- und Synodalordnung vom 30. März 1868., vom Rechts- 
standpunkte aus beleuchtet« (Leipz. November 1869.). 
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wägung ?°), dass deren Durchführung äusserst misslich sei, 
bei der Berathung und Beschlussfassung sowohl, als bei 
der Fassung des Eingangs zu dem dazu gehörigen Publi- 
cationsgesetze gänzlich ab und behandelte darum auch das 
ganze Gesetz praktisch so, als wenn es durchweg der 
vollen ständischen Zustimmung bedürftig sei. Alles dies 
zusammengenommen muss ich es für unbedenklich erachten, 
wenn speciell den letztberührten ständischen Verhandlungen 
im Hinblick auf die Interpretation der Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung praktisch ganz dieselbe Bedeutung 
zuerkannt wird, welche wir für ständische Verhandlungen 
über ein reines Staatsgesetz in Anspruch genommen haben. 


25), Richtig war diese Erwägung freilich erst, nachdem man 
von der Berufung einer Vorsynode schlechterdings abgesehen hatte. Es 
soll also keineswegs dieser Verzicht auf den correctesten Weg selbst 
nachträglich gerechtfertigt, sondern nur ausgesprochen werden, dass 
auf dem einmal eingeschlagenen Wege nicht wohl eine bessere Form 
der Verhandlung gefunden werden konnte. 
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V 
Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt und 
der Recurs an den Staat. 


Zugleich als Beitrag für die geschichtliche Entwickelung des Verhält- 
nisse von Staat’ und Kirche in Deutschland. 


Von 
Emil Friedberg. 


c. Baiern. 
5 [Fortsetzung.] 

Wenn aber so bisher die im sechszehnten Jahrhundert 
und unter Maximilian I. eingeschlagene Richtung in- 
stinctiv in den kirchlichen Erlassen der baierischen Fürsten 
befolgt worden war, so begann die Regierung Maximilian 
Josephs von Grund aus reformatorisch gegen die Kirche 
vorzugehen ). 

War doch die Rohheit des Volkes stetig gestiegen, der 
Aberglauben, der von Schwindlern frech ausgebeutet wurde, 
zur Unerträglichkeit gediehen ?), geistige Bildung als ein ge- 
fährliches Gift behandelt worden, welches die fromme Ein- 


!) Das Verhältniss von Kirche und Staat unter diesem Regenten 
ist mehrfach dargestellt worden; zuletzt von Warnköniga.a. 0. 
131. ff., der für die frübere Zeit nur Dürftiges bringt. 

2) Im Herzogenspital in München wurden, nachdem das dortige 
Marienbild i. J. 1690. die Augen gedreht haben sollte, bis 1695. nur 
890. Wunder verzeichnet; von 1696. bis 1729. weiter 400. Wunder, 
welche in der Elisabeth-Hof-Spitalkirche in Mün- 
chen von 1690. bis 1695. geschehen sind. Cumlicentia 
superiorum (München 1646. gewidmet der Churfürstin Maria 
Theresia) und: Continuatioder Wunder... Vgl. Pichler, 
Theologie des Leibnitz (München 1870.) 2., 405. In Folge dessen 
gingen von 1690. bis 1696. so viel Opfergaben ein, dass die Ka- 
pelle völlig ausspalirt werden konnte, 1696. bereits 56,000. Messen 
gelesen waren, und jeden Tag 20. weitere gelesen werden konnten, 
ebendas. Vgl. auch Pichler a. a. O. 2., 383. I. J. 1746. erging 
ein ausführliches Landgebot gegen den Aberglauben. — Vgl. auch 
Zschokkea.a. 0. 4, 213. fi. Ä 


214 Emil Friedberg: 


falt des baierischen Volkes tödten könne; Bücher, die im 
übrigen Deutschland und selbst in den geistlichen Staaten 
frei eirculirten, wurden durch misstrauische Censurbehörden 
von Baiern fern gehalten !), und auch der churfürstliche 
geistliche Rath, aus baierischen Clerikern zusammen- 
gesetzt, in der Schule der Jesuiten gross gezogen, liess sich 
selbst in staatlichen Angelegenheiten, obgleich er durch 
weltliche Beamte controlirt war?), nicht allzu willig finden, 
geistlichen Uebergriffen entgegenzutreten ®), ging aber in 
rein kirchlichen Fragen in Ueberwachung der Literatur und 
in Unterdrückung jeder freieren geistigen Regung mit den 
Bischöfen und den geistlichen Behörden gleichen Schritt *). 

Nichts prosperirte in Baiern als die Kirche; trotz der 
Hemmnisse, welche der Begründung von Klöstern entgegen- 
standen ®), zeigte die Steuerrolle Karl Alberts doch die 
für das Land unverhältnissmässige Zahl von 98. ®). Und 
wenn auch seit dem Amortisationsgesetze von 1672. den 
Klöstern die Erwerbung von Immobilien versagt war, so 
flossen ihnen Geschenke und Vermächtnisse um so reich- 
licher zu. Allein die Münchner Bürgerschaft verwendete 
darauf die Summe von 1,740,243. fl. im Zeitraume von 
1688. bis 1748. 7) und das Einkommen der Franziskaner in 
ihren dreissig baierischen Niederlassungen wurde i. J. 1769. 
auf 129,299. fl. geschätzt, wobei der Werth der erbettelten 


1) Vgl. Ickstatts Eingabe an den Churfürsten, bei Kluck- 
hohbn, Der Frh. v. Ickstatt (München 1869.) 46. ff. 

2) Seit d. J. 1659. mussten zu jeder Sitzung 2. Hofräthe und 1. 
Kammerrath hinzugezogen werden, Freyberg a. a. 0. 3., 1%. 

2) Vgl. namentlich den höchst interessanten Bericht des geist- 
lichen Raths an Karl Theodor v. 12. Mai 1782,, der auch auf die 
zeitgenössische Geistlichkeit bemerkenswerthe Schlaglichter wirft, und 
der inderHandschr. der.Königl. Biblioth. zu München 
Cod. bavar. 2177. fol. 240. ff. enthalten ist. 

4 Kluckhohn, Ickstatt a. a. O. 14. 

5) giehe oben Bd. 10. S. 70. 

6, Falckenstein, Vollständ. Gesch. d. alt. .mittl. u. neuern 
Zeit. d. gross.herzogth. Bayern (München 1763.) 869. f. I. J. 1770. 
waren es 120. neben 1027. Pfarreien und 2064 Filialen, Zschokke 
a. a. O. 4., 216. 

”, Wilhelmi, Reliquiae Manuser. Handschr.d. Münchner 
Bibl. Cod. bav. No. 383, 
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Lebensmittel, der den genannten wenigstens erreichte, noch 
gar nicht eingerechnet war !). Ueberall thaten energische 
Massregeln für das Volkswohl Noth. 

Sie wurden unter der Regierung von Maximilian 
Joseph in allen Zweigen der Verwaltung angebahnt, und 
zogen auch die Kirche in nicht geringem Grade in den 
Kreis der Reformen ?). 

Die Grundlage aller kirchlichen Reformen bildete die 
Neuordnung des geistlichen Raths i. J. 1768. °). 

Wie vor dem Concordate des Jahres 1583 wurde er 
jetzt wieder hauptsächlich aus Laien zusammengesetzt t), 
und damit nicht nur der theils fahrlässigen theils böswilligen 
Verschleuderung der landesherrlichen Rechte, die sich selbst 
vor einem Beiseitebringen unbequemer Acten nicht scheute 5), 
ein Ende gemacht, sondern auch für die weitergehenden 
Pläne des Landesherrn das nöthige Werkzeug geschaffen. 
Mit der Verbesserung des Klosterwesens beschäftigte sich 
dann der Erlass vom 2. November 1769.®), welcher 
nicht nur für die Ableistung des Gelübdes die Erreichung 
eines bestimmten Lebensalters verlangte, in herbster Form 


ıı Westenrieder Jahrb. 2., 44. 

*) Auf die Protestanten hatte das keinen Einfluss. Alle Bauern 
und Hausirer an der oberösterreichischen Grenze, welche man in Ver- 
dacht hatte, protestantische Lehren oder Bücher einschwärzen zu 
wollen, wurden angehalten und dem nächsten Pfarrer zur Prüfung 
ihrer kirchlichen Grundsätze zugeführt. Die bei ihnen vorgefundenen 
Bücher wurden verbrannt und die Bauern eingesperrt, Schlosser 
Gesch. d. XVII. Jahrh. 2., 236. 

8) Vgl. den oben cit. Bericht des geistlichen Raths, 
der gleichzeitig eine gute Geschichte dieser Behörde giebt. 

*) »Im Jahre 1768. aber setzten Ihro churf. Durchl. dieses colle- 
gium wiederum auf einen dem Altern Herkommen ähnlichen Fuss.« 
Graf Paumgarten wurde zum Präsidenten ernannt, die Anzahl der 
weltlichen Räthe verstärkt, cf. Kreittmayr Grundr. d. Allgem. u. 
Bayr. Staatsrechtes (München 1769.) 1., 359. f. vgl. auch $, 458. f. 

6, vgl. eit. Bericht. 

6) Vgl. darüber Anpreissung d. gnäd. General-Man- 
dats..abgefasstvoneinem Patrioten (s. ]. 1770.), welche 
auch einen Abdruck des Gesetzes giebt. — Kreittmayr Anmerk. 
üb. d. Cod. Max. bav. civil. (München 1821.) Th. V. Cap. 19. 8. 2. — 
Bd.5. S.352. ff, Näher ausgeführt wurden die Bestimmungen durch das 
Mandat vom 8. Juni 1770. (auch inNovaactaeccles. Bd.10.8.751. ff.) 
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das Mendicantenwesen rügteund verbot, die Aufrechterhaltung 
der Disciplin verschärfte, sondern auch — was uns hier 
näher angeht — die fernere Haltung von Klosterkerkern 
ernst untersagte; da, wie es hiess die gesetzgebende Macht 
in Civil- und Criminalfällen, und die wirkliche Ausübung 
derselben nur allein der weltlichen Obrigkeit von Gott selbsten 
anvertrauet worden, welche keine Privatgemeinde, sie sey 
welche sie immer wolle, ohme schwere Sünde vor Gott und 
höchst sträfliche Beleidigung der Landeshoheit. eigenmächtig 
usurpiren kann. — Die media correctionis paternae et re- 
gularis domesticae sollten zwar den Klosteroberen erhalten 
bleiben, aber doch nicht anders zur Geltung gebracht werden, 
als dass straffällige Religiosen nicht länger als höchstens 
14 Tage in einer abgesonderten, reinlichen und den übrigen 
ganz gleichen Zelle eingesperret, und mehr nicht als 8 Tage 
lang mit geringerer Aetzung abgebüsset werden dörfe. Sollte 
der Character des Vergehens eine strengere Disciplinar- 
strafe erfordern, so sei beim geistlichen Rath Anfrage zu 
thun, sollte das Verbrechen harte Pön verdienen, so sei 
der Schuldige auszustossen und der weltlichen Obrigkeit 
zur Abstrafung zu überliefern. Die Ordensoberen möchten 
bedenken, dass nicht die offentliche Abstrafung ihrer gröb- 
lich delinguirenden Brüder den geistlichen Orden zur Schande 
gereichet, sondern dieses, wenn man die Verbrechen, welche 
gleichwohl in die Länge der Welt nicht verborgen bleiben kön- 
nen, nur immer vertuschen, oder gar wohl dissimuliren will. 

Am 30. December desselben Jahres wurde auch die 
Verbindung der geistlichen Orden Baierns mit ihren aus- 
wärtigen Oberen aufgehoben, und den darüber klagefüh- 
renden Jesuiten, welche aüf die Nothwendigkeit ihrer 
Unterordnung unter dem General in Rom, auf den Ruin 
der durch diese Massregeln hart betroffenen auswärtigen 
Ordenshäuser, auf die Verdienste endlich der Gesellschaft 
um die Hebung der Baierischen Interessen hinwiesen, ent- 
. gegnete der churfürstlich-geistliche Rath !), dass die letzteren 
kaum anerkannt werden könnten. Denn die unteren Schulen, 

ı) Wilhelmi Relig. Manuscr. Handschr. d. K Bibl. z. 


München Cod.bavar. N. 389. vgl. auch Sugenheim Gesch. 
.d. Jesuiten in Deutschl. (Frankf. a. M. 1847.) 2., 867. ff. 
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deren Besorgung hauptsächlich dem Orden anheimgefallen 
sei, wären durchaus verwahrlost und statt mit erfahrenen 
Meistern durch unbärtige Jünglinge versehen; der Baieri- 
sche Staat verlange Bürger, und die würden aus Fremd- 
lingen nicht gezogen, zumal in Schulen und Klöstern, wo 
sich die Geistlichkeit zum Staate im Staate erhebt; litten 
die fremden Jesuiten, so sei es ihre, nicht des Kurfürsten 
Sorge, sich schadlos zu halten, und gerade die stricte Unter- 
werfung unter die Ordensoberen, die diesen dadurch ver- 
liehene Macht, verlange gebieterisch die Aufrechthaltung 
der landesherrlichen Bestimmung. 

Demselben Jahre entstammte auch die Verordnung, 
welche die heimlichen Heirathsversprechen vernichtete und 
die Sponsalienjurisdiction für den Staat in Anspruch nahm '). 

Den baierischen Bischöfen soll dadurch auch eine pe- 
kuniäre Einbusse von ungefähr 150,000 fl. jährlich zugefügt 
worden sein °). 

Wichtiger aber fast als diese Massregeln, als das 
Amortisationsgesetz von 1764. °) und die anderen 
zahlreichen Reformmassregeln *), war die Wiedererweckung 
des wissenschaftlichen Sinnes in Baiern, welche sich in der 
Stiftung der Akademie der Wissenschaften bethätigte °), 
und auch eine auf Geschichte und Vernunft basirte wissen- 

!) Den Grundgedanken dieses Gesetzes setzt eine Denkschr. des 
geistl. Rathes v. 30. November 1769. auseinander Handschr. 
d. Königl. Bibl. zuMünchen Cod. bavar. no. 389. fol. 94., 
während nämlich der über das Gesetz klagende Episcopat behauptete: 
»Die Bischöfe haben die macht über die Ehe Gesäz zu geben und zu 
richten unmitlbahr von Gott. Das Eheversprechen seye ein Annexum 
der Ehe und quasi spirituale,« führt die Denkschr. aus: »Die Fürsten 
haben die Macht, über Civil Contracte gesäze zu geben und zu richten 
von Gott. Die Ehe ist ihrem Wessen nach nichts als ein Civil Contract. 
Die Erhebung zum Sacrament hat die Macht der Fürsten nicht be- 
schrenckt. Regnum meum non est de hoc mundo sagt Christus, also 
auch nit der Bischöfe ihres.« 

») Wilhelmi.a. a. O. Cod. bar. No. 391. 

®) Kreittmayr, Annot. ad Cod. civ. — 5., 575.; namentlich aber 
S. 602. fl. Eine Declaration erfolgte durch das Generalmandat 
v. 10. Mai 1765, ebendas. S. 606, £. 

*) Vgl. die gute Uebersicht bei Zschokkea.a. O. d., 216. fl. 


6) Vgl. auch Lipowsky Gesch. d. Jesuiten in Baiern (München 
1816.) 2., 280. £. 
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schaftliche Vertretung der landesherrlichen Kirchengerecht- 
same zur Folge hatte. 

Peter von Osterwald liess 1766. unter dem Na- 
men Veremund v. Lochstein auf landesherrlichen 
Befehl !) Gründe sowohl für als wider die geistliche 
Immunität in zeitlichen Dingen (Strasburg) erschei- 
nen ?); die schon von den agilolfingischen Fürsten ver- 
tretenen Kirchenrechte wurden historisch beleuchtet und 
zu folgenreichen Consequenzen für die Befugnisse des Chur- 
fürsten ausgenutzt ®). Kreittmayr endlich gab in seinen 
Anmerkungen zu den von ihm redigirten baierischen Gesetz- 
büchern ein vollständiges System des Kirchenrechts, welches 
auch die von Maximilian Joseph erlassenen Gesetze 
mit verarbeitete und vertheidigte ®). 

Freilich richtete sich auch dagegen die Opposition der 
Geistlichkeit, die den Boden unter den Füssen wanken 
fühlte 5). Der Bischof von Freising liess das Verbot von 


I) eit. Ber. d, geistl. Rathsan Karl Theodor. 

. ») Vgl. darüber Kreittmayr Annot. ad Cod. civ. 5., 567. f. 
Eine Inhaltsübersicht der Schrift in Nova acta eccles. 7., 1069. ff, 
Derselbe Autor verfasste unter dem Namen J.G.Neuberger eine Ab- 
handlung von den Einkünften der Klöster und dem Amortisationsgesetze. 

®) Vertheidigtes Jus regium der Herz. in Bayern 
(Frankf. u. Leipzig 1763.). 

4) Auf ihm beruht die Darstellung von Moser Landeshoh. im 
Geist. Sartori Geistl. Staatsrecht und Warnkönig. 

5) Characteristisch für die damalige Zeit ist die Art, wie die 
Kirche gegen die herrschende Meinung anzukämpfen suchte. Auf dem 
Gymnasium zu Landshut liessen die Jesuiten ein Drama aufführen, 
in dem das alte Baiern an das »neue Baiern« die Aufforderung richtet, 
alle Feinde zu bekämpfen. Zu diesen gehören namentlich die Pseudo- 
politici, welche in einer Aria folgendermassen characterisirt werden: 

»Sunt homines profani 

Qui Deum nesciunt 

Aut pseudo-christiani 

Qui fidem negligunt, 
Privati lucri cura, 

Est illis unica, 

Religionis iura 

Sunt vana nomina 

In templis si quid splendor 
Jam est perditio, 
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Osterwalds Buch an alle Kirchenthüren seines Sprengels 
schlagen !), aber der Churfürst befahl das Abreissen der’ 
Freisingischen Erklärung, weil das von den kirch- 
lichen Autoritäten verurtheilte Buch nicht Glaubensange- 
legenheiten sondern landesfürstliche Rechte behandle, und 
das Verbot des Bischofes selbst gegen diese verstosse ?). 
Ja als eine neue Auflage des Buches veranstaltet wurde, 
übernahm der Churfürst die Durchsicht), und ernannte 
den Verfasser zum Mitgliede seines geistlichen Rathes *). 


Ad aras si quid pendet, 
Est superstitio 

Dum Romae jussis pares 
Te dicent timidum, 

Si audax repugnares 
Vocarent masculum etc.« 

Später treten dann die Pseudopolitiker auf. Sie werden von 

Baiern nach ihrem Urtheile über dasselbe gefragt und antworten: 
»Madame! loquor franchement 
Sans facon, sans compliment. 
Bavaria multum habet superstitionis, 
Parum artis et eruditionis: 
Superstitio se inopem 
Inscitia facit nobilem.« 

Im Gefolge der Pseudopolitici befinden sich der »Judaismus, In- 
differentismus, Lutheranismus,« die durch jene Eingang in Baiern 
finden wollen. Dieses aber richtet an die Pseudopolitici und ihre Ge- 
nossen eine fulminante Ansprache, und vertreibt sie aus dem Lande; 
abgedruckt in Nova acta eccles. Bd. 7. S. 78. fl. Uebrigens er- 
liess der Churfürst dagegen unter dem 26. September 1764. ein Re- 
script an den Jesuitenprovincial, durch welches dem Verf. des Drama 
das Land verboten und eine Censur für alle künftigen Comödien an- 
geordnet wurde, ebendas. 92. Auch wurde das Land durch die De- 
claration v. 16. Januar 1767. betreffs der »ausgestreueten Gerüchte 
wegen des gefährlichen Aussehens für die kath. Religion in diesem 
Churfürstenthum« berubigt, ebendas. S. 100. 

!) am 18. August 1766. auch abgedruckt in Nova acta eccles. 
Bd. 8. 8. 96. 

2) »Gleichwie wir demnach obiges Verboth anders nicht, als für 
einen offenbaren Eingriff in Unsere Landshoheitsrechte ansehen können, 
so declariren Wir solches auch hiermit für null und nichtig.< abge- 
druckt in Nova acta eccl. 8, 97. ff. 

8, Vgl. Westenrieder Gesch. d. Baier. Akad. d. Wissensch. 
(München 1807.) 1., 240. 

*) Zschokke a. a. O. 4. 218, 


[3 


220 Emil-Friedberg: 


Ebenso wurde i.J. 1756. die Beschwerde des Bischofs 
von Augsburg über die beiden anderen genannten 
Schriften und die darin enthaltenen gefährliche und. den 
bischöflichen Gerechtsamen höchstnachtheilige Lehrsätze ') 
im ‚Auftrage der Regierung durch den treflichen Lori ein- 
fach zurückgewiesen, da man dem Staate unmöglich zu- 
muthen könne, Bücher, die sein Interesse vertreten, zu ver- 
bieten, um damit dieses selbst seinen Feinden und Gegnern 
aufzuopfern ?); ja Lori schöpfte aus eben diesen Be- 
schwerden lediglich die, auch dem Landesherrn mitgetheilte 
Ueberzeugung, dass sie nur daher ihren Ursprung genom- 
men, weil die Bayr. Landesverfassung gar nicht oder nur 
obenhin mit Vorurtheilen von Ausländern und der Landes- 
historie unbewanderten Persohnen eingesehen wird; und er- 
klärte eine Bearbeitung derselben in der gedachten Bezie- 
hung für nöthig, deren Resultate oder Vorarbeiten zweifels- 
ohne in seinen Sammlungen zum Baierischen Kirchenrecht 
vorliegen, die nie gedruckt worden sind, aber nach der 
Handschrift die wesentliche Grundlage unserer obigen Dar- 
stellung der baierischen Kirchenverhältnisse bilden. 

Der Zustand der baierischen Kirche unter der Regie- 
rung Max Josephs wird kaum besser illustrirt werden 
können, als durch Betrachtung der zahlreichen Beschwerde- 
punkte, welche die Prälaten i. J. 1772. seinem Nachfolger 
Carl Theodor entgegentrugen ®), und die allerdings durch 
die uns überlieferten Urkunden in vielen Beziehungen eine 
Bestätigung, durch den jämmerlichen Zustand des Clerus 
eine Rechtfertigung erhalten *). 

Nicht nur dass über die oben erwähnten Verordnungen °) 


ı) Handschr.d.K.Bibl.z..MünchenCod.bav. No. 2178. fol. 59. 

») Handschr. d.K. Bibl. zu München Cod. bav. No. 
2178. fol. 63. ff. Lori erwiderte ferner: »Ist kaum zu glauben, dass 
die Churf. die Gerechtsame so sie von den vorigen in der ganzen 
Christenheit ihrer Frömmigkeit und Religions Eiffer wegen bekannten 
Herzogen so rechtmässig ererbt, durch die Römische Congregationem 
Immunitatis so leichterdinge sich aberkennen lassen werde.“ 

°», Handschr. d. Königl. Bibl. z. München Cod. bav. 
No. 2178. fol. 71. fl. 

*) Siehe den 8. 214. Anmerk. 8. citirten Bericht. 

°) Ueber verschiedene Punkte hatte.sich der Bischof von Augs- 
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und ihren mit äussersten Zwangsmassregeln erwirkten Voll- 
zug Klage geführt wird: kaum irgend ein Punkt der kirch- 
lichen. Disciplin wird als von den landesherrlichen Anord- 
nungen unberührt dargestellt. 

Der geistliche Rath masse sich durchweg das bischöf- 
liche Amt an); er reformire die Klöster ?), bestrafe die 
Geistlichen, ohne auch nur den Ordinarien Kenntniss da- 
von zu geben, unterwerfe die bischöflichen Verordnungen 
seiner Prüfung, ebenso wie das churfürstliche Censurkolle- 
gium von den Bischöfen approbirte Bücher verbiete und 
verbotene denGläubigen zu lesen und zu drucken verstatte 3). 


burg schon 1755. beschwert; so auch über die Verletzung des Asyl- 
rechtes; denn die Verbrecher würden aus den Pfarrhäusern geholt 
und nach München gebracht, »und obgleich dorthin die allertriftigste 
Vorstellung pro restitutione ad locum und auch mit Androhung deren 
Censuren geschehen, ... so ist nichts desto weniger die ... kahle Ant- 
wort von dem Churf. Hofrath dahin erfolgt, dass gemäss churf. Man- 
dates die Pfarrhäuser sothane Recht nicht gaudirten.«e Deswegen habe 
der Bischof sich nach Rom gewandt; Handschr.d. K: Bibl. zu 
München Cod. bav. No. 2178. fol. 58. v. 

ı) 1744. Ordnung für Votivmessen, Lori a. a. O. 27; 1772. 
Dispensation von der Residenzpflicht für einen Pfarrer, L. 141; 1767. 
Abschaffung des vom Bischofe verordneten Trauergeläutes, L. 70. 

2) 1769. Reformationsdecret an d. Baier. Franziskaner Provinzial 
Lori a. a. O. 180. 

s\, 1. J. 1769. wurde der Verkauf mehrerer gegen die landesherr- 
lichen Kirchenrechte gerichteter Bücher bei 50. fl. Strafe verboten, 
weil »in denselben irrige und grundfalsche Maximen in Betreff der 
Gränzen beiderseitiger Mächte aufgestellet, die Rechte der weltlichen 
Staaten auf eine verwägene Art angetastet und verächtlich behandelt, 
die Autorität der geistlichen Macht hingegen und das Regiment der 
Kirche mit einem politischen confundirt und dadurch ihr geheiligtes 
Ansehen herab- und den Calumnien ihrer Feinde ausgesetzt wird,« 
Samml. d. neuesten u. merkwürdigsten churbaier. 
Generalien u. Landesverordn. (München 1771.) 515. — Auch 
auf die mündlichen Aeusserungen erstreckte sich die Censur. Vgl. 
1766. Verbot über landesherrliche Gerechtsame zu predigen, L. 36.; 
1764. An d. Jesuitenprovincial, einen Pater wegen eines ärgerlichen 
in Schulen aufgeführten Schauspieles des Landes zu verweisen; die 
Komödien und die zu druckenden Bücher von der Reg. in Landshut 
censiren zu lassen, L. 23. siehe auch oben 8. 254. f.; 1766. Einen 
Franziscanerlector wegen eines in Schulen behaupteten Lehrsatzes zur 
Verantwortung zu ziehen, L. 23.; übrigens wurde eine Censur des 
Landesfürsten von jeher auch gegen kirchliche Bücher gehandhabt. 

_ Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 8. 15 
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Das Coneil von Trient wird als in Baiern nicht pub- 
licirt und seine Decrete als für dieses Land unverbind- 
lich dargestellt 'J, die mit den Bischöfen abgeschlossenen 
Concordate als vom Staate ertheilte Privilegien. 

Das Placet umfasse alle, auch rein geistliche Fragen 
betreffende kirchliche Anordnungen, der Recursus ad prin- 
cipem entziehe den ÜClerus der bischöflichen Diseiplin und 


schwäche den Gehorsam ?). 
Die Besteuerung der Geistlichen durch- die Bischöfe 


Vgl. 1575. An d. Rath z. Nürnberg wegen eines von einem 
bayerischen Franziskaner mit Anzüglichkeiten gedruckten Buches, Lori 
a. a. O. 15; 1575, Verbot ohne geistliche Rathscensur Bücher zu 
drucken, ebendas.; 1583. wiederholt für München, L. 19; 1586. 
die dritte Regel d. heil. Franz darf für die Minoriten gedruckt aber 
nicht verkauft werden, ebendas.; 1610. Geistl. Rathes Bewilligung 
zum Drucke eines Gebetbuches, L. 16.; 1639. desgl. L. 16.v.; 1681. - 
Klöster sollen Kataloge ihrer Bibliotheken’ einschicken, L. 16. v.; All- 
gemeine Einschärfungen der Censur finden sich 1616—1639. 1640. 
(für München), 1651. L. 16. v.; 1628., L. 17. 

ı) Vgl. dazu die Denkschr. d. geistl. Rathes vom 30. 
November 1769. Handschr. d. Königl. Biblioth. in München 
Cod.bavar. No. 389. fol. 98.v.: »Sonst wird überhaubt widersprochen 
das in Bayrn extra res fidei das Trident. Concilium schlechterdings 
angenohmen worden, da man factis ipsis villen stücken bis heutigen 
Tag contradiciert hat, und eine bischöfliche Publikation allein sine 
placito regio den Landsfürsten nicht binden kan.« 

2) Vgl. 1757. An geistl. Rath in Constanz wegen Mässigkeit 
des Kirchenbannes in streitigen landesherrlichen Sachen, Lori a. a. 
O. 363. v.; 1757. AnB.v. Freising wegen nichtig verhänglen Inter- 
dictes auf einen Altar zu J. und Absetzung des Dechanten, L. 359.v.; — 
Vgl. Kreittmayr, Annot. ad Cod. civ. — 5, 632: »In weltlichen 
Sachen hat keine Censur statt, und man begegnet der geistlichen 
Obrigkeit, welche sich dergleichen anmasset .... hier zu Land .. mit 
Sperrung der Temporalien, Decret. elect. 4. Mart. 1640. et 6. May 1670.« 
Vgl. auch namentlich ebendas. S. 688.: »Der Recurs, welcher sowohl 
von geistlichen als weltlichen Personen gegen die geistliche Obrigkeit 
in offenbaren Bedrückungen ad tribunal regium genommen und von 
katholischen Authoren selbst gut geheissen wird, beruht entweder auf 
einem privilegio pontificio speciali oder auf dem jure protectionis vel 
defensionis mere naturalis et extrajudicialis, welche der König oder 
Landesherr den seinigen sowohl geistlichen als weltlichen Standes 
schuldig ist.e — Vgl. auch Kreittmayr, Annot. ad Cod. jur Bar. 
judic. p. 20. Moser, Von der Landeshoh. in geistl. 8. 262. cit. 
Bericht des geistlichen Raths Anlage II. 
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"sei behindert !), die Freiheit der Prälatenwahlen schon 
durch Ausschliessung der Ausländer untergraben, der Clerus 
in Strafsachen zum Erscheinen vor weltliches Gericht ge- 
zwungen; und in letzter Instanz sichere die von Staatswegen 
verhängte Temporaliensperre den staatlichen Eingriff vor 
Jedem Widerstande 2). 


rn 


') 1763. An Reg. z. Burghausen, Landshut und Strau- 
bing, auf welche Art zum Passauer Seminar ein Beitrag bewilligt 
sei, L. 28. Vgl. 1770. Gehraths Signatur wegen der den Mendicanten 
für d. J. 1770 zugestandenen Sammlung, L. 180.: i. J. 1755. beschwerte 
sich der B. v. Augsburg, wegen des Baierischen Verbotes zu den 
Seminarien beizutragen; später sei das Seminaristicum freilich auf 1. 
Jahr bewilligt worden, aber mit der dem Bischofe auferlegten Ver- 
pflichtung, es nur für baierische Unterthanen zu verwenden, und über 
den status seminarii Bericht zu erstatten. Dies habe der Bischof nicht 
gewollt, und so sei die Erhebung ganz unterblieben, Hdschr.d.K. 
Bibl.z. München Cod. bav. No. 2178. Fol. 56. Lori erwiderte 
darauf im Auftrage der Regierung, die baierischen Herzoge hätten be- 
ständig für Seminarien gesorgt; daher hätte es sich bei dem Verbote 
auch gar nicht darum gehandelt, sondern »dass man dem Churf. durch 
eigenmächtige Bischöfl. Verordnungen das Recht nicht abspanne in die 
frem Je Besteurung seines Cleri zu sprechen und die Verwendung dieser 
Geider hinreichende Einsicht zu nehmen.« 

”) Vgl. 1757 an d.B. v. Regensburg, dass einem Dechanten, 
der sich in die Verlassenschaft der Cooperatoren, resignirter Pfarrherrn 
und der Pfarrköchinnen gemischt, die Temporalien gesperrt worden 
seien, Lori 295. — Ich führe noch folgende Urkunden zur Regierung 
Maximilian Josephs an: 1745. an d. Prälaten z. Ebrach, 
dass er vor dem Eintritt in Baiern zum Zwecke der Visitation landes- 
fürstliche Einwilligung nachsuchen müsse, L. 347; 1749. Anweisung 
zu besserer Beobachtung der Statuten an d. Chorstift zu Freising, 
L. 104. v.; 1756. desgl. an d. Chorstift z. Straubing, ebendas,; 
1756. der geistliche Rath soll den Ungehorsam des Dechanten in 
Fragen verweigerter Capitalrechnung ahnden, L. 273; 1757. dem Erzb. 
v. Salzburg nicht das Recht zuzugestehen, in Klöstern Admini- 
stratoren aufzustellen, L. 269; Verbot an den Propst z. J. vor dem 
Ordinariat Freising auf Vorladung zu erscheinen, L. 352; Ahndung 
an den geistlichen Rath inRegensburg wegen Anmassung in Pfarr- 
bausachen in d. Oberpfalz, L. 261; 1759. and. Ordinariat Konstanz, 
warum den Bischöfen die Verhandlungen geistlicher Verlassenschaften 
nicht gebühre, und dass die Bischöfe dieselbe nicht mit Gewalt an 
sich reissen sollten, L. 295; 1762. an den Erzb. v. Salzburg, dass 
man eine privative bischöfliche Visitation nicht gestatten könne, L. 337. v.; 
1768. Geh.raths Resolution, bei Aufnahme neuer Kirchenkapitalien sei 


der Consens des Ordinarius unnöthig. 
15 * 
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Auch Karl Theodor, wie eifrig er immerhin der 
katholischen Kirche anhängen mochte !), zeigte sich wenig 
bereit, den bischöflichen Forderungen nachzukommen. Zwar 
war er bitterer Feind jeder freien geistigen Regung und 
somit auch der Richtung, welche unter seinem Vorgänger 
zur Herrschaft gelangt war ?), zwar trat er bei Errichtung 
der Münchener Nuntiatur den Bestrebungen des deut- 
schen Episcopates durchaus gegenüber, aber das erstere 
doch hauptsächlich, weil er für sein schmähliches Staats- 
regiment fürchtete, das andere, weil ihm die deutsche Kirche 
eben so wenig am Herzen lag, als das nicht in seiner 
natürlichen Nachkommenschaft forterbende Baiernland, 
und doch nicht ohne grosse Seitens der römischen Kurie 
gebrachte Geldopfer, die freilich in der für diese bequemen 
. Gestalt einer dem Churfürsten verwilligten Besteuerung 
seines Landesclerus auftraten °). Auch mochte dem Chur- 
fürsten dabei die Idee nicht fern liegen, seine Länder, wenn 
sie der Aufsicht des Münchner Nuntius untergeben würden, 
von der Gewalt der benachbarten reichsunmittelbaren Bi- 
schöfe zu befreien, zumal er die Ernennung von Vicarien 
für ihre baierischen Diöcesanantheile weder von ihnen noch 
in Rom hatte erlangen können #). 

Jedenfalls hielt er an den von Maximilian Joseph 
behaupteten Kirchenhoheitsrechten im Grossen und Ganzen 
fest — wenn er sich auch zu mancherlei Concessionen im 
Einzelnen bewegen liess, und sich jesuitischen Einflüssen 
nicht zu entziehen vermochte d). — 


ı) Vgl. Bauer, Die kirchl. Regierungsgrundsätze Karl Theodors 
Jena 1868. Inaugural-Dissertat.) Häusser, Gesch. d. rhein. Pfalz. 
(Heidelberg 1845.) 2., 934. ff. 

») Wie kühn die jesuitische Richtung sofort das Haupt wieder 
erhob, beweist die von dem Freisinger Ordinariat verfügte Verhaftung 
Westenri e ders wegen seines »Inbegriff der Religion«, Schlosser 
XVII. Jahrh. 3., 277. 

») Breve v. 6. Dez. 1787., wodurch die Fortsetzung der »Deci- 
mation der Geistlichkeit gewährt wurde. Dieselbe brachte i. J. 1786. 
ein 495,368. fl. 31. kr. in den folgenden u 114. bis 115,000. fl., 
Zschokke a. a. O. 4., 351. 

*) Stigloher.a. a. 0.60. ff. — Vgl. übrigens Menzela.a.0. 
Xu, 1. 819. fi. 


°) Das bezeugt namentlich das Verfahren des Cabinets in der An- 
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Die NeueOrdnungdeschurfürstlichengeist- 
lichen Rathes v. J. 1779. schärft das landesherrliche 
Decret vom 3. April 1770. bezüglich des Placet aufs Neue 
ein ') und bestimmt im Art. 17.: 


gelegenheit des Hofkriegsraths-Secretär Zaupser. Dieser veröffent- 
lichte mit Erlaubniss der Censur eine Ode auf die Inquisition; darauf 
erfolgte am 11. October 1780. ein Rescript an die Ober-Landes-Regie- 
rung, wonach alle Exemplare der Schrift zu confisciren, Zaupser aber 
»vorzurufen und ihm seine gegen die Religionsverfassung schnurgrad 
anstossende Schreiberei nicht nur scharf zu verweisen, sondern auch 
denselben zu öffentlicher Ablegung der christlich-katholischen Glau- 
bens-Profession, weil man seiner Religion halber zu zweifeln billig Ur- 
sach hat, bei gesessenem Pleno anzuhalten; mit dem ernstlichen Auf- 
trage, dass er in Zukunft bey Vermeidung anderweiten schweren Ein- 
sehens in dem Religions- und theologischen Fache heimlich oder 
öffentlich zu schreiben sich um so weniger unterfangen solle, als er 
weder den Beruf noch aus Mangel der erforderlichen Wissenschaft 
und Prudenz die geringste Anlage hiezu hat. Wie dann auch heute 
dem Hof-Kriegs Raths Directorio der Auftrag geschehen ist, erwähnten 
Secretarium Zaubser mit der Kanzlei-Arbeit soweit zu beschäftigen, 
damit zu theologischen und anderen ausschweifenden Schreibereien 
keine Zeit übrig bleibe.« Schlosser XVII. Jahrh. 3., 283. Die 
Verfolgungen der Liberalen nahmen dann einen grossartigen Massstab 
an, als die Illuminatenriecherei in Schwang kam, vgl. ebendas. 
313. ff. Auch der geistliche Rath hatte sich beständig gegen geheime 
Denunciationen zu verantworten, vgl. den S. 214. cit.Bericht. 

I) Art. 4.: »Und ob zwar den ÖOrdinariaten aus unmittelbaren Ge- 
richten in pur geistlichen Sachen die gesetzgebenle Gewalt von Gott 
directe und ganz unabhängig von der weltlichen anvertraut ist, so will 
doch in einem wohleingerichteten Staate die gute Ordnung erfordern, 
dass All Jenes, was hierin gebothen, oder verbothen werden will, alle- 
mal von S. churf. Durchl. als Landesherrschaft insinuirt werde, damit 
höchstdieselben gemäss höchstderoselben obhabenden höchsten Schutz- 
gewalt den Gottesdienst und die Religion im Staate befördern, die 
Hindernisse aus dem Wege räumen, die Glaubenslehren bei dem Volke 
handhaben, und die Ungehorsamen oder Verächter hierinn zur Strafe 
ziehen lassen mögen. Wie nun die vorgängigen Geistlichenrathsord- 
nungen schon dahin abzielen, sonderlich aber das jüngst den 23. April 
im Jahre 1770. erst erlassendes landesherrliches Decret buchstäblich 
vermag, dass man in Landen zu Baiern und der obern Pfalz geistliche 
Verordnungen und Gesetze gleich andern katholischen Staaten ohne 
vorausgehend-landesherrlicher Einsicht und Genehmigung ad effectum 
nicht mehr bringen lassen werde, und wie dieses Alles auch bereits 
ein- und andersmal schon wirklich in Ausübung gekommen ist, so hat 
der geistliche Rath noch ferneres pflichtmässig, und standhaft hierauf 
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Im Grunde sind die Geistlichen nicht minder als die 
Layen Unterthanen des Staats. Ihr Amt, welches sie dem 
Ministerio divino widmet, zerreisst ihren Verband mit der 
bürgerlichen Societät nicht, sondern knüpfet ihn nur desto 
enger. Der Fürst stellt in Ansehen ihrer von einer Seite 
den Landesherrn, und von der andern den Schutz- und 
Schirmherrn vor. In jeder Art von beiden ist er ihnen 
Schutz schuldig: hier als Unterthanen des Staats, dort als 
Diener der Kirche qua custos et vindex canonum. Die Ge- 
walt, oder das Unrecht, so man ihnen anthut, mag nun her- 
kommen woher es wolle‘), das Schutzrecht hat allemal da- 
gegen statt; denn man verfährt hierin niemals Entscheidungs- 
sondern nur blos manutenenzweise. Der Landesherr wird 
nicht als Richter von der Sache aufgefordert, sondern bloss 
um Schutz und Beistand gegen Gewalt implorirt, den man 
dem geistlichen Recurrenten non servato iuris ordine et via 
facti anthun will. Der geistliche Rath hat jedoch in derley 
Recurssachen niemal eigenmächtig eu handeln, sondern den 
Fall allemal an Ir Ohurfürstl. Durchlaucht selbst gelangen 
zu lassen, bei Instruirung desselben aber vorzüglich darauf 
anzutragen, dass man eher keinen Recurs annehme, bis nicht 
vorher von dem Recurrenten die angebliche violentia et non 
servatus iuris ordo beglaubigt werde ?), weil gar oft ge- 
schiehet, dass muthwillig- und nichtswürdige Geistliche den 
Recurs oft nur dazu misbrauchen, damit sie hier unter dem 


— | ——— 


zu halten, sohin kein Ordinariatspatent affigiren zu lassen, welches 
nicht vor der Promulgation hieher eingesandt, der geistliche Rath Jar- 
über fördersamst deliberirt, und ex Intimo Resolutisn erhollet hat. Es 
wäre denn dass sich alsobald ergebe, dass solches nicht offenbar und 
wesentlich in die landsfürstlichen Hoheitsrechte eingreife, welchenfalls 
die Verkündigung oder Anheftung nicht zu erschwern, oder zu be- 
hindern, sofolgendes das Jus cavendi eben nicht streng gepflogen werden 
solle, sondern alsdann unverfänglich jedoch, nachgesehen werden mag.« 

ı) Hiezu die Anmerkung: Geistl. Raths Protocoll v. J. 
1577. pag. 78. auf den Recurs des Pfarrers zu Kösching war dem 
Bischofe bedeutet: »Er solle eg gegen die Geistlichen nicht zu weit 
treiben, und den Pfarrer a suspenso absolviren. ebendas. >»der Bi- 
schof zuRegensburg solle die Geistlichen nicht so oft processiren, 
eitiren, incarceriren, ja gar excommuniren.« 

*) Dazu die Anmerkung: So geschah es i. J. 1772. in der Recurs- 
sache des Pfarrers von Ehring und des Pfarrers zu Hausheim. 
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Schutze des geistlichen Ansehen der landesherrlichen, dort 
aber durch den Arm der weltlichen Macht der geistlichen 
desto freyer ungehorsam seyn können }). 

Auch die von dem Churfürsten mit dem Bischofe von 
Augsburg im April 1785., mit dem Bischofe von Regens- 
burg am 13. November 1789. abgeschlossenen Concor- 
date ?) legen für die Aufrechterhaltung der iura circa sacra 
gewichtiges Zeugniss ab. 

Der Landesherr erkennt darin die der Kirche und 
ihren Bischöfen zustehende unmittelbare Gewalt und Ge- 
richtsbarkeit in Allem an, was die Glaubens- und Sitten- 
lehren, die heil. Sacramente und was damit verknüpft ist, 
und die Mittel zur Erreichung des übernatürlichen Zweckes 
des Christenthums betrifft. 

Um aber seine Schutz- und Advocatiepflichten bethä- 


!) Die geistliche Rathsinstruction v. 25. April 1783. 
8. 3. handelte gleichfalls vom Recursus ad principem: »4) so hat man 
die geistlichen Obrigkeiten bey ihrem Amtsansehen und authoritet 
allerwegen zu schützen und zu manuteniren, sofort ihren untergebenen, 
wenn sie sich über ungerechte Bedrückung oder Verfolgung wieder 
sie beklagen, so leichterdings kein Gehör zu geben, sondern dieselbe 
zum schuldigen respect und gehorsam anzuweisen oder wenigst gegen 
die Obern ohne ihrer vorläufigen Vernehmung nichts verfängliches zu 
beschliessen, auch keine weitläufigkeiten hierin gestatten, vielweniger 
kostbar local Untersuchungen anzunehmen, sondern dergleichen Händel 
via brevissima zu applainiren und in dubio allzeit mehr den obern als 
dem untergebenen Beyfahl zu geben, sohin auf diese weise sowohl bey 
dem clero saeculari als regulari die gute Ordnung, nsaplın und sub- 
ordination zu erhalten.« 

?) Nach den oben S. 236. erwähnten Concordaten sind folgende ih 
Baiern geschlossen worden: 1774. Vergleich mit sämmtlichen Ordina- 
riaten deren Sprengel sich in die baier. Lande erstrecken in Betr. der 
Prälaten- und anderer Klosterwahlen bei Mayr General. Samml. 4., 
779.; 1776. Vergleich mit denselben die Sponsalien betr. ebendas. 
v. J. 1784. S. 148. 1785. Recess zw. d. Churf. v: Pfalzbaiern u. d. 
Churf. v. Trier als B. v. Augsburg die geistl. Gerichtsbarkeit in d. 
Pfalzbaierischen Staaten Augsburgischen Sprengels betr. Mayra. a. 
O. 4., 818.; Erläuterungen der Anstände, die sich daraus ergeben haben 
1786. ebendas. 857.; 1789. Churpfalzbaier. Concordat 
mit d. Fürstb. vv Regensburg herausgegeb. mit Anmer- 
kungen vv. einem Weltpriester des Bisthums Regens- 
burg (Straubing 1760.) — die beiden letzten auch bei Warnkönig 
die staatsrechtl. Stell. etc. 216. ff. 


228 EmilFriedberg: 


tigen zu können, sollen Abschriften der zu erlassenden Er- 
klärungen in Glaubens- und Sittensachen vom Ördinariate 
dem Landesherrn mitgetheilt werden, damit dieser sich 
über deren Verkündigung äussere, und die weltlichen Be- 
amten zu deren Handhabung anweisen könne. Andere 
bischöfliche Verfügungen, päpstliche Bullen und Breven 
sind mit den nöthigen Erinnerungen vorläufig an den chur- 
fürstlichen geistlichen Rath zu senden, und erst dann, wenn 
nichts dagegen eingewendet oder man sich verstanden haben 
wird, gehörig bekannt zu machen. Verstösst ein Breve in Be- 
neficiensachen gegen die bischöflichen oder landesherrlichen 
Rechte, so wird der Landesherr im ersten Falle den Bischof 
unterstützen, im zweiten die Vollziehung von dergleichen 
Bullen bis auf seine Zufriedenstellung suspendiren. Ebenso 
heisst es unter der Rubrik: Von .der mittelbaren geistlichen 
Gewalt: 

Der Landesherr zweifelt zwar nicht an der kirchlichen 
oder bischöflichen Gewalt zu solchen geistlichen Disciplinar- 
gesetzen, durch welche der Christmensch mittelst äusserlicher 
Religionshandlungen zur ewigen Seligkeit geleitet wird. Da 
aber in der Ausübung dieser Gewalt Mittel ergriffen werden 
könnten, welche mit der Beförderung der zeitlichen Glück- 
seligkeit nicht vereinbarlich sein dürften, so wird zur Regel 
angenommen, dass ein solches Disciplinargesetz nicht eher 
bekannt gemacht werden darf, bis mittelst Correspondenz 
mit dem Münchner geistlichem Rathe die landesherrliche 
Aeusserung nichts zu erinnern zu haben, erfolgt ist, oder 
bis man sich über die allenfallsigen Erinnerungen verständigt 
haben wird. | 

Die Abänderung eines Disciplinargesetzes wird auf 
Wunsch des Landesherrn durch das Ordinariat geschehen, 
und falls es ein allgemeines sein sollte, so wird der Landes- 
herr mit dem päpstlichen Stuhle ins Vernehmen treten. 
Neue päpstliche Disciplinarverordnungen bedürfen jedoch 
zu ihrer Publication einer gutachtlichen Aeusserung des 
Ordinariates, dass hinsichtlich des geistlichen Wohls nichts 
dagegen einzuwenden sei, und einer gleichen Seitens des 
Landesherrn in Betreff der politischen Gesichtspunkte. Die 
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Veröffentlichung erfolgt durch den Clerus für das Volk, 
durch den Churfürsten für die Staatsbeamten. 

Auch der Landesherr kann nach Befinden eine in das 
Geistliche (so weit es a spirituali et disciplinari verschieden 
ist) miteinschlagende Verordnung erlassen, nachdem er sich 
vorher mit dem Ordinariate ins Einvernehmen gesetzt hat. 

Der Recurs an den Fürsten steht auch gegen bischöf- 
liche Disciplinarmassregeln frei, doch verspricht der Chur- 
fürst, ihn nur dann anzunehmen, wenn der Verletzte die 
erlittene Gewaltthätigkeit und den Bruch der Rechtsordnung 
sogleich und hinreichend beweisen könne. Während anderer- 
seits der Bischof sich verpflichtet, im Fall der Annahme 
des Recurses die Orginalacten der Staatsbehörde zur Ein- 
sicht zu verstatten. 

Wird dagegen gegen ein Disciplinarerkenntniss kein 
Recurs ergriffen, so kann der Bischof die Hülfe der staat- 
lichen Execution vermittelst eines actenmässigen Berichtes 
anrufen. 

Nicht anders heisst es im Regensburgischen Re- 
cesse: Der Recurs in puncto disciplinae et morum soll den 
Geistlichen nur alsdann gestattet werden, wenn sie vim et 
violentiam, aut non servatum iuris ordinem sogleich rechts- 
begnüglich beweisen können. 

Sollte nun der Recurs wirklich angenommen werden, so 
soll dem Recurrenten, oder dessen Mandatario ungehindert 
frei stehen, die Originalacten in Praesentia Registratoris 
einzusehen. Würde sich nach genommener Einsicht in den 
Acten ein Widerspruch ergeben, so wird man von Seite des 
hochwürdigen Ordinariats nicht entstehen, die erforderlichen 
einschlägigen Aktenstücke, und zwar »propter securitatem 
" actorum in copiis vidimaltıs, welche der Appellant, entweder 
selbst, oder per Mandatarium eingesehen, und mit seiner 
Unterschrift derselben Aechtheit bestätigt haben wird (auch 
wenn es ad decisionem causae nothwendig erforderlich wäre) 
in originali zu Übermachen. In jenen Fällen, wo der Recurs 
verworfen wird, wird das brachium seculare und aller Behuf 
auch in Stellung der Zeugen auf beschehene bischöfliche Re- 
quisition et expressa citationis caussa wie nicht minder nach 
aktenmässig gegebener Auskunft zugesichert. — 
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So gestanden die Bischöfe wenige Jahre nach den 
Beschwerden des Jahres 1772. sowohl Placet wie Recursus 
ab abusu zu, von welchen sie noch kurz vorher behauptet 
hatten, dass sie unerhört, gegen das deutsche und baierische 
Recht neuerdings in Baiern geltend gemacht werden 
sollten. 

Und das geschah ohne Widerspruch der römischen 
Kurie, unter den Augen des päpstlichen Nuntius, wie wir 
kaum zweifeln können mit seiner Genehmigung. 
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VI 
Vorschläge für die Reform der katholischen Kirche. 


Mitgetheilt von 
Emil Friedberg. 


Schon die grossen Concilien des fünfzehnten Jahrhun- 
derts hatten das schneidige Messer der Reformen an die 
zahlreichen und gefährlichen kirchlichen Missbräuche gelegt. 
Aber ihre Bemühungen waren erfolglos geblieben. Die 
„Reformatio in capite et membris“ hätte mit dem Haupte 
der Kirche, dem Papste und den Cardinälen den Anfang 
machen müssen. Kein Wunder, dass diese allen dahin zie- 
lenden Bestrebungen einen zähen und nachhaltigen Wider- 
stand entgegenstellten, und dass das kirchliche Leben somit 
von allen Reformplänen unberührt blieb. 

Um so natürlicher war es, dass als im sechszehnten 
Jahrhundert die Glaubensspaltung zu einem neuen Concile 
drängte, die alten Reformvorschläge in grösserer Zahl und 
mit ernsterem Nachdrucke wiederholt wurden. 

In der That war die Verderbniss der Kirche nur ge- 
stiegen, und überall fingen schon die Staaten an, das Werk 
der Reformen zu übernehmen, welches die kirchlichen Oberen 
auszuführen und vor allem gegen sich selbst zu kehren 
noch immer zu lässig waren. 

Denn nicht allein, dass die staatlichen Regierungen die 
Verkümmerung aller politischen Rechte durch die Kirche 
für längere Zeit kaum zu ertragen vermochten: auch die 
Sorge für die Aufrechterhaltung des katholischen Glaubens 
musste sie bewegen, den Zündstoff in Deutschland zu be- 
seitigen, von dem selbst der Cardinal Commendone 
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nach Rom berichtete !), dass er durch einen kleinen Fun- 
ken im Augenblicke zu einem Brande angefacht werden 
könne. 

Kaiser Ferdinand nahm sich der kirchlichen Frage 
mit regem Eifer an, und war für sein Theil darauf bedacht, 
die deutschen Bischöfe zu ihrer lange vergessenen Pflicht 
zurückzuführen ?). Auch dem Papste unterbreitete er Vor- 
schläge, welche auf eine Reinigung des gesammten Kirchen- 
wesens, auf eine Beseitigung der eingeschlichenen von Rom 
eher gehegten als gerügten Missbräuche hinausliefen ®. An 
den Kaiser wandten sich auch alle Männer, welche ein . 
Herz für ihre Kirche hatten, und durch ernste Reformen 
nicht nur das Heil für jene, sondern auch das Ende der 
confessionellen Spaltung herbeiführen wollten. 

Eine solche an den Kaiser gerichtete Reformationsschrift, 
die so weit ich sehe ungedruckt ist, habe ich in einem 
Codex der Münchner Hof- und Staatsbibliothek gefunden. 

Sie ist i. J. 1561. geschrieben *) von einem Mitgliede 
des Episcopates, einem Manne der die kirchlichen Schäden 
kennt und sich nicht scheut, sie beim rechten Namen zu 
nennen. 

Die Kenntniss solcher Articuli super reformatione ec- 
clesiae hat heute für uns einen nicht bloss historischen Werth. 
Nach über dreihundertjähriger Unterbrechung ist i. J. 1869. 
ein neues Concil in Rom zusammengetreten. Und wieder 
haben sich von allen Seiten Stimmen erhoben, welche die 
Punkte eifrig erörterten, in denen der Kirche eine Reform 

nöthig thue. Selbst der Cardinal Erzbischof von Prag 
Schwarzenberg hat „Desideria Patribus Concilii oecu- 


1) Lettere del Cardinale Commendone, scritte nella nunsiatura di 
Germania no. LV. Miscellanea di storia italiana edita per cura della 
regiä deputazione di storia patria. 6., 142. (Torino 1865.) 

») Vgl. auch Buchholtz, Gesch. Kaiser Ferdinand I. 7., 399. ff. 
(Wien 1836.) 

°) Vgl. Beispielsweise Scriptum C. Mtis in negocio concilii nuncio 
apostolico exhibitum v. J. 1560. bei Sickel, zur Gesch. d. Concils 
v. Trient (Wien 1870.) 55. ff. 

*) Der Verf. sagt: Nam abhinc sedecim annis congregatum est 
Tridenti concilium, 
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menici proponenda“ °) ausgearbeitet, nach Rom genommen 
und ihre Erledigung durch das Concil erhofft. 

Aber wenn schon das Trienter Concil in sehr unter- 
geordneter Weise den von eiusichtigen Mändern gehegten 
Erwartungen entsprochen, und mit seinen Reformen vor 
der römischen Curie ehrerbietig Halt gemacht hat ®), so lag 
eine Reform der kirchlichen Uebelstände noch weit we- 
niger im Bereiche des Programmes, welches Pius IX. und 
die Jesuiten dem Concilium Vaticanum primum vorgezeich- 
net hatten. Höchstens in dem Sinne sollte eine Aenderung 
eintreten, dass die Centralisation in der Kirche noch mehr 
erhöht, der niedere Clerus noch willenloser dem Episcopat 
überliefert werde, dafür aber dieser sich selbst, gefesselt, 
dem römischen Bischofe zu Füssen werfe. | 

Der letztere Theil des Programmes ist von den theils 
nur zu willfährigen, theils muth- und kraftlosen Bischöfen 
gelöst worden. Den anderen auszuführen verhinderte die 
Unterbrechung des Concils, die doch auch wieder keine 
nothwendige war, sondern eine erwünschte Demonstration 
gegen die Occupation des Kirchenstaates, nachdem das 
Coneil „seine Schuldigkeit“ gethan hatte. Und was das 
Coneil nicht gethan hat, kann jeden Tag der allmächtige 
Papst nachholen! 

Von besonderem Interesse aber erscheint für uns, dass 
ein Theil der Uebelstände die schon im sechszehnten Jahr- 
hundert in der Kirche so schwer empfunden und so herbe 
gerügt wurden, auch heute noch vorhanden ist. Wir kön- 
nen für die Klagen unserer Articuli über die Brachlegung 
des bischöflichen Amtes, über die Verwelschung der Curie 
u. 8. w. überall Parallelen aus den in unseren Tagen er- 
schienenen Schriften beibringen. 

Freilich einige Schäden des mittelalterlichen Kirchen- 
wesens sind durch das Trienter Coneil erledigt worden; 
dagegen sind zahlreiche neue hinzugekommen, welche man 
im sechszehnten Jahrhundert kaum ahnte, und die durch 


5) BeiFriedrich, Documenta ad illustrandum Concil. Vaticanum 
anni 1870. (Nördlingen 1870.) 280. ff. 
86. Vgl. statt aller Gieseler, K.-@. III, 2, 549. ff. 


234 Emil Friedberg: 


den Jesuitenorden in die Kirche eingeschleppt worden 
sind ?). 

So gut katholisch der Autor der Articuli de reformatione 
ist: heute zu Tage müsste er für einen Häretiker gelten. Er 
widerspricht verschiedenen Sätzen, die der Syllabus des in- 
falliblen Pius IX. als unumstössliche hingestellt hat, und 
die freilich der Geschichte und ihren Lehren geradezu ins 
Gesicht schlagen. Vielleicht mag es für das Andenken des 
längst Verwesten noch jetzt ein süsser Trost sein, dass er 
das Schicksal der Häresie mit den Männern theilt, welche 
Zeit ihres Lebens der Kirche alle Kräfte ihres Geistes zu 
Dienst gestellt haben, und welche jetzt nicht den Grund- 
sätzen sich fügen wollen, von denen der Bischof des sechs- 
zehnten Jahrhunderts sagt, dass nur überspannte Canonisten 
und nicht Theologen sie aufstellen könnten. 

Auch darin hat unser Autor Unrecht gehabt. Theolo- 
gen — oder wenigstens solche die diesen Namen führen — 
haben die von ihm bemängelten Sätze ausgesprochen, selbst 
Pius IX., der kein Canonist, aber auch wohl nichts weniger 
als ein Theologe ist. R 

Ich gebe im Folgenden einen Abdruck der dem Münch- 
ner Codex bav. no. 389. entnommenen Schrift des sechs- 
zehnten Jahrhunderts. Ich habe es nicht unterlassen können, 
sie zuweilen durch Parallelen, die dem jüngsten Concile 
angehören, zu erläutern. Die Articuli de reformanda ecclesia 
sind ebenso eine Satire der auf dem vaticanischen Concile 
gefassten Beschlüsse, wie dieses Concil eine Satire ist auf 
den Begriff eines ökumenischen Conciles. | 


Ad Caesarem Ferdinandum de reformanda ecclesia articuli. 


Articuli super reformatione ecclesiae, quae si ad eum modum 
fiet et patrum anliquorum mores ac pietatem nobis restituet 
et ruentem eriget ecclesiam. 

Autor est Episcopus, Hungariae regni olim Cancellarius. 

Cogitanti mihi et cum animo saepe reputanti, Sacra 


‘) Vgl. darüber namentlich L,iaüo, das grosse kirchliche Ge- 
brechen unserer Zeit (Münehen 1870.). 
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Caesarea Majestas, pejorem illum sanctae ecclesiae statum 
et mirum pariter et miserandum videri solet, quod impe- 
rantibus paganis Principibus (de quibus scriptum est in 
Psalmo secundo °): Astiterunt Reges terrae et principes 
convenerunt in unum adversus Dominum et adversus Chri- 
stum ejus) crevit esclesia et floruit per universum orbem. 
At imperantibus christianis Principibus (de quibus in eodem 
Psalmo secundo °) scriptum est: et nunc reges intelligite, 
erudimini qui judicatis terram, servite Domino in timore) 
Christi ecclesia angustatur et in dies diminuitur, ut cum 
Jeremia illam possimus lamentari: quomodo sedes sola ci- 
vitas plena populo facta est quasi vidua domina gentium, 
altitudo divitiarum, sapientiae et scientiae Dei, quam incom-- 
prehensibilia sunt judicia ejus et investigabiles viae ejus; 
haec non humana sed divina est providentia quae omnia 
disponit in sui nominis gloriam, et ut non glorietur omnis 
caro; pagani Principes, oppugnantes Christi ecclesiam, non 
potuerunt expugnare eam, immo persecutione augebatur, et 
christianorum Prineipum meritorum multitudo, quae copiosa 
fuit erga Christi ecclesiam, non tantum profuit Dei ecclesiae 
quantum profuit odium et tyrannis Paganorum. Immo pace a 
Prineipibus christianis et divitiis donatis ecclesiae, adimpletum 
est quod Moises prophetavit Deuterononium 32. cap. !°): in- 
crassatus est Dilectus et recaleitravit. Dilectus iste in ecclesia 
est Clerus qui impinguatus divitüs et relicta cura Christi 
ovium pascit se ipsum et spirituale studium mutavit in stu- 
dium corporale. Unde ortae sunt haereses in ecclesia et 
schisınata et abusus; quae mala gravius et periculosius in- 
sectantur christianam rem publicam quam Paganorum et 
Tyrannorum rabies, quia hic corporis illic salus animae 
periclitatur. Ut ab istis malis liberentur fideles, Christi ec- 
clesia desiderat christianorum Principum auxilium quorum 
tu, Imperator maxime, primatum tenes. Quod auxilium 
omnes Principes ferre debent, quia sunt filii ecclesiae Dei 
et rei publicae moderatores et Principes. Apostolus Paulus 


8) v. 2. 
9 v. 10. 
10) v. 15. 
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suo facto ecclesiam docuit cum imploraret Principum et 
legum civilium auxilium, quoniam Paulus, ut evaderet ty- 
rannidem Judaeorum appellavit Caesarem et apud Tribu- 
num Romanum ne caederetur flagellis allegavit se esse 
civem Romanum. Et ut paucis agam Thomas de Vio 
Cajetanus sanctae Romanae ecclesiae Presbyter cardinalis 
titulo sancti Viti, qui inter propugnatores primatus et auto- 
ritatis Papae primatum tenet !!), in opusculo de autoritate 
Papae et Concilii cap. 27. ad secundum sic ait: resistendum 
ergo est etiam in faciem Papae publice dilanianti ecclesiam 
verbi gratia quia non vult dare beneficia nisi pro pecunia 
aut pro commutatione officii, et cum omni reverentia et 
obedientia neganda est possessio talium beneficiorum his qui 
emerunt, et alleganda est caussa Simoniae etiam cum Papa 
commissae. Et sine dubio Principes saeculi et Clerus gla- 
dium de manu furiosi tollerent. Multae sunt viae, quibus 
absque rebellione Principes mundi et Praelati ecclesiae si 
vellent uti, resistentiam impedimentumque abusus potestatis 
auferrent. Sed quando Principes et Praelati non curant 
nisi quasi somniando cur conqueruntur quod non potest 
deponi? Cur opponunt quod potestas data est in aedifica- 
tionem et non in destructionem ? Abusui namque qui de- 
struit obviam eant congruis remediis non obediendo in 
malis, non adulando, non tacendo; arguendo, advocando 
Illustres ad increpandum exemplo Pauli et praecepto ejus- 
dem; dicite Archiepiscopo: vide ministerium tuum in domi- 
nio (sic!), ut illud impleas '?) ad Col. cap. ult.: et parum 
aut nihil abutetur potestate.e Haec Cajetanus. Ad hoc 
munus, Imperator vocatus es a Deo, hoc munus exsecuti 
sunt olim sacri Caesares, et in praesenti saeculo maxime 
ab ecclesia desideratur, quae diu laborat haeresibus, schis- 
mate et abusibus, et ab omnibus his malis ut liberetur via a 
Deo ordinata est ecclesiae, generale Concilium quod jaminstat. 


Proponenda in Concilio generali ut diffiniantur. 


1) Post Domini nostri Jesu Christi ad caelos ascen- 


11) Vgl. über ihn Janus 397. ff. Das Werk heisst Apologia tra- 
ctatus de comparata auctoritate Papae et Concilii. Romae 1512. 
12) v. 17. Die Stelle lautet aber: quod accepisti in Domino. 
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sionem et sancti Spiritus adventum super Christi discipulos 
ecclesia catholica hunc servavit morem, quod in illis quae 
ad fidem et mores pertinent si orta fuerit aliqua difficultas 
et contentio non per aliquem unum hominem quantumvis 
in pretio habeatur sed per multos in Concilio congregatos 
diffiniatur quid sit tenendum tamquam certum et verum. 
Hoc manifeste tradunt ecclesiasticae historiae; - mos vero 
iste congregandi Concilium ab Apostolis traditus est. Nam 
acta Apostolorum XV. cap.: cum esset in ecclesia Antio- 
chena dissensio de circumeisione missi sunt Paulus et Bar- 
nabas Hierosolymam ad Apostolos et Presbyteros qui con- 
venerunt in Concilio in quo fuit Petrus, qui cum esset 
Princeps Apostolorum et haberet Prophetiae donum potuis- 
setque solus diffinire quia poterat condere sacram scriptu- 
ram, tamen noluit sine aliis Apostolis et Presbyteris diffinire 
ea quae ad fidem et mores pertinent. In hoc Petrus docuit 
ecclesiam quod nullus solus debet diffinire ea quae ad fidem 
et mores pertinent, etiam si sit Papa sed Concilium quod 
ecclesiam repraesentat !?). 

2) Etsi Papa sit Petri successor in sede Romana et 
sit Christi Vicarius, tamen non succedit Petro in dono Pro- 
phetiae quia Papa non potest condere sacram scripturam 
sicut Petrus et alii Apostoli potuerunt et ideo Papa ad 
diffiniendum ea quae sunt fidei et morum indiget Concilio 
Patrum, "quia non debet diffinire ut persona privata sed ut 
persona publica 1%). 


18) Vgl. dazu den Beschluss des C. Vaticanum 1., welcher den 
Papst als infallibel hinstellt, mithin ihm die früher dem Concile zu- 
stehenden Befugnisse überträgt. 

14) Vgl. dagegen Concil. Vatic. I. c. 4. de Ecel. Christi »Itaque 
Nos traditioni a fidei Christianae exordio perceptae fideliter inhaerendo, 
ad Dei Salvatoris nostri gloriam, religionis Catholicae exaltationem et 
Christianorum populorum salutem, sacro approbante Concilio, docemus 
et divinitus revelatum dogma esse definimus: Romanum Pontificem, 
cum ex Cathedra loquitur, id est, cum omnium Christianorum Pastoris 
et Doctoris munere fungens pro suprema sua Apostolica auctoritate 
doctrinam de fide vel moribus ab universa Ecclesia tenendam definit, 
per assistentiam divinam, ipsi in beato Petro promissam, ea infallibili- 
tate pollere, qua divinus Redemptor Ecclesiam suam in definienda do- 
ctrina de fide vel moribus instructam esse voluit; ideoque ejusmodi 


Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 16 
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3) Ecclesia Antiochena misit Paulum et Barnabam ad 
Coneiliura Hierosolymitanum. In hoc facto ecclesia docetur 
ut ad Concilium mittat eos qui habentur in pretio in eccle- 
sia etiam cum Paulo et Barnaba ascenderunt ad Concilium 
illi qui exeitaverunt seditionem circa circumcisionem. Isti 
sunt haeretici qui in Uoncilio sunt audiendi 1°): in hoc etiam 
facto ecclesiae Antiochenae docetur quaelibet ecclesia par- 
ticularis, ut petat ab ecclesia universali, quae repraesentatur 
in Concilio generali, quid sit tenendum circa fidem et mores. 

4) Paulus ad Gal. II. cap. 1°) dicit, quod ascendit 
Hierolymam secundum revelationem, hoc est ex Dei prae- 
cepto, ascendit ad Apostolos et contulit cum illis Evange- 
lum quod praedicavit inter gentes. In hoc facto Paulus 
docet ecclesiam, quod quilibet fidelis quantumvis sanctus et 
eruditus in Dei lege etiamsi sit alter Apostolus Paulus ea 
quae sunt fidei et morum debet petere non a se ipso nec’ 
a quovis erudito et probo viro sed ab ecclesia quae in 
Concilio generali repraesentatur et ut Paulus conferre ea 
quae credit cum illis qui sunt in pretio in ecelesia, isti sunt 
Patres congregati in Concilio generali. 

5) Etsi difticilius sit congregare Concilium generale, 
diffieilius tamen est jam congregatum ad desideratum per- 
ducere finem. Nam abhinc sedecim annis congregatum est 
Tridenti Concilium a Paulo Papa III. sub Caesare Carolo V. 
et non fuit consummatum. Quae vero fuit caussa a me 
ignoratur, hoc tamen fuit omnibus manifestum , quod Pau- 
lus III. Caesare contradicente praecepit.Patribus qui erant 
in Concilio congregati, ut discederent a Tridento. Nemo 
est qui ignoret quantum malum ista dissolutio Concilii Tri- 
dentini catholicae attulerit ecclesiaee Non est ecclesiae 
consuetudo sed abusus interrumpere Concilium aut suspen- 
dere 17) et non perducere ad desideratum finem, quando 


Romani Pontificis definitiones ex sese, non autem ex consensu Eccle- 
siae irreformabiles esse«. | 

15) Zum Concilium Vaticanum wurden die haeretici zwar einge- 
laden, aber sie sollten nicht gehört werden. Vgl. Schreiben Pius IX. 
vom 4. Sept. 1869. an den Erzb. v. Westminster. 

16, v2. ff. 

7) Pius IX. vertagte das Concil durch Bulle vom 21. October 1870. 
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est canonice congregatum. Iste abusus cum aliis inolevit 
in eccelesia. Nam in Concilio Constantiensi Patres petebant 
ecclesiae reformationem a Martino Papa V., quem Conci- 
lium creaverat in Papam, et non obtinuerunt, quia Papa 
finivit Concilium antequam de reformatione aliquid statue- 
retur. Concilium etiam Basiliense legitime congregatum 
dissolutum est ab Eugenio Papa IV. et Patres qui erant 
in Concilio deponentes Eugenium elegerunt alium Papam, 
et sic fuit schisma in ecclesia, quod sedatum est in Con- 
cilio Florentino. Obviandum est primo huie abusui: quod 
fiet si Papa det fidem, quod non dissolvet Concilium nec 
interrumpet nec suspendet nec mutabit locum Coneilü assig- 
natum sine consensu totius Concilii et Imperatoris et alio- 
rum Principum quorum ÖOratores sunt in Concilio 18). Im- 
perator et Princeps (sic) debent hoc petere a Papa simul 
cum Concilio tamquam necessarium ad hoc ut Concilium 
perveniat ad desideratum finem 19). 

6) Julius Papa Ill. sub Caesare Carolo V. studuit 
resarcire Concilium Tridentinum quod dissolutum fuit a 
Paulo tertio et non obtinuit quia Galli non venerunt et 
propter bellum secundo dissolutum est Concilium Triden- 
tinum. Ideo exorandi sunt Principes ?°) ut sectentur pacem 
et publica fide et juramento firmetur pax inter Principes 
christianos ut Concilium ad desideratum perducatur finem. 

7) Duo sane quae maxime ab ecclesia Christi deside- 
rantur et propter ista duo congregantur Concilia ex Patrum 
traditione in ecclesia. Primum est ut omnes teneant unam 
fidem. Secundum est ut mores componantur secundum 
fidei regulam. Istud secundum est primo diffiniendum ?!) 
a patribus in Concilio, quia in hoc nostro saeculo haereses 
ortae sunt ex malis Clericorum operibus. Cum enim Eccle- 


Gegen die Motivirung derselben protestirte das Circular der italienischen 
Regierung v. 22. October. 
18) In dem Coneil. Vaticanum befand sich kein Orator eines Fürsten. 
1%) Zu dem erwünschten Ziele ist C. Vaticanum auch trotz der 
Suspendirung gediehen; freilich zu dem von den Jesuiten erwünschten. 
20) Diesen Versuch hat Pius IX. bei Ausbruch des deutsch-franzö- 
sischen Krieges gemacht, allerdings nicht aus den im Text angegebenen 
Motiven. 
21) Die Deffinitionen des Vaticanum beziehen sich nur auf Dogmen. 


16” 
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siastici sunt-Jux mundi et aliqui eorum non solum non illu- 
minant quia sunt ignorantes sed scandalizant populum male 
operando, oportet ut Clerus incipiat facere et docere. »ic 
secundum Lucam Jesus incepit facere et docere. Primum 
est facere, hoc ad mores pertinet, secundum est docere, 
hoc ad fidem et dogmata pertinet. Mala enim opera hae- 
resibus aperiunt januam. Nam dieit Sapiens: exsecavit 
eos malitia eorum, et Paulus postquam narravit peccata 
gentium ad Roman. I. cap. dixit: propter quod tradidit 
eos Deus in reprobum sensum. At bona opera parant viam 
ad fidem et bona opera Infidelium aedificant nedum fidelium. 
Dicit enim Jacobus II® cap.: ego ostendam tibi fidem meam 
ex operibus. Hoc faciat Clerus, maxime ecclesia Romana. 
Östendat per opera fidem quam habet et quam vult docere 
Haereticos. Christus dixit: luceat lux vestra coram homi- 
nibus ut videant vestra bona opera. Non dixit, videant 
fidem vestram; quia fides operibus manifestatur et fides sine 
operibus mortua est et fides sine operibus non solum non 
aedificat sed scandalizat. Si Clerus rediret ad Patrum anti- 
quorum mores non est dubium, quia Haeretici relicto pro- 
prio sensu amplecterentur communem ecclesiae sensum et 
Pagani reciperent verum fidei lumen. 

8) Concilio Patrum congregato diffiniendum est, si 
illud Concilium repraesentet ecclesiam universalem, vel con- 
gregetur tale concilium quod repraesentet ecclesiam, sicut 
Comitia quando congregantur repraesentant imperium aut 
regnum. Ita ut quae statuuntur in Comitiis censentur sta- 
tuta a toto imperio aut a toto regno, sic quae diffinita sunt 
a Concilio censentur diffinita a tota ecclesia. Si Concilium 
hanc non habet autoritateın frustra congregatur Concilium. _ 

9) In Concilio ubi non est praesens Papa, sunt tamen 
ejus Legati et Vicarii, ea quae diffiniuntur et statuuntur a 
Coneilio repraesentante totam ecclesiam sic sunt firma et 
confirmata per hoc quod diffinita a Concilio, absque alia 
Papae confirmatione, quia Legati et Patres subscribunt. 
Et ista sola confirmatio apparet in multis Concilüs in qui- 
bus non desiderabatur alia confirmatio, nisi quod Legati 
Papae simul cum Patribus subscribebant. 

10) Si Legati Papae et Vicarii dicunt, sibi non esse 
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commissam Concilii et eorum quae diffiniuntur confirmatio- 
nem, necesse est: aut quod Papa det suis Vicariis omnem 
autoritatem ad confirmandum Concilium aut ipse personali- 
ter sit praesens Concilio. Quia ecclesia desiderat Concilium 
in quo sit congregata omnis autoritas ecclesiae et quod non 
sit opus petere extra Concilium autoritatem ad confirman- 
dum Concilium sed quod ipsum Concilium confirmet se. 
Nam quomodo Concilium repraesentabit ecclesiam univer- 
salem si in Concilio non est autoritas confirmandi Conci- 
lium, cum autoritas et persona Papae includatur in ecclesia. 
Aut ergo Papa non est de ecclesia aut si est, suam autori- 
tatem cum ecclesia in Concilio conjungat. Et sic Concilium 
repraesentabit ecclesiam universalem et in Concilio erit 
omnis autoritas quae in Christi ecclesia reperitur. 

11) Concilio canonice congregato et diffiniente aliquod 
dogma quod ad fidem pertinet, si Papa non approbat nec 
confirmat illud quod diffinitum est, censendus est Papa 
Haereticus ??), quia contra diffinitionem Concilii generalis 
videtur credere et non tenet fidem universalis ecclesiae quae 
in Concilio generali repraesentatur. 

12) Concilio legitime congregato et statuente legem 
justam pro bono ecclesiae et prohibente aliqua quae sunt 
in perniciem Christianismi ut abusus et tyrannides et super- 
stitiones et similia si quae sunt in ecclesia, si Papa non 
confirmat ista statuta verbo et opere an censendus sit 
schismaticus quia separat se ab unitate ecclesiae, quae est 
in Concilio canonice congregato; ecclesia enim est una sine 
Papa, ut in morte Papae, et ecclesia non potest esse schis- 
matica. Papa vero erit schismaticus, si non vult admini- 
strare ecclesiam juxta Patrum Consilium sed vult admini- 
strare ecclesiam proprio capite veluti Tyrannus. 

13) Collegium Cardinalium cum Papa non repraesentat 
ecclesiam universalem sicut Concilium generale canonice 
congregatum. Nam si collegium repraesentaret illam et 
similiter Concilium essent duo Concilia repraesentantia ec- 
clesiam. Et sic esset schisma congregare Concilium gene- 


22) Nach dem Vaticanum I. kann der Papst nicht mehr haere- 
ticus sein. 
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rale. Non ergo collegium Cardinalium repraesentat eccle- 
siam. 

14) Cum in ecclesia ex Dei institutione sint Episcopi 
Apostolorum successores et Presbyteri et Diaconi et aliü 
inferiores ordines, Cardinalatus non est ordo, nec Papa Po- 
test in ecclesia instituere novum ordinem aequalem nec supe- 
riorem eis qui instituti sunt a Christo. 

15) Etsi Papa sit Episcopus universi christiani orbis, 
tamen non debet esse unus solus Episcopus. Nam ex Dei 
ordinatione debent esse plures Episcopi in ecclesia ?°). 
Quia Christus duodecim Apostolos ordinavit et Petrus ordi- 
navit Matthiam qui succederet Proditori et Apostoli ordina- 
verunt plures Episcopos et Presbyteros, immo Paulus prae- 
cepit ut per singulas civitates ordinarentur Episcopi. 

16) Episcopi ex Dei ordinatione debent pascere oves 
Christi et ad hoc debent residere in suis ecclesiis, quia per 
se ipsos et non per Vicarios debent pascere oves, et sic 
non possunt esse praesentes Romae et assistere Papae ad 
expedienda negotia ecclesiae nisi in Concilio, quod non est 
congregandum ex levi caussa, ne detur occasio Episcopis 
deserendi oves Christi quas tenentur pascere ?*). 

17) Papa cum sit-Episcopus ecclesiae universalis et ei 
sit cura omnium ecclesiarum elegit aliquos Presbyteros et 
Diaconos ex sua particulari ecelesia Romana, quos vocant 
Cardinales, ut sint ipsi Papae a consiliis.. Quia Episcopi, 
qui sunt Patres et primarii Consiliarii Papae et ecclesiae 
ex ordinatione Dei, debent pascere oves Christi sibi com- 


38) Vgl. dagegen C. Vaticanum ].: »Si quis itaque dixerit, Romanum 
Pontificem habere tantummodo officium inspectionis vel directionis, non 
autem plenam et supremam potestatem jurisdictionis in universam Ec- 
clesiam, non solum in rebus, quae ad fidem et mores, sed etiam in iis, 
quae ad disciplinam et regimen Ecclesiae per totum orbem diffusae 
pertinent; aut eum habere tantum potiores partes, non vero totam ple- 
nitudinem bujus supremae potestatis; aut hanc ejus potestatem non esse 
ordinariam et immediatam sive in omnes ac singulas ecclesias, sive in 
omnes et singulos pastores et fideles: anathema sit.« 

2!) Darüber wurde in Trient sehr eingehend gehandelt, vgl. Pal- 
lavicino hist. C. Trident. lib. VII c. 4. S. 13. ff. Le Plat Monu- 
menta Coll. 3., 178. Sarpi Istoria del Conc. di Trento. lib. 2. c. 89. 
— Der Beschluss des Concils in sess. VII. de reform. 


Vorschläge für die Reform der katholischen Kirche. 243 


missas et sic non possunt Episcopi assistere Papae. Istorum 
Cardinalium primarium munus est secundum ordinem ec- 
clesiasticum quem habent, scilicet Presbyteri et Diaconi, se- 
cundum munus est, esse a consiliis Papae. 

18) Gradus et ordo episcopalis est supremus in ecclesia 
ex Dei ordinatione et Papa non potest destruere hunc ordinem 
et sic tyrannice et contra Dei ordinationem Cardinalıs Pres- 
byter praecedit Episcopo, quia Cardinalatus non est ordo 
ecclesiasticus ex ordinatione Dei sicut Episcopatus. 

19) Quando Cardinalis fungitur legatione pro Papa 
praeferendus est Episcopis, non quia Cardinalis sed quia 
Legatus aut Vicarius Papae, qui est Episcopus universalis 
ecclesiae. Sed ubi Cardinalis non fungitur legatione pro 
Papa ut in sacello Papae aut in alia congregatione si ibi 
fuerint Episcopi, Cardinales debent cedere illis, quia Epis- 
copi sunt supremi in ecclesia et sic tenent primum locum, 
secundum Presbyteri et sic deinceps ?°). Et cum Cardina- 
latus non sit ordo ecclesiasticus Presbyter Cardinalis non 
habet majorem ordinem in ecclesia quam Presbyter, qui non 
est Cardinalis. | 

20) Episcopi ex Dei ordinatione sunt primarii Consi- 
liarıı Papae et ecclesiae in omnibus quae ad fidem et mores 
pertinent, quia sunt Praelati et Pastores ecclesiae et Car- 
dinales non sunt Praelati nec Pastores ecclesiae sed sunt 
a consiliis Papae substituti in Joco Episcoporum et Vicarü 
eorum aut Proepiscopi in hoc munere, quod est esse a 
consiliis Papae. Quod autem Episcopi sint primarii Consi- 
liarıı Papae ex sacro Evangelio constat. Nam Christus 
elegit duodecim Apostolos, eis mandavit ministeria majora 
in ecclesia et eis revelavit secretiora mysteria. Istos duo- 
decim frequenter vocavit seorsum et secreto et eorum tres 
vocavit in transfiguratione. Et quando oravit in horto et 
quando suscitavit puellam non sic vocavit alios Discipulos. 
Istis Apostolis in ecclesia succedunt Episcopi, et Cardina- 
les succedunt aliis Discipulis. Esse ergo a consiliis Papae 
primarie convenit Episcopis. 


35) Nach dem Breve Multiplices inter v. 27. Novemb. 1869. stehen 
die Cardinäle an erster Stelle. c. 8. 
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21) Si Papa fuerit personaliter praesens Concilio Car- 
dinales qui assistunt Papae si fuerint admissi ut habeant 
vocem diffinitivam in Concilio debent sedere in gradu Pres- 
byterorum in loco inferiori et Episcopi in loco superiori ?®). 
Essent etiam admittendi ut haberent vocem diffinitivam 
Presbyteri aliarum ecclesiarum in Concilio si admittuntur 
Presbyteri Cardinales ecclesiae Romanae. 

22) Cardinales, qui sunt in Concilio Legati et Vicarii 
Papae, etiamsi non sint Episcopi, tenent primum locum in 
Concilio, quia tenent Papae locum, et si sunt plures Legati 
et Vicarii Papae in diffiniendo pro una tantum voce sunt 
computandi, quia sunt Vicarii unius summi Pontificis. 

23) Congregato canonice generali Concilio vacat colle- 
gium Cardinalium quia tempore illo quo est Concilium con- 
gregatum repraesentant ecclesiam universalem Episcopi, qui 
sunt Patres ecclesiae et primarii Consiliarii ecclesiae et 
Papae. Agunt consiliarios et habent curam et sollicitudinem 
consulendi circa illa quae pertinent ad ecclesiam universa- 
lem. At Cardinales cum sint Proepiscopi et Vicarii Epis- 
coporum, praesente Principe Vicarius vacat ab officio. Et 
collegium Cardinalium tempore quo est congregatum gene- 
rale Concilium non est a consiliis Papae in illis quae ad 
fidem et mores pertinent. Et Papa non debet uti collegio 
Cardinalium ad consultandum ea quae sunt fidei et morum, 
quando Concilium est congregatum. Nam hoc ad Tyran- 
nidem pertinet: velle consulere paucos Cardinales et nolle 
consulere universalem ecclesiam, quae est in Concilio con- 
gregata, et hoc videtur schisma in Christi ecclesia. _ 

24) Diffiniente aliquod dogma Concilio generali si col- 
legium Cardinalium dissentiret, Cardinalis qui non consen- 
tiret Concilii diffinitioni censendus est Haereticus, et si 
Coneilium statueret aliquid ad mores pertinens, et collegium 
Cardinalium non consentiret aut contradiceret statutis Con- 
cilii generalis, collegium Cardinalium esset de‘ schismate 
notandum. Nam separat se ab ecclesiac unitate cum sepa- 
rat se a diffinitionibus Concilii et statutis, quia Concilium 
generale repraesentat ecclesiam universalem. 


*) Siehe über das Concil. Vatic. I. oben S. 248. Anmkg. 26. 
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25) Si aliquis Epicopus apud Romam moratur quando 
Papa consulit Cardinales debet et tenetur consulere Epis- 
copos, qui sunt Romae, quia omnes Episcopi sunt Papae 
a consiliis ex Christi institutione. Et ad Tyrannidem per- 
tinet quod Episcopi, qui sunt Praelati et Pastores ecclesiae 
(non loquor de Episcopis quos vocant titulares, qui in Dei 
ecclesia sunt abominatio) non admittantur inter Cardinales 
quando agitur de rebus ecclesiastics.. Nam Episcopis ex 
Dei ordinatione convenit administratio ecclesiae, at Cardi- 
nalibus convenit ex bumana ordinatione administratio eccle- 
siae. Et Papa excludit eos quibus convenit administratio 
ex Dei ordinatione et admittit eos, qui sunt ex humana or- 
dinatione. Hoc ad Tyrannidem pertinere videtur. 

26) Quando Papa diffinit aut statuit aliquid ad fidem 
aut ad mores pertinens, quia ut persona privata potest er- 
rare, dieit in suis diffinitionibus et statutis de consilio Oar- 
dinalium vel aliud simile ad ostendendum quod diffinit non 
ut Doctor sed ut Praelatus, et quod sic diffinit habet auto- 
ritatem. Si vero Papa in diffinitionibus et statutis diceret 
de consensu ecclesiae universalis sacro approbante Concilio 
majorem haberet autoritatem ?°). Hanc majorenı autorita- 
tem desiderat ecclesia quod Papa sequatur in suis diffini- 
tionibus et statutis, quia post sacram scripturam autoritas 
ecclesiae quae est in Conciliis tenet secundum locum. 

27) Dominus noster Jesus Christus emit et redemit nos 
suo pretiosissimo sanguine et in nomine ejus baptisati su- 
mus. Et Christus ut Dominus non congregavit Concilium 
nec consuluit Apostolos ad ferendam legem evangelicam, 
Matth. 7. cap.: erat enim docens eos sicuti potestatem ha- 
bens non sicut Scribae eorum et Pharisaei, tamen tulit 
legem ad Dei gloriam manifestandam et ad ecclesiae utili- 
tatem. At Papa et ecclesiae Praelati non sunt Domini ec- 
clesiae, non redemit nos Petrus nec Papa nec sumus bap- 
tisati in eorum nomine. Christi ecclesia non est Papae 
ancilla. Ergo Papa non dominatur ecclesiae, sed administrat 
eam ad Dei gloriam et ecclesiae utilitatem. Est enim Dei 


37) Ausdrücklich durch einen nicht berathenen Zusatz zum Schema 
de ecclesiae i. J. 1870. ausgeschlossen. 
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minister, oportet ergo ut Papa consulat Concilium ad diffi- 
niendum statuendumque ea quae ad bonum rei publicae 
ecclesiasticae pertinent, quia ad Tyrannidem pertinet admi- 
nistrare ecclesiam paucorum consilio spreto ecclesiae con- 
silio, quae ecclesia in Concilio est congregata, et ad Tyran- 
nidem pertinet, in administratione consulere sibi aut alicui 
privato et non consulere rei publicae et communi bono ?®). 

28) Quod Cardinales eligunt et creant Papam humanum 
non divinum statutum est, et quia Cardinales ex Cardina- 
lıbus creant Papam Cardinalatus in majori pretio habetur 
quam Episcopatus, cum in veritate ex Dei ordinatione 
Episcopatus sit summus gradus in ecclesia. Habet ergo 
Cardinalis ex humana ordinatione duo munera magna qui- 
dem, scilicet esse ex consiliis Papae et creare Papam. Ad 
haec munera obeunda non sunt idonei pueri, nec milites, 
nec homines infames et scandalosi nec ignorantes Dei legem. 
Qualis electio Papae erit ab istis et quale consilium dabunt 
ad Dei ecclesiam administrandam ? 

29) Compertum est omnibus qui versantur in ecelesia- 
sticis historiis quanta ruina facta est in Dei ecclesia post- 
quam electio Papae fit a Cardinalibus, quia sic electi dege- 
neraverunt a prioribus patribus ut vix duo vel nemo eorum 
sit qui Dei gloriam quaerat et ecclesiae utilitatem. Expe- 
diret ecclesiae ut Cardinales qui sunt a consiliis Papae et 
electores Papae, essent in determinato numero ?°?), sic quod 
si electio Papae a majori numero non fuerit facta, ipso 
facto et jure sit irrita. Expediret etiam, ut iste numerus 
Cardinalium divideretur in quattuor aut quinque partes, ut 
de singulis nationibus haberentur Cardinales °°), sic quod 
quinta aut quarta pars tantum esset de natione lItalica. 
Nam Papa est universalis ecclesiae Episcopus et sic opor- 
tet, quod ex omnibus nationibus habeat Consiliarios et quod 
a suffragiis omnium nationum eligatur. 


28) siehe oben. 

29) geschehen durch Bulle Sixtus V. v. 3. Juni 1586. 

80), Diesen Wunsch sprach auch aus Concil. Trident. sess. XXIV. 
c. 1. de reform. Derselbe Wunsch ist ausgesprochen in der Schrift 
Reform d. röm. Kirche an Haupt und Gliedern (Leipzig 
1864.) 106. So auch B. Haynald auf d. Coneil. Quirinus 133. 


Vorschläge für die Reform der katholischen Kirche. 247 


30) Concilium generale quod repraesentat universalem 
ecclesiam habet autoritatem statuendi modum et ordinem 
eligendi Papam. Nam cum Papa sit Episcopus ecclesiae 
universalis ad ipsam, quae in Concilio est congregata, per- 
tinet eligere sibi Papam °!). Expedit ecclesiae irritare istum 
modum creandi Papam quem nunc tenet, quia huınana sta- 
tuta varianda sunt pro rei publicae bono. Non est ergo 
permittendum nec tolerandum a Principibus et Praelatis 
ecclesiae, ut amplius Tyrannis grassetur in Christi ecclesia, 
ut Romani sub specie Religions dominentur in orbe chri- 
stiano in ruinam Christianismt. 

31) Expediret ecclesiae ad cohibendam ambitionem 
quod statueretur, quod si creatur in Papam aliquis Cardi- 
nalis, in duabus aut tribus sequentibus electionibus nullus 
creetur in Papam °?). Nam ita idonei ad Papam possunt 
reperiri extra collegium Cardinalium sicut in collegio Car- 
dinalium, et statuatur, quod si creatur Papa natione Italus, 
in duabus aut tribus sequentibus electionibus non creatur 
natione Italus sed ex aliis nationibus creetur Papa. Et 
alia similia possunt statui ad cohibendum ambitionem °°). 

32) Non aedificat ecclesiam Dei pompa Cardinalium 
in qua vincunt plures Principes saeculares, ideo redigendi 
sunt in ordinem, ne sint in scandalum Dei populo. Et 
plura privilegia quae illis concessa sunt expediret ut Üon- 
cilium generale irritaret, et intelligerent, se esse in gradu 
inferiori et Episcopi in superiori et quod Cardinales non 
uterentur infulis, quae sunt insignia Episcoporum, nec alii 
uterentur illis praeter Episcopos °*). 


st, Umgekehrt hat Pius IX. festgesetzt, dass im Fall seines Ab- 
lebens während der Dauer des Conciles, das letztere sofort zu unter- 
brechen sei und die Cardinäle das Wahlrecht behielten, Constit. vom 
4. Dez. 1869. 

®®; Durch Bulle Sixtus V. v. 3. Dez. 1586. $. 2. ist vorgeschrie- 
ben, dass der Papst nur aus den Cardinälen gewählt werden solle. 
Dagegen auch: Reform a. a. O. 107. 

8) Vgl. wiederum Reform a. a. O. 106. 

s1) Als die Reformfrage der Cardinäle auf dem Vaticanischen C. 
erörtert wurde, erklärte Cardinal Di Pietro: die Reform könne nur 
eine finanzielle sein. Die Cardinäle brauchten grösseres Einkommen, 
Quirinus 159. 
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33) Petrus institutus est a Christo Episcopus univer- 
salis ecclesiae quando ei dixit: pasce oves meas, non tamen 
constituit illi ut in Antiochia aut in Roma statueret se- 
dem sui Episcopatus. Simili modo mittens Christus Apo- 
stolos et Discipulos in universum mundum, non assignavit 
illis proprias sedes Episcopatuum. Nam hoc ad arbitrium 
eorum reliquit, et sic divisio et appropriatio Episcopatus 
non est de lege divina, sed humana. Et sic quod Papa 
successor Petri sit Romanus Episcopus est e lege humana 
ex hoc, quod Petrus appropriavit illam sedem sibi. 

34) Petrus antequam venisset Romam erat Episcopus 
universalis ecclesiae et postea appropriavit sibi Romanam 
sedem et ecclesia universalis quae obedit Papae non obedit 
illi quia Romanus Episcopus, sed quia est Episcopus uni- 
versalis ecclesiae et Vicarius Christi. Quia primum et prin- 
cipale est, esse Episcopum universalis ecclesiae et secunda- 
rium et minus principale est, esse Episcopum Romanum, 
non quod duo sint Episcopatus sed quia Episcopatus Ro- 
manus annexus est Papatui, et ista connexio cum sit facta 
a Sancto Petro, servatur ab ecclesia sicut multae aliae tra- 
ditiones Apostolorum et sic Episcopus Romanus est Petri 
successor et Vicarius. 

35) Si Beatus Petrus mortuus esset antequam venisset 
Romam et non fuisset Episcopus Romanus ecclesia creasset 
Papam successorem Petri et Christi Vicarium. Istam po- 
testatem creandi Papam non amisit ecclesia per hoc quod 
Petrus conjunxit Episcopatum Romanum Papatui. Quia 
quando Christus instituit Petrum Episcopum universalis ec- 
clesiae, cum iste magistratus ecclesiasticus non esset finien- 
dus per mortem Petri dedit Christus ecclesiae potestatem 
eligendi alium qui succedit Petro. 

36) Si Concilium generale quod repraesentat ecclesiam 
universalem, eligeret Papam successorem Petri, iste esset 
Romanus pontifex, quia Romanus Episcopatus est annexus 
Papatui et illud quod est minus principale sociatur illi, cui 
annectitur tamquam magis principali. Sic de Romano Epi- 
scopatu et Papatu. Et illa electio facta a Concilio sub qua- 
cunque forma esset canonica non obstantibus quibuscungnue 
statutis humanis. Quia in Concilio est omnis autoritas ec- 
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clesiae et potest uti ista aut illa forma in Papae electione 
et ecclesia Romana tenetur obedire electioni factae a Con- 
cilio, et si non obediret ecclesia Romana esset schismatica, 
quia separaret se ab unitate ecclesiae °°). 

37) Etsi ecclesia non est usa hac potestate eligendi 
Papam tamen non propteres amisit eam, nam quod 
alicui est datum et concessum ex lege divina non amittitur 
per contrariam consuetudinem, nec lex praescriptionis habet 
locum in illis quae sunt de jure divino, qualis est potestas, 
quam habet ecclesia eligendi Papam. Quamquam enim ec- 
clesia olim non elegisset Papam , consentiebat tamen ele- 
ctioni factae..e Nam imperantibus Paganis sancti Romani 
eligebant sanctum Papam. Christianis etiam imperantibus, 
tam illis qui fuerunt in Oriente quam Carolo magno et 
successoribus ejus in Occidente fuit cura eligendi Papam. 
Istis electionibus ecclesia consentiebat obediendo Episcopo 
Romano Petri successori. Declinantibus imperiis Roma 
voluit in Christi ecclesia habere quod amiserat in regno ter- 
reno et eligere summum Pontificem quem olim eligebant Im- 
peratores. Et obtinuit Roma et nunc obtinet electionem 
Papae; hoc etiam fit ecclesia consentiente et approbante, 
ut plura Concilia ostendunt, in quibus traditur forma eli- 
gendi Papam a Cardinalibus. Tradunt etiam historiae ec- 
clesiasticae quod Imperatores dederunt ecclesiae summos 
Pontifices qui habuerunt majorem curam et sollicitudinem 
pascendi Christi oves quam Pontifices quos Cardinales de- 
derunt ecclesiae. 

38) In Concilio Constantiensi sub Caesare Sigismundo 
qui ut filius ecclesiae catholicae omnem curam apposuit ut 
tolleretur schisma, quod tum in ecclesia erat, tres enim 
nuncupabantur summi Pontifices, quibus per Concilium aliis 
depositis aliis renuntiantibus facta est electio novi Papae 
et creatus est in Papam Martinus V. Ista electio non est 
facta a collegio Cardinalium, sed Concilium elegit ex natio- 
nibus viros probos et illis dedit autoritatem eligendi Papam, 
et facta est electio sub illa forma quam dedit Concilium. 
Nam illi electores non erant Cardinales et Concilium dedit 
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autoritatem illis eligendi Papam. Si enim Concilium non 
haberet autoritatem eligendi Papam, quomodo dedit illam ? 
quia nemo dat quod non habet. 

39) Coneilium Constantiense variavit modum eligendi 
Papam ad tollendum schisma et propter schisma collegium 
Cardinalium fuit depositum et privatum potestate eligendi 
Papam et data est illa potestas a Concilio aliis qui non erant 
Cardinales electores secundum jus pontificium. Sie nunc sunt 
plures caussae justae et urgentes ad variandam formam ele- 
ctionis Papae, quas numerare longum esse. Unam tamen 
adducam quam ponit Beatus Augustinus in libro I. de libero 
arbitrio cap. 6. sic ait: ergo si populus sit bene moderatus 
et gravis communisque utilitatis diligentissimus custos, in 
quo unusquisque minoris rem privatam quam publicam pen- 
det, nonne recte lex fertur, qua huic ipsi populo liceat 
creare magistratus per quos sua res, id est publica, admi- 
nistretur? Recte prorsus. Porro si paulatim depravatus 
idem populus rem privatam rei publicae praeferat atque 
habeat venale suffragium corruptusque ab eis qui honores 
amant, regimen in se flagitiosis consceleratisque committat, 
nonne item recte, si quis tunc exstiterit vir bonus qui plu- 
rimum possit adimat huic populo potestatem dandi honores ? 
Haec Augustinus. Istae caussae quae hic ponuntur a Beato 
Augustino Concilium judicet an si inveniuntur in collegio 
Cardinalium circa creationem Papae. Adimenda est ergo 
potestas eligendi Papam a Cardinalibus, quia non quaerunt 
ecclesiae utilitatem ut experientia testatur in Papae ele- 
ctione 99). 

40) Ecclesia universalis quae congregata est in Con- 
cilio cum Prineipum auxilio instituat aliam formam eligendi 
Papam si vult tollere ab ecclesia scandala et si vult quod 
ecclesiae mores in melius mutentur. Jt auferat potestatem 
eligendi Papam a Cardinalibus. Etiam auferenda esset a 
Papa potestas creandi Cardinales quia electione Cardinalium 
non quaerit Papa bonum ecclesiae.e Nam eligit multos in- 
dignos quorum electio scandalosa est Dei ecclesiae et per 
tales Cardinales infamatur ecelesia Romana, ideo expediret 
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ecclesiae universali ut Principes et Praelati ecclesiae in sin- 
gulis nationibus eligerent viros probos et peritos in Dei 
lege, qui essent Papae a consiliis et essent electores Papae 
juxta statuenda in Concilio. Et si Papa cum collegio Car- 
dinalium huic diffinitioni et statuto Concilii circa Papae 
electionem contradiceret, censendus esset Papa cum Cardi- 
nalibus schismaticus et Tyrannus. Quia in ecclesiae admi- 
nistratione non sequitur Concilium ecclesiae universalis, sed 
proprio sensu vult administrare ecclesiasticam rem publicam 
et sic separat se ab unitate ecclesiae. Propter ista dicit 
Cajetanus, quod Papa potest esse schismaticus quaestio 39. 
artic. I. in commento. 

41) Cum Papa sit Episcopus Romanus et proprius de- 
bet administrare ecclesiam Romanam per se ipsum et non 
per alios quia hoc est esse Pastorem per se pascere oves,. 
Aliarum ecclesiarum Papa est generalis Pastor nam quaeli- 
bet ecclesia particularis habet specialem Pastorem. Et ideo 
Papa debet administrare alias ecelesias non per se ipsum 
sed per proprios Episcopos quos habent ecclesiae particu- 
lares.. Hoc modo Deus gubernat mundum ut Augustinus 
dieit, Deus res quas condidit sic administrat ut sinat eas 
proprios motus agere. Deus enim quidquid agit paucis ex- 
ceptis ministerio creaturarum quas ipse creavit agit. Sic 
Christus plurima miracula fecit per ministerium discipulorum 
quam per se ipsum solum. Etiam Christus in Palaestina 
praedicavit, Apostoli per universum orbem. Sic etiam 
Apostoli et eorum successores elegerunt alios Episcopos ut 
quilibet ministrarent in sua propria ecclesia. Ita statutum est 
in Niceno .Concilio et in aliis Conciliis ut Metropolitanus Epis- 
copus confirmet alios Episcopos et quilibet Episcopus habeat 
plenam administrationem suarum ecclesiarum. At nunc non 
sic est. Nam Papa non sinit Episcopos habere plenam admini- 
strationem. Multa enim sibi reservat, advocat ad se caussas 
et sunt multi privilegiati et exemti. Distribuit beneficia illarum 
ecclesiarum quae habent proprios Episcopos et sic magna 
pars administrationis aufertur Episcopis suarum ecclesiarum 
et hoc cum magna jactura ecclesiarum, et ista non est ec- 
clesiae administratio, sed magna ruina Christianismi. Et si 
vult redire ecclesia ad mores antiquorum Patrum teneat in 
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administrando ecclesiam mores et statuta Patrum ®”. Nam 
quando Papa specialiter curabat ecclesiam Romanam et 
sinebat, Episcopos administrare suas ecclesias, si tunc 
oriebatur aliqua difficultas magna circa religionem erat re- 
cursus ad Papam nunc autem Papa advocat omnia, tam 
magna quam parva, et sic religio periclitatur. 

42) Orta est quaestio in ecelesia Dei an autoritas Con- 
eili sit major autoritate Papae et nondum est diffinita ista 
dubitatio. Aliqui dicunt, quod ecclesia Romana non vult, 
quod ista quaestio tractetur in Concilio, et ante diffinitionem 
Concilii damnavit Papa libros Doctorum catholicorum qui 
de hac materia sunt scripti. Et isti Doctores habent pro 
se autoritatem Concilii Constantiensis et Basiliensis quae 
Concilia primatum dant Concilio generali. At ista duo 
Concilia non probantur a Papa, tamen ea quae in illis Con- 
ciliis acta sunt contra Haereticos probantur a Papa. Et in 
hoc datur ansa Haereticis quod ecclesia Romana in parte 
“ recipit Concilia et in parte altera non recipit ea. Expedi- 
ret, ut diffiniretur ista quaestio in Concilio. Nam de Christi 
divinitate et de aequalitate ejus cum Patre fuit disputatum 
in Niceno Concilio. Nihil ergo periculi erit, si tractetur in 
Concilio de Papae autoritate, immo est necessarium. 

43) Si in Papa est suprema potestas et autoritas ita 
quod a nullo potest judicari super terram, datur illi ansa 
ad Tyrannidem. Oportet ergo ut Concilium declaret et 
diffiniat quomodo ecclesia possit resistere Papae dilapidanti 
ecclesiam sine schismate, et quando ejus sententia excom- 
Municationis non est timenda, et diffiniat abusus et Tyran- 
nides et superstitiones ut in istis non obediat Papae, et 
alia in quibus non est Papae obediendum. 

44) Potestas quae data est Papae a Christo ex sacra 
Scriptura constat et sic ad Theologum pertinet tractare de 
hac potestate. Expediret Christi ecclesiae ut interdiceret 
Canonistis disputare de illis quae sunt de jure divino, nam 
ignorantes sacram Scripturam Canonistae attribuunt aliqua 
Christi ecclesiae quae illis non conveniunt, verbi gratia di- 
cunt Canonistae quod Decimae sunt de jure divino in lege 
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evangelica. Immo esset hoc damnandum in Concilio. Nam 
lex illa per mortem Christi est evacuata et sic lege humana 
statutum est, ut solvantur Decimae. Et multa etiam Cano- . 
nistae attribuunt Papae quae sibi non conveniunt ex divina 
lege ®®). Unde abusus et alia similia occasionem sumpserunt. 
Non enim res publica ecclesiastica instituta est a Papa sed 
& Deo et ideo lex Dei in omnibus quae ad rem publicam 
ecclesiasticam pertinent praeferenda est legi pontificis. 

45) Ex hoc quod beneficia distribuuntur a Papa multi 
indigni consequuntur beneficia ecclesiastica, quia Papa, cum 
sit homo, pluribus intentus rebus non potest etiam si vult 
cognoscere qui sunt idonei ad beneficia omnium ecclesiarum, 
et plura distribuit beneficia uni. Et haec vocatur dispen- 
satio cum sit dissipatio ecclesiae,, quia iste cui dantur non 
est idoneus ad unum beneficium. Et quia beneficia distri- 
buuntur Romae simulant quod renuntiant beneficium aut 
quod permutant et vendunt. De hoc testimonium perhibent 
litterae quae dantur a poenitentiariis, sic enim appellantur 
qui absolvunt a Simonia. Si Concilium vult tollere Simo- 
niam ab ecclesia primo tollat hanc Tyrannidem beneficio- 
rum et Papa non distribuat nisi beneficia Romanae ecclesiae 
et non aliarum °°) ecclesiarum, nec collegium Cardinalium 
distribuat beneficia. 

46) Canonistae distinguunt inter beneficia et dicunt 
quaedam esse compatibilia quaedam incompatibilia, quaedam 
quae habent annexum ministerium quaedam quae nullum 
ministerrum habent. Etiam dicunt, quod qui est Romae 
residet in beneficio quod habet in Hispania. Et alia similia 
quae non stant cum lege Dei, et ista omnia tribuunt mate- 
riam ad incendium litium. Expediret ut circa beneficia 
ecclesiastica et ministeria eorum servarentur leges et regu- 
lae evangelicae. Paulus ordinavit I. ad Coloss. 9. iis qui 
Evangelium annuntiant de Evangelio vivere. Contra justi- 
tiam et aequitatem est, quod aliquis pereipiat fructus bene- 
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ficii qui non administrat nec ministravit in Dei ecclesia. 
Expedit ecclesiae ut nullus habeat plura beneficia quia plu- 
res Clerici sunt qui non habent beneficium quam qui habent 
et ita idonei immo plures quam qui habent plura beneficia, 
et ex hoc quod habent aliqui plura beneficia non ministrant 
in ecclesia nisi Clerici conductieii et sic aut nullum est mi- 
nisterium in ecclesia aut si aliquod est, insufficiens. Etiam 
expedit ut omnia beneficia habeant annexa sua ministeria 
et officia. Et non est satis quod qui habet beneficium legat 
horas canonicas privatim. Quia beneficium est officium pu- 
blicum oportet quod ministerium sit publicum. Et expedit 
ut qui non ministrat non recipiat fructus benefici. Immo 
est alia injustitia quod illa beneficia quae in ecclesia habent 
minora ministeria aut nulla, habent majores reditus, ut illi 
qui vocantur Canonici, quorum ministerium est cantare, quod 
est infimum in ecclesia, et illi qui ministrant verbum Dei et 
Sacramenta, habent minores reditus. Hoc est contra Dei 
legem *°). | 

47) Christus Redemptor noster tradidit Petro et succes- 
soribus ejus claves regni caelestis non tradidit claves regni 
terreni, immo Christus fugit quando illi, qui saturati sunt 
ex panibus, volebant eum facere regem. Et Pilato inter- 
roganti: ergo rex es tu, respondit: regnum meum non est de 
hoc mundo. Et litigantibus duobus fratribus respondit: 
quis me constituit judicem inter vos? Et Apostoli imitan- 
tes Christum elegerunt septem Diaconos, id est ministros. 
Non est aequum derelinquere verbum Dei et ministrare 
mensis. Oportet ut Concilium diffiniat an administratio ci- 
vilis in Praelatis ecclesiae et in aliis de Clero qui habent 
administrationem ecclesiasticam et spiritualem expediat et 
aedificet Dei ecclesiam. Nam quaelibet istarum administra- 
tionum totum hominem requirit et vix ad unam illarum 
reperitur aliquis sufficiens quia una impedit alteram. Nemo 
enim potest simul agere Episcopum et regem. Nam istorum 
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48) Verum est quod Christianis non interdicitur in Dei 
lege temporalis possessio regni. Et sic ex lege Dei non 
repugnat quod Pontifex sit rex; tamen administrationes re- 
pugnant. Non possunt Praelati rem publicam civilem et 
ecclesiasticam bene gubernare. Testis est experientia, qwia 
quanto Olerus auxit administrationem civilem tanto deficit 
Ohristianismus. Et res publica quae administratur a Clero 
non est ita morata sicut illa quae administratur a Principi- 
bus. Dat etiam ansam Clerus Principibus ut invadant et 
occupent bona ecclesiae. Nam sicut non repugnat Papatui 
regnum sic dicet imperator quod Papatus non repugnat 
imperio; potest enim quis esse Imperator et Papa etiam. 
Non repugnat Episcopatus Regi et sic Imperator et Reges 
occupabunt bona ecclesiae. Non ergo expedit Clero admi- 
nistratio civilis. 

49) Petri Il. cap. quasi liberi et non quasi velamen 
habentes malitiae libertatem. Clerici sub specie Religionis 
sunt liberi et exempti a potestate saeculari in personis et 
in bonis. Ista libertas et exemptio non videtur quod illis 
conveniat ex divino jure sed ex humano **). Nam religio- 
sissimi Principes christiani, maxime Iınperatores hanc liber- 
tatem dederunt Clero et ecclesiae certe juste et pie. At 
Papa non potest dare hanc libertatem Ülero nisi in terris 
sui dominii temporalis, et si Clerus male utitur ista liber- 
tate Principes qui habent liberum dominium possunt irritare 
ista privilegia data Clero, prout bono rei publicae videbitur 
expedire. 

50) Cum augentur bona temporalia ecclesiae minuuntur 
bona Laicorum et tributa non minuuntur nec alia regni 
onera, immo augmentantur. Et sic per hoc quod bona Cle- 
ricorum sunt libera ab istis oneribus injuste et inique fit 
contra Laicos qui solvunt talia onera in regno. Etiam ex 
hoc quod Clerici sunt exemti in personis a potestate sae- 
calari scelera manent impunita, quod est maximum malum 
et destruit rem publicam. Nam Clericus homicida gravius 
peccat quam Laicus ex personae circumstantia et scandali 
ratione. Et Laicus homiecida oceiditur per legem justam 
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civilem, Clericus vero levi poenitentia aut nulla absolvitur. 
In hoc ergo saeculo quando Clerus est male moratus non 
est dignus quod honoretur talibus privilegiis et libertate 
quia privilegia indignis concessa perturbant et destruunt 
rem publicam christianam. 

51) Expediret ecclesiae ut tollerentur ab illa et irrita- 
rentur ista privilegia et Principum beneficia et ad hoc quod 
Clerici manerent liberi et exemti ut in divitiis et possessio- 
nibus augendis ponerent modum Ülerici. Et Clerieus pec- 
cans, propter quod Laicus puniretur poena sanguinis, quod 
Clericus ille traderetur judici saeculari et degradaretur et 
deponeretur ab officio et beneficio privaretur. Sed nihil 
horum fit a Praelatis ecclesiaee Nam impune Ülerici pec- 
cant et sunt in scandalum populo Dei et in perniciem rei 
publicae. Principes pro bono rei publicae juste possunt 
irritare privilegia concessa Clericis. 

52) Si Prineipes irritarent privilegia Clericorum prout 
expediret bono rei publicae propter hoc non sunt excom- 
municati nec excommunicandi. Nam leges quae pro bono 
rei publicae sunt institutae mutantur quando expedit rei 
publicae bono. Privilegia sunt leges particulares, poterunt 
etiam mutari quando expedit bono rei publicae. Si ergo 
libertas Clericorum est de jure positivo humano a Princi- 
pibus concessa Clero, poterit irritari si est aequum et bo- 
num, et pro bono et aequo non debent Principes excom- 
municari *3) et Canones contra offendentes ecclesiasticam 
libertatem fundantur in lege concedente libertatem. Si igi- 
tur lex est humana, est variabilis, et sic ablata libertate a 
Clero per Principes, qui habent liberum dominium Canon 
si quis suadente Diabolo non haberet locum in potestate 
saeculari juste per legem civilem puniente Clericum. Sed 
stante privilegio Principum tenet locum Canon in potesta- 
tibus saecularibus. - 

53) Papa non est Dominus sed dispensator bonorum 
ecclesiae et tenetur dispensare illa bona juxta legem Dei 
pro bono ecclesiae. Constat quod in multis locis ecclesia 
habet bona superflua; certum est cum illa bona sint donata 


2) Pius IX, hat freilich umgekehrt gehandelt. 


Vorschläge für die Reform der katholischen Kirche. 957 


& fidelibus, quod sunt donata non solum pro ministris ec- 
clesiae sed etiam pro pauperibus. Nam haec fuit consue- 
tudo in ecclesia a tempore Apostolorum, quod fideles per 
manus ecclesiae faciebant eleemosynam »pauperibus. Cum 
ergo ministri ecclesiae ut experientia testatur non sint fide- 
les dispensatores et Principes tenentur servare suos cives 
indemnes et maxime pauperes, poterunt compellere ministros 
ecclesiae ad dandum pauperibus eleemosynam, quam acce- 
perunt pro pauperibus, et per magistratus facere quod Üle- 
rus reddat rationem fructus beneficiorum ut pauperes ha- 
beant portionem suam, et in hoc nulla injuria fit Clero, 
nam Paulus, qui erat fidelissimus dispensator, voluit habere 
cui redderet rationem illarum eleemosynarum, quas dispen- 
saturus erat, II. Cor. 8. 

54) Pompa Papae et aliorum Praelatorum ecclesiae 
non aedificat ecclesiam immo scandalizat eam, cultusque et 
reverentia quae exhibetur Papae est immoderatus. Nam a 
Cardinalibus in sacello major cultus exhibetur Papae sedenti 
in suo throno, quam fideles et ipsi Cardinales exhibent 
sanctissimo Christi corpori in Sacramento. Recipit Papa 
istos et alios honores immoderatos. Nam fideles etiam sa- 
cerdotes osculantur pedes Papae portatque in calceamentis 
crucem Christi. Hoc nullo modo decet; nam Christi erux 
est adoranda, et pedes sunt non solum infima pars corpo- 
ris sed vilior, et non est portanda Christi crux, signum 
nostrae redemptionis, in pede, sed in capite. Ista omnia 
praebent materiam scandali. 

55) Etsi Clerus male dispenset bona ecclesiae, tamen 
qui invadit et occupat ecclesiae et Clericorum bona furtum 
aut rapinam committit, quia ecclesia non solum juxta legem 
civilem sed etiam juxta divinam juste et jure possidet bona 
temporalia quae donata sibi sunt a fidelibus. Et si aliquis 
Princeps occupavit bona ecclesiae et non poenitet nec vult 
illa restituere, expedit ecclesiae remittere aut donare bona 
illi Prineipi, non propter eum’qui occupavit bona illa ec- 
clesiae sed propter subditos quos habet, ne impediantur 
bona eorum spiritualia propter timorem amittendi temporalia ; 
sicut legitur de Jerobeam III. Regum cap. 12., qui prae- 
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cepit populo Isra@l, ne ascenderent adorare in Hierusalem 
timens amittere regnum Israel. 

56) Christus praecepit Apostolis ut gratis darent quod 
gratis acceperunt. ÖOportet ut Concilium diffiniat quae sunt 
administranda gratis in ecclesia, quia secundum modum, 
quem tenet ecclesia Romana, sine pecunia factum est nihil 
et per ipsam omnia fiunt Romae. Istud scandalum est tol- 
lendum ab ecclesia **) et exorandus est Papa ut sit con- 
tentus stipendiis suae ecclesiae particularis Romanae. Sunt 
enim superflua nedum suflicientia pro alendo Christi Vica- 
rio, Petri piscatoris successore, et non gravet ecclesias ac- 
cipiendo medios fructus beneficiorrum. Nam si Papa admi- 
nistrasset ecclesiam more antiquorum Patrum non faceret 
tot sumptus, non venderet oflcia nec esset illi opus habere 
tot Officiales.. Et in hoc debent Principes Papae resistere 
in faciem. Et si nollet confirmare Episcopos servetur sta- 
tutum Concilii Niceni et Metropolitanus confirmabit suos 
Episcopos. 

57) Spinae inter quas incidit verbum Dei sunt divitiae 
et de ecclesiae divitiis verificatur hoc. Nam ministri 
ecclesiae, qui habent plures reditus, non ministrant in 
ecclesia per se sed per Vicarios conducticios, at ministri 
ecclesiae qui sunt pauperes ipsi ministrant per se in eccle- 
sia; ecce quomodo divitiae suffocant verbum Dei in eccle- 
sia. Expediret ecclesiae ut Episcopatus et beneficia, quae 
habent plures reditus, dividerentur in duos aut tres Epi- 
scopatus, etiam beneficia in plura beneficia, et sic Christi 
ecclesia haberet plures ministros et meliores quam habet. 

58) Principes juste et sancte facerent, quod Episcopi 
aut COlerici, qui non ministrant, non recipiant fructus. Et 
expedit ecclesiae ut statuatur quod fructus omnes ecclesiae 
dividantur inter eos qui ministrant in ecclesia, sic enim 
statutum est in aliquibus ecclesiis. Istud statutum est juxta 
Christi Evangelium, nam qui ministrat habet potestatem 
accipiendi stipendium, tamen qui non ministrat, non habet 
potestatem accipiendi fructus beneficii, et populus ministros 
qui ministrant tenetur alere, eos vero qui non ministrant, 
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etiam si habeant possessionem beneficii, populus non tene- 
tur alere, quia fructus dantur propter ministerium non 
propter possessionem, quia hoc est humanuın jus, illud vero 
divinum, et sic Principes possunt resistere Episcopis et 
Clericis non residentibus per hoc quod non dent illis fruc- 
tus, nisi pro tempore quo in ecclesia ministrant, etiam si 
Papa dispenset, quia ista non est dispensatio, cum sit con- 
tra bonum ecclesiae, si ille qui non ministrat accipiat fructus. 

59) Semper fuit observatum in ecclesia universali ut 
post susceptos ordines sacros nullus duceret uxorem. In 
primitiva ecclesia ex conjugatis assumebantur ad ordines 
sacros et haec consuetudo adhuc est apud Graecos. Expe- 
diret ecclesiae ut omnes Clerici qui non volunt caste vivere 
post susceptos ordines sacros expellerentur a ministerio ec- 
clesiastico et privarentur beneficio, et si ad ministerium ec- 
clesiasticum non invenirentur caelibes qui velint continenter 
vivere, ex conjugatis assumantur ad sacros ordines et ad 
ministeria ecclesiastica. Quia melius est ut ecclesia habeat 
sacerdotes sancte copulaltos suis uxoribus quam quod habeat 
sacerdotes concubinarios, quales sunt omnes qui post sus- 
ceptos ordines sacros copulantur mulieribus *°). 

60) Olim summi Pontifices ordinabant Episcopos et 
Presbyteros et mittebant eos praedicare Evangelium Christi 
per diversa loca, imitantes Christum qui misit Apostolos et 
Discipulos ad praedicandum. Nunc Papa mittit quos vo- 
cant nuntios non ad praedicandum sed cum autoritate. 
Hoc fuit inauditum apud Patres et scandalizat ecclesiam, 
quia isti nuntii administrant pro pecunia Papae autoritatem 
et quod isti nuntii faciunt deberent facere Episcopi locorum 
et ideo non sunt mittendi nuntii cum ista autoritate et 
Episcopis non est auferenda plena administratio suarum 
ecclesiarum. 

61) Potestas excommunicandi data est a Christo Prae- 
latis ecclesiae et cum excommunicatio sit gravissima poena 
in ecclesia non est infligenda pro omni crimine, et Üanones 
et statuta sunt in ecclesia in quibus infligitur ista poena 
excommunicationis ipso facto et jure: expediret saluti ani- 


4) Vgl. Reform.a.a. O. 118. ff. 
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marum ut nulla poena ecclesiastica infligeretur a jure ipso 
facto, sed prius servato juris ordine inscripto a judice fe- 
ratur sententia excommunicationis sicut fertur sententia 
mortis in reum post juridicam probationem, et nunquam 
feratur sententia excommunicationis nisi in personam deter- 
minatam et certam. 

62) Haec sunt a me notata, sacra Caesarea Majestas, 
testis est mihi Deus quoniam non ut infamem nec ut con- 
fundam Patres ecclesiae et Pastores haec annotavi, sed ut 
Dei ecclesia deponat abusus, avaritiam et ambitionem et 
induat mores priorum Patrum. Ad quod ecclesia univer- 
salis, Imperator maxime, tuum implorat auxilium et mihi 
satis persuasum est quod patrocinaberis Dei ecclesiae et te, 
o Caesar, imitabuntur omnes Principes christiani et sic Dei 
ecclesia reformabitur et redibit ad Patrum mores antiquo- 
rum, quando ecclesiae Pontifices ponebant animam suam 
pro ovibis suis nedum et bona temporalia. 

In istis quae a me notata sunt et in omnibus quae ad 
ecclesiae mores et fidem pertinent standum est ab omnibus 
Concilii diffinitionibus et statutis juxta fidei articulum in 
Symbolo Apostolorum: Credo in Spiritum Sanctum, San- 
ctam Ecclesiam Catholicam. 


u — 
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Miscellen. 


I. 


Die Einführung der obligatorischen Civilehe im Grossherzog- 
thum Baden. 
[Schluss.] 
3. Landesherrliche (staatliche) Verordnung v. 5. Januar 1870,, 
den Vollzug des Gesetzes vom 21. Dezember 1888. über die 
Beurkundungen des bürgerlichen Standes und über die Förm- 
lichkeiten bei Schliessung der Ehen betreffend. 


[Aus dem Gesetzes- und Verordnungsblatt für das Grossherzogthum 
Baden. 1870. Stück I. S.1. £.] 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Zum Vollzug des Gesetzes vom 21. Dezember 1869. über die Be- 
urkundungen des bürgerlichen Standes und über die Förmlichkeiten 
bei Schliessung der Ehen haben Wir auf den unterthänigsten Vor- 
trag Unserer Ministerien der Justiz und des Innern beschlossen und 
verordnen, wie folgt: 


I. Von den Standesbeamten und ihrem Geschäftskreise. 


$. 1. Das Amt des bürgerlichen Standesbeamten (Gesetz $$. 1., 8.) 
umfasst das Gebiet der Gemeinde und diejenigen Colonien, Weiler 
und Höfe, welche ihr in polizeilicher Hinsicht zugewiesen sind oder 
in Hinsicht auf die Standesbuchsführung zugewiesen werden. 

8. 2. In den Städten, welche zwei Bürgermeister haben, hat der 
Gemeinderath zu bestimmen , welcher von Beiden das bürgerliche 
Standesamt verwaltet. 

8. 3. In Fällen eintretender Verhinderung des Rathschrei- 
bers ist ein Stellvertreter durch den Standesbeamten beizuziehen 
(Gesetz $. 2.). 

Der Standesbeamte hat bei der Uebernahme des Dienstes — 80- 
ferne dies nicht schon zuvor geschah — eine dazu geeignete Persön- 
lichkeit zu bezeichnen (Gesetz $. 2.). 

8. 4. Der Beschluss, durch welchen dieGeschäftsabtheilung 
zwischen zwei Bürgermeistern festgesetzt (Vollzugsverordnung $. 2.), 
der Beschluss, durch welchen ein Stellvertreter des Ratbh- 
schreibers (Gesetz $. 2.) und der Beschluss, durch welchen in den 
Gemeinden von mehr als 10,000. Einwohnern ein besonderer 
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Standesbeamter (Gesetz $.3.) ernannt wird, sind wörtlich in jede 
der beiden Urschriften der Standesbücher einzutragen. 

Sie müssen ausserdem durch Einrückung in das Bezirksverkün- 
digungsblatt öffentlich bekannt gemacht werden. 

8. 5. Ist ein Standesbeamter oder ein Rathschreiber wegen des 
in $. 4. des Gesetzes bezeichneten Grundes unfähig, eine Standesur- 
kunde aufzunehmen, so haben für sie deren Stellvertreter (Gesetz $$.2.,8.) 
zu handeln. 

8. 6. Der Beamte, welcher zur Aufnahme einer Standesurkunde 
mitwirkt, ist verpflichtet, in derselben die Eigenschaft anzugeben, in 
welcher er zur Mitwirkung berufen ist. 

Ist es ein Stellvertreter, welcher handelt (Gesetz 8S. 2., 8.), 
so ist der Verhinderung des regelmässigen Beamten und ihres Grundes 
zu erwähnen. 

8. 7. Die Aufgabe der Standesbeamten und — unter ihrer Lei- 
tung und Verantwortlichkeit — der Rathschreiber ist: 

1. die Urkunden, welche den bürgerlichen Stand betreffen, auf- 

zunehmen; 

2. die Standesbücher und deren Beilagen zu verwahren; 

3. Auszüge aus den Standesbüchern und deren Beilagen, sowie 
Zeugnisse über deren Inhalt auszustellen. 

8.8. Für besondere Fälle, welche das Gesetz bestimmt, sind 

Standesbeamte: 

1. die Gesandten oder Consuln, welche mit der Vertretung der 
Inländer betraut sind, für die im Auslande gefertigten Be- 
urkundungen des bürgerlichen Standes der Inländer (Gesetz 
8. 32.); 

2. die von den militärischen Dienstvorschriften bezeichneten 
Militärbeamten, für die Beurkundung der in Kriegs- 
zeiten unter den Militärpersonen und dem Gefolge der Trup- 
pen eintretenden Todesfälle (Gesetz $. 56.). 


II. Allgemeine Anordnungen für die Einrichtung der Standesbücher und 
die Form der Standesurkunden. 


8.9. Die Standesurkunden müssen in die Sammlungen 
gedruckter Impressen eingeschrieben werden, welche den 
Standesbeamten jeweils durch das Justizministerium werden zugestellt 
werden. 

Die Standesbeamten haben dabei genau nach Anleitung der durch 
die Impressen gegebenen und der ausserdem ihnen mitgetheilten Muster, 
sowie nach den folgenden Belehrungen zu verfahren. 

8. 10. Für den ersten Eintrag in jedes Buch muss die erste 
Impresse der Sammlung benützt werden. Die weiteren Einträge fol- 
gen ununterbrochen in der Reihenfolge der Impressen. 

Findet der Standesbeamte, dass die Impresse wegen der Ver- 
schiedenheit des Gegenstandes für einen Eintrag nicht benützt werden 
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kann, so ist sie zu durchstreichen und an dem freien Rande des 
Buches die dem Sachverhalte entsprechende Standesurkunde aufzu- 
nehmen. Sollte der freie Raum neben der Impresse zur Aufnahme 
der Urkunde nicht hinreichen, so darf diese neben der [ulgenden 
Impresse und selbst auf der nächstfolgenden Seite fortgesetzt werden. 

Die Durchstreichung der Impresse ist in der an den Rand ge- 
setzten Urkunde zu erwähnen. 

8. 11. Wenn bei Ausfüllung der Impresse zwischen den ge- 
druckten Worten des Formulars und den eingeschriebenen Worten 
Stellen leer bleiben, so sind die Lücken mit Federstrichen auszufüllen. 

&. 12. Veränderungen an dem gedruckten Inhalte der Im- 
pressen und Zusätze zu demselben müssen wie Aenderungen des 
geschriebenen Theiles der Urkunde von den in $. 20. des Gesetzes 
genannten Personen genehmigt und die Genehmigungen nach Anlei- 
tung des $. 26. der Vollzugsverordnung beurkundet werden (Gesetz 
8. 17.). 

$. 18. Im Oktober jeden Jahres ist der muthmassliche Bedarf 
an Impressen für das folgende Jahr dem Amtsgerichte und durch dieses 
dem Justizminister anzuzeigen. 

Die gleiche Anzeige ist zu machen, wenn im Laufe des Jahres 
sich die Vermuthung ergibt, dass der dem Standesbeamten zur Ver- 
fügung gestellte Vorrath an Impressen dem Bedürfnisse des Jahres 
nicht genügen werde. 

8. 14. Unverzüglich nach dem Schlusse eines jeden Jahres hat 
der Standesbeamte unmittelbar hinter dem zuletzt eingetragenen 
Standesscheine in jedem Standesbuche zu beurkunden, dass das Buch 


des Jahres ..... mit der (in Buchstabenschrift anzugebende Zahl) 
Urkunde vom ...... geschlossen worden seie (Gesetz $. 8. Ab- 
satz 1.). 


8. 15. Unmittelbar nach dem Jahresschlusse — Vollzugsverord- 
nung 8. 14. — sind die Register für das Geburts-, das Ehe- und 
- das Todtenbuch zu fertigen (Gesetz $. 9.). 

Sie bestehen aus je drei Spalten: die erste enthält die Ge- 
schlechtsnamen, diese nach deren Anfangsbuchstaben alpha- 
betisch geordnet; die zweite die Vornamen Derjenigen, auf welche 
die Einträge ($$. 29., 30., 38., 43., 46., 53. der Vollzugsverordnung) 
und die Vermerkungen (8. 31. der Vollzugsverordnung) sich beziehen; 
die dritte gibt die Ordnungszahlen an, unter welchen die entsprechen- 
den Standesurkunden im Buche eingetragen sind. 

Das Register muss einer jeden der beiden Urschriften beigefügt 
werden. 

8. 16. Auf jeder Urknnde, welche als Beilage der Standes- 
bücher übergeben wird (Gesetz $. 10. Absatz 1.), muss von der Hand 
des Standesbeamten bemerkt werden, dass sie eine Beilage des nach 
der Ordnungszahl zu bezeichnenden Eintrags des betreffenden Standes- 
buches bildet. 
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8. 17. Die Beilagen der Standesbücher werden in drei gesonder- 
ten Bänden gesammelt, von denen der eine die Beilagen des Geburts- 
buches, der andere diejenigen des Ehebuches, der dritte die des Todten- 
buches enthält. 

In jedem Bande sind die Beilagen mit besonderen, unter sich 
fortlaufenden und für jedes Jahr in neuer Reihe beginnenden Ord- 
nungszahlen zu versehen. In den entsprechenden Standesbeurkundungen 
muss auf diese Ordnungszahlen verwiesen werden. . 

$. 18. Beilagen, welche in fremder Sprache geschrieben sind, 
müssen von einer deutschen Uebersetzung begleitet sein. 

Fehlt die Uebersetzung, so bezeichnet der Standesbeamte oder 
auf seinen Antrag das Amtsgericht einen Dolmetscher, welcher 
auf Kosten Dessen, der die Urkunde vorlegte, deren Uebersetzung 
fertiget. 

$. 19. Der Standesbeamte ist verpflichtet, in den ersten 14 Tagen 
des neuen Jahres die eine Urschrift der Standesbücher mit dem da- 
zu gehörenden Register (Vollzugsverordnung $. 15.) und Beilagen- 
bande (Vollzugsverordnung $. 17.) an das Amtsgericht einzusenden 
(Gesetz SS. 8.—10., 58.). 

Die andere Urschrift ist auf dem Gemeindehause sorgfältig zu 
verwahren. 

8. 20. Die Einträge in jedem der Bücher sind mit besonderen 
unter sich fortlaufenden, im Anfange jeden Jahres neu beginnenden 
Ordnungszahlen zu versehen. 

Am oberen Rande jeden Eintrages ist ausserdem der Geschlechts- 
name und der Vorname der Personen anzugeben, auf welche sich die 
Beurkundung bezieht. 

$. 21. Die Beurkundung der Geburt von Kindern ausländischer 
Eltern und die Beurkundung des Todes von Ausländern soll ausser 
den in $. 12. des Gesetzes bezeichneten Angaben auch das Heimath- 
land jener Fremden enthalten. 

$. 22. Wenn mehrere Personen in demselben Orte einen und 
denselben Vor- und Geschlechtsnamen führen, so ist die zur Unter- 
scheidung der Person im Orte übliche Bezeichnung beizufügen, oder, 
wenn eine solche nicht bekannt ist, die Identität durch sonstige nähere 
Bezeichnung der Person festzustellen. 

$. 23. Die Standesbeurkundungen müssen in beiden Urschriften 
unverzüglich nach der für sie gegebenen Veranlassung in Gegen- 
wart der Erschienenen aufgenommen werden. Sie sind in beiden Ur- 
schriften von Wort zu Wort gleichlautend und in vollkommener 
Uebereinstimmung der Seiten- und Ordnungszahlen einzutragen. 

$. 24. Die Unterschriften der Anzeigepersonen, Parteien, 
Zeugen (Gesetz $. 14. Absatz 1.), des Standesbeamten und des Rath- 
schreibers müssen in beiden Urschriften unmittelbar nach der Aufnahme 
der Urkunden beigesetzt werden. 

S. 25. Wenn die Beurkundung einer Erklärung aus irgend einem 
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Grunde unterbrochen wird, so ist der Umstand, welcher die Voll- 
endung hinderte, anzugeben. 

8. 26. Ergibt sich bei der Aufnahme einer Standesurkunde die 
Nothwendigkeit von Aenderungen (Gesetz $. 17. Absatz 2.), so dürfen 
diese nur in folgender Weise vollzogen werden: 

1. sollen Worte gestrichen werden, so muss dies in der Art 
geschehen, dass sie nach dem Durchstriche noch gelesen wer- 
den können; am Rande oder am Schlusse der Urkunde sind 
die durchstrichenen Worte anzugeben und, dass sie mit Ge- 
nehmigung der Parteien gestrichen worden seien, von diesen 
und den etwaigen Zeugen (Gesetz $. 14.), sowie von dem 
Standesbeamten und dem Rathschreiber durch Unterzeichnung 
zu bestätigen; 

2. sollen Zusätze zu dem Eintrage gemacht werden, so sollen 
sie bei der Stelle, worauf sie sich beziehen, auf den Rand des 
Buches, und, wenn dies nicht möglich ist, an das Ende der 
Urkunde gesetzt werden; ibre Genehmigung ist auf gleiche 
Weise wie die der Durchstreichungen (Ziffer 1.) zu beur- 
kunden. 

8. 27. Es ist dem Standesbeamten und dem Rathschreiber unter- 
sagt, irgend etwas in den Standesbüchern zu radiren, Zeilen oder 
Stellen für Worte offen zu lassen, Worte abzukürzen und die 
in 8. 18. des Gesetzes angeführte Zeitbestimmung durch Zahlen 
zu bezeichnen; statt der letzteren muss Buchstabenschrift gebraucht 
werden. 

8. 28. Urkunden, welche in dem Texte der Standesbuchseinträge 
zu erwähnen sind, müssen durch Angabe ihres Tages und Jahres, des 
Orts, wo sie ausgestellt wurden, und der Behörde, von welcher sie 
herrühren, endlich durch eine kurze Erwähnung ihres Inhaltes be- 
zeichnet werden. 

8.29. Gerichtliche Urtheile, welche den bürgerlichen 
Stand betreffen, Verfügungen und Erkenntnisse der Amtsge- 
richte über Berichtigung von Standesurkunden (Gesetz $$. 61., 62.), 
Verfügungen, wodurch Aenderung von Namen gestattet wird, sind 
an dem Tage, an welchem sie dem Standesbeamten vorgelegt werden, 
wörtlich in die Standesbücher einzutragen. 

In allen diesen Fällen muss am Rande der entsprechenden Stan- 
desbeurkundung auf die Stelle verwiesen werden, wo das Urtheil, das 
Erkenntniss, die Verfügung eingetragen ist. 

8. 80. Auch ausländische Standesurkunden, welche 
den bürgerlichen Stand von Inländern betreffen, ‚sind unter dem Tag 
und Jahr, an welchem sie dem Standesbeamten behufs der Eintragung 
zukommen, wörtlich in das Standesbuch einzutragen. 

An dem Orte des Buches, welcher der Urkunde nach dem Jahr 
und Tag ihrer Aufnahme gebührte, ist auf die Stelle hinzuweisen, an 
welcher die Eintragung wirklich vollzogen wordeu ist. 
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8. 3l. Werden Standesurkunden im Inlande für Personen 
aufgenommen, welche in einer anderen Gemeinde (Gesetz $. 11.) 
den bürgerlichen Wohnsitz haben, so hat der Standesbeamte des 
Wohnsitzes die ihm zugehenden Abschriften der Standesscheine (Voll- 
zugsverordnung $8. 45., 49., 57.) zu den Beilagen der Bücher zu neh- 
men und am Rande des entsprechenden Standesbuches bei der Stelle, 
welche der Standesurkunde nach ihrem Tag und Jahr gebührt, zu 
bemerken: | 

dass eine Geburtsurkunde (ein Todes-, ein Ebeschein) für die be- 

stimmte Person den Beilagen des Geburts- (Ehe-, Todten-) buches 

vom Jahre... . unter Nr... . angeschlossen seie. 

$. 32. Von allen Randverweisungen, die der Standesbeamte 
in anderen als den laufenden Büchern zu vollziehen hatte, so wie von 
den Verweisungen, die in einem vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes 
geführten Standesbuche vorzunehmen sind (Gesetz $. 33. Absatz 1. 
und 3.), hat der Standesbeamte binnen drei Tagen beglaubigte Ab- 
schrift dem Amtsgerichte zu übersenden und dabei Jahr und Tag 
des Eintrages, auf den sich die Verweisung bezieht, genau zu be- 
zeichnen. 

8. 38. Gleiche Mittheilung ist den Standesbeamten anderer Ge- 
meinden zu machen, wenn die Einträge, auf welche die Randver- 
weisungen sich beziehen, in den Standesbüchern solcher Gemeinden 
beurkundet sind. 

8. 34. Auszüge aus den Standesbüchern des jeweils laufen- 
den Jahres und Zeugnisse über den Inhalt derselben, welche Be- 
theiligte verlangen, hat unter Leitung und Verantwortlichkeit des 
Standesbeamten der Rathschreiber zu fertigen. 

Das Gleiche gilt — vorbehaltlich der im folgenden Paragraphen 
bestimmten Ausnahmen — hinsichtlich der beiden Gemeinden 
in Gemässheit des $. 8. des Gesetzes verwahrten Standesbücher an- 
derer Jahre (Gesetz $$. 8., 24.). 

Der Standesbeamte hat auf Verlangen Auszüge und Zeugnisse 
such aus den bei ihm verwahrten Abschriften der von den Ortsgeist- 
lichen für den Monat Januar 1870. geführten Standesbücher zu 
fertigen. 

$. 35. Auszüge und Zeugnisse ausden beiden Amtsgerichten 
verwahrten Standesbüchern fertiget auf Verlangen Betheiligter der 
Gerichtsnotar: 

1. wenn sie den vor dem 1. Februar 1870. geführten Büchern zu 
entnehmen sind ; 

2. wenn das von der Gemeinde zu verwahrende Buch, aus wel- 
chem der Auszug oder das Zeugniss verlangt wird, zerstört 
oder verlioren ist; 

3. wenn eine einzelne Beurkundung, welche im Buche der Ge- 
meinde fehlt, in dem Buche des Amtsgerichts sich vorfindet; 

4. wenn die Einträge in beiden Urschriften nicht gleich lauten; 
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auch die Abschriften der Beilagen, welche der vom Amts- 
gerichte verwahrten Urschrift angeschlossen sind, hat der Ge- 
richtsnotar zu fertigen. 


Die unter Ziffer 2. and 8. erwähnten Thatsachen müssen vom 
Standesbeamten bestätigt sein, die Verschiedenheit unter Ziffer 4. 
aus dem vom Standesbeamten gefertigten Auszuge hervorgehen. 

In den unter Ziffer 2. und 4. erwähnten Fällen ist im Auszuge 
des Gerichtsnotars der Grund anzugeben, warum er den Auszug 
ertheilt. 


8. 


L 


2. 


je) 


86. Die Auszüge sollen enthalten. 

die Bezeichnung der Gemeinde, welcher das Buch angehört, 
so wie die Art und den Jahrgang des Buches; 

die genaue Abschrift der Urkunde, wie sie sich im Buche 
vorfindet, einschliesslich ihrer Ordnungszahl und der ihr 
beigesetzten Unterschriften; 


. die der Urschrift beigesetzten Randbemerkungen; 


die Beurkundung, dass die Abschrift mit der Urschrift über- 
einstimme; 


. die Unterschriften des Standesbeamten und des Rath- 


schreibers, in den Fällen des $. 35. des Gerichtsnotars und 
das Dienstsiegel der Gemeinde, beziehungsweise des Amts- 
gerichtes. 


8. 37. Zur Fertigung der Abschriften sollen Impressen der aus 
dem Muster Ordnungszahl 17. ersichtlichen Form verwendet werden. 


ei CD 


5. 


6. 


Ill. Einrichtung der Geburtsbücher. 


. 88. In die Geburtsbücher müssen eingetragen werden: 
. die Anzeigen der Geburten, Gesetz $. 36; 
. die freiwilligen Anerkennungen natürlicher Kinder, Gesetz 


8. 43. L.R.S. 881, 334; 


. die gerichtlichen Erkenntnisse über Anwünschungen, L.R.S. 


856, 359, und die Anwünschungen im Ehevertrage, L.R.S. 845 a. ; 
die gerichtlichen Urtheile, welche die eheliche Kindschaft an- 
erkennen oder aberkennen, L.R.S. 323, 312. u. ff., und die 
Urtheile auf Anerkennung natürlicher Kinder, L.R.S. 340. 
340a., 341; 

die Verfügungen und Erkenntnisse über Berichtigung des 
Geburtsbuches, Gesetz $. 64; 

die Namensänderungen. 


$. 39. Wird eine Geburt später als drei Tage nach dem 
Tage der Niederkunft angezeigt, so ist der Grund der Verspätung bei 
der Anzeigeperson zu erfragen und das darüber aufgenommene Pro- 
tokoll dem Amtsgerichte vorzulegen (Gesetz $. 61). 

Der Eintrag der Geburtsurkunde darf in diesem Falle nur auf 
Verfügung des Amtsgerichtes erfolgen. 

An der Stelle des Standesbuches, welche der Geburtsbeurkundung 
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nach dem Tag und Jahr der Geburt gebührte, ist durch eine Rand- 
bemerkung auf die eingetragene Berichtigung zu verweisen. 

8. 40. Wenn der eheliche Vater die Geburt seines Kindes nicht 
selbst anzeigt, ist stets der Grund anzuführen, aus dem es unter- 
blieben ist. 

8. 41. Bei Beurkundung der Geburt von Zwillingen u. 8. w. 
ist für jeden der Zwillinge u. s. w. eine besondere Urkunde aufzu- 
nehmen. 

In jeder derselben muss ausgedrückt sein, dass es eine Zwillings- 
u. 8. w. Geburt seie und ausserdem der Zeitpunkt, in welchem die 
Geburt eines jeden der Zwillinge u, s. w. erfolgte, genau angegeben 
werden. 

8. 42. Sind die Eitern des Kindes unbekannt, so soll dem Kinde 
an der Stelle des Geschlechtsnamens ein weiterer in der Regel eine 
örtliche Beziehung enthaltender Name beigelegt werden. 

8. 48. So oft die Anerkennung eines natürlichen Kindes, die 
nicht gleichzeitig mit der Anzeige seiner Geburt erfolgte, eingetragen 
wird, muss am Rande der Geburtsbeurkundung, wenn eine solche 
eingetragen ist, auf die Stelle des Standesbuches, an welcher die An- 
erkennung beurkundet ist, verwiesen werden. 

Das Gleiche hat am Rande derjenigen Standesurkunden zu ge- 
schehen, auf welche die unter Ziffer 8, 4, 5, 6. des $. 88. der Voll- 
zugsverordnung erwähnten Vorgänge sich beziehen. 

8. 44. Wenn sich Jemand vor dem Standesbeamten als Vater 
eines Kindes bekennt, mit dessen Mutter er in dem durch Strafgesetz- 
buch 88. 865, 866. oder 867. bezeichneten Verwandtschafts- oder 
Schwägerschaftsverhältnisse steht, und ebenso, wenn zur 
Zeit der unterstellbaren Empfängniss die Mutter des Kindes oder 
der anerkennende Vater mit einer anderen Person verheira- 
thet war, so hat der Standesbeamte die Beurkundung der Aner- 
kennung zu verweigern. L.R.S. 335. 

8.45. Wird ein Kind ausserhalb des Wohnsitzes Bei- 
ner Eltern geboren, so ist der Standesbeamte, welcher die Geburt 
beurkundete (Gesetz $. 11), verpflichtet, eine beglaubigte Abschrift 
des Geburtsscheines dem Standesbeamten am Wohnsitze der Eltern 
zu dem in 8. 81. der Vollzugsverordnung bezeichneten Zwecke zu 
übersenden. 


IV. Einrichtung der Ehebücher. 


. 46. In die Ehebücher sind einzutragen: 

. die Beurkundungen der Eheschliessung, Gesetz $. 44; 

2. die gerichtlichen Urtheile, wodurch Ehen für ungiltig erklärt 
wurden; 

. die gerichtlichen Urtheile, wodurch Ehen aus bestimmter Ur- 
sache geschieden und Ehescheidungen auf wechselseitige Ein- 
willigung zugelassen wurden, L.R.S. 264, 294; 
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4. die Verfügungen und Erkenntnisse über Berichtigung des 
- Ehebuches, Gesetz $. 64. 

8. 47. Wenn die Verlobten die Absicht erklären, in der Heiraths- 
urkunde natürliche Kinder anzuerkennen, so hat der Standesbeamte 
deren Erklärung aufzunehmen, und im Ehescheine zu beurkunden. 
Gleichzeitig ist an dem Rande der Geburtsurkunde auf diese Aner- 
kennung zu verweisen. 

8. 48. Wenn der eine der Neuverehelichten seinen Wohnsitz in 
einer anderen Gemeinde hat, so ist der Standesbeamte, vor welchem 
die Ehe geschlossen worden ist, verpflichtet, dem Standesbeamten des 
Wohnsitzes eine beglaubigte Abschrift des Ehescheines zu dem in 
8. 31. der Vollzugsverordnung bezeichneten Zwecke zu übersenden. 

6. 49. Gleiche Abschrift hat zu gleichem Zwecke der Standes- 
beamte, vor welchem die Ehe im Falle des $. 89. Absatz 2. des Ge- 
setzes geschlossen wurde, dem Standesbeamten mitzutheilen, welcher 
die Ermächtigung zu dieser Eheschliessung ertheilt hat. 

8.50. EhenichtigkeitsurtheileundEhescheidungs- 
urtheile dürfen nur auf Vorlage einer Ausfertigung des vom ober- 
sten Gerichtshofe erlassenen oder eines vom erkennenden Gerichtshofe 
als rechtskräftig beurkundeten Urtheiles eingetragen werden. 

8. 61. Die gerichtlichen Urtheile, welche 

1. die Ungiltigkeit einer Ehe aussprechen, werden auf den 
Antrag des Staatsanwalts oder einer Partei, 

2. Urtheile, welche auf Scheidung einer Ehe ausbestimmter 
Ursache erkennen, auf den Antrag des Ehegatten, welcher 
das Urtheil erwirkt hat, 

8. Urtheile, welche die Scheidung auf wechselseitige 
Einwilligung zulassen, auf den gemeinsam und in 
Person von beiden Ehegatten gestellten Antrag in das 
Ehebuch eingetragen. 

8. 52. Am Rande des entsprechenden Ehescheines ist auf die 

Stelle zu verweisen, wo das Urtheil über die Nichtigkeit oder die 
Scheidung der Ehe eingetragen ist. 


V. Einrichtung der Todtenbücher. 


$. 58. In die Todtenbücher werden eingetragen: 

1. die Todesfälle, welche von den in $. 47. Absatz 2. des Gesetzes 
genannten Personen angezeigt werden; 

2. die Todesfälle, über welche den Standesbeamten in den Fällen 
der $$. 49-51. und 55. des Gesetzes schriftliche Anzeigen zu- 
kommen; 

3. die in Kriegszeiten von Militärbeamten kraft des $. 56. des 
Gesetzes gefertigten Todesscheine ; 

4. die Erkenntnisse über Berichtigung des Todtenbuches (Gesetz $.64) ; 

5. die Abschriften der Geburtsbeurkundungen todter Kinder (Ge- 
setz $. 41). 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 18 
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8. 54. Werden dem Standesbeamten die Erhebungen der Behörde 
über einen Unglücksfall der in $. 51. des Gesetzes bezeichneten Art 
mitgetheilt, so ist die Impresse zu durchstreichen und am Rande des 
Standesbuches zu erwähnen, dass und welcher Unglücksfall, an 
welchem Tage und Orte sich zugetragen hat, welche Personen 
dabei umgekommen sind und unter welcher Ordnungszahl die über 
den Vorgang gemachten Erhebungen den Beilagen des Todten- 
buches angeschlossen worden sind. Die Verunglückten sind nach 
Anleitung des $. 48 des Gesetzes, so weit diese Verhältnisse ermittelt 
werden konnten, in dem Eintrag zu beschreiben, und deren Namen 
unter der gleichen Voraussetzung im Register des Standesbuches zu 
bezeichnen. 

8. 55. Der Standesbeamte ist verpflichtet, dem Bezirksamte die 
Anzeige zu machen, wenn eine Leiche ohne seine Erlaubniss 
beerdigt worden ist (Gesetz $. 53). 

Der Tod darf in solchem Falle im Standesbuche nur beurkundet 
werden, wenn der Standesbeamte durch eine Berichtigungsverfügung 
(Gesetz $. 61.) dazu ermächtigt ist. 

$. 56. Wird ein Todesfallspäter als 24. Stunden, nachdem 
er eingetreten ist, dem Standesbeamten angezeigt, so ist der Grund 
der Verspätung bei der Anzeigeperson zu erfragen und das darüber 
aufgenommene Protokoll dem Amtsgerichte vorzulegen (Gesetz $. 61.) 

Der Eintrag des Todesscheines darf in diesem Falle nur auf Ver- 
fügung des Amtsgerichtes erfolgen. 

An der Stelle des Standesbuches, welche dem Todesscheine nach 
dem Tag und Jahr des Todesfalles gebührte, ist durch eine Randbe- 
merkung auf die eingetragene Berichtigung zu verweisen. 

$. 57. Stirbt Jemand ausserhalb seines Wohnsitzes, 
so ist der Standesbeamte des Sterbeortes verpflichtet, eine beglaubigte 
Abschrift des Todtenscheines dem Standesbeamten, in dessen Gemeinde 
der Verstorbene zuletzt seinen Wohnsitz gehabt hat, zu dem in 8. 81. 
der Vollzugsverordnung bezeichneten Zwecke zu übersenden. 

$. 58. Wenn ein Fremder im Inlande stirbt, so hat der 
Standesbeamte eine beglaubigte Ausfertigung der Sterbeurkunde dem 
Grossherzoglichen Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten vor- 
zulegen, welches sie der Heimathsbehörde des Verstorbenen über- 
mitteln wird. 


VI. Berichtigung der Standesbücher und der Standesscheine. 


$. 59. Der Standesbeamte ist verpflichtet, dem Amtsgerichte, 
damit es die nach den Umständen erforderlichen Anordnungen (Gesetz 
SS. 59. bis 62.) treffe, Anzeige zu machen: 

1. wenn eine Urschrift der Standesbücher ganz oder theilweige 
zerstört oder verloren, ein Eintrag nur in einer Urschrift 
gefertigt oder in ein Standesbuch aufgenommen wurde, in 
welcheser nicht gehört; 
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2. wenn die Standesbücher für eine gewisse Zeit nicht ge- 
führt oder deren Führung unterbrochen wurde, wenn 
beide Urschriften ganz oder theilweise zerstört oder 
verloren sind; 

3. wenn eine Geburt oder ein Todesfall nach den in den $$. 86. 
und 47. des Gesetzes bezeichneten Fristen angezeigt worden ist 
oder eine Beerdigung ohne Erlaubniss des Standesbeamten 
stattgefunden hat (Gesetz $. 54); 

4. wennnach vollzogener Standesbeurkundung eine 
Unrichtigkeit in derselben entdeckt wird. 

8. 60. Von dem Augenblicke des Verlustes einer oder beider 
Urschriften an bis zum Eintreffen einer neuen Impressensammlung 
hat der Standesbeamte Ergänzungsprotokolle in zwei gleich- 
lautenden Urschriften zu führen. 

Die Beurkundungen sind in diesen Protokollen nach Anleitung 
der mitgetheilten Muster niederzuschreiben. 

Dem ersten Eintrage muss die Anzeige der’Thatsache vorangehen, 
welche die Führung von Ergänzungsprotokollen veranlasste. 

Beim Jahresabschlusse (Vollzugsverordnung $. 14.) ist auch der 
Ergänzungsprotokolle zu erwähnen; auf ihren Inhalt ist bei Fertigung 
der Register (Vollzugsverordnung $. 15.) ebenfalls Bedacht zu nehmen. 

8.61. Den Berichtigungsanträgen der Betheiligten an 
das Amtsgericht (Gesetz $. 62.) ist eine beglaubigte Abschrift des 
Standesscheines, der berichtiget werden soll, anzuschliessen. 

Wenn die Ergänzung der Standesbücher durch Nachtragung 
einer unterbliebenen Beurkundung Gegenstand des Berichtigungsan- 
trages ist, so muss das Zeugniss des Standesbeamten darüber , dass 
die Beurkundung im Standesbuche sich nicht vorfinde, beigebracht 
werden. 

8.62. Der Eintrag der Berichtigung in das Standes- 
buch darf nur in Kraft einer Ausfertigung der Berichtigungsverfügung 
oder des Berichtigungserkenntnisses geschehen. 

Dabei darf an der zu berichtigenden Standesurkunde selbst nicht 
irgend etwas verändert werden. Dagegen wird das Berichtigungser- 
kenntniss in den beiden Urschriften des betreffenden Buches nach 
Anleitung des $. 10. der Vollzugsverordnung wörtlich eingetragen und 
an dem Rande der alten berichtigten Urkunde bemerkt, däss, unter 
welchem Tag und Jahr und unter welcher Ordnungszahl 
ein Berichtigungserkenntniss eingetragen ist. 

Die Ausfertigung des Berichtigungserkenntnisses bildet eine Bei- 
lage des Standesbuches. 


VII. Anordnungen für die Eheschliessung. 


Wer das Aufgebot einer Ehe erlangen will, ist verpflichtet, bei 
dem Amtsgerichte des Ortes, wo einer der künftigen Eheleute den 
Wohnsitz oder den Aufenthalt hat, den Verkündschein (Ge- 
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setz 8. 69.) nachzusuchen und zu diesem Zwecke urkundlich nachzu- 
weisen: 


1. 


2. 


8. 


. 


8. 


in welchem Lebensalter jeder der Verlobten steht 
(L.R.S. 144); 

dass keines von ihnen in einer bestehenden Ehe lebt (L.R.S. 
139, 147); 

— wenn eine frühere Ehe eines derselben durch Scheidung 
aufgelöst wurde — dass das Scheidungsurtheil in das Ehebuch 
eingetragen ist (L.R.S. 264, 294); 


. dass die Verlobten nicht in dem Grade mit einander ver- 


wäandt oder verschwägert und nicht durch Anwün- 
schung in das Verhältniss getreten sind, wodurch die Ehe 
zwischen ihnen eine verbotene wird (L.R.S. 161—164, 348), 
oder welche Gründe für eine nach L.R.S. 164—164. b. etwa 
zulässige Nachsichtsertheilung vorliegen; 


. dass die Eltern oder Diejenigen, die ihre Stelle vertreten, in 


die Ehe einwilligen (L.R.S. 148, 149, 150, 158, 159, 160), 
oder dass die Vorschriften über das ehrerbietige Ansuchen 
erfüllt sind (L.R.S. 151—155); 


.— wenn der Verlobte öffentlicher Diener ist — dass 


die dienstliche Erlaubniss zur Heirath nach Maassgabe 
der hierwegen bestehenden besonderen Vorschriften ertheilt ist; 


. dass der Bräutigam weder Recrut ist, noch im Dienste bei der 


Fahne steht, noch im Ausstande sich befindet und dass — wenn 
das Eine oder das Andere der Fall oder er noch nicht in das 
Alter der Wehrpflicht getreten ist — die Militärbehörde und 
beziehungsweise das Ministerium des Innern die Erlaubniss 
zur Ehe gegeben hat (Wehrgesetz $. 23); 


. den bürgerlichen Wohnsitz beider Verlobten und — 


wenn einer von ihnen seinen Aufenthalt ausserhalb des Wohn- 
sitzes verlegt oder im Inlande keinen Wohnsitz hat — den 
gewöhnlichen Aufenthaltsort, endlich — wenn der 
Aufenthalt am gegenwärtigen Wohnorte nicht volle drei Monate 
gedauert hatte — den früheren ständigen Aufenthaltsort. 


64.. Das Amtsgericht hat ausser den im vorstehenden Para-: 


graphen bezeichneten Verhältnissen insbesondere noch zu prüfen: 


l. 


ob nicht ein Hinderniss der Ehe zwischen den Verlobten durch 
ein Verbrechen beseitiget wurde (L.R.S. 189. a); 


2. wenn eine frühere Ehe eines der Verlobten durch Scheidung 


aufgelöst ward — ob nicht eine Verurtheilung wegen 
gemeinschaftlichen Ehebruches gegen die Ver- 
lobten ausgesprochen ward (L.R.S. 298); 


3. Ob die Ehe nicht vor Ablauf gesetzlicher Fristen (L.R.S. 228, 


8. 


296, 297) abgeschlossen werden will; eine Nachsicht wegen 
dieses Ehehindernisses findet nicht statt. 
65. Die Verlobten können die zur Erwirkung des Verkünd- 
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scheines erforderlichen Nachweise ($. 63. der Vollzugsverordnung) durch 
Vorlage besonderer Urkunden erbringen oder zu diesem Zwecke die 
nöthigen Beurkundungen dem als Muster 10. dieser Verordnung ange- 
schlossenen Formular beisetzen lassen. 

Im letzten Fall ist das Formular bei dem Bürgermeister des 
Wohnortes jedes der Brautleute, oder, wenn sie den Aufenthalt ausser- 
halb des Wohnsitzes verlegten oder im Inlande keinen Wohnsitz haben, 
bei dem Bürgermeister ihres gegenwärtigen Aufenthaltsortes einzu- 
reichen, damit er nach seiner Kenntniss der Verhältnisse oder nach 
den bei den Verlobten einzuziehenden Erkundigungen die unter Ziffer 
1, 2, 3. und 4. des Formulars verlangten Angaben beurkunde, auch 
zu Ziffer. 5 die Eltern oder Grosseltern beziehungsweise den Vormund 
und die vormundschaftlichen Beiräthe zur Beurkundung der Erklärung 
über ihre Einwilligung in die Ehe veranlasse oder die Gründe angebe, 
aus denen eine solche Erklärung nicht erfolgt. 

8. 66. Mit den im vorstehenden Paragraphen erwähnten Beur- 
kundungen ist das Formular dem Gerichtsnotar des Bezirkes zu über- 
geben, welcher die Angaben des Bürgermeisters zu Ziffer 1, 2, 8. und 
5. auf Grund der in seiner Bewahrung befindlichen Standesbücher so 
weit nöthig prüft und je nach dem Erfunde bestätiget oder berichtiget, 
auch (unter den Voraussetzungen von Ziffer 5) von Obervormund- 
schaftswegen über die Einwilligung in die Ehe des Minderjährigen 
beschliesst, sodann aber das Gesuch demrichterlicheu Beamten, welcher 
um den Verkündschein angegangen ward, vorlegt, damit er die weitere 
Prüfung nach Maassgabe des $. 69. des Gesetzes vollziehe. 

8. 67. Der amtsgerichtliche Verkündschein (Gesetz $. 
69.) soll angeben: 

1. die Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf, Alter, Gdeburtsorte und 

Wohnorte der künftigen Ehegatten; 

2. die Vorzamen, Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnorte ihrer 
Eltern; 

‚3. die Erklärung des Amtsgerichtes, dass ihm ein Hinderniss 
der zwischen den Verlobten beabsichtigten Ehe nicht be- 
kannt oder dass wegen eines etwa vorhandenen Nachsicht 
ertheilt seie (L.R.S.. 145, 164, 164.a, Gesetz 8. 69); 

4. die Aufforderung, etwaige Einsprachen gegen die Ehe bei 
dem Amtsgerichte oder dem Standesbeamten rechtzeitig vor- 
zubringen; 

5. die Bezeichnung der Gemeinden, inwelchen das Aufgebot 
zu verkünden ist (Gesetz $. 71). 

8.68. Zum Vollzuge des Aufgebotes (Gesetz $. 72). hat 
der Standesbeamte den Verkündschein mit der Beurkundung des Ortes 
und Tages, an welchem der Anschlag erfolgte, an dem Gemeinde- 
hause oder an dem sonst für Veröffentlichungen bestimmten Platze 
anzuschlagen. 

Der Anschlag muss dort mindestens von einem Sonntag bis zum 
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anderen, beide inbegriffen, volle acht Tage lang angeheftet bleiben 
(Gesetz $. 74). 

8. 69. Der Standesbeamte, bei welchem eine Einsprache gegen 
die Ehe angemeldet wird (Gesetz $. 82. Absatz 2), ist verpflichtet, 
unverzüglich nicht nur dem Amtsgerichte, welches den Verkündschein 
erlassen hat, die Einspracheschrift vorzulegen; er muss ausserdem 
auch die Verlobten gleichzeitig von der geschehenen Einsprache be- 
nachrichtigen. 

Ist dem Standesbeamten selbst ein Ehehinderniss bekannt, so hat 
er es dem Amtsgerichte ebenfalls anzuzeigen. 

8. 70. Nach Ablauf der achttägigen Frist (Gesetz $. 72.) ist der 
Anschlag des Verkündscheines abzunehmen und darauf 

1. Jahr und Tag der Abnahme und 

2. die etwa gescheheneEinsprache oder, dass kein e Einsprache 

eingelegt worden seie — Gesetz $. 85. — zu beurkunden. 

Soll die Ehe vor dem Standesbeamten einer anderen Gemeinde 
geschlossen werden, so muss diesem unverzüglich der abgenommene 
Verkündschein übersendet werden. 

Der Standesbeamte, vor welchem die Ehe eingegangen wird, hat 
den in seiner Gemeinde angeschlagenen Verkündschein und die ihm 
von anderen Standesbeamten zukommenden Verkündscheine nach Maass- 
gabe des $. 46. des Gesetzes zu sammeln, mit Ordnungszahlen zu 
bezeichnen und am Schlusse des Jahres mit der Doppelschrift des 
Ehebuchs dem Amtsgerichte vorzulegen. 

G. 71. Wird eine Ehe kraft der von dem zuständigen Standes- 
beamten ertheilten Ermächtigung vor dem Standesbeamten eines anderen 
Ortes des Inlandes eingegangen (Gesetz $. 89. Absatz 2), so sind 
die Verkündscheine, welche sich auf diese Ehe beziehen, die Nach- 
richten über Eheeinsprachen und deren Aufhebung u. s. w. dem Stan- 
desbeamten mitzutheilen, vor welchem die Ehe geschlossen werden 
soll. Dieser behandelt sie sowie die schriftliche Ermächtigung zur 
Eheschliessung nach Anleitung des Gesetzes $. 46. 

$. 72. Von jeder Einsprache, die dem Amtsgerichte zur Kennt- 
niss kommt, hat dasselbe die Standesbeamten, welche zur Eheschlies- 
sung zuständig sind, mit der Aufforderung zu benachrichtigen, zur 
Trauung nicht zu schreiten, ehe ihnen die Aufhebung der Einsprache 
vom Amtsgerichte eröffnet sein werde. 

8. 78. Die bürgerliche Eheschliessung findet an dem hiezu be- 
stimmten Tage (Gesetz $. 88.) in folgender Form statt: 

Der Standesbeamte richtet an die vor ihm erschienenen Verlobten 
die Worte: 

Sie sind zum Abschlusse der Ehe vor mir erschienen. 
Kraft meines Amtes stelle ich an Sie die Fragen: , 
(an den Bräutigam:) 
Sind Sie (Vor- und Geschlechtsname des Bräutigams) entschlossen, 
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die hier anwesende (Vor- und Geschlechtsname der Braut) zur Ehe 
zu nehmen ? 

(nachdem der Bräutigam diese Frage mit Ja beantwortet hat, an 
die Braut:) 

Sind Sie (Vor- und Geschlechtsname der Braut) entschlossen, den 
hier gegenwärtigen (Vor- und Geschlechtsname des Bräutigams) zur 
Ehe zu nehmen ? 

Antwortet auch die Braut mit Ja, so spricht der Standesbeamte 
die Worte: 

Im Namen des Gesetzes erkläre ich hiermit, dass Sie durch 
das Band der Ehe verbunden sind. 

Unmittelbar darauf ist der Eheschein in beide Urschriften des 
Ehhebuches einzutragen (Gesetz $$8. 44, 91) und gleichzeitig den Neu- 
vermählten eine Bescheinigung darüber auszustellen, dass die Heiraths- 
urkunde von dem Standesbeamten aufgenommen seie (Gesetz $. 87). 

Der Standesbeamte ist nicht verpflichtet, gn Sonn- und gebotenen 
Feiertagen Eheschliessungen vorzunehmen. 


VII. Geschäftsabtheilung zwischen den Beamten der Amtsgerichte. 


$. 75. Die Gerichtsnotare besorgen: 
die Verwahrung der Standesbücher (Gesetz $. 8); 
die Fertigung von Auszügen und Zeugnissen (Gesetz $. 24); 
die Randverweisungen (Gesetz $. 33); 
die Prüfung der Standesbücher (Gesetz $. 58). 

Die anderen durch das Gesetz den Amtsgerichten übertragenen 
Geschäfte haben die richterlichen Beamten zu erledigen. 

8. 76. Verletzungen der Dienstvorschriften, welche die Gerichts- 
notare bei Prüfung der Standesbücher oder bei anderen Gelegenheiten 
wahrnehmen, sind dem richterlichen Beamten des Amtsgerichtes an- 
zuzeigen, damit derselbe gegen den Standesbeamten die ctwa ver- 
wirkte Strafe (Gesetz $. 95.) ausspreche. 


IX. Gebühren. 


&. 77. An Gebühren haben zu beziehen: 


d. Standesbeamten: d, Rathschreiber: 
(beziehungsweise d. Stellvertreter Beider) 


1. für die Eintragung einer den bürgerlichen 
Stand betreffenden Urkunde in die beiden 


Urschriften eines Standesbuches . . . . 6kr. 6 kr. 
2. für eine Vormerkung am Rande der Stan- 
desbücher . . . 8 „ 3 „ 


3. für die Eheschliessung einschliesslich des 
Vollzugs des Aufgebots, der Aufnahme der 
Heirathsurkunde (Gesetz $. 44). und der 
Bescheinigung über diese Aufnahme (Gesetz 
8. 87. Absatz. 2 22 2 nn. MM „ 12 „ 
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4. für den Vollzug des Eheaufgebots, wenn es 
an eindm anderen als dem 


geschieht . . ... 6 kr. 6 kr. 
5. für die Fertigung eines Äussnges der eines 
Zeugnisses aus einem Standesbuche . . . 6 „ 6 „ 


wenn die Ausstellung eines Zeugnisses 
das Nachschlagen von mehr als einem 
Standesbuche oder von mehr als einem 
Jahrgang desselben Standesbuches erfordert, 
für jedes weiter nachzuschlagende Buch 
oder Jahrgang weiter je . 2 2, 

8. 78. Für die Gestattung der Einsicht der Standesbücher bezieht 
der Rathschreiber oder sein Stellvertreter 12 kr. 

8. 79. Geistliche, welche in den vom Gesetze $. 24. bezeich- 
neten Fällen Auszüge oder Zeugnisse aus einem Kirchen- oder Standes- 
buche fertigen, haben dafür die in dem $. 77. Ziffer 5. für Standes- 
beamte und Rathschreiber zusammen bewilligten Gebühren anzu- 
sprechen. 

8. 80. Die angesetzten Gebühren sind auf den schriftlichen Fer- 
tigungen, für die sie bewilligt sind, einzeln anzugeben. 

Was der gegenwärtigen Verordnung zuwider an Gebühren zu viel 
bezogen wird, ist den Betheiligten doppelt zu ersetzen. 

Wenn die Gebühr auf der Fertigung nicht verzeichnet, oder eine 
höhere als die angesetzte Gebühr gefordert wird, oder wiederholte 
Ueberforderungen stattfinden, so tritt ausser dem Ersatze des zu viel 
Erhobenen eine den Umständen angemessene Ordnungsstrafe (Gesetz 
8. 95) ein. 

6. 81. In Armensachen werden keine Gebühren erhoben. 

Die Mittheilung von Auszügen aus Standesbüchern, welche von 
Amtswegen anderen Standesbeamten oder anderen Behörden gemacht 
werden muss, hat unentgeltlich zu geschehen. 

8. 82. Zu den Gesuchen an die Gerichtsnotare um die Ferti- 
gung von Auszügen oder Zeugnissen aus den Standesbüchern — Voll- 
zugsverordnung $. 35. — hat der Antragsteller Stempelpapier nach 
8S. 8. und 57. des Gesetzes vom 11. Juli 1864. (Regierungsblatt Nr. 
82). zu verwenden. Sollte dies unterlassen worden sein, so hat nur 
die Verrechnung des Stempelbetrages als Sportel einzutreten. 

Das Letztere hat auch dann zu geschehen, wenn das Ansuchen 
mündlich gestellt wird. 

Weitere Gebühren dürfen für solche Auszüge oder Zeugnisse nicht 
angesetzt werden. 


X. Uebergangsbestimmung. 


8. 88. Die Standesbeamten sind ermächtiget, auf den Grund der 
vor der Wirksamkeit des Gesetzes über die Beurkundungen des bürger- 
lichen Standes und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehen von 
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den Bezirksämtern erlassenen Trauscheine und der darauf vollzogenen 
kirchlichen Aufgebote bürgerliche Eheschliessungen vorzunehmen, 
nachdem das Amtsgericht das Vorhandensein dieser Erfordernisse 
geprüft und die Zulässigkeit des Eheabschlusses bestätiget hat. 


Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 


5. Januar 1870. 


Friedrich. 


Jolly. Obkircher. 


OB DD 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
| Schreiber. 


Uebersicht des Inhaltes. 


I. Von den Standesbeamten und ihrem Geschäftskreise. 


. Umfang des Geschäftsgebietes. 

. Geschäftsabtheilung zwischen zwei Bürgermeistern einer Gemeinde. 
. Ernennung des Stellvertreters des Rathschreibers. 

. Veröffentlichung der Gemeinderathsbeschlüsse hierüber. 

. Unfähigkeit des Standesbeamten und des Rathschreibers. 

. Bezeichnung der Eigenschaft des Handelnden. 

. Geschäftsaufgaben. 

. Besondere Standesbeamte in Ausnahmefällen. 


. Allgemeine Anordnungen für die Einrichtung der Standesbücher 


und die Form der Standesurkunden. 


. Impressensammlung. 


n deren Benützung. 

= Ausfüllung der Impressen. 

a Aenderung an der Impresse. 
Fürsorge für den jeweiligen Bedarf. 


. Abschluss der Standesbücher. 
. Register der Standesbücher. 
. Beilagen der Standesbücher, deren Bezeichnung. 


n n n deren Sammlung. 
’ n n in fremden Sprachen. 
Vorlage an das Amtsgericht. 


; Einträ äge in die Standesbücher, deren Ordnungszahlen. 
. Bezeichnung ausländischer Betheiligter. 


a gleichnamiger Betheiligter. 


. Einträge, unverzüglich, gleichlautend in beide Urschriften zu fertigen. 


Unterzeichnung. 
Unterbrechung. 

Aenderung. 

Verbot der Rasuren u. dergl. 
Erwähnung von Urkunden. 


3 33 3 3 
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29. Einträge, gerichtlicher Urtheile u. dergl. 


80. - ausländischer Standesurkunden. 
Bl. Vormerkung der Urkunden anderer inländischer 
Standesbeamten. 


82—38. Mittheilungen wegen der Randverweisungen. 
84. Auszüge und Zeugnisse, welche der Standesbeamte fertiget. 


35. , 5 a welche der Gerichtsnotar fertiget. 
86. n u R deren Inhalt. 
37. a n s Verwendung von Impressen. 


II. Einrichtung der Geburtsbücher. 


88. Was in die Geburtsbücher einzutragen ist. 

89. Verspätete Geburtsanzeigen. 

40. Anzeige durch Andere als den ehelichen Vater. 

41. Zwillingsgeburten. 

42. Namengebung. 

43. Eintragung von Anerkennungen natürlicher Kinder. 
44. Verbotene Kindesanerkennungen. 

45. Geburten ausserhalb Wohnsitzes der Eltern. 


IV. Einrichtung der Ehebücher. 


46. Was in die Ehebücher einzutragen ist. 

47. Anerkennung natürlicher Kinder im Ehevertrag. 

48. Ehen ausserhalb Wohnsitzes. 

49. Ehen vor requirirten Standesbeamten. 

50. Eintragung von Nichtigkeits- und Scheidungsurtheilen. 

51. 5 = R = m Voraussez- 
zungen dazu. 

52. Randverweisungen. 


V. Einrichtung der Todtenbücher. 


58. Was in die Todtenbücher einzutragen ist. 

54. Verfahren bei Unglücksfällen. 

55. Beerdigung ohne Erlaubniss des Standesbeamten. 
56. Verspätete Todesanzeigen. 

57. Tod im Inlande ausserhalb Wohnsitzes. 

68. Tod Fremder im Inlande. 


VI. Berichtigung der Standesbücher und der Standesscheine. 


59. Anzeigen und weiteres Verfahren bei Verlusten der Bücher u. dergl. 
60. Ergänzungsprotokolle im Falle des Verlusts der Bücher. 

61. Form von Berichtigungsanträgen der Betheiligten. 

62. Verfahren nach dem Berichtigungserkenntnisse. 


VI. Anordnungen für die Eheschliessung. 


63-64. Verkündschein, dessen Voraussetzungen. 
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65—66. Verkündschein, Form des Gesuches um solchen. 
67. a dessen Inhalt. 

68. Aufgebot, dessen Anschlag. 

69. Aufgebot, Verfahren auf Einsprache. 

70. = dessen Abnahme. 

71. Eheschliessung kraft besonderer Ermächtigung. 

72. Einsprache, Verfahren des Amtsgerichtes, 

78. Eheschliessung, deren Form. 

74. Bi an Sonn- und Feiertagen. 


VIIE Geschäftsabtheilung zwischen den Beamten der Amtsgerichte. 
75. Geschäfte, welche die Gerichtsnotare zu erledigen haben. 
76. Verfahren bei Wahrnehmung von Ordnungswidrigkeiten. 
IX. Gebühren. 
77-78. Gebühren des Standesbeamten, des Rathschreibers und ihrer 


Stellvertreter. 
79. A der Geistlichen. 
80 ir deren Erhebung und Controle. 


81. Gebührenfreiheit. 


82. Stempel und Sporteln für die von den Gerichtsnotaren zu ferti- 
genden Auszüge und Zeugnisse. 


X. Vebergangsbestimmung. 
88. Ehen aufdie vor der Wirksamkeit des Gesetzes ertheilten Trauscheine. 


4. Provisorisches (evangelisch-) kirchliches Gesetz vom 
230. Januar 1870. Die kirchliche Trauung und die Führung 
der Kirchenbücher betreffend *). 


[Aus dem Verordnungsblatt für die vereinigte evangelisch-prote- 
stantische Kirche des Grossherzogthums Baden 1870. Nr. I. S. 2. ff.] 
Friedrich, von GottesGnaden Grossherzog 
vonBaden, 

Herzog von Zähringen. 


Nachdem durch staatliches Gesetz vom 21. Dezember v. J. (Ges. 
u. V.O,-Blatt S. 587. u. f.) die Beurkundungen des bürgerlichen Standes 
und die bürgerliche Eheschliessung vom 1. Februar 1870. an eigenen 
staatlichen Standesbeamten übertragen worden sind, verordnen Wir 
auf den mit Zustimmung des Generalsynodalausschusses gestellten 
Antrag Unseres evangelischen Oberkirchenraths nach Ansicht des 
&. 114. der Kirchenverfassung provisorisch, wie folgt: 

Artikel 1. Jeder kirchlichen Trauung soll eine feier- 
liche Verkündigung im öffentlichen Gottesdienste an dem Orte 
der kirchlichen Trauung vorangehen. Sie kann auf Verlangen der 
zu Trauenden auch an den übrigen Orten vorgenommen werden, in 
welchen das bürgerliche Aufgebot stattzufinden hat. 


*) Dasselbe ist von der Generalsynode 1871. gutgeheissen. 
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Wenn in dringenden Fällen die feierliche Verkündigung vor der 
kirchlichen Trauung nicht möglich ist, muss der Vollzug der letztern 
im Öffentlichen Gottesdienste nachträglich feierlich verkündigt werden. 

Artikel 2. Die kirchliche Trauung darf erst vorgenommen werden, 
wenn die Eheleute urkundlich nachweisen, dass die Heirathsurkunde 
von dem bürgerlichen Standesbeamten aufgenommen ist ($. 87. des 
Staatsgesetzes vom 21. Dezember 1869). 

Die kirchliche Trauung soll möglichst unmittelbar nach der bür- 
gerlichen Eheschliessung vollzogen werden. 

Artikel 38. Die kirchliche Trauung ist in der bisher üblichen 
Weise vorzunehmen, jedoch nach dem Formular, wie es in der Anlage 
enthalten ist. 

Artikel 4. Die Kirchenbücher sind als Taufbuch, Trauungs- 
buch und Beerdigungsbuch in der Form zu führen, wie sie durch 
Verordnung des evang. Oberkirchenraths vorgeschrieben wird. 

Artikel 5. Der Aufwand für die Kirchenbücher ist aus kirch- 
lichen Ortsmitteln zu bestreiten. 

Artikel 6. Für die kirchliche Verkündigung und die Einträge in 
die Kirchenbücher sind keine Gebühren zu entrichten. 

Artikel 7. Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1. Februar d. J. 
in Kraft. 

Unser evangelischer Oberkirchenrath ist mit dem Vollzuge des- 
selben beauftragt. 

Gegeben zu Karlsruhe den 20. Januar 1870. 

Friedrich. 
Nüsslin. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit allerhöchsten Befehl: 
Gimbel. 
Anlage. 


Formular für die Trauung: 


Geistlicher: Im Namen des Vaters und des Sohnes und des 
heiligen Geistes! Amen. 

Geliebte in dem Herrn! Ihr seid hieher gekommen und begehret 
nach göttlicher Ordnung .euren Ehebund vor dem Angesichte Gottes 
und in seinem Namen zu bestätigen und dazu den göttlichen Segen 
zu empfangen. Lasset uns daher vor Allem vernehmen, was das 
heilige Wort Gottes von dem Ehestande sagt. 

Zum ersten hören wir, dass dieser Stand von Gott selbst einge- 
setzt und verordnet ist; denn es steht geschrieben: „Und Gott der 
Herr sprach: Es ist nicht gut, dass der Mensch allein sei; Ich will 
ihm eine Gebilfin machen, die um ihn sei.“ Und da unser Heiland 
gefragt ward, ob es anch recht sei, dass sich ein Mensch scheide von 
seinem Weibe um irgend einer Ursache, antwortete Er: „Habt ihr 
nicht gelesen, dass der im Anfang den Menschen gemacht hat, der 
machte, dass ein Mann und Weib sein sollte, und sprach: Darum 
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wird ein Mensch Vater und Mutter verlassen und an seinem Weibe 
hangen, und werden die Zwei Ein Fleisch sein. So sind sie nun nicht 
Zwei, sondern Ein Fleisch. Was nun Gott zusammengefüget hat, das 
soll der Mensch nicht scheiden.“ 

Zum andern lasset uns aus dem Worte Gottes hören, wie sich 
Mann und Weib im Ehestande verhalten sollen. Der Apostel Paulus 
schreibt au die Epheser:: „Ihr Männer, liebet eure Weiber, gleichwie 
Christus geliebt hat die Gemeinde und hat Sich selbst für sie gegeben, 
auf dass Er sie heiligte, und hat sie gereiniget durch das Wasserbad 
im Wort. Also sollen auch die Männer ihre Weiber lieben, als ihre 
eigenen Leiber. Wer sein Weib liebet, der liebet sich selbst. Denn 
Niemand hat jemals sein eigen Fleisch gehasset, sondern er nähret 
es und pfleget sein, gleichwie auch der Herr die Gemeinde.“ Und 
ferner: „Die Weiber seien unterthan ihren Männern, als dem Herrn; 
denn der Mann ist des Weibes Haupt, gleichwie auch Christus ist das 
Haupt der Gemeinde und Er ist Seines Leibes Heiland.“ Darum soll 
denn auch die Ehe heilig und unbefleckt gehalten werden; die aber, 
welche sie brechen, wird Gott richten und sie werden kein Erbe haben 
an dem Reiche Christi und Gottes. 

Zum dritten vernehmet zu eurem Trost auch den Segen, den Gott 
auf den ehelichen Stand gelegt hat. Schon von dem ersten Ehepaar 
sagt die heilige Schrift: „Und Gott segnete sie;* und der Herr Chri- 
stus hat Sein erstes Wunder, wodurch Er Seine Herrlichkeit offen- 
barte, auf einer Hochzeit gethan, damit zu bezeugen, dass Er den 
Eheleuten Seine Hilfe und Beistand allzeit verleihen wolle, auch wann 
man sich’s am wenigsten versiehet. Welche daher ihren Ehestand 
nach Gottes Wort und Ordnung führen, die sollen sich bei Allem, was 
ihnen widerfährt, die Verheissung getrösten: „Ich will dich nicht ver- 
lassen noch versäumen, rufe Mich an in der Noth, so will Ich dich 
erretten, so sollst du Mich preisen. Fürchte dich nicht, Ich bin mit 
dir; weiche nicht, denn Ich bin dein Gott, Ich stärke dich, Ich helfe 
dir auch, Ich erhalte dich durch die rechte Hand Meiner Gerech- 
tigkeit.“ 

Wollet ihr nun, in Jesu Christo Geliebte, auf solchen Befehl und 
Verheissung Gottes euern Ehebund bestätigen und den göttlichen Segen 
dazu empfangen, so tretet herzu. 

(Nachdem Beide vor den Altar getreten, fährt der Geistliche, sich zum 
Manne wendend, fort :) 

N. N. Ich frage euch im Namen Gottes: wollet ihr mit dieser 
hier gegenwärtigen N. N. als mit eurer Ehefrau nach Gottes Befehl 
leben, Glück und Unglück in Gottesfurcht mit ihr tragen und alle 
Liebe und Treue ihr erzeigen, bis Gott durch den Tod euch scheidet; 
so antwortet: Ja! 

Antwortet: Ja! 

Geistlicher (sich zur Frau wendend): 

N. N. Ich frage euch im Namen Gottes: wollet ihr mit diesem 
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hier gegenwärtigen N. N. als mit eurem Ehemann nach Gottes Befehl 
leben, Glück und Unglück in Gottesfurcht mit ihm tragen und alle 
Liebe und Treue ihm erzeigen, bis Gott durch den Tod euch scheidet, 
so antwortet: Ja! 

Antwort: Ja! 

Geistlicher: Wechselt die Ringe zum Zeichen und Unterpfand 
eurer ehelichen Liebe und Treue.”) 

(Nachdem dies geschehen): 

Knieet nieder und gebet einander die rechte Hand. 

(Auf die verbundenen Hände seine rechte Hand legend spricht 

der Geistliche :) 

Auf dieses Versprechen, das ihr vor Gott euch gegeben habt, 
bestätige ich, als ein verordneter Diener der christlichen Kirche, euern 
Ehebund im Namen Gottes des Vaters und des Sohnes und des hei- 
ligen Geistes. Amen. 

Was nun Gott zusammen gefüget hat, das soll derMensch nicht scheiden. 

Der Herr behüte euren Eingang und Ausgang von nun an bis in 
Ewigkeit Amen. 

Lasset uns beten: 

Allmächtiger, barmherziger Gott und Vater, der Du den heiligen 
Ehestand gestiftet hast und ihn reichlich segnen willst, wir sagen 
Dir Lob und Dank, dass Du auch diesem Paare nach Deiner gött- 
lichen Fügung vergönnet hast, in demselben vereiniget zu werden. 
Wir bitten Dich, Du wollest ihnen und allen gottseligen Eheleuten 
Deine Gnade und Segen mittheilen, dass sie in diesem Stande auch 
nach Deinem Wort und Willen wohl und christlich leben mögen. 
Ziehe Du, getreuer Gott, bei ihnen ein mit Deinem göttlichen Segen : 
verhüte alle Uneinigkeit und Zwiespalt, Entfremdung und Untreue; 
mache ihre Liebe immer herzlicher und fester, lass ihr Haus zu einer 
Hütte Gottes werden bei den Menschen, und gib ihnen und uns Allen 
Beständigkeit des Glaubens, Gerechtigkeit des Lebens, Freudigkeit der 
Hoffnung, Geduld im Leiden und dereinst ein seliges Ende, auf dass 
wir Alle Deinen grossen Namen preisen und rühmen durch Jesum 
Christum unsern Herrn, der mit Dir und dem heiligen Geiste lebet 
und regieret von Ewigkeit zu Ewigkeit. Amen. 

Unser Vater in dem Himmel, Dein Name werde geheiliget, Dein 
Reich komme, Dein Wille geschehe auf Erden wie im Himmel, unser 
täglich Brod gib uns heute, und vergib uns unsere Schulden, wie wir 
vergeben unseren Schuldigern, und führe uns nicht in Versuchung 
sondern erlöse uns von dem Uebel, denn Dein ist das Reich und die 
Kraft und die Herrlichkeit in Ewigkeit. Amen. 

(Gesang eines Liederverses.) 

Der Herr segne euch (dich) u. 8. w. 


*), Diese Worte fallen da weg, wo der Gebrauch des Ringewech- 
selns nicht ausführbar oder überhaupt nicht üblich ist. 
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5. Verordnung des Evangelischen Ober-Kirchenraths vom 
20. Januar 1870. Die kirchlichen Handlungen der Taufe, der 
Trauung und der Beerdigung, sowie die Führung der Kirchen- 

bücher betreffend. 


[Aus dem Verordnungsblatt für die vereinigte evangelisch-prote- 
stantische Kirche des Grossherzogthums Baden 1870. Nr. I. S.5 ff] 


Die bisherige Einrichtung, nach welcher den Pfarrern die Beur- 
kundungen des bürgerlichen Standes übertragen, die Kirchenbücher 
zugleich die Standesbücher, und die staatliche Eheschliessung mit der 
kirchlichen Trauung verbunden waren, hat durch das Staatsgesetz vom 
21. Dezember v. J. (Ges. und V.O.-Blatt Nr. 40.) die Aenderung erlitten, 
dass das bürgerliche Standesamt — die Führung der Standesbücher 
und die bürgerliche Eheschliessung — vom 1. Februar 1870. an eignen 
staatlichen Beamten übertragen ist. 

Von diesem Zeitpunkt an hört demnach die erwähnte Verbindung 
auf; es werden daher für die der Kirche verbleibenden rein kirch-. 
lichen Verrichtungen neue Anordnungen nothwendig. 

Das provisorische kirchliche Gesetz vom 20. Januar 1870. trifft die 
für die kirchliche Trauung und die Führung der Kirchenbücher zur 
Zeit erforderlichen kirchengesetzlichen Bestimmungen, zu deren Vollzug, 
sowie zu der uns sonst noch nöthig scheinenden Ordnung vorliegender 
Angelegenheit, wir nach Berathung mit dem Generalsynodalausschusse 
folgende nähere Anweisung ertheilen. 


In Bezug auf die kirchlichen Handlungen der Taufe, Trauung und 
Beerdigung. 


$. 1. Bei jeder Taufe hat sich der Geistliche über den Geburtstag 
des Täuflings zu versichern. 

8. 2. Von der Taufe eines einer andern inländischen Kirchen- 
gemeinde angehörigen Kindes ($. 8. der K.V.) hat der Geistliche, in 
dessen Ort das Kind getauft wurde, sogleich dem Pfarramt der be- 
treffenden Kirchengemeinde dienstlich Nachricht zu geben zum Behuf 
des Eintrags in das dortige Taufbuch. 

8.3. Die feierliche Verkündigung vor der Trauung hat 
nur einmal zu geschehen und zwar in folgender Form: „Es sind 
der christlichen Gemeinde folgende Personen bekannt zu machen, 
welche in den heiligen Ebestand treten wollen, nämlich: N. N. und 
N. N. Wir empfehlen dieselben eurer christlichen Fürbitte. Der 
Herr, unser Gott, wolle ihnen zu ihrem Vorhaben seinen Segen gehen.“ 

8.4. Die Trauung, welche erst nach der bürgerlichen Ehe- 
schliessung vorgenommen werden darf, hat in der Regel der Pfarrer 
des Bräutigams oder der Braut oder des neuen Wohnsitzes der Braut- 
leute zu vollziehen. 

Wünschen die Brautleute von einem anderen Pfarrer getraut zu 
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werden, so soll dieses nicht ohne Benehmen mit einem der ordnungs- 
mässigen Pfarrer geschehen. 

8. 5. Wenn die Trauung an einem anderen Orte vollzogen worden 
ist, als an dem. welchem die Getrauten kirchlich angehören, so ist 
dem Pfarramt des letzteren Ortes alsbald dienstlich Nachricht von 
der stattgehabten Trauung zu geben zum Behuf des Eintrags in das 
dortige Trauungsbuch. 

8.6. Die Beerdigung eines Verstorbenen kann nicht vor der 
Zeit geschehen, welche von dem Standesbeamten bei der von ihm 
ertbeilten Beerdigungserlaubniss bestimmt wird. ($. 58. des Staats- 
gesetzes vom 21. Dezember 1869.) 

8. 7. Der Pfarrer des Ortes, in welchem die Beerdigung statt- 
gefunden, hat, wenn der Verstorbene einer anderen inländischen Kirchen- 
gemeinde angehörte, dem Pfarramt der letzteren Gemeinde von der 
stattgehabten Beerdigung sofort dienstlich Nachricht zu geben zum 
Behuf des Eintrags in das dortige Beerdigungsbuch. 


II. In Bezug auf die Führung der Kirchenbücher. 


8.8. Die Kirchenbücher werden geführt unter den Auf- 
schriften: Taufbuch — Trauuungsbuch — Beerdigungsbuch der evang.- 
protestantischen Kirchengemeinde N. Jedes derselben bildet einen 
besonderen Band. Jeder Band ist fortlaufend zu paginiren und jedem 
ist ein alphabetisches Register anzufügen. In das Register zum Trau- 
ungsbuche sind jeweils die Namen beider Getrauten aufzunehmen. 

Vor jedem der Bücher ist auf besonderem Blatte ein fortlaufendes 
Verzeichniss der Geistlichen, welche die Kirchenbücher in der betref- 
fenden Gemeinde geführt haben, aufzustellen, indem jeder neu ein- 
tretende Pfarrer oder Dienstverweser seinen Namen dort einzeichnet 
mit Angabe des Tages, an welchem er eingetreten ist, beziehungs- 
weise die Führung der Kirchenbücher übernommen hat. 

6.9. Für Filiale mit Kirchen werden besondere Kirchenbücher 
geführt. 

8. 10. Die Einträge in die Kirchenbücher müssen enthalten: 

1. bei dem Taufbuche: Tauftag und Geburtstag des Kindes, 
Taufnamen desselben, Vor- und Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnort 
der Eltern; Vor- und Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnort der Tauf- 
pathen. Bei gemischten Ehen ist die Confession des nicht evange- 
lischen Elterntheils anzugeben. 

2. bei dem Trauungsbuche: Trauungstag mit Angabe des 
Datums der Heirathsurkunde, Vor- und Geschlechtsnamen, Alter, Beruf, 
Wohnort der Getrauten und Confession, sofern der eine Ehegatte nicht 
evangelisch ist; Vor- und Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnort ihrer 
Eltern. 

8. bei dem Beerdigungsbuche: Beerdigungszeit, Todestag, 
Vor- und Geschlechtsnamen, Beruf und Wohnort des Verstorbenen 
(bei Kindern Vor- und Geschlechtsnamen der Eltern, bei Verehelichten 


u 
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und Verwittweten Vor- und Geschlechtsnamen des Gatten); Alter des 
Verstorbenen. 

8. 11. Die Einträge geschehen in tabellarischer Form nach an- 
liegenden Formularen und es erhalten diejenigen über in der Kirchen- 
gemeinde vollzogene Akte bis zum Jahresschlusse fortlaufende Ord- 
nungszahlen. Taufen, Trauungen oder Beerdigungen von Angehörigen 
der Kirchengemeinde, die auswärts stattgefunden haben, sind auf 
Grund der von dem auswärtigen Pfarramte erhaltenen Mittheilung 
in das Kirchenbuch einzutragen. Ein solcher Eintrag erhält jedoch 
keine Ordnungszahl. Alle Einträge sind jeweils, wenn thunlich , am 
Tage der betreffenden kirchlichen Handlungen zu vollziehen. 

$. 12. Jeder Eintrag ist vom Ortspfarrer oder dessen ordnungs- 
mässigem Stellvertreter eigenhändig zu schreiben und mit seinem 
Namen zu unterzeichnen. 

Ausnahmen hievon können nur mit Genehmigung beziehungsweise 
auf Anordnung der Oberkirchenbehörde stattfinden. 

$. 18. In der Colonne „Bemerkungen“ der Tabellenformulare sind - 
folgende Vorkommnisse anzugeben: 

1. bei dem Taufbuche: 

a. Haustaufen ; | 

b. Nothtaufen und wer sie verrichtete; 

c. Vaterschaftserklärungen und Legitimirungen durch nachfol- 
gende Verehelichung der Eltern, sofern der Pfarrer urkund- 
liche Kenntniss davon erhalten hat; 

d. der erfolgte Tod. 

2. beidem Trauungsbuche: 

Haustrauungen. 

8. bei den drei Büchern: 

a. der Name des die Taufe, Trauung oder Beerdigung verrich- 
tenden Geistlichen, sofern es nicht der den Eintrag unterzeich- 
nende ist; 

b. der Umstand, dass der Eintrag auf Mittheilung eines auswär- 
tigen Geistlichen erfolgt ist. 

Die von dem bürgerlichen Standesbeamten ausgestellten Zeugnisse, 
sowie die Mittheilungen anderer Pfarrämter und sonstige hierher ge- 
hörende Urkunden sind als Beilagen zuden Kirchenbüchern der Reihen- 
folge nach geheftet in der Pfarregistratur aufzubewahren. 

$. 14. Bemerkungen, welche nicht die Taufe, Trauung oder Beer- 
digung selbst oder den Familienstand der betreffenden Personen berühren 
(z. B. über Krankheit, Art des Todes eines Verstorbenen u. dgl.) sind 
nicht in die vorgeschriebenen Einträge aufzunehmen. Dabei bleibt es 
jedoch den Geistlichen unbenommen, den Kirchenbüchern besondere 
Notizen- oder Memorabilien-Bücher anzuhängen, in welche Notizen 
manchfacher Art, welche für die Gemeinde oder die nachfolgenden 
Geistlichen von Interesse sind, niedergelegt werden. 

8. 15. Vorhandene Familienbücher sind pünktlich fortzuführen. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 19 
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Wo noch keine Familienbücher bestehen, wollen wir deren Anlegung 
in den Kirchengemeinden, in welchen die Verhältnisse es gestatten, 
dringend empfehlen. 
Kariarule; den 20. Januar 1870. 
Evangelischer Oberkirchenrath. 
Nüsslin. 
Gimbel. 


I. 


Grössherzoglich Badische Gesetzgebung über die Rechtsver- 
hältnisse und die Verwaltung der Stiftungen *). 


1. Gesetz vom 5. Mai 1870., die Rechtsverhältnisse und die 
Verwaltung der Stiftungen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir 
beschlossen und verordnen, wie folgt: I. Abschnitt. Allgemeine 
Bestimmungen. $. 1. Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbst- 
ständiger Rechtssubjecte ist Staatsgenehmigung erforderlich. Dieselbe 
ist nur solchen Stiftungen zu ertheilen, welche einem öffentlichen, sei 
es kirchlichen oder weltlichen Zwecke gewidmet, sowie den Gesetzen, 
den guten Sitten und dem Staatswohle nicht zuwider sind. Der staat- 
lichen Genehmigung bedürfen ferner und sind in ihrer rechtlichen 
Wirksamkeit durch sie bedingt alle Schenkungen und letztwilligen 
Verfügungen zu Gunsten schon bestehender Stiftungen oder anderer 
juristischer Personen. $. 2. Durch die staatliche Genehmigung er- 
halten die Stiftungen juristische Persönlichkeit. Ihre Verwaltung unter- 
liegt, seien sie kirchliche oder weltliche Stiftungen, in allen Fällen 
der Oberaufsicht der Staatsbehörden. $. 3. Von den bei Verkündung 
dieses Gesetzes vorbandenen Stiftungen gelten als kirchliche 1. die- 
jenigen, deren Vermögen zur Befriedigung kirchlicher Bedürfnisse 
einer Religionsgemeinschaft bestimmt ist, 2. die Stiftungen zum Vor- 
theile von Bildungsanstalten, welche nach Maassgabe der Gesetze von 
den Kirchen errichtet wurden, 3. diejenigen Stiftungen, namentlich 
auch die zur Armenunterstützung oder Krankenpflege bestimmten, 
welche durch die Verordnung vom 20. November 1861. 8. 5. lit. a. be- 
ziehungsweise die Verordnung vom 28. Februar 1862. 8. 6. lit. a. all- 
gemein als kirchliche anerkannt worden sind, 4. diejenigen Stiftungen, 


*) Vgl. hierzu noch E. Friedberg, Der Staat und die katholische 
Kirche im Grossherzogthum Baden seit dem Jahre 1860. Mit amtli- 
chen Actenstücken, Leipzig 1871. (Duncker und Humblot) $S. 188 fl. 
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welche vor Verkündung dieses Gesetzes durch Vereinbarung der zu- 
ständigen staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden ausdrücklich 
und besonders als kirchliche anerkannt oder durch rechtskräftig ge- 
wordene richterliche Entscheidung als kirchliche erklärt worden sind. 
Alle anderen bei Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen Stiftungen 
sind weltliche. $. 4. Die zur Zeit der Verkündung dieses Gesetzes 
vorhandenen gemischten d. h. theils kirchlichen, theils weltlichen 
Zwecken gewidmeten Stiftungen bleiben in dieser ihrer Eigenschaft 
unter der seitherigen Verwaltung fortbestehen. Die weltlichen wie 
die kirchlichen Aufsichtsbehörden können jederzeit die Trennung sol- 
cher gemischten Stiftungen verlangen, in welchem Falle das Vermögen 
derselben nach Maassgabe der von den Stiftern über dessen Verwendung 
getroffenen besondern Anordnungen und — wo solche nicht vorhan- 
den — nach Maassgabe der für die beiderlei Zwecke seither geschehenen 
Verwendungen auszuscheiden und den dazu gesetzlich berufenen Be- 
hörden zur gesonderten Verwaltung zu überweisen ist. Bis zur Tren- 
nung behält jede der Aufsichtsbehörden das Recht, von der Verwaltung 
und Verwendung solcher gemischten Stiftungen durch Einsicht der 
hierauf bezüglichen Acten, Urkunden und Rechnungen Kenntniss zu 
nehmen. Die lediglich auf Anordnungen von Behörden beruhende 
gemeinsame Verwaltung selbstständiger kirchlicher und weltlicher 
Stiftungen hat, wo sie bis daher noch stattgefunden, mit Einführung 
des Gesetzes überall aufzuhören. $. 5. Künftige Stiftungen sind kirch- 
liche, wenn ihr Vermögen einem der Zwecke gewidmet ist, welche der 
8. 3 Ziffer 1 und 2 bezeichnet. Alle anderen künftigen Stiftungen 
gelten als weltliche. $. 6. Künftige Verfügungen, wodurch bestehen- 
den Stiftungen Vermögenstheile mit der gänzlichen oder theilweisen 
Widmung für Zwecke zugewendet werden, welche zu den Zwecken 
dieser Stiftungen selbst ausser Beziehung stehen, sind, soweit dies 
der Fall, als neue Stiftungen zu behandeln und als solche denjenigen 
Behörden zur Verwaltung zuzuweisen, welche nach den Zwecken der 
neuen Stiftung dieselbe zu führen gesetzlich oder durch Verordnung 
berufen sind. In gleicher Weise sind neue Stiftungen, welche in 
Zukunft für verschiedenartige, eine Betheiligung verschiedener Behör- 
den an der Verwaltung bedingende Zwecke gemacht werden, sofort 
bei ihrer Genehmigung zu trennen, und hat die zuständige Behörde 
unter Berücksichtigung aller Verhältnisse zu bestimmen, welche Theile 
derselben der einen und welche der anderen Behörde zur Verwaltung 
zu überweisen sind. $.7. Für künftige Stiftungen dürfen Anordnungen, 
welche dieselben einer anderen als der durch Gesetz oder Verordnung 
vorgeschriebenen Verwaltung unterstellen, von dem Stifter nur insoweit 
erlassen werden, als gegenwärtiges Gesetz dieses ausdrücklich gestattet. 
8. 8. Vor Einführung des gegenwärtigen Gesetzes getroffene derartige 
Anordnungen bleiben aufrecht erhalten. Wurde die Verwaltung einer 
Stiftung von dem Stifter einer Behörde übertragen, von der sie nach 
den bei Errichtung der Stiftung in Geltung gewesenen Gesetzen und 
19 * 
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Verordnungen ohnehin zu führen war, so muss, — sofern die Stiftungs- 
urkunde nicht ausdrücklich das Gegentheil besagt — angenommen 
werden, dass die Stiftung überhaupt durch die jeweiligen gesetzlichen 
Organe verwaltet werden solle. $. 9. Die mit der Verwaltung von 
Stiftungen betrauten Behörden oder Personen und die Aufsichtsbe- 
behörden haben darauf zu achten, dass das Stiftungsvermögen im 
Grundstock ungeschmälert erhalten bleibe. Die Vermögenserträgnisse 
dürfen, vorbehaltlich des der Staatsregierung in $. 10. dieses Gesetzes 
eingeräumten Rechtes, zu anderen als den stiftungsgemässen Zwecken 
nur insoweit verwendet werden, als sie nach allseitiger Erfüllung der 
Stiftungszwecke hiezu verwendbar bleiben. Jede derartige Verwendung 
bedarf der Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde. $. 10. Wenn 
die fernere Erfüllung der Zwecke einer Stiftung nicht mehr möglich 
ist, oder wenn der Fortbestand und die fernere Wirksamkeit der Stiftung 
aus irgend welchen Gründen als dem Staatswohle nachtheilig ange- 
sehen werden müssen, so ist die Staatsregierung berechtigt, das Ver- 
mögen derselben einem andern öffentlichen Zwecke zu widmen, bei 
dessen Bestimmung sie dem ursprünglichen Willen des Stifters thunliche 
Rücksicht tragen und namentlich auch die örtlichen und Districts- 
Stiftungen den betheiligten Gemeinden und Districten nicht entziehen 
wird. Eine solche Verfügung über kirchliches Stiftungsvermögen ist 
im Einverständniss mit der Kirchenbehörde zu treffen. Nur wenn 
dieses in den desshalb einzuleitenden Verhandlungen nicht zu er- 
reichen ist, bewendet es bei' der Verfügung der Staatsregierung, die 
jedoch immer nur zu Gunsten kirchlicher Zwecke getroffen worden 
darf. 8.11. Die Leitung des Stiftungswesens einschliesslich der An- 
ordnung, von wem eine Stiftung zu verwalten und die Stiftungsgenüsse 
zu vergeben seien, ist Verwaltungssache. Eine gerichtliche Entschei- 
dung durch den Verwaltungsgerichtshof kann verlangt werden: 1. über 
die Frage, ob Stiftungen kirchliche, weltliche oder gemischte seien, 
wenn darüber zwischen den obersten staatlichen und kirchlichen Auf- 
sichtsbehörden im einzelnen Falle eine Verständigung nicht erzielt 
wird, 2. über die beim Vollzug der Trennung gemischter Stiftungen 
(88. 4 und 6) zwischen den genannten Aufsichtsbehörden sich ergeben- 
den Streitigkeiten, 8. über die Rechtsgiltigkeit der von dem Stifter 
auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes ($$. 7 und 8) über die Verwal- 
tung einer Stiftung getroffenen besonderen Anordnungen, 4. über das 
Vorhandensein der stiftungsgemässen Voraussetzungen zur Theilnahme 
an Stiftungsgenüssen, 5. über behauptete Rechtsverletzung durch Nicht- 
beachtung der Bestimmungen, welche das der Staatsregierung nach 
8. 10., Absatz 2 dieses Gesetzes zuständige Verfügungsrecht beschrän- 
ken, 6. über den von Angehörigen einer Confession erhobenen Antrag 
auf Bestellung eines besondern Stiftungsraths, wenn derselbe von der 
vorgesetzten Staatsbehörde wegen nicht gelieferten Nachweises einer 
confessionellen Beschränkung des Genussrechts abgelehnt worden ist 
($. 28), 7. über Verletzung stiftungsmässiger Ansprüche auf Verwal- 
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tungsfunctionen, welche von den Verwaltungsbehörden bei Ausübung 
des in $. 40. dieses Gesetzes ihnen eingeräumten Rechts geschehen 
sein soll. Streitigkeiten über den die Stiftung begründenden privat- 
rechtlichen Act, sowie die aus dem bürgerlichen Rechtsverkehr einer 
Stiftung mit Dritten herrührenden Streitigkeiten unterliegen der Zu- 
ständigkeit der bürgerlichen Gerichte. — II. Abschnitt. Ueber die 
Rechtsverhältnisse der weltlichenStiftungen. A. Ueber 
die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen, I. Von 
den regelmässigen Organen der örtlichen Stiftungs- 
verwaltung. $. 12. Die Verwaltung der weltlichen, ausschliesslich 
nur zum Vortheile von Angehörigen oder Bewohnern einzelner Gemein- 
den oder mehrerer Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks be- 
stimmten Stiftungen, mit Ausnahme derjenigen, welche dem öffentlichen 
Volksschulunterrichte gewidmet sind, wird den betheiligten Gemeinden 
übertragen. Aenderungen in der Begrenzung eines Amtsbezirkes be- 
gründen keine Aenderung in der Organisation einer Stiftung, welche 
einmal als eine örtliche behandelt worden ist. $. 13. Das Vermögen 
dieser Stiftungen darf mit dem Gemeindevermögen nicht vermischt, 
sondern muss durch die dazu berufenen Organe gesondert verwaltet 
werden. $. 14. Die Verwaltung besorgt in den Gemeinden regel- 
mässig der Gemeinderath. Seine Stelle vertritt bei Stiftungen, deren 
Vortheile sich nur auf die Angehörigen oder Bewohner eines einzelnen 
einer Gemeinde zugehörigen Ortes erstrecken, der für den letzteren 
bestellte Ortsverwaltungsrath. Dieser wie der Gemeinderath sind zur 
Führung der Verwaltung kraft ihres Gemeindeamtes verpflichtet und 
für dieselbe ebenso wie für ihre übrige Dienstführung verantwortlich. 
$. 15. Die von dem Gemeinde - oder Ortsverwaltungsrath zu besor- 
gende Verwaltung erstreckt sich mit folgenden Ausnahmen auch auf 
die stiftungsgemässe Verwendung der Stiftungserträgnisse: 1. Bei 
Stiftungen, deren Erträgnisse ganz oder theilweise zur Vertheilung 
-unter die Ortsarmen oder unter die Armen einer Confession bestimmt 
sind, geschieht diese Vertheilung durch die örtliche Armenbehörde 
(Armenrath, — $. 26. des Gesetzes über die Armenpflege), welcher 
zu solchem Zwecke die nach dem jährlichen Voranschlag zur Verthei- 
lung erübrigenden Stiftungserträgnisse zur Verfügung zu stellen sind. 
2. Die zum Vortheile von Schülern an Lehranstalten gestifteten Sti- 
pendien verleihen auf den Vorschlag des Gemeinde- oder Ortsver- 
waltungsraths in allen Fällen die Schulbehörden. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten auch für diejenigen Stiftungen, deren Verwaltung 
nach 88. 20—28. einem besonderen Stiftungsrathe übertragen ist. $. 16. 
Die Verwaltung der Stiftungen, an welchen mehrere Gemeinden des- 
selben Amtsbezirks betheiligt sind, geschieht, vorbehaltlich der auch 
hier zur Anwendung kommenden Bestimmungen in $. 15. Ziffer 2 
durch einen Stiftungsrath. Derselbe besteht regelmässig aus sechs 
bis höchstens neun Mitgliedern, von welchen die Gemeinderäthe der 
an der Stiftung betheiligten Gemeinden je eines aus ihrer Mitte zu 
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ernennen haben. Ist die Zahl der an einer Stiftung betheiligten Ge- 
meinden grösser als die für den Stiftungsrath vorgesehene höchste 
Mitgliederzahl, so ist von der Aufsichtsbehörde alsbald nach erfolgter 
Genehmigung der Stiftung, oder — wo es sich um eine schon be- 
stehende Stiftung handelt — sofort nach Einführung dieses Gesetzes 
die Zahl der in den Stiftungsrath zu ernennenden Mitglieder wie auch 
die Reihenfolge festzustellen, nach welcher die einzelnen Gemeinden 
an der Ernennung desselben zu betheiligen sind. Wenn umgekehrt 
die Zahl der betheiligten Gemeinden weniger als sechs beträgt, so 
bestimmt die Aufsichtsbehörde, aus wie vielen Mitgliedern der Stif- 
tungsrath bestehen und in welchem Verhältnisse die Gemeinden in 
demselben vertreten sein sollen. $. 17. An Stelle des Gemeinderaths 
hat in Gemeinden, welche nur durch einen einzelnen, von einem eige- 
nen Ortsverwaltungsrath vertretenen Nebenort an der gemeinsamen 
Stiftung betheiligt sind, dieser Ortsverwaltungsrath das Mitglied in 
den Stiftungsrath zu ernennen. $. 18. Den Vorsitz in dem Stiftungs- 
rath führt das von dem Gemeinde- oder Ortsverwaltungsrath am Sitze 
der Verwaltung gewählte Mitglied. Sind von dem Ersteren mehrere 
Mitglieder zu. wählen ($. 16 am Ende), so bestimmt die vorgesetzte 
Staatsbehörde, welches derselben den Vorsitz führen solle. $. 19. Die 
ernannten Mitglieder sind zur Uebernahme des Amtes und zu dessen 
Fortführung während der gesetzlichen Dauer ihres Amtes als Mitglie- 
der des Gemeinde- oder Ortsverwaltungsraths verpflichtet und für 
solches in gleicher Weise, wie für ihre Dienstführung als Gemeinde- 
beamten verantwortlich. Die unbegründete Ablehnung oder der unent- 
schuldigte Austritt vor Ablauf der Dienstzeit zieht die gleichen Folgen 
nach sich, wie die Ablehnung einer Wahl in den Gemeinderath. Ueber 
die Gründe der Ablehnung entscheidet der Gemeinderath der durch 
das betreffende Mitglied zu vertretenden Gemeinde und, wenn das 
Mitglied durch den Ortsverwaltungsrath ernannt wurde, dieser letztere. 
II. Von den für die örtliche Stiftungsverwaltung zu er-* 
nennenden besonderen Behörden. 8. 20. Der Gründer einer 
Stiftung, deren jährlicher Ertrag sich auf mindestens 500 fl. beläuft, 
oder mit welcher eine ganz oder theilweise aus den Stiftungs-Erträg- 
nissen zu unterhaltende Anstalt, — ein Spital, Armen -, Waisen-, 
 Kranken- oder Pfründnerhaus, eine Gewerbe- oder landwirtbschaftliche 
Schule oder dergleichen — verbunden ist, kann bei Errichtung der- 
selben bestimmen, dass ihre Verwaltung an Stelle der durch dieses 
Gesetz berufenen Verwaltungsbehörden ($$. 14 und 16) einem beson- 
deren Stiftungsrathe zu übertragen sei. $. 21. Dieser auf Anordnung 
des Stifters zu bestellende besondere Stiftungsrath besteht regelmässig: 
1. aus dem Bürgermeister (in Nebenorten dem Stabhalter oder ältesten 
Gemeinderathe) oder dem auf dessen Antrag von dem Gemeinde- oder 
Ortsverwaltungsrathe aus seiner Mitte zu ernennenden Stellvertreter, 
welcher den Vorsitz führt, und 2. je nach der Anordnung der vorge- 
setzten Staatsbehörde aus vier oder sechs weiteren’Mitgliedern, welche 
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jeweils für eine sechsjährige Dienstführung ernannt werden und von 
welchen je nach drei Jahren, das erstemal auf Grund einer vorzu- 
nehmenden Loosziehung, die Hälfte austritt. Die Ernennung dieser 
weiteren Mitglieder geschieht von der Gemeindeversammlung, bezie- 
hungsweise dem Bürgerausschusse mittelst geheimer Stimmgebung auf 
den Grund von Vorschlagslisten, welche dreimal so viele Namen zu 
enthalten haben, als Mitglieder ernannt werden sollen. Es werden 
zwei solche Vorschlagslisten aufgestellt, und zwar bei der ersten Ein- 
setzung des Stiftungsrathes die eine durch den Stifter, die andere 
durch den Gemeinderatb, bei späteren Erneuerungen die eine durch 
den Gemeinderath, die andere durch den zu erneuernden Stiftungsrath 
selbst. Unterlässt der Stifter die Aufstellung der ihm gestatteten 
Vorschlagsliste, so geschieht die erste Ernennung lediglich aus der- 
jenigen Liste, welche der Gemeinderath aufgestellt hat. In die Vor- 
schlagslisten dürfen nur Personen aufgenommen werden, welche das 
Staatsbürgerrecht besitzen, das 25. Lebensjahr zurückgelegt und in 
der Gemeinde ihren Wohnsitz haben. Auch von diesen sind diejeni- 
gen von der Liste ausgeschlossen, welche a. zu einer peinlichen Strafe 
oder b. innerhalb der letzten 5 Jahre zu einer Arbeitshausstrafe oder 
durch richterliches Erkenntniss zur Dienstentlassung, oder wegen 
Diebstahls, Unterschlagung, Betrugs oder Fälschung zu irgend einer 
anderen Strafe verurtbeilt wurden. $. 22. Bei Stiftungen, welche aus- 
schliesslich dem Vortheile von Angehörigen einer bestimmten Con- 
fession gewidmet sind, kann der Stifter, wenn im Uebrigen die Voraus- 
setzungen für die Bestellung eines besonderen Stiftungsrathes vorhanden 
sind, bestimmen, dass der letztere, soweit er gemäss $. 21. Ziffer 2. 
zu ernennen ist, aus Angehörigen der berechtigten Confession bestellt 
und dass demnach auch nur solche in die nach $. 21. aufzustellenden 
Vorschlagslisten aufgenommen werden. Ausserdem ist derselbe, sofern 
mit seiner Stiftung eine aus deren Mitteln zu unterhaltende Anstalt 
‘der in $ 20. bezeichneten Art verbunden ist, zu der Anordnung be- 
rechtigt, dass der gesetzlichen Verwaltungsbehörde (88. 14 und 16) 
oder dem statt ihrer bestellten Stiftungsrathe ein oder zwei weitere 
durch ihren Beruf oder ihre Ausbildung für die Förderung der Zwecke 
der Anstalt besonders geeignete Mitglieder beigegeben und denselben 
in Hinsicht auf die Verwaltung die gleichen Rechte wie den übrigen 
Mitgliedern der Behörde eingeräumt werden. Diese weiteren Mitglie- 
der werden, wenn sie nicht vom Stifter selbst, sei es in Person oder 
in der Eigenschaft als Vertreter bestimmter Berufsstellen, ernannt 
wurden, von der die Stiftung verwaltenden Behörde jeweils für die 
Dauer von sechs Jahren berufen. Die letztere kann, wenn der Stifter 
darüber nichts bestimmt hat, die Berufung solcher weiteren Mitglieder 
auch von sich aus beschliessen. $. 23. In gleicher Weise wie die 
Stifter können in Hinsicht auf Stiftungen, welche erweislich nach der 
Religionstrennung der Katholiken und Protestanten jedoch vor Einfüh- 
rung dieses Gesetzes errichtet wurden und sowohl nach dem Willen 
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des Stifters, als auch nach bestehender Uebung nur dem Vortheile von 
Angehörigen einer bestimmten Confession gewidmet sind, auch die 
Genussberechtigten selbst die Einsetzung eines nach Maassgabe des 
8.21 und $. 22. Absatz 1 aus Mitgliedern der Confession zu bestellen- 
den besondern Stiftungsrathes an Stelle der nach dem Gesetze ($$. 
14 und 16) berufenen Verwaltungsbehörden beschliessen, wenn zur 
Zeit der Einführung dieses Gesetzes a. der Jahresertrag der zu ihren 
Gunsten bestehenden Stiftungen sich auf mindestens 1000 fl. beläuft, 
oder b. mit einer derselben eine aus deren Mitteln zu unterhaltende 
Anstalt der in $. 20. bezeichneten Art verbunden ist. $. 24. Zu einem 
solchen Beschlusse der Confessionsangehörigen genügt es, dass in einer 
zu diesem Ende berufenen Versammlung aller Stimmberechtigten die 
Mehrheit der Erschienenen sich für denselben ausspricht. Stimm- 
berechtigt sind hierbei alle männlichen Einwohner der betreffenden 
Confession, welche das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben und im 
Vollgenuss der staatsbürgerlichen Rechte sind. Die Versammlung 
zum Zwecke der Abstimmung ist von der vorgesetzten Staatsbehörde 
zu berufen, wenn dies von einer dem 25. Theile der Einwohner der 
betreffenden Confession gleichkommenden Anzahl von Stimmberechtig- 
ten oder — wenn diese Zahl eine grössere — von mindestens hundert 
Stimmberechtigten verlangt wird. Ergibt sich bei der Abstimmung 
kein Mehrheitsbeschluss für die Einsetzung eines besonderen Stiftungs- 
ratbes, so ist diese als für immer abgelehnt zu betrachten und kann 
eine weitere Abstimmung nicht mehr verlangt werden. Eine Abstim- 
mung wegen Wiederaufhebung der von der Mehrheit der Confessions- 
Angehörigen beschlossenen besonderen Verwaltung kann erst nach 
Verlauf von 10 Jahren und auf den Grund eines nach Maassgabe des 
vorhergehenden Absatzes gestellten Antrages gestattet werden und 
entscheidet sodann der Beschluss der Mehrheit der zur Abstimmung 
erschienenen Stimmberechtigten über die endgiltige Aufhebung dieser 
besonderen Verwaltung oder deren Fortdauer auf weitere 10 Jahre. 
8. 25. Wenn in den bisher bezeichneten Fällen ein besonderer Stif- 
tungsrath für die Verwaltung von Stiftungen zu bestellen ist, welche 
sich auf mehrere Gemeinden erstrecken, so bestimmt die vorgesetzte 
Staatsbehörde, in welcher Weise die einzelnen Gemeinden bei der Auf- 
stellung der von der Gemeindebehörde ($. 21. Absatz 2) zu fertigen- 
den Vorschlagsliste zu betheiligen sind und wie viele Mitglieder jede 
derselben in den Stiftungsrath zu ernennen oder — wenn die Zahl der 
betheiligten Gemeinden die für den Stiftungsrath vorgesehene höchste 
Mitgliederzahl übersteigt — in welcher Reihenfolge die einzelnen Ge- 
meinden an deren Ernennung Antheil zu nebmen haben. Den Vorsitz 
in dem für derartige Stiftungen bestellten Stiftungsrathe führt in allen 
Fällen der Bürgermeister der zum Sitz der Verwaltung gewählten 
Gemeinde. $. 26. Unabhängig von den Anordnungen der Stifter und 
den Beschlüssen betheiligter Confessionsangehöriger kann endlich auch 
der zur Verwaltung des Stiftungsvermögens berufene Gemeinderath 
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($. 14) die Einsetzung eines besonderen Stiftungsraths nach Vorschrift 
des $. 21. beschliessen: 1. überall da, wo der jährliche Ertrag des 
unter seiner Verwaltung stehenden Stiftungsvermögens die Summe von 
1000 fl. erreicht oder übersteigt, und 2. für diejenigen von den seiner 
Verwaltung unterstehenden Stiftungen, welche in der in $. 20 be- 
zeichneten Weise mit einer Anstalt in Verbindung stehen. Die von 
dem Gemeinderath beschlossene besondere Verwaltung kann nur mit 
Genehmigung der vorgesetzten Staatsbehörde wieder aufgehoben werden. 
8.27. Die nach den Bestimmungen des $. 21. Ziffer 2 ernannten Mit- 
glieder des Stiftungsraths und die in den letzteren oder in die gesetz- 
liche Verwaltungsbehörde ($$. 14 und 16) nach Maassgabe des $. 22. 
Absatz 2 berufenen weiteren Mitglieder sind zur. Annahme des Amtes 
nicht verpfiichtet und bedürfen auch keiner staatlichen Bestätigung. 
Gegen dieselben kann wegen dienstwidriger Handlungen die Entlassung 
ausgesprochen werden und die vorgesetzte Staatsbehörde ist ausserdem 
berechtigt, von den nach $. 21. Ziffer 2 ernannten Mitgliedern Einzelne 
aus dem Stiftungsrathe zu entfernen, wenn ihnen die gesetzlichen Be- 
dingungen für die Aufnahme in die Vorschlagsliste abgehen oder sofern 
sie zu andern Mitgliedern in auf- oder absteigender Linie oder im 
zweiten oder dritten Grad. der Seitenlinie verwandt sind. Wird die 
Stelle eines Stiftungsrathsmitgliedes durch Entlassung, Tod oder Aus- 
tritt vor dem Ablaufe der gesetzlichen Dienstzeit erledigt, so ist die 
Ergänzungswahl für die noch übrige Amtsdauer des Abgegangenen 
nach den für die regelmässige Wahl geltenden Bestimmungen vor- 
zunehmen. $. 28. Ueber das Vorhandensein der Voraussetzungen für 
die Bestellung eines besondern Stiftungsrathes entscheidet, soweit 
dieselbe von der verwaltenden Gemeindebehörde selbst oder von den 
Angehörigen einer Confession beantragt wurde, die zunächst vorge- 
setzte Staatsbehörde.e Wird den Anträgen der betheiligten Confes- 
sionsangehörigen wegen Bestellung eines besonderen Stiftungsrathes 
von der vorgesetzten Staatsbehörde die Folgegebung desshalb ver- 
weigert, weil letztere in Hinsicht auf die in Frage stehenden Stiftungen 
den Nachweis einer confessionellen Beschränkung des Genussrechts 
nicht als geliefert erachtet, so bleibt den Confessionsangehörigen der 
gerichtliche Austrag dieser Frage vor dem Verwaltungsgerichtshofe 
vorbehalten. — IH. Allgemeine Bestimmungen über die Ver- 
waltungsführung. $. 29. Die örtlichen Stiftungsbehörden haben 
für die von ihnen zu verwaltenden Stiftungen regelmässig Voranschläge 
aufzustellen, welche zur staatlichen Genehmigung vorzulegen sind. 
Innerhalb der Grenzen dieser Voranschläge sind die Stiftungebehörden 
zur selbstständigen Verfügung über die Stiftungserträgnisse berechtigt, 
wenn und soweit nicht dieses Verfügungsrecht ausdrücklich einer 
anderen Behörde eingeräumt oder für einzelne Fälle durch den ge- 
setzlichen Vorbehalt einer besonderen staatlichen Zustimmung be- 
schränkt ist. Für kleinere Stiftungen kann die Aufstellung von Vor- 
anschlägen von den Aufsichtsbehörden erlassen werden. $. 30. Neben 
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dem Voranschlage bedürfen einer besonderen staatlichen Genehmigung 
alle Beschlüsse der örtlichen Stiftungsbehörden: 1. über Veräusserung, 
Vertauschung oder Verpfändung des liegenschaftlichen Stiftungsver- 
mögens, über Waldausstockungen und ausserordentliche Holzhiebe und 
über Verwendungen von Grundstocksvermögen zu laufenden Bedürf- 
nissen; 2. über die Erwerbung unbeweglicher Güter und liegenschaft- 
licher Rechte und ebenso über Neubauten und Hauptausbesserungen, 
wenn die Mittel dazu nicht den ordentlichen Einkünften der Stiftung 
entnommen werden können; 3. über die Eingehung von Rechtsstreiten 
und Vergleichen über liegenschaftliche Rechte; 4. über Nachlässe von 
Forderungen; 5. über neue Festsetzungen und Erhöhungen der Bezüge 
von Stiftungsbeamten, und endlich 6. über alle in Angelegenheiten 
einer Ortsstiftung mit der Gemeinde, welcher die Verwaltung der- 
selben übertragen ist, einzugehenden Rechtsgeschäfte. $. 31. Weitere 
Bestimmungen über das Formelle der Verwaltungs - und Rechnungs- 
führung, über die Aufstellung und Genehmigung der Voranschläge, die 
Cautionsleistung des Stiftungsrechners und die Art und Weise der 
Rechnungsprüfung bleiben der zu diesem Gesetze zu erlassenden Voll- 
zugsverordnung vorbehalten. — B. Ueber die Verwaltung der 
weltlichen Districts- und Landesstiftungen. 8. 32. Die 
weltlichen Districts- und Landesstiftungen, worunter alle nicht aus- 
schliesslich nur dem Vortheile von Angehörigen oder Bewohnern einer 
Gemeinde oder mehrerer Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks 
gewidmeten weltlichen Stiftungen zu verstehen und wozu auch die 
Stiftungen für Gelehrtenschulen, Realgymnasien und höhere Bürger- 
schulen zu rechnen sind, bleiben, soweit über deren Verwaltung vom 
Stifter keine anderen nach diesem Gesetze zulässigen Anordnungen 
getroffen wurden, vorbehaltlich der Bestimmung in $. 33. unter der 
unmittelbaren Verwaltung und Aufsicht von Staatsbehörden, wie solche 
dermalen dazu berufen sind, oder durch künftige Verordnungen werden 
berufen werden. Aus besonderen Gründen und auf Antrag der be- 
theiligten Gemeinden kann die oberste Staats- Aufsichtsbehörde ge- 
statten, dass auch Stiftungen, die sich nicht ausschliesslich auf Ge- 
meinden eines und desselben Amtsbezirks beschränken, als örtliche 
Stiftungen behandelt und jenen betheiligten Gemeinden zur Verwaltung 
überlassen werden. $. 33. Stiftungen, welche ausdrücklich zu Gunsten 
der Angehörigen eines der nach dem Gesetze vom 5. October 1863. 
über die Organisation der inneren Verwaltung gebildeten Kreisverbände 
oder eines innerhalb des Kreifes gebildeten Bezirksverbandes oder zu 
Gunsten eines dieser körperschaftlichen Verbände selbst gemacht wur- 
den, werden von den Organen der letzteren nach Maassgabe der Be- 
stimmungen des genannten Gesetzes und unter der darnach angeordne- 
ten staatlichen Aufsicht verwaltet. $. 34. Für die übrigen Stiftungen 
dieser Kategorie ($. 32.) sind auch in Zukunft, wie seither, regel- 
mässig Verwaltungsräthe zu bestellen, welche im Namen und aus Auf- 
trag der mit der unmittelbaren Verwaltung betrauten Behörden die 
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Verwaltungsfübrung zu besorgen haben. Die näheren Bestimmungen 
über die Art und Weise der Zusammensetzung dieser Verwaltungs- 
räthe und über die denselben einzuräumenden Befugnisse werden durch 
Verordnung erlassen werden. $. 35. Beim Vorhandensein der Voraus- 
setzungen des $. 22. Absatz 1. kann auch für Stiftungen dieser Art, 
wenn sie ausschliesslich dem Vortheile von Angehörigen einer be- 
stimmten Confession gewidmet sind, von dem Stifter verfügt werden, 
dass die Bestellung des mit der Verwaltungsführung betrauten Ver- 
waltungsrathes nur aus Angehörigen der betreffenden Confession zu 
geschehen habe. — C. Ueber die bezüglich einiger beson- 
deren Arten von Stiftungen, der Familien-, Stipendien- 
und Aussteuer-Stiftungen, den Stiftern zustehenden 
Rechte. $. 36. Die Gründer von Stiftungen, welche ausschliesslich 
dem Vortheile von Angehörigen einer oder mehrerer Familien gewidmet 
sind, können sich selbst oder einzelnen Mitgliedern dieser Familien 
das Recht zur Verwaltung des Stiftungsvermögens vorbehalten. Auch 
sind sie befugt, zu bestimmen, welchen Zweigen oder Mitgliedern der 
genussberechtigten Familien das Verwaltungsrecht in der Folge im 
Wege des Erbganges zufallen soll. In Hinsicht auf die Verleihung 
der Stiftungsgenüsse haben dieselben die gleichen Rechte, welche nach 
8. 37. den Gründern sonstiger nicht auf Familien beschränkter Sti- 
pendien- oder Aussteuerstiftungen eingeräumt sind. $. 87. Bezüglich 
der Stiftungen zu Stipendien oder Aussteuergaben, welche nicht aus- 
schliesslich für die Angehörigen bestimmt bezeichneter Familien ge- 
widmet sind, können die Stifter 1. sich selbst oder anderen Personen 
die jeweilige Verleihung der Stiftungsgenüsse vorbehalten, oder 2. ver- 
fügen, dass und welchen inländischen Staats-, Kreis- oder Gemeinde- 
behörden — und bei ausschliesslich nur für Studirende der Theologie 
gewidmeten Stiftungen auch welchen Kirchenbehörden — an Stelle der 
durch Gesetz oder Verordnung berufenen Behörden dieses Recht zu 
übertragen sei. $. 38. Die nach den vorstehenden Bestimmungen zur 
Verwaltung von Familienstiftungen oder zur Verleihung von Stiftungs- 
genüssen berufenen Personen müssen, um diese Rechte wirklich aus- 
üben zu können, volljährig und im unbeschränkten Besitze der bürger- 
lichen Rechte sein. Die Verwaltung des Vermögens einer Familien- 
stiftung kann nebstdem nur von solchen Personen übernommen werden, 
welche im Lande selbst ihren Wohnsitz haben. Die Ausübung der 
genannten Rechte ist Denjenigen zu versagen, welche aus einem der 
in $. 21. Absatz 4. bezeichneten Gründe von der Aufnahme in die 
Vorschlagsliste für die Ernennung der Mitglieder des örtlichen Stif- 
tungsrathes ausgeschlossen wären. $. 39. Sind beim Eintritt der 
Wirksamkeit einer Stiftung oder in der Folge keine der vom Stifter 
mit der Verwaltung oder der Verleihung der Stiftungsgenüsse beauf- 
tragten Personen mehr vorhanden, oder fehlt es den vorhandenen an 
den gesetzlichen Bedingungen zur Ausübung dieser Rechte, so gehen 
die letzteren an diejenigen Behörden über, welche ohne die Anord- 
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nung des Stifters die Verwaltung zu führen oder über die Stiftungs- 
genüsse zu verfügen hätten. Das Gleiche geschieht, wenn 1. der 
Stifter einer Familien -, Stipendien - oder Aussteuerstiftung , welcher 
ohne weitere Fürsorge für den Fall seines Todes sich diese Rechte 
vorbehalten, stirbt — oder wenn 2. die mit der Verwaltung oder mit 
der Verleihung der Stiftungsgenüsse beauftragten Personen oder Be- 
hörden den Auftrag ablehnen. Die Anordnungen des Stifters treten 
wieder in Wirksamkeit, wenn neuerdings Personen, welche dazu stif- 
tungsgemäss berechtigt und in der Ausübung ihres Rechtes auch ge- 
setzlich nicht behindert sind und welchen auch ein früherer Verzicht 
nicht entgegensteht, zur Uebernahme der mehrgedachten Functionen 
sich bereit erklären. $. 40. Ueber die Einweisung der Berechtigten 
in die ihnen vom Stifter übertragenen Functionen beschliessen die 
Verwaltungsbehörden. Wird dieselbe in Folge einer Beanstandung 
der stiftungsgemässen Berechtigung zur Ausübung dieser Functionen 
versagt, so verbleibt den Betheiligten der rechtliche Austrag ibrer 
Ansprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe. $. 41. Die vom Stifter 
zur Verwaltung einer Familienstiftung oder zur Verleihung von Stif- 
tungsgenüssen berufenen Personen oder Behörden unterstehen in Hin- 
sicht auf die Verwaltungsführung und die Verleihung der Stiftungs- 
genüsse ebenfalls der Staatsaufsicht. — I. Abschnitt. $. 42. 
Ueber die Rechtsverhältnisse der kirchlichen Stif- 
tungen. Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der kirchlichen 
Stiftungen werden durch die besonderen Gesetze über die Verwaltung 
des Kirchenvermögens geregelt, neben welchen jedoch die Bestim- 
mungen im ersten Abschnitt des gegenwärtigen Gesetzes auch für 
diese Stiftungen Anwendung finden. Insbesondere kommen auch diesen 
Stiftungen alle Rechte selbstständiger juristischer Personen zu und 
können weder der Staat, noch die Kirche, noch die Gemeinden aus 
den Rechten, die ihnen hinsichtlich der Verwaltung der Stiftungen 
zustehen, privatrechtliche Ansprüche an das Vermögen derselben ab- 
leiten. Vebergangsbestimmung. $. 43. Die Staatsregierung 
ist ermächtigt, solche zur Zeit der Verkündigung dieses Gesetzes im 
Besitze von kirchlichen Organen vorhandene Stiftungen für Armen- 
und Krankenpflege, welche sich bei näherer Prüfung ehenso, wie die 
in 8. 3. Ziffer 4. erwähnten Stiftungen, ausnahmsweise als kirchliche 
darstellen, innerhalb Jahresfrist als solche anzuerkennen. Schluss- 
bestimmung. $. 44. Das Ministerium des Innern ist mit dem 
Vollzug dieses Gesetzes beauftragt. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem 
Staatsministerium, den 5. Mai 1870. Friedrich. Jolly. Auf Seiner 
Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schreiber. 
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2. Landesherrliche Verordnung vom 18. Mai 1870., den Vollzug 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung 
der Stiftungen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. Auf den Vortrag Unseres Staatsministeriums haben 
Wir beschlossen und verordnen, wie folgt: $. 1. Die oberste staat- 
liche Aufsicht über die Verwaltung der Stiftungen wird von dem Mini- 
sterium des Innern ausgeübt. Zur Zuständigkeit desselben gehören 
vorbehaltlich der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung in den hiezu 
geeigneten Fällen ($. 11. des Gesetzes) insbesondere : 1. die Verfügun- 
gen darüber, ob Stiftungen als kirchliche, weltliche oder gemischte 
anzusehen und in welcher Weise gemischte Stiftungen zu trennen und 
in ihren einzelnen Bestandtheilen ferner zu verwalten seien (88. 3 u. ff. 
des Gesetzes): 2. die Entschliessung darüber, ob die von den Grün- 
dern über die Verwaltung ihrer Stiftungen getroffenen besonderen An- 
ordnungen als zulässig anzuerkennen, oder an deren Stelle die Ver- 
waltung durch die gesetzlichen Stiftungsbehörden zu verfügen sei 
($$. 7. und 8. des Gesetzes); 3. die Ertheilung oder Versagung der 
staatlichen Zustimmung zur vorübergehenden Verwendung der Ertrags- 
überschüsse von Stiftungen für andere als Stiftungszwecke — $. 9. 
des Gesetzes, — wenn diese Verwendungen den Betrag von 1000 fi. 
nicht übersteigen; 4. die Genehmigung der Anträge der betheiligten 
Gemeinden, wornach Stiftungen, die sich nicht ausschliesslich auf 
Gemeinden eines und desselben Amtsbezirkes beschränken, dessen 
ungeachtet als örtliche Stiftungen behandelt werden sollen, — $. 32. 
Absatz 2. des Gesetzes. Das Ministerium des Innern ist in Hinsicht 
auf weltliche Stiftungen ermächtigt, über die Genehmigung vorüber- 
gehender Verwendungen von Ertragsüberschüssen zu andern als Stif- 
tungszwecken bis zum Betrage von 200 fl. durch die mit der Aufsicht 
über die Stiftungen betrauten Staatsmittelstellen entscheiden zu lassen. 
8. 2. Dem Ministerium des Innern steht ferner zu: 1. die Leitung der 
Verwaltung der den beiden Landesuniversitäten und der dem Poly- 
technikum gewidmeten Stiftungen; 2. die Verleihung der ausschliess- 
lich zu Gunsten von Studirenden dieser Landesanstalten gestifteten 
Stipendien nebst der Verwaltung des dazu bestimmten Stiftungsver- 
mögens, soweit hierüber oder über die Stipendienverleihung von den 
Stiftern selbst keine anderen nach dem Gesetz zulässigen Anordnungen 
getroffen sind ; 8. die Oberabhör der Rechnungen der von dem Ver- 
waltungshofe und dem Oberschulrath unmittelbar verwalteten Landes- 
und Districtsstiftungen. Es beschliesst endlich 4. über die staatliche 
Genehmigung neuer Stiftungen, deren Werthbetrag die Summe von 
8000 fl. nicht übersteigt und der Schenkungen und Vermächtnisse zu 
Gunsten schon bestehender Stiftungen oder anderer juristischer Per- 
sonen ohne Unterschied ihres Betrages. $. 3. Dem Staatsministerium 
bleiben vorbehalten: die staatliche Genehmigung aller neuen Stiftungen, 
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deren Werthbetrag die Summe von ‚3000 fi. übersteigt; 2. die Erthei- 
lung der Genehmigung zur dauernden Verwendung der Ertragsüber- 
schüsse von Stiftungen für andere als die stiftungsgemässen Zwecke 
und zur vorübergehenden Verwendung derselben für solche Zwecke, 
wenn sie den Betrag von 1000 fl. übersteigen soll; 3. die Entschlies- 
sungen hinsichtlich der Aufhebung von Stiftungen und der Widmung 
ihres Vermögens zu anderen öffentlichen Zwecken in den Fällen des 
8. 10. des Gesetzes. $. 4. Die unmittelbare Verwaltung und die Ver- 
waltungsaufsicht bezüglich der in $. 32. des Gesetzes bezeichneten 
Landes- und Districtsstiftungen steht, soweit diese Stiftungen für 
Schulen oder zu Unterrichtsstipendien bestimmt und nicht nach 8. 2. 
dieser Verordnung von dem Ministerium des Innern zu verwalten 
sind — dem Oberschulrath, bezüglich aller anderen hierher gehörigen 
Stiftungen aber dem Verwaltungshofe zu. Mit derselben ist auch die 
Abhör der Rechnungen dieser Stiftungen verbunden. $. 5. Zu dem 
Wirkungskreise der genannten Behörden gehört ferner die obere Auf- 
sicht über die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen, welche hin- 
sichtlich der Stiftungen für Schulen und zu Unterrichtsstipendien von 
dem Oberschulrath, hinsichtlich aller anderen örtlichen Stiftungen 
aber von dem Verwaltungshofe ausgeübt wird und womit auch die 
Oberabhör der Rechnungen verbunden ist. In derselben ist insbe- 
sondere auch inbegriffen: 1. die Zuständigkeit zur Ertheilung oder 
Versagung der Staatsgenehmigung hinsichtlich der in $. 30. Ziffer 1 
bis 6 des Gesetzes bezeichneten Beschlüsse der örtlichen Stiftungs- 
behörden, und 2. die Befugniss, für kleinere Stiftungen die im Gesetze 
($. 29) vorgeschriebene Aufstellung von Voranschlägen nachzusehen. 
8. 6. Der Verwaltungshof und der Oberschulrath beschliessen, und 
zwar jede Behörde bezüglich der ihr unterstellten Stiftungen, ferner: 
1. über die Einweisung der stiftungsgemäss zur Verwaltung von Fa- 
milienstiftungen oder Verleihung von Stipendien oder Aussteuergaben 
berufenen Personen oder Behörden in die Ausübung dieser Rechte 
($. 40 des Gesetzes) und 2. über die Entlassung der ernannten Mit- 
glieder der besonderen Stiftungsräthe, sowie der Mitglieder der von 
den Stiftern mit der Verwaltung weltlicher Stiftungen betrauten son- 
stigen Behörden wegen dienstwidriger Handlungen. Sind einem nach 
dem Gesetze bestellten besonderen Stiftungsrathe sowohl aus dem Ge- 
schäftskreise des Oberschulraths als aus jenem des Verwaltungshofs 
Stiftungen zur Verwaltung anvertraut, so steht die Beschlussfassung 
über die Entlassung ernannter Mitglieder allein der letzteren Behörde 
zu, welche darüber vorher den Oberschulrath vernehmen wird. Ueber 
die mit der Verwaltung der örtlichen Volksschulstiftungen betrauten 
Ortsschulräthe übt der Oberschulrath die Dienstpolizei nach Maass- 
gabe der landesherrlichen Verordnung vom 2. April 1868., die Zu- 
ständigkeit der Behörden bezüglich auf das Gesetz über den Elemen- 
tarunterricht betreffend. $. 7. Der Oberschulrath hat ausserdem das 
Recht zur Verleihung der Unterrichtsstipendien, soweit dasselbe nicht 
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nach 8. 2. Ziffer 2. gegenwärtiger Verordnung dem Ministerium des 
Innern übertragen ist oder darüber von dem Stifter selbst andere 
nach dem Gesetze zulässige Anordnungen getroffen wurden. 8. 8. Die 
unmittelbare Aufsicht über die Verwaltung der weltlichen Ortsstif- 
tungen, ohne Unterschied welchen Zwecken dieselben gewidmet sind, 
einschliesslich der Rechnungsabhör und der Genehmigung der von den 
örtlichen Stiftungsbehörden aufgestellten Voranschläge, ist Aufgabe 
der Bezirksämter. Zu ihrer Zuständigkeit gehören insbesondere: 1. die 
Feststellung der Zahl der Mitglieder der (ordentlichen) Stiftungsräthe 
für Stiftungen, die sich auf mehrere Gemeinden erstrecken, und der 
Art.und Weise der Betheiligung der einzelnen Gemeinden bei der 
Wahl dieser Mitglieder in den Fällen des $. 16. Absatz 2. des Ge- 
setzes; 2. die Ernennung des Vorsitzenden dieser Stiftungsräthe in 
den im zweiten Satze des $. 18. des Gesetzes bezeichneten Fällen ; 
3. die Entscheidung über das Vorhandensein der Voraussetzungen für 
die Einsetzung besonderer Stiftungsräthe, soweit diese von den die 
betreffenden Stiftungen verwaltenden Gemeindebehörden oder von den 
Angehörigen einer zum Stiftungsgenusse berechtigten Confession ver- 
langt wird, — $. 28. des Gesetzes — und über die Wiederaufhebung 
einer von den Gemeindebehörden beschlossenen derart besonderen Ver- 
waltung ($. 26. Absatz 2); 4. die Festsetzung der Mitgliederzahl der zu 
bestellenden besonderen Stiftungsräthe, sowie der Art und Weise der 
Betheiligung der einzelnen Gemeinden, wenn dieselben durch mehrere 
der letzteren zu bestellen sind — $. 21. Ziffer 2. und $. 25. des Ge- 
setzes; endlich 5. die Entschliessungen hinsichtlich der Entlassung von 
Stiftungsrathsmitgliedern wegen Mangels der gesetzlichen Bedingungen 
zur Aufnahme in die Vorschlagslisten oder wegen Verwandtschaft mit 
anderen Mitgliedern — $. 27. Absatz 2. des Gesetzes. $&. 9. Weitere 
Bestimmungen über die Zuständigkeit der Staatsbehörden bleiben den 
von dem Ministerium des Innern zu dem Gesetze zu erlassenden Voll- 
zugsverordnungen vorbehalten. $. 10. Recurse und Beschwerden gegen 
die in Angelegenheiten der Stiftungen von den staatlichen Verwal- 
tungsbehörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Verfügungen 
gehen an die nach dieser Verordnung nächsthöhere Behörde, welche 
darüber regelmässig in letzter Instanz entscheidet. Beschwerden gegen 
die von den Bezirksämtern in den Fällen des $. 8. Ziffer 3. dieser 
Verordnung erlassenen Verfügungen und Entscheidungen gehen an das 
Ministerium des Innern. Im Uebrigen kommen auch bei Recursen 
und Beschwerden in Angelegenheiten der Stiftungen die Vorschriften 
der landesherrlichen Verordnung vom 12, Juli 1864. Regierungsblatt 
No. XXXI, über die Recurse in Verwaltungs- und Polizeisachen zur 
Anwendung. Die Beschwerden gegen Anordnungen der Stiftungsbe- 
hörden selbst. gehen an die nächstvorgesetzte Aufsichtsbehörde. Sie 
sind, soweit erstere nicht zugleich Staatsbehörden, an keine besonderen 
Förmlichkeiten oder Fristen gebunden. $. 11. Die nach $. 11. des 
Gesetzes der gerichtlichen Entscheidung durch den Verwaltungsge- 
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richtshof vorbehaltenen Streitsachen müssen, bevor sie an diesen Ge- 
richtshof gelangen können, zunächst bei der zuständigen Verwaltungs- 
behörde zur Erledigung gebracht werden. Sie gelten in dieser Bezie- 
hung als von der zuständigen Verwaltungsbehörde erledigt, wenn über 
die streitigen Fragen 1. in den Fällen des $. 11. Ziffer 1, 2,8,6 und 7 
des Gesetzes von dem Ministerium des Innern und 2. in jenen des 
8. 11. Ziffer 4. des Gesetzes von dem Verwaltungshof und beziehungs- 
weise dem Oberschulrath, oder sofern es sich um Stiftungen handelt, 
die unmittelbar unter dem Ministerium des Innern stehen, von diesem 
entschieden worden ist. Im Falle des $. 11. Ziffer 5. bildet die von 
dem Staatsministerium ($. 3. Ziffer 3. gegenwärtiger Verordnung) 
erlassene Entschliessung die Grundlage der gerichtlichen Entscheidung. 
8. 12. Wenn in dem unter Ziffer 2. des vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Falle der durch verwaltungsgerichtliche Entscheidung zu 
erledigende Rechtsstreit zunächst durch eine Anordnung des Verwal- 
tungshofes oder des Oberschulrathes veranlasst wurde, so ist der Ver- 
waltungsgerichtshof gehalten, von der geschehenen Anhängigmachung 
des Rechtsstreites sofort auch das Ministerium des Innern zu ver- 
ständigen, welches — wenn eine Abhilfe im Verwaltungswege möglich 
und nach seiner Anschauung auch gerechtfertigt ist, — dieselbe ge- 
währen und davon dem Verwaltungsgerichtshofe Mittheilung machen, 
andernfalls aber die Erledigung der Sache dem letzteren unterstellen 
wird. 8. 13. Die Anfechtung einer Anordnung der Verwaltung vor 
dem Verwaltungsgerichtshof hindert nicht den Vollzug derselben. 
Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 18. Mai 
1870. Friedrich, Jolly. Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten 
Befehl: Schreiber. 


8. Ministerial-Verfügung vom 19. Mai 1870., den Vollzug des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der 
Stiftungen betreffend. 


Zum Vollzug des Gesetzes vom 5. Mai d. J. über die Rechtsver- 
hältnisse und die Verwaltung der Stiftungen und insbesondere seiner 
Bestimmungen über die Bestellung der Stiftungsbebörden für die welt- 
lichen, nicht zu Zwecken des öffentlichen Volksschulunterrichts be- 
stimmten Ortsstiftungen wird verordnet, wie folgt: I. Von der 
Uebergabe der vorbezeichneten Ortsstiftungen an die 
Gemeinden. $. 1. Die Uebergabe der bei Einführung des Gesetzes 
vorhandenen weltlichen und zu anderen Zwecken als denjenigen des 
öffentlichen Volksschulunterrichts bestimmten Ortsstiftungen an die 
nach dem Gesetze ($$. 12 und 14) fortan zur Verwaltung berufenen 
Gemeinden und Gemeindebehörden geschieht unter Leitung der Bezirks- 
ämter. — Il. Von dem Verfahren bei Bestellung der „be- 
sonderen Stiftungsräthe“. 1. Allgemeine Vorschriften. 
$. 2. Wenn an Stelle der Verwaltung durch die Gemeindebehörden 
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der Stifter (8. 20. des Gesetzes) oder die letzteren selbst (8. 26.) die 
Aufstellung eines besonderen Stiftungsrathes verlangen und dieses 
Verlangen als begründet erkannt wird, und ebenso wenn die Ange- 
hörigen der zum Stiftungsgenusse berechtigten Confession ($. 23. und 24. 
des Gesetzes) die Bestellung eines solchen Stiftungsrathes beschliessen, 
so bestimmt das vorgesetzte Bezirksamt zunächst, aus wie vielen Mit- 
gliedern, ausser dem Vorsitzenden, der besondere Stiftungsrath be- 
stehen und wie viele Namen demnach die Vorschlagslisten für die Er- 
nennung dieses Stiftungsrathes ($.21. Absatz 2. des Gesetzes) enthalten 
sollen, und ordnet sodann die Aufstellung dieser Listen nach Maass- 
gabe des Gesetzes an. $. 3. Die Aufforderung zur Aufstellung einer 
Vorschlagsliste ist — unter Angabe der Zahl der in derselben in 
Vorschlag zu bringenden Namen — bei der erstmaligen Einsetzung des 
Stiftungsrathes an den zur Verwaltung berufenen Gemeinderath und 
— wenn der Stifter noch am Leben — auch an diesen, bei künftigen 
Erneuerungen des Stiftungsrathes aber an den letzteren selbst und 
die genannte Gemeindebehörde zu erlassen ($. 21. Absatz 2. des Ge- 
setzes).. Wenn zur Zei® der Einsetzung des Stiftungsrathes der Stifter 
' nicht mehr lebt, derselbe aber eine mittelst letztwilliger Verfügung 
gefertigte Vorschlagsliste hinterlassen hat, so geschieht die erstmalige 
Ernennung des Stiftungsrathes auf den Grund dieser und der auf An- 
ordnung des Bezirksamts von dem Gemeinderathe aufzustellenden Vor- 
schlagsliste. Enthält in diesem Falle die Vorschlagsliste des Stifters 
eine grössere als die vom Bezirksamte festgesetzte Zahl von Namen, 
so ist dieselbe durch Ausstreichung der darin zuletzt aufgeführten 
Namen auf diese Zahl zurückzuführen. $. 4. Die Aufstellung der 
Vorschlagslisten des Gemeinderathes und des Stiftungsrathes geschieht 
auf den Grund mündlicher Berathungen und nur soweit bei diesen 
kein Einverständniss erzielt wird, durch geheime Abstimmung mit 
Stimmzetteln, auf deren Grund bis zur erforderlichen Zahl und nach 
der durch die Abstimmung festgestellten Reihenfolge diejenigen 
Namen in die Liste aufzunehmen sind, welche die meisten Stimmen 
erhalten haben. 8. 5. In die Vorschlagslisten dürfen nur die Namen 
von Einwohnern der an der Stiftung betheiligten Gemeinde, welche 
Staatsbürger, mindestens 25 Jahre alt und aus keinem der in $. 21. 
Absatz 4. des Gesetzes angeführten Gründe von der Liste ausgeschlossen 
sind, und in den Fällen der 88, 22. und 28. des Gesetzes nur die Namen 
von Angehörigen der zum Stiftungsgenusse berechtigten Confession 
aufgenommen werden, bei welchen diese Voraussetzungen zutreffen. 
Die Listen unterliegen in formeller Hinsicht wie in Bezug auf die 
darin enthaltenen Vorschläge der Prüfung des Bezirksamtes. Dasselbe 
ist befugt, Unberechtigte aus den Listen zu streichen und — wenn es 
den Verhältnissen nach thunlich — die Ergänzung der letzteren durch 
neuerliche Vorschläge anzuordnen. $. 6. Nach erfolgter Prüfung und 
Berichtigung werden die Vorschlagslisten dem Gemeinderathe zuge- 
stellt, von welchem auf Grund derselben an die Wahlberechtigten die 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 20 
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Einladung zur Wahl der Stiftungsrathsmitglieder erlassen wird. In 
Gemeinden, welche durch keinen Bürgerausschuss vertreten sind, hat 
der Einladung zur Wahl die Berichtigung und Auflegung der Liste 
der Wahlberechtigten nach Vorschrift der 88.1, 2. und 6. der Gemeinde- 
wahlordnung vorauszugehen. Einsprachen gegen die Liste der Wahl- 
berechtigten sind nach Maassgabe des $. 7. dieser Wahlordnung zu 
erledigen. $. 7. Die Einladung zur Wahl ist in der in $. 8 und 10 
der Gemeindewahlordnung vorgeschriebenen Weise Öffentlich bekannt 
zu machen und den Wahlberechtigten persönlich zu eröffnen. Die- 
selbe soll enthalten: 1. den Anlass der Wahl; 2. die Angabe, wie 
viele Mitglieder in den Stiftungsrath zu ernennen sind; — bei künf- 
tigen Erneuerungs- und Ersatzwahlen sind die durch die Wahl zu 
ersetzenden Mitglieder mit Namen aufzuführen; 3. die Bezeichnung 
des Wahllocals und der Zeit, innerhalb welcher die Abstimmung er- 
folgen soll; 4. den Inhalt der der Abstimmung der Wahlberechtigten 
zu Grund zu legenden Vorschlagslisten und — wenn die Gemeinde- 
versammlung wählt — auch die Anführung der gesetzlichen Erforder- 
nisse für die Ausübung des Wahlrechts mit Hinweisung auf die be- 
treffenden Bestimmungen des Gemeindegesetzes und der Wahlordnung. 
8. 8. Die Wahl selbst soll nicht früher als vier Tage nach erfolgter 
Verkündung der Einladung stattfinden. Sie geschieht — gleichviel 
‘ob von der Gemeindeversammlung oder dem Bürgerausschusse gewählt 
wird — in den Formen, welche die Gemeindewahlordnung (88. 14—20, 
24, 29 und 35.) für die Wahl der Gemeindebehörden und insbesondere 
für jene des Gemeinderathes vorschreibt. $. 9. Das Ergebniss der 
Wahl ist mit dem Anfügen bekannt zu machen, dass die Wahlacten 
acht Tage lang zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen und dass 
etwaige Einsprachen oder Beschwerden gegen die Wahl in derselben 
unerstrecklichen Frist, von der Bekanntmachung an gerechnet, bei 
dem Bürgermeister anzuzeigen und unter Bezeichnung der Beweis- 
mittel auszuführen seien. Zugleich sind auch die Gewählten von der 
auf sie gefallenen Wahl persönlich in Kenntniss zu setzen, mit der 
Aufforderung, sich längstens binnen acht Tagen bei dem Gemeinde- 
rathe über die Annahme zu erklären. $. 10. Werden innerhalb der 
vorbezeichneten Frist keine Einsprachen erhoben und wird auch von 
keinem der Gewählten die Wahl abgelehnt, so findet, wenn es sich 
um die erstmalige Einsetzung des Stiftungsrathes handelt, sofort vor 
dem Gemeinderathe die Loosziehung darüber statt, welche von den 
gewählten Mitgliedern nach drei Jahren ($. 21. Ziffer 2. des Gesetzes) 
aus dem Stiftungsrathe austreten, worauf das hierüber aufgenommene 
Protokoll und die Wahlacten dem Bezirksamte vorgelegt werden. Bei 
künftigen Erneuerungs- und Ergänzungswahlen geschieht die Vorlage 
der Wahlacten unmittelbar nach Ablauf der Einsprachsfrist. Erklären 
die Gewählten oder Einzelne derselben, dass sie die Wahl ablehnen, 
so ist von dem Gemeinderathe unverweilt und ohne vorherige Wieder- 
auflegung der Liste der Wahlberechtigten die Einladung zur Vornahme 
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der weiteren Wahl zu erlassen. $. 11. Einsprachen oder Beschwerden, 
. welche innerhalb der in $. 9. bezeichneten Frist erhoben werden, sind 
nach Ablauf der letzteren mit den auf dieselben bezüglichen Acten- 
stücken und den Wahlacten dem Bezirksamte vorzulegen, welches 
darüber nach Maassgabe des $. 87. der Gemeindewahlordnung die 
Entscheidung des Bezirksrathes veranlasst. $. 12. Nach vollständiger 
Erledigung des Wahlverfahrens werden die Gewählten durch das Be- 
zirksamt handgelübdlich auf ihren Dienst verpflichtet und in den 
letzteren eingewiesen. Wenn gemäss der Bestimmung in $. 22. Ab- 
satz 2 des Gesetzes von dem Stifter oder von den örtlichen Stiftungs- 
behörden selbst, ausser den gesetzlichen (88.14. und 16. des Gesetzes) 
oder den in vorstehender Weise gewählten, noch weitere Mitglieder in 
die letzteren ernannt werden, so sind auch diese mittelst Handgelüb- 
des auf ihren Dienst zu verpflichten. — 2. Verfahren bei Kin- 
setzung des Stiftungsrathes für Stiftungen, die sich 
auf mehrere Gemeinden erstrecken. $. 13. Soll auf Anord- 
nung des Stifters oder nach dem Beschlusse der Angehörigen der zum 
Stiftungsgenusse berechtigten Confession ein besonderer Stiftungsrath 
für Stiftungen bestellt werden, deren Vortheile sich auf mehrere Ge- 
meinden erstrecken, so bestimmt das Bezirksamt und eröffnet den 
Betheiligten nach 8. 21. und 25. des Gesetzes: I. aus wie vielen Mit- 
gliedern dieser Stiftungsrath zu bestehen und wie viele Namen die 
von den Gemeindebehörden und beziehungsweise von dem Stifter oder 
dem Stiftungsrathe selbst aufzustellenden Vorschlagslisten zu enthalten 
haben, und 2. in welchem Verhältnisse oder in welcher Reihenfolge 
die betheiligten Gemeinden an der Ernennung der Stiftungsrathsmit- 
glieder und der Aufstellung der durch die Gemeindebehörden zu ferti- 
genden Vorschlagsliste jetzt und bei künftigen Erneuerungen des Stif- 
tungsrathes Antheil nehmen. $. 14. Darauf hin wird von jeder der 
nach diesen Bestimmungen dazu zunächst berufenen Gemeindebehörden 
der ihr zufallende Theil der gemeinsamen Vorschlagsliste in der oben 
($. 4) vorgeschriebenen Weise gefertigt und die aufgestellte Liste dem 
Bezirksamte vorgelegt. Derselben Behörde ist auch die von dem Stifter 
oder dem Stiftungsrath aufgestellte Vorschlagsliste zu übergeben. Dem 
Stifter, wie der Gemeinde und dem Stiftungsrathe, steht bei Fertigung _ 
der Liste die Auswahl aus den berechtigten Einwohnern aller an der 
Stiftung betheiligten Gemeinden zu. 8.15. Von dem Bezirksamte sind 
die eingekommenen Listen nach Vorschrift des $. 5. dieser Verordnung 
zu prüfen und, soweit nöthig, ergänzen zu lassen. Sodann ist aus 
den von den einzelnen Gemeinden eingekommenen Listen die maass- 
gebende Vorschlagsliste der Gemeindebehörden zusammenzustellen und 
von solcher wie von der Vorschlagsliste des Stifters oder des Stiftungs- 
rathes jeder der zur Wahl von Mitgliedern der gemeinsamen Stiftungs- 
behörde berufenen Gemeinden zur Vornahme dieser Wahl eine Ferti- 
gung zuzustellen. Für die Wahlen der einzelnen Gemeinden und das 
weitere Verfahren nach Beendigung derselben sind die Bestimmungen 
20 . 
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in 88. 6. bis 11. dieser Verordnung maassgebend; doch ist die Loos- 
ziehung zum Zwecke der erstmaligen Erneuerung des Stiftungsraths 
($. 10) hier von dem Bezirksamte vorzunehmen und wenn thunlich 
mit der handgelübdlichen Verpflichtung der gewählten Mitglieder zu 
verbinden. — 3. Von den Anträgen und Abstimmungen der 
Confessionsangehörigen hinsichtlich der Bestellung 
confessioneller Stiftungsräthe. $. 16. Anträge von Ange- 
hörigen einer Confession, wonach für Stiftungen der in $. 23. des 
Gesetzes bezeichneten Art die Einsetzung besonderer aus Mitgliedern 
der Confession zu bestellender Stiftungsräthe verlangt wird und durch 
welche zunächst eine Abstimmung der Confessionsangehörigen über 
die Einführung dieser besonderen Verwaltung veranlasst werden 
soll, sind bei dem vorgesetzten Bezirksamte einzureichen und zu be- 
gründen. Die darauf bezüglichen Eingaben haben insbesondere zu 
enthalten: 1. eine Nachweisung über das Vorhandensein der formellen 
Voraussetzungen , unter welchen solche Anträge nach dem Gesetze 
($. 24. Absatz 2) überhaupt nur gestellt werden können; 2. eine Dar- 
legung, aus welcher sich ergibt, dass die Stiftungen, um deren Ver- 
waltung es sich handelt, nach der Zeit ihrer Entstehung und den 
sonst obwaltenden Verhältnissen unter die Bestimmung des $. 23. 
des Gesetzes fallen; 3. die Bezeichnung der für diese thatsächliche 
Darlegung vorhandenen Beweise, womit, wenn letztere sich auf Acten, 
Rechnungen oder sonstige Urkunden gründen, welche sich im Besitze 
der Antragsteller selbst befinden, zugleich die Vorlage dieser Beweis- 
mittel zu verbinden ist. $. 17. Ueber die Anträge der Confessions- 
angehörigen ist, wenn sie in formeller Hinsicht dem Gesetze ent- 
sprechen, zunächst der gesetzlich zur Verwaltung der betreffenden 
Stiftungen berufene Gemeinderath zu vernehmen, worauf nach Erhe- 
bung und auf Grund der vorgebrachten Beweise von dem Bezirksamte . 
darüber entschieden wird, ob die Abstimmung der Confessionsan- 
gehörigen anzuordnen oder der Antrag abzuweisen sei. $. 18. Die 
Entscheidung des Bezirksamtes ist ausser den Antragstellern jeweils 
auch dem Gemeinderathe gegen Bescheinigung zu eröffnen. Wenn dem 
Antrage entsprochen wird, darf die Abstimmung der Confessionsan- 
gehörigen dennoch nicht vor Ablauf der Recursfrist oder vor end- 
giltiger Erledigung der von dem Gemeinderathe gegen die Entschei- 
dung erhobenen Beschwerde vorgenommen werden. 8. 19. Wird die 
Abstimmung angeordnet, so ist von dem Gemeinderathe eine Liste 
der Stimmberechtigten, das ist aller männlichen Einwohner der betref- 
fenden Confession, welche über 25 Jahre alt und im Vollgenuss der 
staatsbürgerlichen Rechte sind, acht Tage lang zur Einsicht der Be- 
theiligten aufzulegen. Innerhalb dieser Frist können Einsprachen 
erboben werden, spätere Einsprachen werden nicht mehr berücksichtigt. 
Die geschehene Auflegung der Liste ist unter Bezeichnung des Tages, 
an welchem die Frist für die Einsprachen zu Ende geht, in der in der 
Gemeinde üblichen Art der Verkündung öffentlich bekannt zu machen. 
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$S. 20. Ueber die gegen die Liste der Stimmberechtigten erhobenen 
Einsprachen hat der Gemeinderath eine schriftliche Entscheidung zu 
geben und dieselbe den Betheiligten gegen Bescheinigung zu eröffnen. 
Gegen den erlassenen Bescheid steht den Betheiligten innerhalb acht 
Tagen die Beschwerde an das Bezirksamt zu, welches darüber end- 
giltig entscheidet. 8. 21. Nach Ablauf der Einsprachsfrist, beziehungs- 
weise nach Erledigung der erhobenen Einsprachen und auf Vorlage 
der desfallsigen Beurkundung des Gemeinderaths, wird von dem Be- 
zirksamte der Tag der Abstimmung festgesetzt und zu solcher die Ein- 
ladung erlassen. Die letztere, wie die Abstimmung selbst, geschieht 
in der Weise, wie sie in den $$. 25. und 26. der diesseitigen Verord- 
nung vom 11. September 1868. „über das Verfahren bei Anträgen auf 
Aufhebung oder Errichtung confessioneller Volksschulen* für die aus 
solcher Veranlassung stattfindenden Abstimmungen der Confessions- 
gemeinden vorgeschrieben ist. 8. 22. Wenn eine Stiftung in Frage 
steht, an welcher mehrere Gemeinden betheiligt sind, so hat die Auf- 
legung der Liste der Stimmberechtigten und die Bekanntmachung der 
Einladung zur Abstimmung in jeder der betheiligten Gemeinden ge- 
sondert stattzufinden. Das Bezirksamt verfügt je nach den Umständen, 
ob die Abstimmung von allen Stimmberechtigten gemeinsam und unter 
Leitung des Bezirksbeamten oder in jeder Gemeinde gesondert durch 
einen Beauftragten des Bezirksamtes vorgenommen werden soll. Im 
letzteren Fall hat dieselbe in allen betheiligten Gemeinden an dem 
gleichen Tage stattzufinden.. — II. Vorübergehende Bestim- 
mungen über die Verwaltungs- und Rechnungsführung 
hinsichtlich der weltlichen Ortsstiftungen. $. 23. Bis 
zum Erscheinen der Verwaltungs- und Rechnungs-Instruction, welche 
nach $. 31 des Gesetzes für die mit der Verwaltung weltlicher Orts- 
stiftungen betrauten Stiftungsbehörden zu erlassen ist und worin 
auch die erforderlichen Vollzugssvorschriften hinsichtlich der Aufstel- 
lung und Genehmigung der für die genannten Stiftungen aufzustellen- 
den Voranschläge werden ertheilt werden, bleiben für die Verwal- 
tungsführung und die Zuständigkeiten der örtlichen Stiftungsbehörden, 
wie auch für die Rechnungsführung, die seitherigen Verordnungen in 
Kraft. $. 24. Die Ausnahmebestimmung des $. 15. Ziffer 1 des Ge- 
setzes tritt in Wirksamkeit, sobald die durch das Gesetz über die 
Armenpflege eingeführten Armenräthe in den Gemeinden ihre Thätig- 
keit beginnen. Wenn bis dahin die vorerwähnte Verwaltungs-Instru- 
ction und die formellen Vorschriften über die Aufstellung der Vor- 
anschläge noch nicht erlassen sind, so haben die Bezirksämter auf 
Grund der letztgestellten Rechnungen und nach Vernehmung der ört- 
lichen Stiftungsbehörden zu bestimmen, welcher Theil von den Er- 
trägnissen der bierher gehörigen Stiftungen in den einzelnen Gemein- 
den dem Armenrathe für die nächste Zeit zur Verfügung gestellt 
werden könne. Bis zum Beginn der Wirksamkeit der Armenräthe 
wird über die stiftungsgemässe Verwendung dieser Erträgnisse in der 
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seitherigen Weise von den Stiftungsbehörden selbst verfügt. Carls- 
ruhe, den 19. Mai 1870. Grossherzogliches Ministerium des Innern. 
Jolly. Vdt. Brecht. 


4. Protest des Erzbischöflichen Capitels-Vicariats zu Freiburg 
vom 19, Mai1870. gegen das Gesetz über die Rechtsverhältnisse 
und die Verwaltung der Stiftungen. 


No. 41389. Wie wir in unserer Denkschrift vom 4. November v. J. 
begründet haben, verletzt das obige Gesetz das durch völkerrechtliche 
Verträge und durch die badischen Grundgesetze garantirte Privateigen- 
thum der Kirche an dem katholischen Cult-, Unterrichts- und Wohlthä- 
tigkeitsvermögen, indem dasselbe ein Privateigenthum, resp. privat- 
rechtliche Ansprüche der Kirche an diesen Stiftungen nicht anerkennt, 
denselben den Rechtsschutz der bürgerlichen Gerichte entzieht, die Er- 
werbfähigkeit der Kirche von der staatlichen Genehmigung abhängig 
macht, die katholischen Schul- und Wohlthätigkeitsstiftungen als welt- 
liche erklärt und sie der kirchlichen, resp. confessionellen Leitung, 
Verwendung und Verwaltung entzieht, indem dieses Gesetz ferner nicht 
zulässt, dass in Hinkunft Stiftungen für Schul- und Wohlthätigkeits- 
zwecke der Kirche geschenkt werden und die Leitung des Stiftungs- 
wesens, die Anordnung über die Verwaltung und Verwendung der Stif- 
tungen als Verwaltungssache erklärt, endlich die Staatsregierung er- 
mächtigt, das Vermögen der Stiftungen (auch der kirchlichen) einem 
anderen Öffentlichen, resp. kirchlichen Zwecke zu widmen. Dieses 
Gesetz verstösst nicht bloss gegen die Grundsätze des Rechts und 
gegen die Vereinbarung zwischen der grossherzoglichen Staatsregie- 
rung und uns voın 5. Nov. 1861., sondern gegen die Freiheit der 
Religion, der Person, des Eigenthums und gegen die Vereinsfreiheit. 
Die staatliche gesetzgebende Gewalt ist kraft des bestehenden Rechts 
nicht befugt, das wohlerworbene Recht der Kirche bezüglich des Eigen- 
thums‘, der Repräsentation, Verwaltung und Verwendung des confes- 
sionellen, bezw. des Kirchenvermögens, wie durch jenes Gesetz ge- 
schehen, einseitig abzuändern. Indem wir desshalb die Rechte der 
Kirche bezüglich des Eigenthums und der Repräsentation, Verwaltung 
und Verwendung der katholischen und kirchlichen Stiftungen gegen 
dieses Gesetz ausdrücklich wahren, legen wir andurch gegen dasselbe 
öffentlichen, feierlichen Protest ein. Freiburg, 19. Mai 1870. Erz- 
bischöfliches Capitels-Vicariat. + Lothar Kübel. Vögele. 


5. Circular des Erzbischöflichen Capitels - Vicariats zu Frei- 
burg an die Pfarrämter, das Gesetz, die Rechtsverhältnisse 
und die Verwaltung der Stiftungen betreffend. 


An die hochw. Pfarrämter der Erzdiöcese (badischen Theils) 
No. 4203. Wie ung heute mitgetheilt wurde, sind die katholischen 
Stiftungscommissionen in Folge Erlasses grossherzogl. Ministeriums 
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des Innern vom 9. d. M. No. 5011. von den grossherzogl. Bezirksämtern 
veranlasst worden, die katholischen Wohlthätigkeits-, resp. die Armen- 
und Krankenstiftungen an die politischen Gemeindebehörden zu über- 
geben. Mit Bezug auf unsere obige Rechtsverwahrung beauftragen 
wir die erzbischöflichen Pfarrämter, alsbald aus den Stiftungsurkunden, 
Acten und Vorberichten der Rechnungen der seither von den katholi- 
schen Stiftungscommissionen verwalteten katholischen Armen - und 
Krankenstiftungen Abschriften über den Ursprung, den Zweck, den 
Willen der Stifter, über die durch diese*oder durch die Bestimmung 
der zuständigen Behörden angeordnete Leitung, Verwaltung und Ver- 
wendung dieser Stiftungen zu fertigen und diese von dem Pfarramte 
zu beglaubigenden Abschriften bei den Pfarracten zu deponiren. 
Sollte eine solche Stiftung einem sogenannten rein kirchlichen Fond 
z. B. dem Pfarr - oder Kirchenfond zu Armen- oder Krankenzwecken 
geschenkt oder sonst rechtlich zugewendet sein, oder jene aus kirch- 
lichen Mitteln, z. B. aus Sammlungen, vermittels des Klingelbeutels, 
Opferstocks oder durch Anordnung kirchlicher Behörden oder unter 
bischöflicher Autorität entstanden, oder endlich auch zu kirchlichen 
Zwecken verwendet worden sein, so wird die katholische Stiftungs- 
commission mit Bezug auf S$. 3, 8 und 43 des oben erwähnten Ge- 
setzes vom 5. d. M. in motivirter Weise unter Vorlage der betreffen- 
den Urkundenabschriften bei grossherzogl. Bezirksamt sich verwenden, 
damit diese Stiftung als katholisch- kirchliche erklärt und deren 
Herausgabe nicht begehrt werde, eventuell uns hierüber unter Vorlage 
der betreffenden Urkunden Bericht erstatten. Wenn ausser den katho- 
lischen Stiftungen jetzt und ehe die Vollzugsverordnung zu obigem 
Gesetz erlassen wurde, sofort die katholischen Armen- und Kranken- 
stiftungen mit Gewalt der katholischen Verwaltung entzogen werden, 
so beauftragen wir die katholischen Stiftungscommissionen bei der 
Uebergabe die Rechte der Kirche und der Katholiken bezüglich dieser 
Stiftungen ausdrücklich und schriftlich zu wahren und diesen schrift- 
lichen Protest ebenso wie die specificirte Bescheinigung über die über- 
gebenen Gegenstände in der Stiftungsregistratur aufzubewahrtn. Frei- 
burg; 19. Mai 1870. Erzbischöfliches Capitels- Vicariat. + Lothar 
Kübel. Vögele. 


Anuhangsweise theilt der Unterzeichnete noch einiges weitere 
Material zur Beurtheilung der vorliegenden Gesetzgebung mit. Beson- 
dere Beachtung verdienen in dieser Hinsicht die Erörterungen, welche 
Geheimerath Dr. Herrmann in Heidelberg in dem Bericht der Com- 
mission der Ersten Kammer des Grossherzogthums niedergelegt hat, 
und welche in wichtigen Puncten von dem principiellen Standpuncte 
des Entwurfes und der Bestimmungen, die das Gesetz vom 5. Mai 1870. 
getroffen hat, abweichen. Dem erwähnten Bericht schicke ich zum 
bessern Verständniss den Gesetzentwurf und seine Begründung voraus 


R. W. Dove. 
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1. Gesetzes - Entwurf, die Rechtsverhältnisse und die Ver- 
waltung der Stiftungen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, 
| Herzog von Zähringen. 


Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: 


I. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

8. 1. Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbstständiger Rechts- 
subjecte ist Staatsgenehmigung erforderlich. Dieselbe ist nur solchen 
Stiftungen zu ertheilen, welche einem öffentlichen, sei es kirch- 
lichen oder weltlichen Zwecke, gewidmet und deren sonstige Bestim- 
mungen den Gesetzen und guten Sitten nicht zuwider sind. Der staat- 
lichen Genehmigung bedürfen ferner und sind in ihrer rechtlichen 
Wirksamkeit durch sie bedingt alle Schenkungen und letztwilligen 
Verfügungen zu Gunsten schon bestehender Stiftungen oder anderer 
juristischer Personen. $. 2. Durch die staatliche Genehmigung er- 
halten die Stiftungen juristische Persönlichkeit. Ihre Verwaltung 
unterliegt, seien sie kirchliche oder weltliche Stiftungen, in allen 
Fällen der Oberaufsicht der Staatsbehörden. $. 3. Als kirchliche 
Stiftungen sind alle diejenigen zu betrachten, deren Vermögen zur 
Befriedigung kirchlicher Bedürfnisse einer Religionsgemeinschaft be- 
stimmt ist. Weltliche Stiftungen sind alle diejenigen, deren Vermögen 
andern als den vorbezeichneten Zwecken gewidmet ist. Als solche 
gelten insbesondere alle in irgend welcher Form zur Armenunter- 
stützung und Krankenverpflegung oder zu Unterrichtszwecken be- 
stimmten Stiftungen, mit alleiniger Ausnahme der Stiftungen zum Vor- 
theile von Bildungsanstalten, welche nach Maassgabe der Gesetze von 
den Kirchen errichtet wurden. Ohne Rücksicht auf ihre Widmung 
gelten als kirchliche oder weltliche die Stiftungen, welche vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes durch Vereinbarung der zuständigen staat- 
lichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden in der einen oder andern 
Eigenschaft anerkannt oder durch rechtskräftig gewordene richterliche 
Entscheidung als kirchliche oder weltliche erklärt worden sind. $&. 4. 
Die zur Zeit der Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen gemisch- 
ten, d. h. theils kirchlichen, theils weltlichen Zwecken gewidmeten 
Stiftungen, bleiben in dieser ihrer Eigenschaft unter der seitherigen 
Verwaltung fortbestehen. Die weltlichen wie die kirchlichen Aufsichts- 
behörden können jederzeit die Trennung solcher gemischten Stiftungen 
verlangen, in welchem Falle das Vermögen derselben nach Maassgabe 
der von den Stiftern über dessen Verwendung getroffenen besondern 
Anordnungen und — wo solche nicht vorhanden — nach Maassgabe 
der für die beiderlei Zwecke seither geschehenen Verwendungen auszu- 
scheiden und den dazu gesetzlich berufenen Behörden zur gesonderten 
Verwaltung zu überweisen ist. Bis zur Trennung behält jede der Auf- 
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sichtsbehörden das Recht, von der Verwaltung und Verwendung sol- 
cher gemischten Stiftungen durch Einsicht der hierauf bezüglichen 
Akten, Urkunden und Rechnungen Kenntniss zu nehmen. Die lediglich 
auf Anordnungen von Behörden beruhende gemeinsame Verwaltung 
selbstständiger kirchlicher und weltlicher Stiftungen hat, wo sie bis 
daher noch stattgefunden, mit Einführung des Gesetzes überall aufzu- 
hören. 8. 5. Künftige Verfügungen, wodurch bestehenden Stiftungen 
Vermögenstheile mit der gänzlichen oder theilweisen Widmung für 
Zwecke zugewendet werden, welche zu den Zwecken dieser Stiftungen 
selbst ausser Beziehung stehen, sind soweit dies der Fall, als neue 
Stiftungen zu behandeln und als solche denjenigen Behörden zur 
Verwaltung zuzuweisen, welche nach den Zwecken der neuen Stiftung 
dieselbe zu führen gesetzlich oder durch Verordnung berufen sind. 
In gleicher Weise sind neue Stiftungen, welche in Zukunft für ver- 
schiedenartige eine Betheiligung verschiedener Behörden an der Ver- 
waltung bedingende Zwecke gemacht werden, sofort bei ihrer Geneh- 
migung zu trennen und hat die zuständige Behörde unter Berücksich- 
tigung aller Verhältnisse zu bestimmen, welche Theile derselben der 
einen und welche der anderen Behörde zur Verwaltung zu überweisen 
sind. 8. 6. Für künftige Stiftungen dürfen Anordnungen, welche 
dieselben einer anderen als der durch Gesetz oder Verordnung vorge- 
schriebenen Verwaltung unterstellen; von dem Stifter nur in so weit 
erlassen werden, als ein Gesetz dieses ausdrücklich gestattet. $. 7. 
Vor Einführung des gegenwärtigen Gesetzes getroffene derartige An- 
ordnungen bleiben aufrecht erhalten. Wurde die Verwaltung einer 
Stiftung von dem Stifter einer Behörde übertragen, von der sie nach 
den bei Errichtung der Stiftung in Geltung gewesenen Gesetzen und 
Verordnungen ohnehin zu führen war, so muss, sofern die Stiftungs- 
urkunde nicht ausdrücklich das Gegentheil besagt — angenommen 
werden, dass die Stiftung überhaupt durch die jeweiligen gesetzlichen 
Organe verwaltet werden solle. $. 8 Die mit der Verwaltung von 
Stiftungen betrauten Behörden oder Personen und die Aufsichtsbehör- 
den haben darauf zu achten, dass das Stiftungsvermögen im Grund- 
stock ungeschmälert erhalten bleibe. Die Vermögenserträgnisse dürfen 
vorbehaltlich des der Staatsregierung in $. 9. dieses Gesetzes einge- 
räumten Rechtes, zu anderen als den stiftungsgemässen Zwecken nur 
insoweit verwendet werden, als sie nach allseitiger Erfüllung der 
Stiftungszwecke hiezu verwendbar bleiben. Jede derartige Verwen- 
dung bedarf der Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde. 8. 9. 
Wenn die fernere Erfüllung der Zwecke ciner Stiftung nicht mehr 
möglich ist, oder wenn der Fortbestand und die feruere Wirksamkeit 
der Stiftung aus irgend welchen Gründen als dem Staatswohle nach- 
theilig angesehen werden müssen, so ist die Staatsregierung berech- 
tigt, das Vermögen derselben einem anderen öffentlichen Zwecke zu 
widmen, bei dessen Bestimmung sie dem ursprünglichen Willen des 
Stifters thunliche Rücksicht tragen wird. Ueber das kirchliche Stif- 
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tungsvermögen kann in solcher Weise nur nach vorheriger Vernehmung 
der Kirchenbehörde verfügt werden. $. 10. Die Leitung des Stiftungs- 
wesens einschliesslich der Entscheidung, von wem eine Stiftung zu 
verwalten und die Stiftungsgenüsse zu vergeben seien, ist Sache der 
Verwaltungsbehörden. Eine gerichtliche Entscheidung durch den Ver- 
waltungsgerichtshof kann verlangt werden 1. über die Frage, ob Stif- 
tungen kirchliche, weltliche oder gemischte seien, wenn darüber zwi- 
schen den obersten staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden im 
einzelnen Falle eine Verständigung nicht erzielt wird, 2. über die 
beim Vollzug der Trennung gemischter Stiftungen ($. 4. und 5.) zwi- 
schen den genannten Aufsichtsbehörden sich ergebenden Streitigkeiten, 
"3. über die Rechtsgültigkeit der von dem Stifter auf den Grund eines 
Gesetzes ($. 6. und 7.) über die Verwaltung einer Stiftung getroffenen be- 
sonderen Anordnungen, endlich: 4. über das Vorhandensein der stiftungs- 
gemässen Voraussetzungen zur Theilnahme an Stiftungsgenüssen. 


II. Abschnitt. 
UeberdieRechtsverhältnisse der weltlichen Stiftungen. 
A. Ueber die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen. 

I. Von den regelmässigen Organen der örtlichen Stiftungsverwaltungen. 


8. 11. Die Verwaltung der weltlichen ausschliesslich nur zum 
Vortheile von Angehörigen oder Bewohnern einzelner Gemeinden oder 
mehrerer Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks bestimmten 
Stiftungen, mit Ausnahme derjenigen, welche dem öffentlichen Volks- 
schulunterrichte gewidmet sind, wird den betheiligten Gemeinden 
übertragen. Aenderungen in der Begrenzung eines Amtsbezirkes be- 
gründen keine Aenderung in der Organisation einer Stiftung, welche 
einmal als eine örtliche behandelt worden ist. $. 12. Das Vermögen 
dieser Stiftungen darf mit dem Gemeindevermögen nicht vermischt, 
sondern muss durch die dazu berufenen Organe gesondert verwaltet 
werden. $. 18. Die Verwaltung besorgt in den Gemeinden regel- 
mässig der Gemeinderath. Seine Stelle vertritt bei Stiftungen, 
deren Vortheile sich nur auf die Angehörigen oder Bewohner eines 
einzelnen einer Gemeinde zugehörigen Ortes erstrecken, der für den 
letzteren bestellte Ortsverwaltungsrath. Dieser wie der Ge- 
meinderath sind zur Führung der Verwaltung kraft ihres Gemeinde- 
amtes verpflichtet, und für dieselbe ebenso wie für ihre übrige Dienst- 
führung verantwortlich. $. 14. Die von dem Gemeinde- oder Orts- 
verwaltungsrath zu besorgende Verwaltung erstreckt sich mit folgen- 
den Ausnahmen auch auf die stiftungsgemässe Verwendung der Stif- 
tungserträgnisse: 1. Bei Stiftungen , deren Erträgnisse ganz oder 
ethilweise zur Vertheilung unter die Ortsnamen oder unter die Armen 
einer Confession bestimmt sind, geschieht diese Vertheilung durch die 
örtliche Armenbehörde (Armenrath, — $. des (projektirten) Ge- 
setzes über die Armenpflege), welcher zu solchem Zwecke die nach 
dem jährlichen Voranschlag zur Vertheilung erübrigenden Stiftungs- 
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erträgnisse zur Verfügung zu stellen sind. 2. Die zum Vortheile von 
Schülern an Lehranstalten gestifteten Stipendien verleihen auf den 
Vorschlag des Gemeinde- oder Ortsverwaltungsraths in allen Fällen 
die Schulbehörden. Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch 
für diejenigen Stiftungen, deren Verwaltung nach $$. 19.—27. einem 
besonderen Stiftungsrathe übertragen ist. &. 15. Die Ver- 
waltung der Stiftungen, an welchen mehrere Gemeinden des- 
selben Amtsbezirks betheiligt sind, geschieht, vorbehaltlich der 
auch hier zur Anwendung kommenden Bestimmungen in $. 14. Ziff. 2. 
durch einen Stiftungsrath. Derselbe besteht regelmässig aus 
sechs bis höchstens neun Mitgliedern, von welchen die Gemeinde- 
räthe der an der Stiftung betheiligten Gemeinden je eines aus ihrer 
Mitte zu ernennen haben. Ist die Zahl der an einer Stiftung bethei- 
ligten Gemeinden grösser als die für den Stiftungsrath vorgesehene 
höchste Mitgliederzahl, so ist von der Aufsichtsbehörde alsbald nach 
erfolgter Genehmigung der Stiftung, oder — wo es sich um eine schon 
bestehende Stiftung handelt, sofort nach Einführung dieses Gesetzes 
die Zahl der in den Stiftungsrath zu ernennenden Mitglieder, wie auch 
die Reihenfolge festzustellen, nach welcher die einzelnen Gemeinden 
an der Ernennung desselben zu betheiligen sind. Wenn umgekehrt 
die Zahl der betheiligten Gemeinden weniger als sechs beträgt, 80 
bestimmt die Aufsichtsbehörde, aus wie vielen Mitgliedern der Stif- 
tungsrath bestehen und in welchem Verhältnisse die Gemeinden in 
demselben vertreten sein sollen. $. 16. An Stelle des Gemeinderaths 
bat in Gemeinden, welche nur durch einen einzelnen von einem eige- 
nen Ortsverwaltungsrath vertretenen Nebenort an der gemeinsamen 
Stiftung betheiligt sind, dieser Ortsverwaltungsrath das Mitglied in 
den Stiftungsrath zu ernennen. $. 17. Den Vorsitz in dem Stiftungs- 
rathe führt das von dem Gemeinde- oder Verwaltungsrath am Sitze 
der Verwaltung gewählte Mitglied. Sind von dem Ersteren mehrere 
Mitglieder zu wählen, $. 15. am Ende, so bestimmt die vorgesetzte 
Staatsbehörde, welches derselben den Vorsitz führen solle. $. 18, 
Die ernannten Mitglieder sind zur Uebernahme des Amtes und zu 
dessen Fortführung während der gesetzlichen Dauer ihres Amtes als 
Mitglieder des Gemeinde- oder Ortsverwaltungs-Raths verpflichtet, und 
für solches in gleicher Weise, wie für ihre Dienstführung als Ge- 
meindebeamten verantwortlich. Die unbegründete Ablehnung oder der 
unentschuldigte Austritt vor Ablauf der Dienstzeit zieht die gleichen 
Folgen nach sich, wie die Ablehnung einer Wahl in den Gemeinde- 
rath. Ueber die Gründe der Ablehnung entscheidet der Gemeinderath *) 
der durch das betreffende Mitglied zu vertretenden Gemeinde und, 

wenn das Mitglied durch den DEIYERTSDLENTAN ernannt wurde, 
dieser letztere. 


*) Im Entwurf steht statt „der Gemeinderath“: „die Gemeinde“, 
ein Druckfehler, deu die zweite Kammer berichtigte. D. Red. 
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II. Von den für die örtliche Stiftungsverwaltung zu ernennenden be- 
sonderen Behörden. 


$. 19. Der Gründer einer Stiftung, deren jährlicher Ertrag sich 
auf mindestens 500. fl. beläuft, oder mit welcher eine ganz oder tbeil- 
weise aus den Stiftungs-Erträgnissen zu unterhaltende Anstalt, — ein 
Spital — Armen-, Waisen-, Kranken- oder Pfründnerhaus, eine Ge- 
werbe- oder landw. Schule oder dgl. — verbunden ist, kann bei Er- 
richtung derselben bestimmen, dass ihre Verwaltung an Stelle der 
durch dieses Gesetz berufenen Verwaltungsbehörden ($. 18. und 15.) 
einem besonderen Stiftungsrathe zu übertragen sei. $. 20. 
Dieser auf Anordnung des Stifters zu bestellende besondere Stif- 
tungsrath besteht regelmässig: 1. aus dem Bürgermeister (in 
Nebenorten dem Stabhalter oder ältesten Gemeinderathe) oder dem 
auf dessen Antrag von dem Gemeinde- oder Ortsverwaltungsrathe aus 
seiner Mitte zu ernennenden Stellvertreter, welcher den Vorsitz führt, 
und 2. je nach der Anordnung der vorgesetzten Staatsbehörde aus 
drei bis sechs weiteren Mitgliedern, welche jeweils für eine sechs- 
jährige Dienstführung ernannt werden und von welchen je nach drei 
Jahren , das erstemal auf Grund einer vorzunehmenden Loosziehung 
die Hälfte austritt. Die Ernennung dieser weiteren Mitglieder geschieht 
vom Gemeinderath und Ausschusse mittelst geheimer Stimm- 
gebung auf den Grund von Vorschlagslisten, welche dreimal so viele 
Namen zu enthalten haben, als Mitglieder ernannt werden sollen. 
Bei der ersten Einsetzung des Stiftungsrathes wird nur eine solche 

® 

Liste durch den Gemeinderath , bei späteren Erneuerungen werden 
zwei, eine durch den Gemeinderath , eine durch den zu erneuernden 
Stiftungsrath selbst aufgestellt, so dass die Wähler unter sämmtlichen 
in beiden Listen enthaltenen Candidaten zu wählen haben. In die 
Vorschlagslisten dürfen nur Personen aufgenommen werden, welche 
das Staatsbürgerrecht besitzen, das 25. Lebensjahr zurückgelegt und 
in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben. Auch von diesen sind die- 
jenigen von der Liste ausgeschlossen, welche a. zu einer peinlichen 
Strafe oder b. innerhalb der letzten 5. Jahre zu einer Arbeitshaus- 
strafe oder durch richterliches Erkenntniss zur Dienstentlassung, 
oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Betrugs oder Fälschung zu 
irgend einer anderen Strafe verurtheilt wurden. $. 21. Bei Stiftungen, 
welche ausschliesslich dem Vortheile von Angehörigen einer bestimm- 
ten Confession gewidmet sind, kann der Stifter, wenn im Uebrigen 
die Voraussetzungen für die Bestellung eines besonderen Stiftungs- 
rathes vorhanden sind, bestimmen, dass der letztere, soweit er von 
den Gemeindecollegien zu ernennen , aus Angehörigen der berechtig- 
ten Confession bestellt und dass demnach auch nur solche in die 
nach $. 20. aufzustelilenden Vorschlagslisten aufgenommen werden. 
Ausserdem ist derselbe, sofern mit seiner Stiftung eine aus deren 
Mitteln zu unterbaltende Anstalt der in $. 19. bezeichneten Art ver- 
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bunden ist, zu der Anordnung berechtigt, dass der gesetzlichen Ver- 
waltungsbehörde (8. 13. und 15.) oder dem statt ihrer bestellten Stif- 
tungsrathe ein oder zwei weitere durch ihren Beruf oder ihre Aus- 
bildung für die Förderung der Zwecke der Anstalt besonders geeig- 
nete Mitglieder beigegeben und denselben in Hinsicht auf die Ver- 
waltung die gleichen Rechte wie den übrigen Mitgliedern der Behörde 
eingeräumt werden. Diese weiteren Mitglieder werden, wenn sie nicht 
vom Stifter selbst, sei es in Person oder in der Eigenschaft als Ver- 
treter bestimmter Berufsstellen, ernannt wurden, von der die Stiftung 
verwaltenden Behörde jeweils für die Dauer von sechs Jahren be- 
rufen. Die letztere kann, wenn der Stifter darüber nichts bestimmt 
hat, die Berufung solcher weiteren Mitglieder auch von sich aus be- 
schliessen. 8. 22. In gleicher Weise wie die Stifter können in Hin- 
sicht auf Stiftungen, welche erweislich nur dem Vortheile von Ange- 
hörigen einer bestimmten Confession gewidmet sind, — soweit sie vor 
Einführung dieses Gesetzes errichtet wurden, auch die Genussbe- 
rechtigten selbst dieEinsetzung eines nach Maassgabe des $. 19. 
und 21. Abs. 1. aus Mitgliedern der Confession zu bestellenden be- 
sonderen Stiftungsrathes an Stelle der nach dem Gesetze ($. 13. und 
15.) berufenen Verwaltungsbehörden beschliessen, wenn a) der Jahres- 
ertrag der zu ihren Gunsten bestehenden Stiftungen sich auf min- 
destens 1000. fl. beläuft, oder wenn und soweit b) mit einer derselben 
eine aus deren Mitteln zu unterhaltende Anstalt der in $. 19. bezeich- 
neten Art verbunden ist. $. 23. Zu einem solchen Beschlusse der 
Confessionsangehörigen genügt es, dass in einer zu diesem Ende be- 
rufenen Versammlung aller Stimmberechtigten die Mehrheit der Er- 
schienenen sich für denselben ausspricht. Stimmberechtigt sind hier- 
bei alle männlichen Einwohner der betreffenden Confession,, welche 
das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben und im Vollgenuss der staats- 
bürgerlichen Rechte sind. Die Versammlung zum Zwecke der Ab- 
stimmung ist von der vorgesetzten Staatsbehörde zu berufen ,- wenn 
dies von einer dem 25. Theile der Einwohner der betreffenden Con- 
fession gleichkommenden Anzahl von Stimmberechtigten oder — wenn 
diese Zahl eine grössere — von mindestens hundert Stimmberech- 
tigten verlangt wird. Ergibt sich bei der Abstimmung kein Mehr- 
heitsbeschluss für die Einsetzung eines besonderen Stiftungsrathes, 
so ist diese als für immer abgelehnt zu betrachten und kann eine 
weitere Abstimmung nicht mehr verlangt werden. Eine Abstimmung 
wegen Wiederaufhebung der von der Mehrheit der Confessions- 
Angehörigen beschlossenen besonderen Verwaltnng kann erst nach 
Verlauf von 10. Jahren und auf den Grund eines nach Maassgabe des 
vorhergehenden Absatzes gestellten Antrages gestattet werden und 
entscheidet sodann der Beschluss der Mehrheit der zur Abstimmung 
erschienenen Stimmberechtigten über die endgiltige Aufhebung dieser 
besonderen Verwaltung oder deren Fortdauer auf weitere 10. Jahre. 
$. 24 Wenn in den bisher bezeichneten Fällen ein besonderer Stif- 
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tungsrath für die Verwaltung von Stiftungen zu bestellen ist, welche 
sich auf mehrere Gemeinden erstrecken , so bestimmt die vorgesetzte 
Staatsbehörde , in welcher Weise die einzelnen Gemeinden bei der 
Aufstellung der von der Gemeindebehörde ($. 20. Abs. 2.) zu fertigen- 
den Vorschlagsliste zu betheiligen sind und wie viele Mitglieder jede 
derselben in den Stiftungsrath zu ernennen — oder, wenn die Zahl 
der betheiligten Gemeinden die für den Stiftungsrath vorgesehene 
höchste Mitgliederzahl übersteigt —, in welcher Reihenfolge die ein- 
zelnen Gemeinden an deren Ernennung Antheil zu nehmen haben. 
Den Vorsitz in dem für derartige Stiftungen bestellten Stiftungsrathe 
führt in allen Fällen der Bürgermeister der zum Sitz der Verwaltung 
gewählten Gemeinde. $. 25. Unabhängig von den Anordnungen der 
Stifter und den Beschlüssen betheiligter Confessionsangehöriger kann 
endlich auch der zur Verwaltung des Stiftungsvermögens berufene 
Gemeinderath ($. 13.) die Einsetzung eines besonderen Stiftungs- 
raths nach Vorschrift des $. 21. beschliessen: 1. in allen Gemeinden 
von mehr als 3000. Einwohnern, 2. überall da, wo der jährliche Er- 
trag des unter seiner Verwaltung stehenden Stiftungsvermögens die 
Summe von 1000. fl. erreicht oder übersteigt, und 3, für diejenigen 
von den seiner Verwaltung unterstehenden Stiftungen, welche in der 
in $. 20. bezeichneten Weise mit einer Anstalt in Verbindung stehen. 
Die von dem Gemeinderath beschlossene besondere Verwaltung kann 
nur mit Genehmigung der vorgesetzten Staatsbehörde wieder aufge- 
hoben werden. $. 26. Die nach den Bestimmungen des $. 20. Ziff. 2. 
ernannten Mitglieder des Stiftungsraths und die in den letzteren oder 
in die gesetzliche Verwaltungsbehörde ($. 13. und 15.) nach Maass- 
gabe des $. 21. Abs. 2. berufenen weiteren Mitglieder sind zur An- 
nahme des Amtes nicht verpflichtet und bedürfen auch keiner staat- 
lichen Bestätigung. Gegen dieselben kann wegen dienstwidriger Hand- 
lungen die Entlassung ausgesprochen werden und die vorgesetzte 
Staatsbehörde ist ausserdem berechtigt, von den nach $. 20. Ziffer 2. 
ernannten Mitgliedern Einzelne aus dem Stiftungsrathe zu entfernen, 
wenn ihnen die gesetzlichen Bedingungen für die Aufnahme in die 
Vorschlagsliste abgehen oder sofern sie zu andern Mitgliedern in auf- 
oder absteigender Linie oder im zweiten oder dritten Grad der 
Seitenlinie verwandt sind. $. 27. Ueber das Vorhandensein der Vor- 
aussetzungen für die Bestellung eines besondern Stiftungsratbes ent- 
scheidet, soweit dieselbe von der verwaltenden Gemeindebehörde selbst 
oder von den Angehörigen einer Confession beantragt wurde, die zu- 
nächst vorgesetzte Staatsbehörde. Wird den Anträgen der betbeilig- 
ten Confessionsangehörigen wegen Bestellung eines besonderen 
Stiftungsraths von der vorgesetzten Staatsbehörde die Folgegebung des- 
halb verweigert, weil letztere in Hinsicht auf die in Frage stehenden 
Stiftungen den Nachweis einer confessionellen Beschränkung 
. des Genussrechts nicht als geliefert erachtet, so bleibt den Con- 
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fessionsangehörigen der gerichtliche Austrag dieser Frage vor dem 
Verwaltungsgerichtshofe vorbehalten. 


Ill. Allgemeine Bestimmungen über die Verwaltungsführung. 


$. 28. Die örtlichen Stiftungsbehörden haben für die von ihnen 
zu verwaltenden Stiftungen regelmässig Voranschläge aufzustellen, 
welche zur staatlichen Genehmigung vorzulegen sind. Innerhalb der 
Grenzen dieser Voranschläge sind die Stiftungsbehörden zur selbst- 
ständigen Verfügung über die Stiftungserträgnisse berechtigt, wenn 
und soweit nicht dieses Verfügungsrecht ausdrücklich einer anderen 
Behörde eingeräumt oder für einzelne Fälle durch den gesetzlichen 
Vorbehalt einer besonderen staatlichen Zustimmung beschränkt ist. 
Für kleinere Stiftungen kann die Aufstellung von Voranschlägen von 
den Aufsichtsbehörden erlassen werden. $. 29. Neben dem Voran- 
schlage bedürfen einer besonderen staatlichen Genehmigung alle Be- 
schlüsse der örtlichen Stiftungsbehörden: 1. über Veräusserung, Ver- 
tauschung oder Verpfändung des liegenschaftlichen Stiftungsvermögens, 
über Waldausstockungen und ausserordentliche Holzhiebe und über 
Verwendungen von Grundstocksvermögen zu laufenden Bedürfnissen; 
2. über die Erwerbung unbeweglicher Güter und liegenschaftlicher 
Rechte und ebenso über Neubauten und Hauptausbesserungen, wenn 
die Mittel dazu nicht den ordentlichen Einkünften der Stiftung ent- 
nommen werden können; 3. über die Eingehung von Rechtsstreiten 
und Vergleichen über liegenschaftliche Rechte; 4. über Nachlässe von 
Forderungen; 5. über neue Festsetzungen und Erhöhungen der Be- 
züge von Stiftungsbeamten und endlich 6. über alle in Angelegen- 
heiten einer Ortsstiftung mit der Gemeinde, welcher die Verwaltung 
derselben übertragen ist, einzugehenden Rechtsgeschäfte $. 30. 
Weitere Bestimmungen über das Formelle der Verwaltungs- und 
Rechnungsführung , über die Aufstellung und Genehmigung der Vor- 
anschläge, die Cautionsleistung des Stiftungsrechners und die Art und 
Weise der Rechnungsprüfung bleiben der zu diesem Gesetze zu er- 
lassenden Vollzugsverordnung vorbehalten. 


B. Ueber die Verwaltung der weltlichen Districts- und Landes- 
stiftungen. 


$. 31. Die weltlichen Districts- und Landesstiftungen, worunter 
alle nicht ausschliesslich nur dem Vortheile von Angehörigen oder 
Bewohnern einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden eines und des- 
selben Amtsbezirks gewidmeten weltlichen Stiftungen zu verstehen 
und wozu auch die Stiftungen für Gelehrtenschulen, Realgymnasien 
und höhere Bürgerschulen zu rechnen sind, bleiben, soweit über deren 
Verwaltung vom Stifter keine anderen nach diesem Gesetze zulässigen 
Anordnungen getroffen wurden, vorbehaltlich der Bestimmung in $. 32, 
unter der unmittelbaren Verwaltung und Aufsicht von Staatsbe- 
hörden, wie solche dermalen dazu berufen sind oder durch künf- 
tige Verordnungen werden berufen werden. Aus besonderen Gründen 
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und auf Antrag der betheiligten Gemeinden kann die oberste Staats- 
aufsichtsbehörde gestatten, dass auch Stiftungen, die sich nicht aus- 
schliesslicb auf Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks be- 
schränken, als örtliche Stiftungen behandelt und jenen betheiligten 
Gemeinden zur Verwaltung überlassen werden. $. 832. Stiftungen, 
welche ausdrücklich zu Gunsten der Angehörigen eines der nach dem 
Gesetze vom 5. Oktober 1863. „über die Organisation der inneren Ver- 
waltung“ gebildeten Kreisverbände oder eines innerhalb des 
Kreises gebildeten Bezirksverbandes oder zu Gunsten eines 
dieser körperschaftlichen Verbände selbst gemacht wurden , werden 
von den Organen der letzteren nach Maassgabe der Bestimmungen des 
genannten Gesetzes und unter der darnach angeordneten staatlichen 
Aufsicht verwaltet. $. 33. Für die übrigen Stiftungen dieser Kate- 
gorie ($. 31.) sind auch in Zukunft, wie seither, regelmässig Ver- 
waltungsräthe zu bestellen, welche im Namen und aus Auftrag 
der mit der unmittelbaren Verwaltung betrauten Behörden die Ver- 
waltungsführung zu besorgen haben. Die näheren Bestimmungen über 
die Art und Weise der Zusammensetzung dieser Verwaltungsräthe 
und über die denselben einzuräumenden Befugnisse werden durch 
Verordnung erlassen werden. $. 34. Beim Vorhandensein der Vor- 
aussetzungen des $. 21. Abs. 1. kann auch für Stiftungen dieser Art, 
wenn sie ausschliesslich dem Vortheile von Angehörigen einer be- 
stimmten Confession gewidmet sind, von dem Stifter eine confes- 
sionelle Verwaltung angeordnet und zu diesem Ende verfügt werden, 
dass die Bestellung des mit der Verwaltungsführung betrauten Ver- 
waltungsraths nur aus Angehörigen der betreffenden Confession zu ge- 
schehen habe. 


C. Ueber die bezüglich einiger besonderen Arten von Stiftungen, der 
Familien-, Stipendien- und Aussteuer-Stiftungen den Stiftern zu- 
stehenden Rechte. 


8. 35. Die Gründer von Stiftungen, welche ausschliesslich dem 
Vortheile von Angehörigen einer oder mehrerer Familien gewidmet 
sind, können sich selbst oder einzelnen Mitgliedern dieser Familien 
das Recht zur Verwaltung des Stiftungsvermögens vorbehalten. Auch 
sind sie befugt zu bestimmen, welchen Zweigen oder Mitgliedern der 
genussberechtigten Familien das Verwaltungsrecht in der Folge im 
Wege des Erbganges zufallen soll. In Hinsicht auf die Verleihung 
der Stiftungsgenüsse haben dieselben die gleichen Rechte, welche nach 
$. 86. den Gründern sonstiger nicht auf Familien beschränkter Sti- 
pendien- oder Aussteuerstiftungen eingeräumt sind. $. 36. 
Bezüglich der Stiftungen zu Stipendien oder Aussteuergaben, 
welche nicht ausschliesslich für die Angehörigen bestimmt bezeichne- 
ter Familien gewidmet sind, können die Stifter: 1) sich selbst oder 
anderen Personen die jeweilige Verleihung der Stiftungsgenüsse vor- 
behalten, oder: 2) verfügen, dass und welchen inländischen Staats-, 
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Kreis- oder Gemeindebehörden — und bei ausschliesslich nur 
für Studirende der Theologie gewidmeten Stiftungen auch welchen 
Kirchenbehörden — an Stelle der durch Gesetz oder Verord- 
nung berufenen Behörden dieses Recht zu übertragen sei. $. 37. Die 
nach den vorstehenden Bestimmungen zur Verwaltung von Familien- 
stiftungen oder zur Verleihung von Stiftungsgenüssen berufenen Per- 
sonen müssen, um diese Rechte wirklich ausüben zu können, voll- 
jährig und im unbeschränkten Besitze der bürgerlichen Rechte sein. 
Die Verwaltung des Vermögens einer Familienstiftung kann nebst 
dem nur von solchen Personen übernommen werden, welche im Lande 
selbst ihren Wohnsitz haben. Die Ausübung der genannten Rechte 
ist denjenigen zu versagen, welche aus einem der in $. 20. Abs. 4. 
bezeichneten Gründe von der Aufnahme in die Vorschlagsliste für die 
Ernennung der Mitglieder des örtlichen Stiftungsrathes ausgeschlossen 
wären. $. 38. Sind beim Eintritt der Wirksamkeit einer Stiftung 
oder in der Folge keine der vom Stifter mit der Verwaltung oder der 
Verleihung der Stiftungsgenüsse beauftragten Personen mehr vorhan- 
den, oder fehlt es den vorhandenen an den gesetzlichen Bedingungen 
zur Ausübung dieser Rechte, so gehen die letzteren an diejenigen 
Behörden über, welche ohne die Anordnung des Stifters die Verwal- 
tung zu führen oder über die Stiftungsgenüsse zu verfügen hätten. 
Das Gleiche geschieht, wenn 1. der Stifter einer Familien-, Stipendien- 
oder Aussteuerstiftung, welcher ohne weitere Fürsorge für den Fall 
seines Todes sich diese Rechte vorbehalten, stirbt — oder wenn: 
2. die mit der Verwaltung oder mit der Verleihung der Stiftungsge- 
nüsse beauftragten Personen oder Behörden den Auftrag ablehnen. 
Die Anordnungen des Stifters treten wieder in Wirksamkeit, wenn 
neuerdings Personen, welche dazu stiftungsgemäss berechtigt und in 
der Ausübung ihres Rechtes auch gesetzlich nicht behindert sind und 
welchen auch ein früherer Verzicht nicht entgegensteht, zur Ueber- 
nahme der mehrgedachten Funktionen sich bereit erklären. $. 39. 
Ueber die Einweisung der Berechtigten in die ihnen vom Stifter über- 
tragenen Funktionen beschliessen die Verwaltungsbehörden. Wird 
dieselbe in Folge einer Beanstandung der stiftungsgemässen Berechti- 
gung zur Ausübung dieser Funktionen versagt, so verbleibt den Be- 
theiligten der rechtliche Austrag ihrer Ansprüche vor dem Verwal- 
tungsgerichtshofe. 8.40. Die vom Stifter zur Verwaltung einer Familien- 
stiftung oder zur Verleihung von Stiftungsgenüssen berufenen Personen 
oder Behörden unterstehen in Hinsicht auf die Verwaltungsführung und 
die Verleihung der Stiftungsgenüsse ebenfalls der Staatsaufsicht. 
III. Abschnitt. 
Ueber die Rechtsverhältnisse der kirchlichen Stif- 
tungen. 

8. 41. Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der kirch- 
lichen Stiftungen werden durch die besonderen Gesetze über lie 
Verwaltung des Kirchenvermögens geregelt, neben welchen jedoch die 
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Bestimmungen im ersten Abschnitt des gegenwärtigen Gesetzes auch 
für diese Stiftungen Anwendung finden. Insbesondere kommen auch 
diesen Stiftungen alle Rechte selbstständiger juristischer Personen zu 
und können aus dem dem Staate oder den Kirchen zustehenden Auf- 
sichtsrechte keinerlei privatrechtliche Ansprüche an das Vermögen 
der Stiftungen abgeleitet werden. 


Schlussbestimmung. 
8. 41. Das Ministerium des Innern ist mit dem Vollzug dieses 
Gesetzes beauftragt. 


Gegeben u. 8. w. Zur Beglaubigung: 
| Schreiber. 


Begründung. 


Während des letzten Landtages sprachen in Folge einer Motion 
des Herrn Abgeordneten Eckhard beide Kammern in einer Adresse 
an Seine Königliche Hoheit den Grossherzog die Bitte aus, die Rechts- 
verhältnisse der weltlichen Stiftungen vollständig regeln zu lassen, 
unter vorzugsweiser Berücksichtigung des Gesichtspunktes, dass die 
Verwaltung des weltlichen von der des kirchlichen Stiftungsvermögens 
getrennt und die erstere den betheiligten Gemeinden übertragen werde. 
Mit dem vorliegenden Entwurf wird dieser Bitte entsprochen. Unter 
den beiden für die Regulirung eines grossen Theiles der Materie 
gleichmässig offen stehenden Wegen des Gesetzes und der Verordnung 
gab die Regierung dem ersten den Vorzug. Es entsteht damit aller- 
dings die grosse Schwierigkeit, den aufzustellenden Rechtssätzen eine 
sehr allgemeine und umfassende, abstracte Formulirung zu geben, da- 
mit sie auf alle, darunter zu subsumirenden, ungemein mannigfaltigen 
und wechselnden Verhältnisse anwendbar seien. Die hohe Wichtig- 
keit des Gegenstandes empfiehlt es aber doch dringend, ihn durch Ge- 
setz zu regeln oder doch mindestens, soweit detailirte und wechselnde 
Ausführungsbestimmungen unentbehrlich sind, für diese eine bleibende 
gesetzliche Unterlage zu schaffen. Die Ordnung der weltlichen Stif- 
tungen und ihrer Verwaltung brachte theils die Nöthigung, theils we- 
nigstens die Gelegenheit und den Anlass mit sich, einige allgemeine, 
grundlegende Rechtssätze über Stiftungen überhaupt aufzustellen, was 
um so dringender geboten erscheint, als das 3. Organisations-Edict vom 
11. Februar 1808., die Basis des jetzt geltenden Rechts, von dem es 
aber zweifelhaft ist, ob und in welchen seiner Bestandtheile es als 
Gesetz bezw. als Verordnung zu betrachten sei, nach Form und In- 
halt vielfach veraltet ist. — Zu 88. 1.—10. Der Entwurf stellt den im 
wesentlichen schon im Landrecht enthaltenen Rechtssatz an die Spitze 
($. 1.), dass Stiftungen nur mit Staatsgenehmigung errichtet, bezw. 
dass bereits bestehende Stiftungen nur mit solcher Genehmigung durch 
Schenkung oder letzwillige Verfügung bedacht werden können, und er 
bezieht diese letzte Bestimmung , ebenfalls in Uebereinstimmung mit 
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der von jeher dem Landrecht gegebenen Deutung, auch auf alle an- 
dern (eigentlichen) juristischen Personen, deren entscheidendes Kri- 
terium darin liegt, dass bei ihnen eine besondere, von den unter der 
Juristischen Person etwa vereinigten physischen Personen völlig ge- 
trennte Rechtssubjectivität besteht. Actiengesellschaften und ähnliche 
Vereine, welche nur äusserlich in ähnlicher Weise wie juristische 
Personen auftreten, während in Wirklichkeit die vorhandenen Rechte 
und Verbindlichkeiten die vereinigten physischen Personen betreffen, 
werden also zur Annahme von Schenkungen und Vermächtnissen der 
Staatsgenehmigung nicht bedürfen. — Für Ertheilung oder Verweigerung 
der Staatsgenehmigung enthält der Entwurf eine Weisung an die 
Staatsbehörden ($. 1.), die der Natur der Sache nach freilich nur in 
sehr allgemeinen Ausdrücken gefasst sein kann. Hervorzuheben ist, 
dass der Entwurf den Ausdruck „öffentlich“ in der allerweitesten Be- 
deutung gebraucht; auch Stiftungen zu Gunsten eines ganz beschränk- 
ten Kreises von Personen, z. B. der Angehörigen einer bestimmten 
Familie, sind zulässig, sofern nur im Uebrigen der Zweck der Stif- 
tung als ein im Staatsleben berechtigter erscheint. — Die Bestimmun- 
gen des $. 2., wornach die eigentlichen, staatlich genehmigten Stif- 
tungen selbstständige Rechtssubjecte sind, und die Verwaltung ihres 
Vermögens der Oberaufsicht der Staatsbehörden unterliegt , bedürfen 
“ keiner weiteren Erläuterung. Die Stiftungen entbehren der natür- 
lichen Willens- und Handlungsfähigkeit; sie werden nur künstlich 
durch Bestellung besonderer, sie vertretender Organe befähigt, recht- 
lich zu wollen und zu handeln. Da die physischen Personen, welche 
jene Organe bilden, nicht ihre eigenen, sondern die ihnen fremden 
Rechte der Stiftung ausüben, unterstehen sie der Aufsicht der höch- 
sten, überhaupt vorhandenen Rechtsautorität, d. i. des Staates. Auch 
die Vorschriften der $$. 8. und 9. sind selbstverständlich. Erste 
Pflicht der Stiftungsverwaltung ist Erhaltung der Stiftung. Verwen- 
dung der Stiftungs-Erträgnisse zu andern als den Stiftungszwecken 
ist nur zulässig, wenn jene vollständig erfüllt sind und ein für sie 
nicht mehr verwendbarer Ueberschuss vorhanden ist; und selbst in 
diesem Fall ist, da eben über die Stiftung hinausgegangen werden 
soll, besondere Staatsgenehmigung erforderlich. Wenn die Stiftung 
thatsächlich oder rechtlich unmöglich wird, würde ihr Vermögen streng 
genommen als bonum vacans dem Fiskus als freies Eigenthum zufal- 
len. $. 9. legt aber aus Rücksicht auf den thunlichst zu respectiren- 
den Willen des Stifters der Staatsgewalt die Verpflichtung auf, das 
heimgefallene Stiftungsvermögen wieder zu einer neuen Stiftung zu 
verwenden, bei deren Zweckbestimmung so weit als möglich auf den 
ursprünglichen Willen des Stifters Rücksicht genommen werden soll. 
Nach dem Schlusssatz soll in solchem Falle bei kirchlichen Stiftun- 
gen die betreffende Kirchenbehörde gehört werden; kann auch die 
Kirche ein Privatrecht an der einzelnen kireblichen Stiftung, welche 
in Niemandens Eigenthum steht, nicht beanspruchen, so erscheint es 
21° 


320 Miscellen. 


doch billig, ihrem besonders nahen Interesse an der Art und Weise, 
wie über eine verfallene kirchliche Stiftung verfügt wird, dadurch 
Rechnung zu tragen, dass ihr zur Aeusserung ihrer Ansichten und 
Wünsche Gelegenheit geboten wird. — Die Unterscheidung der Stiftun- 
gen in weltliche und kirchliche, wie $. 3. des Entwurfs sie aufstellt, 
ist nicht neu. Beide Arten von Stiftungen wurden von jeher in ein- 
zelnen Beziehungen verschieden behandelt. (Vergl. Verordn. vom 10. 
April 1833.) Die Unterscheidung ist aber sehr viel wichtiger gewor- 
den, seitdem das Kirchengesetz vom 9. Oktober 1860.*) die Befugnisse 
der Kirchen hinsichtlich der kirchlichen Stiftungen sehr bedeutend 
erweiterte bis zu dem Punkte, dass diese Stiftungen nicht mehr, wie 
bis dahin von Organen der Staatsverwaltung, vorbehaltlich der Zu- 
stimmung der Kirchenbehörde in einzelnen Fällen, sondern gemein- 
schaftlich ‘von Staat und Kirche verwaltet werden sollen (Kirchenge- 
setz vom 9. Oktober 1860., 8. 10... Da diese erweiterten Befugnisse 
den Kirchen selbstverständlich nicht auch hinsichtlich der weltlichen 
Stiftungen zugestanden werden konnten, war die nächste Folge des 
Kirchengesetzes, dass die Aufsicht über die Verwaltung der Stiftungen 
in der zweiten Instanz getrennt, die über weltliche Stiftungen dem 
Verwaltungshof, die über kirchliche dem katholischen Oberstiftungs- 
rath, bezw. dem evangelischen Oberkirchenrath übertragen wurde, 
während in Folge eines (widerruflichen) Auftrags der Staatsregierung 
die zur Verwaltung der kirchlichen Ortsstiftungen berufenen, wesent- 
lich kirchlichen Behörden (die katholischen Stiftungs-Commissionen 
und die evangelischen Kirchengemeinderäthe) in Ermanglung anderer 
brauchbarer Organe zunächst auch noch mit der Verwaltung der 
weltlichen Ortsstiftungen betraut blieben. Ein Hauptzweck des vor- 
liegenden Entwurfs ist nun der, dieses auf die Dauer unhaltbare Pro- 
visorium zu beseitigen. Eben damit wird es aber immer unerläss- 
licher, die Begriffe von weltlichen und kirchlichen Stiftungen, an 
welche sich immer umfassendere und wichtigere rechtliche Folgen an- 
knüpfen, schärfer als bisher zu bestimmen. — Nach den Vorschlägen 
des Entwurfs soll übrigens die Grenzlinie zwischen weltlichen und 
kirchlichen Stiftungen, wie sie bereits im Kirchengesetz von 1860. und 
den ergänzenden Vollzugsverordnungen vom 20. November 1861. und 
28. Februar 1862. °*) gezogen ist, nicht sowohl geändert, als nur ergänzt 
werden, dadurch, dass alle Stiftungen, die nach jenem Gesetz nicht 
zu den kirchlichen gehören, ausdrücklich als weltliche erklärt werden. 
Durch den Gegensatz des Abs. 2. zu Abs. 1. in $. 3. und durch die 
dem ersteren beigegebene Exemplifikation erhält der an sich nicht 
ganz scharfe Ausdruck „Stiftungen zur Befriedigung kirchlicher Be- 
dürfnisse“ die zur sicbern Anwendung des Gesetzes nothwendige Ge- 
nauigkeit, und zugleich geht aus der Fassung des ganzen Paragraphen 


*) 8. diese Zeitschr. Bd. I. S. 157. ff. 
"") S. daselbst Bd. II. S. 215. ff. 468. ff. 
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hervor, dass lediglich der Zweck einer Stiftung, nicht ihre Entstehungs- 
art u. a. über ihre weltliche oder kirchliche Natur entscheidet, und 
dass jeder bestimmte Stiftungszweck exclusiv nur die eine oder die 
andere Folge haben kann, dass es keine Stiftungszwecke gibt, kraft 
deren eine Stiftung sowohl eine weltliche wie eine kirchliche sein 
könnte, so dass erst noch nach andern Kriterien über ihre wirkliche 
Natur zu entscheiden wäre. Nur durch eine solche Schärfe der Be- 
griffsbestimmung sind, wie die Erfahrung gezeigt hat, zahlreiche Un- 
sicherheiten in der Praxis zu vermeiden. — Von selbst versteht es sich 
übrigens, dass das neue Gesetz auf bereits rechtsgiltig Entschiedenes 
keine Wirkung hat. Alle Stiftungen, deren Eigenschaft als weltliche 
oder kirchliche durch rechtskräftiges Urtheil oder durch Anerkenntniss 
festgestellt ist, sollen auch fortan und wenn gleich die Anwendung 
des neuen Gesetzes ein anderes Resultat ergäbe, in jener Eigenschaft 
anerkannt bleiben; und dabei ist insbesondere hervorzubeben , dass 
die auf Vereinbarungen mit den Kirchenbehörden beruhenden Ver- 
ordnungen vom 20. November 1861. (Reggs.-Blatt Nr. 72.) und vom 
28. Februar 1862. (Reggs.-Blatt Nr. 10.) in 8. 5. bezw. 8. 6. umfas- 
sende allgemeine Anerkenntnisse der kirchlichen Natur gewisser Stif- 
tungen enthalten. — Die Consequenz des Grundsatzes, dass schlechthin 
der Zweck der Stiftung über ihre weltliche oder kirchliche Natur zu 
entscheiden habe, führt dahin, dass Stiftungen mit ‚verschiedenen 
Zwecken, nach welchen sie theils als weltliche theils als kirchliche 
zu bebanrdeln wären, nicht bestehen sollten. Um gegebene Verhält- 
nisse nicht allzu schroff zu durchschneiden, begnügt sich aber der 
Entwurf ($. 4.) damit, der Staats- und der Kirchenbehörde jeder für 
sich das Recht einzuräumen, die Trennung einer gemischten Stiftung 
in ihre verschiedenen, als weltliche bezw. kirchliche Stiftungen sich 
darstellenden Bestandtbeile zu verlangen; bis zur Trennung soll der 
status quo aufrecht erhalten bleiben. In Zukunft kann aber zu 
einer ihrer Natur nach weltlichen Stiftung nicht eine kirchliche Zu- 
stiftung gemacht werden, oder umgekehrt; die Zustiftung wird viel- 
mehr als eine neue besondere Stiftung der Art, zu welcher sie (die 
Zustiftung) ihrem Zweck nach gehört, behandelt; und eben so ist eine 
neue Stiftung, welche nach ihren verschiedenartigen Zwecken theils 
als weltliche, theils als kirchliche Stiftung sich qualifiziren würde, 
von vornherein nach ihren Zwecken in getrennte selbstständige Stif- 
tungen zu zerlegen. Das gleiche Verfahren ist auch bei weltlichen 
Stiftungen zu beobachten, die nach ihrer Zweckbestimmung, z. B. zur 
Armenunterstützung und für die Schule, verschiedenen Verwaltungs- 
behörden unterstehen ($. 5). — Von der Häufung der Stiftungszwecke 
ist übrigens der Fall wohl zu unterscheiden, wenn einer Stiftung mit 
einem bestimmten Zwecke eine specielle, bestimmt abgegrenzte Auflage 
gemacht wird; wenn z. B. mit einer Jahrtagsstiftung die Auflage ver- 
bunden wird, bei der Jahrtagsfeier gewisse Almosen zu vertheilen, 
oder wenn auf einer Hospitalstiftung die Auflage ruht, bestimmte 
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Gottesdienste zu halten u, s. w. — Ist die in $. 5. enthaltenes pecielle 
Beschränkung der Verfügungsgewalt des Stifters nach den Verhältnissen 
des besondern Falles selbstverständlich, so bedarf dagegen die viel 
weiter gehende generelle Beschränkung, welche $. 6. abweichend von 
dem bisherigen Recht dem Stifter auferlegt, einer rechtfertigenden 
Erläuterung. Darnach kann der Stifter, der bisher jede beliebige von 
der organisationsmässigen Verwaltung abweichende Verwaltungsart 
anordnen konnte, in Zukunft nur insoweit einen von dem gesetzlichen 
abweichenden Verwaltungsmodus anordnen, nls ein Gesetz dies ge- 
stattet; und der Entwurf bestimmt wenigstens für weltliche Stiftun- 
gen genau die Voraussetzungen, unter welchen, und die Grenzen, bis 
zu welchen solche Abweichungen möglich sind ($$. 19. u. fi.). Prak- 
tisch wird diese an sich nicht unerhebliche Beschränkung des Stifters 
wenig empfunden werden; es ist erfahrungsmässig von der bisher un- 
beschränkten Befugniss des Stifters, besondere Vorschriften über die 
Verwaltung zu treffen, sehr selten Gebrauch gemacht worden. Das 
Recht des Staates, hier der Privatwillkür bestimmte gesetzliche 
Schranken zu ziehen, kann nicht bezweifelt werden; es muss bestimmt 
werden, welche der gesetzlichen Vorschriften über die Verwaltung der 
Stiftungen prohibitiv sind, welche durch den Privatwillen des Stifters 
abgeändert werden können. Die meisten Stiftungen entstehen durch 
Privatrechtsgeschäfte, Schenkung oder letztwillige Verfügung. In der 
Gründung einer Stiftung wird aber dem privatrechtlichen Willen eine 
Tragweite eingeräumt, welche alles sonst in der Sphäre des Privat- 
rechts Vorkommende weit hinter sich lässt. Eine für einen be- 
stimmten Zweck gewidmete Vermögensmasse soll für ewige Zeiten, 
längst nachdem der Stifter gestorben und seine Privatrechtssphäre 
erloschen ist, erhalten bleiben ; alle kommenden Geschlechter sind, 
ganz gegen die Natur der sonst dem privatrechtlichen Willen gezo- 
genen Grenze, an das einmal Verfügte gebunden. Man lässt um der 
wohlthätigen Wirkungen der Stiftungen willen diese an sich exorbi- 
tante Wirksamkeit des Einzelnwillens zu; aber das, was er durch einen 
privatrechtlichen Act geschaffen hat, gehört nicht mehr dem Gebiet 
des Privat-, sondern des öffentlichen Rechts an. Die existent gewor- 
dene Stiftung ist ein Institut, das irgend welchen öffentlichen, d.h. 
vom Staat zugelassenen Zwecken dient, dessen Organisation demgemäss 
an sich rein durch die Staatsgewalt, mit Ausschluss jeder Einwirkung 
eines konkurrirenden privatrechtlichen Willens bestimmt werden 
könnte. Um die Geneigtbeit zur Gründung von Stiftungen anzuregen, 
mag der Gesetzgeber dem privatrechtlichen Willen des Gründers hin- 
sichtlich der Verwaltungsart seiner Stiftung eine gewisse Berücksich- 
tigung zusichern; wie weit aber in dieser Beziehung zu gehen sei, 
ist nicht eine Frage des Rechts des Stifters, sondern der Zweck- 
mässigkeit. Die Grenzen werden je nachdem der Stiftungszweck mehr 
oder weniger streng ein öffentlicher ist, enger oder weiter zu ziehen 
sein; unter allen Umständen steht aber das Recht der Staatsgewalt 
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fest, überhaupt Grenzen zu ziehen. Abgesehen davon, dass der Staat 
nicht einen, möglicher Weise über sehr bedeutende Stiftungsmittel 
verfügenden, ihm als Staat feindlichen Organismus entstehen lassen 
und dulden kann, liegt sogar in dem woblverstandenen Interesse der 
Stiftungen selbst eine richtige Beschränkung des stifterischen Willens 
über den Verwaltungsmodus. Es ist ausser den an den Bestand der 
Familie sich anschliessenden eigentlichen Familienstiftungen fast un- 
möglich, auf Jahrzehnte und Jahrhunderte hinaus die Verwaltungs-' 
organisation einer weiteren Zwecken dienenden Stiftung zweckmässig 
zu bestimmen; sie kann nur innerhalb des allgemeinen sich stets um- 
gestaltenden Verwaltungsorganismus zweckmässig verwaltet werden. 
Auch der weit- und vorsichtigste Kopf konnte schwerlich vor einem 
Jahrhundert eine spezielle Verwaltungsart z.B. für einen Armen- oder 
einen Schulfond ersinnen, die heute nur überhaupt noch ohne Modi- 
fikationen anwendbar ist. Eine planmässige und zweckentsprechende 
Ordnung des Stiftungswesens ist nur möglich, wenn die Befugniss, 
durch einen Akt des Privatwillens Abweichungen herbeizuführen, in 
solche Schranken gewiesen ist, dass die durch solchen Willensakt be- 
rufene, besondere Stiftungsverwaltung sich nicht auf prinzipiell ande- 
rer Basis als der allgemein gesetzlichen bewegen kann. — Aus Rück- 
sicht auf bestehende Rechte bestimmt übrigens der Entwurf (8. 7.), 
dass überall, wo bereits nach dem Willen des Stifters eine besondere 
Stiftungsverwaltung eingesetzt ist, dieselbe auch fortan bestehen soll, 
da nach bisherigem Rechte dem Stifter eine derartige Befugniss un- 
beschränkt zustand. — Die Leitung des Stiftungswesens nach Maassgabe 
der dasselbe betreffenden Gesetze ist nach den früheren Ausführun- 
gen über die rechtliche Natur der Stiftungen, im Allgemeinen Sache 
der verschiedenen dazu berufenen Verwaltungsbehörden. Dass Strei- 
tigkeiten über den die Stiftung begründenden privatrechtlichen Akt 
und ebenso über privatrechtliche Beziehungen einer Stiftung zu andeın 
physischen oder juristischen Personen der Aburtbeilung durch die 
bürgerlichen Gerichte unterliegen , versteht sich so sehr von selbst, 
dass man nicht für nöthig hielt, es im Entwurf ausdrücklich hervor- 
zuheben. — Dagegen stellt sich, nachdem in 88. 6. und 7. dem Stifter 
das Recht zugestanden ist, unter gewissen Voraussetzungen eine be- 
sondere von der allgemeinen gesetzlichen abweichende Art der Stif- 
tungsverwaltung anzuordnen , der Streit darüber, ob diese Voraus- 
setzungen vorhanden sind, als ein Streit des Öffentlichen Rechts dar 
und seine Entscheidung musste also nach den Vorschriften über die 
Competenz des Verwaltungsgerichtshofes diesem zugewiesen werden 
(8. 10. Ziff. 8.), und ebenso die Entscheidung über das Vorhandensein 
der stiftungsgemässen Voraussetzungen zur Theilnahme an Stiftungs- 
genüssen ($. 10. Ziff. 4.), also z. B. darüber, ob der Bewerber recht- 
lich zu’ dem irgend wie, durch Familienangehörigkeit, durch 'Confes- 
sion, durch Heimath, durch Stand bestimmten Kreise der zum Stif- 
tungsgenuss Berufenen gehöre, während die schliessliche Vergebung 
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der Stiftungserträgnisse unter den mehreren, rechtlich zugleich Be- 
rufenen, also die Auswahl, wer z. B. als der würdigste, als der dürf- 
tigste u. s. f. zu betrachten sei, selbstverständlich als einer der wich- 
tigsten Verwaltungsakte der die Stiftung verwaltenden Behörde zu- 
steht. Endlich weist $. 10. Ziff. 1. und 2. dem Verwaltungsgerichts- 
hof die Entscheidung auch über die Frage, ob eine Stiftung weltlich 
oder kirchlich sei, sowie über die Zerlegung gemischter Stiftungen in 
ihre weltlichen und kirchlichen Bestandtheile zu. Streitigkeiten des 
öffentlichen Rechts im eigentlichen Sinn liegen hier nicht vor; nach 
der Natur der Sache und abgesehen von einer positiven Gesetzesvor- 
schrift hätten die Verwaltungsbehörden nach Maassgabe des Gesetzes 
darüber zu verfügen, wie und von wem eine bestimmte Stiftung ver- 
waltet werden solle. Da aber die Theilnahme, zu welcher das Kir- 
chengesetz die Kirchen bei der Verwaltung der kirchlichen Stiftungen 
beruft, doch wohl nicht als eine lediglich auf äusseren Zweckmässig- 
keitsgründen beruhende staatliche Organisation, sondern wesentlich 
auch als ein rechtliches Zugeständniss an die Kirchen zu betrachten 
sein wird, empfiehlt es sich auch die in Frage stehenden Streitig- 
keiten über die weltliche oder kirchliche Natur einer Stiftung der 
Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof zu überlassen und 
dadurch den Kirchen die höchst mögliche Gewähr für ein vollkommen 
unbefangenes Urtheil zuzugestehen. — Zu $8$. 11.—18. Unter den spe- 
ziellen Bestimmungen des Entwurfs sind weit aus die umfangreichsten 
und wichtigsten die über die Verwaltung der weltlichen Orts- 
stiftungen. Als solche gelten, in Uebereinstimmung mit den bis- 
herigen Einrichtungen , diejenigen , welche ausschliesslich zum Vor- 
theil von Angehörigen oder Bewohnern einzelner Gemeinden oder 
mehrerer Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks bestimmt sind 
($. 11.) mit Ausnahme der für den Öffentlichen Volksschulunterricht 
gewidmeten Stiftungen, über welche bereits das Gesetz über den Ele- 
mentarunterricht verfügt. Diese weltlichen Lokalstiftuugen sollen 
fortan durch die politischen Gemeinden verwaltet werden, d. h. regel- 
mässig durch den Gemeinderath, in solchen Fällen, in welchen die 
Stiftung sich nur auf einen einzelnen, zu einer zusammengesetzten 
Gemeinde gehörigen Ort bezieht, durch den Ortsverwaltungsrath 
(8. 13.) und da, wo sie mehrere Gemeinden betrifft, durch einen von 
den sämmtlichen betreffenden Gemeinderäthen zu ernennenden Stif- 
tungsrath (88. 15.—18.). Die Stiftungen, die Niemandens Eigenthum, 
sondern selbstständige Rechtssubjekte sind, sollen damit durchaus nicht 
an die Gemeindecorporationen übergehen, so dass diese als selbststän- 
dig berechtigt zu betrachten wären, vielmehr wird nur in der Erwä- 
gung, dass die weltlichen Lokalstiftungen ihre nächste Beziehung zu 
der betreffenden Gemeinde haben, deren Verwaltungsbehörde, der Ge- 
meinderath, durch die organisatorischen Gesetze des Staates zur Ver- 
waltung jener Stiftungen berufen, wie ähnliche Erwägungen bei kirch- 
lichen Stiftungen die Heranziehung kirchlicher Behörden veranlassten. 
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Es musste deshalb bestimmt werden, dass das Stiftungsvermögen in 
keiner Weise mit dem Gemeindevermögen vermischt werden darf 
($. 12.), auch das erste wird zwar von dem Gemeinderath verwaltet, 
aber nicht kraft eigenen Rechts der Gemeinde, sondern in Folge eines 
staatlichen Auftrages und unter der leitendeu Aufsicht der zuständi- 
gen Staatsbehörden. — Die Uebertragung der Verwaltung der weltlichen 
Lokalstiftungen an die Geimeinderäthe bewirkt die äusserlich am 
meisten in die Augen fallende Aenderung der bestehenden Einrich- 
tung, nach welcher bekanntlich in Folge eines besondern Auftrags 
der Staatsregierung die Verwaltung jener Stiftungen je nach der Con- 
fession der Genussberechtigten von den zur 'Verwaltung der kirch- 
lichen Ortsstiftungen der betreffenden Confession berufenen Behörden 
einstweilen fortgeführt wird, wie diess unter der Voraussetzung we- 
sentlich anderer rechtlicher Beziehungen zwischen Staat und Kirche 
durch die Verordnungen vom 21. November 1820. und 10. Mai 1825. 
angeordnet war. Nachdem bereits auf dem vorigen Landtag Regie- 
rung und Stände sich darüber geeinigt hatten, dass als Regel die 
Verwaltung der weltlichen Ortsstiftuungen den Gemeinderäthen zu 
übertragen sei, wird dieser Punkt nicht mehr einer ausführlichen Er- 
örterung bedürfen. Es wird an wenigen Bemerkungen genügen. Einer- 
seits können die Genussberechtigten, auch wenn dieselben konfessio- 
nell bestimmt sind, durch die Verwaltung einer nicht konfessionellen 
Behörde in keiner Weise gefährdet werden — hat man doch z. B. da, 
wo die Genussberechtigung von einem bestimmten Stande, Berufe, 
Alter u. s. w. abhängt, nie eine Verwaltung durch Personen der 
gleichen Kategorie für nothwendig gehalten, und kann ja doch schliess- 
lich über die Genussberechtigung an sich immer gerichtliche Ent- 
scheidung herbeigeführt werden. Anderer Seits wäre die Einrichtung 
konfessioneller Verwaltungen für die weltlichen Ortsstiftungen in hohem 
Grade unzweckmässig; es entständen in den einzelnen Orten neben 
den schon vorhandenen zahlreichen Ortsbehörden noch 2., 3. oder 
mehr Stiftungsräthe, je einer für die Stiftungen jeder Confession, 
einer für die nichtkonfessionellen Stiftungen, einer für die Verwaltung 
der für einige aber nicht für alle in dem Orte vorhandenen Confes- 
sionen bestimmten Stiftungen. Dagegen ist die Concentration der ge- 
sammten örtlichen Stiftungsverwaltung in der einen Hand des Ge- 
meinderaths, der mit den Bedürfnissen der Gemeinde und ihrer An- 
gehörigen vertrautesten und einflussreichsten Behörde, entschieden 
vorzuziehen. — Mit der Verwaltung der örtlichen Stiftungen soll regel- 
mässig auch die Verwendung ihre Erträgnisse verbunden sein ($. 14.). 
Doch macht der Entwurf davon zwei Ausnahmen, von denen nament- 
lich die erste von grosser Bedeutung ist. Es soll nämlich: 1. bei 
solchen Stiftungen, deren Erträgnisse unter die Armen zu vertheilen 
sind, diese Vertheilung durch die nach dem Gesetzentwurf über die 
öffentliche Armenpflege zu constituirende örtliche Armenbehöde, den 
Armenrath, geschehen. Dadurch wird nicht nur, indem der Armen- 
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rath je einen Geistlichen jeder Confession enthält, den Confessionen 
für ihre Sonderstiftungen eine zur Verhütung möglichen Misstrauens 
immerhin wünschenswertbe weitere Garantie gegeben, sondern es wird 
auch der weitere, sehr hoch anzuschlagende sachliche Gewinn erlangt, 
dass die gesammte öffentliche Armenpflege durch eine und dieselbe 
Behörde geleitet wird, womit zahlreiche mit der bisherigen Zersplit- 
terung verbundene Missstände von selbst wegfallen. 2. Die Vergebung 
von Stipendien an Schüler in Lehranstalten soll, auch wo sie aus 
Ortsstiftungen fliessen, durch die Schulbehörden geschehen, eine im 
Interesse der Schulzucht gebotene Anordnung. Die beiden hier be- 
sprochenen Ausnahmen sind nach ihren Gründen, absoluter Natur, 
d. h. sie können unter keiner Voraussetzung weder durch den Stifter 
selbst, noch auf Antrag der Genussberechtigten oder der verwaltenden 
Behörden geändert werden. — Zu $$. 19.- 27. Die 88. 19.—27. geben 
an, unter welchen Voraussetzungen und innerhalb welcher Grenzen 
eine von den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen abweichende 
Verwaltung einzelner Stiftungen angeordnet werden kann. Diese Be- 
fugniss steht zu: 1. Dem Stifter selbst (vergl. Bemerkung zu $. 6.) 
dann, wenn er eine grosse, d. h. eine solche Stiftung gründet, deren 
jährlicher Ertrag sich auf mindestens 500. fl. beläuft, oder wenn er 
eine mit einer besondern Anstalt, einem Hospital, einem Pfründner- 
oder Waisenhaus, einer Bibliothek u. s. w. verbundene Stiftung er- 
richtet. (8. 19.) Unter diesen Voraussetzungen kann er zwar eine 
besondere Verwaltung seiner Stiftung, aber nicht in beliebiger, son- 
dern nur in der von dem Gesetz ($. 20.) vorgesehenen Art anordnen. 
Die betrefienden gesetzlichen Bestimmungen zielen aber darauf ab, 
die zugelassenen, besondern Stiftungsverwaltungen auf dem gleichen 
Boden wie die allgemeine, auf dem Gesetz beruhende Stiftungsver- 
waltung zu erhalten. Den Vorsitz in jedem besondern Stiftungsrath 
führt desshalb der Bürgermeister oder sein Stellvertreter, und die be- 
sondern Stiftungsräthe werden von dem (grossen) Ausschuss gewählt. 
Ist damit der Zusammenhang der besondern Stiftungsverwaltung mit 
der Gemeinde genügend gewahrt, so erlangt anderer Seits der Stifter 
für das, was naturgemäss als sein hauptsächlichster Wunsch zu be- 
trachten ist, für die individuelle Behandlung seiner Stiftung die dop- 
pelte Garantie, dass für deren Verwaltung überhaupt ein besonderer 
Stiftungsrath eingesetzt und dass die Erneuerung desselben im Ver- 
lauf der Zeit (unter Benützung eines belrischen Vorbildes) aus Vor- 
schlagslisten vorgenommen wird, von welchen eine der bestehende be- 
sondere Stiftungsrath selbst aufstellt.e Bei der ersten Einsetzung des- 
selben kann freilich nur eine einfache Vorschlagsliste durch den Ge- 
meinderatb entworfen werden; man wird aber mit Sicherheit anneh- 
men dürfen, duss dabei diese Behörde etwa bekannten Wünschen des 
Stifters die gebühreude Rücksicht tragen wird. Der Stifter kann 
ferner für den Fall, dass zum Genuss seiner Stiftung nur die Ange- 
hörigen einer bestimmten Confession berufen sind, anordnen, dass in 
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den besondern Stiftungsrath nur Angehörige dieser Confession gewählt 
werden dürfen (8. 21. Abs. 1.), und er kann in den Fällen, in wel- 
chen mit der Stiftung eine Anstalt verbunden ist, verfügen, dass zu 
der verwaltenden Behörde, sei es die gesetzliche (der Gemeinderath), 
sei es ein besonderer Stiftungsrath, noch ein oder zwei weitere zur 
Förderung des speciellen Stiftungszweckes besonders qualifizirte Per- 
sonen beigezogen werden, z. B. bei einem Hospital Aerzte, bei einer 
Bibliothek oder Kunstanstalt Gelehrte oder Kunstverständige u. s. w. 
(8. 21., Abs. 2.). 2. Die zum Genuss Berufenen haben an sich kein 
Recht, eine besondere Einrichtung der Stiftungsverwaltung zu ver- 
langen. Mit Rücksicht auf altüberlieferte Gewohnheiten gestattet aber 
der Entwurf bei bereits bestehenden confessionellen Stiftungen 
den CGonfessionsangehörigen, die Herstellung einer besondern Stiftungs- 
verwaltung nach Maassgabe des $. 20. und 21. Abs. I. zu verlangen, 
wenn entweder mit der Stiftung eine Anstalt verbunden oder dieselbe 
besonders gross ist. Da der Anspruch der zum Stiftungsgenuss Be- 
rufenen auf besondere Stiftungsverwaltung jedenfalls ein schwächerer 
ist, als der des Stifters selbst, glaubte man zu Begründung ihres An- 
trags einen Jahresertrag der Stiftungen von mindestens 1000. fl. for- 
dern zu sollen ($. 22... Eine Abstimmung innerhalb der Confessions- 
genossenschaft, bei welcher einfache Majorität. entscheidet, kann nur 
dann vorgenommen werden, wenn ein nicht ganz unansehnlicher Theil 
der Confessionsangehörigen es verlangt (8. 23., Abs. 1. und 2.).. Wird 
die Einrichtung eines besondern (confessionellen) Stiftungsrathes ab- 
gelehnt, also der gesetzliche Zustand durch ausdrücklichen Beschluss 
der Betheiligten sanctionirt, so behält es dabei für immer sein Be- 
wenden; wird umgekehrt die Einsetzung eines besonderen Stiftungs- 
rathes beschlossen, so bleibt derselbe, um die nothwendige Stätigkeit 
der Verwaltung zu erhalten, mindestens 10. Jahre bestehen, nach deren 
Ablauf erst eine neue Abstimmung verlangt werden kann ($. 28., 
Abs. 3. u. 4). 3. Endlich kann auch der durch das Gesetz zur 
Stiftungsverwaltung berufene Gemeinderath selbst die Einsetzung eines 
besonderen Stiftungsrathes verlangen, wenn sonst die Geschäftslast 
für ihn zu gross würde. Diess ist anzunehmen, wenn eine Stiftung 
mit einer Anstalt verbunden ist, wenn die Ortsstiftungen zusammen 
einen Jahresertrag von mindestens 1000. fl. haben, endlich ohne Rück- 
sicht auf Grösse und Beschaffenheit der Stiftungen in Gemeinden von 
mehr als 3000. Einwohnern ($. 25.) — Die Einsetzung eines besondern 
Stiftungsraths zur Erleichterung des Gemeinderaths kann bei solchen 
Stiftungen, die sich auf mehrere Orte beziehen; nie Bedürfniss wer- 
den, da dieselben nicht von dem Gemeinderath selbst, sondern von 
einem besondern Stiftungsrath verwaltet werden (88. 15.—18.): da- 
gegen können die sub. 1. und 2. besprochenen Fälle auch bei der- 
artigen Stiftungen vorkommen; $. 24. gibt dafür die nöthigen Vor- 
schriften. — Denjenigen , welche in einen besondern Stiftungsrath 
(88. 19.25.) gewählt werden, glaubte man die Pflicht zur Annahme 
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des Amtes nicht auferlegen zu sollen. ($. 26. Abs. 1.). Dagegen 
müssen sie natürlich die Eigenschaften haben, die überhaupt zur 
Ausübung eines ‚öffentlichen Amtes unerlässlich sind ($. 20. a. E.), 
und sie stehen, während sie dasselbe bekleiden, unter entsprechender 
Disciplinargewalt. (8. 26. Abs. 2.) — Die Entscheidung darüber, obdie 
Voraussetzungen zu Bestellung eines besondern Stiftungsrathes vor- 
handen sind, steht an sich und in der Regel nach den oben ent- 
wickelten Prinzipien den Verwaltungsbehörden zu; nur wenn bestrit- 
ten ist, ob eine Stiftung confessionell beschränkt sei oder nicht (also 
zugleich das Genussrecht in Frage steht), kommt die Entscheidung 
hierüber dem Verwaltungsgerichtshof zu. — Zu 88. 28.—80. Hinsicht- 
lich der Art und Weise, wie die zur Verwaltung von Lokalstiftungen 
berufenen Behörden dieselbe zu führen haben, beschränkt sich das 
Gesetz Jarauf, das durch die Erfahrung bewährte System der (von der 
Aufsichtsbehörde zu genehmigenden) Voranschläge als Regel anzu- 
ordnen ($. 28.) und die Fälle genau zu bestimmen, in welchen die un- 
mittelbar verwaltende Behörde an die Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde gebunden sein soll ($. 29.) In letzter Beziehung ist zwar der 
Grundsatz der Gemeindeautonomie nicht anwendbar, da es sich nicht 
um Ausübung eigener Rechte der Gemeinden, sondern um Erfüllung 
eines gesetzlichen Auftrages handelt. Gleichwohl hielt man es für 
zweckmässig, die Selbstständigkeit der unmittelbar verwaltenden Be- 
hörde so weit als möglich auszudehnen, da mit der Selbstständigkeit 
auch das Gefühl der Verantwortlichkeit und das Interesse an der 
Verwaltung wächst und dadurch diese selbst besser wird. — Das For- 
melle der Verwaltungs- und Rechnungsführung wird durch Verordnung 
bestimmt werden. — Zu 88. 81.—34. Der Begriff der sog. Landes- und 
Districtsstiftungen ist in $. 31. Abs. 1. in Uebereinstimmung mit der 
bisherigen Uebung genau bestimmt. Es gehören hieher Stiftungen 
für Gelehrtenschulen, für die Universitäten oder die polytechnische 
Schule, für Landeswohlthätigkeitsanstalten,, zur Unterstützung von 
Gemeinden in allen oder einzelnen Arten von Gemeindebedürfnissen, 
zur Vertheilung von Beiträgen an Schulen u. s. w. Man braucht nur 
diese, eine wesentlich verschiedene Behandlungsweise bedingenden, 
verschiedenartigen Stiftungszwecke in's Auge zu fassen, um sich so- 
fort zu überzeugen, dass es unmöglich ist, hier Detailvorschriften zu 
geben. Das Gesetz beschränkt sich desshalb auf die ausdrückliche 
Sanctionirung des auch bisher geltenden Grundsatzes, dass diese Stif- 
tungen unter der unmittelbaren Verwaltung und Aufsicht von Staats- 
behörden stehen sollen (8. 31. Abs. 1.), so jedoch, dass in der Regel 
wie bisher besondere Verwaltungsräthe zu bestellen sind, welche im 
Namen und Auftrag der betreffenden Staatsbehörde die Verwaltungs- 
führung besorgen. ($. 33.) Aus Schonung confessionel!er Verhältnisse 
ist dieser Verwaltungsrath unter den Voraussetzungen des $. 21. auf 
Anordnung des Stifters aus Angehörigen der Confession zusammen- 
zusetzen, welche allein zum Genuss berufen ist. ($. 34.) — Stiftungen 
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zu Gunsten von Kreisen sollen, da hier geeignete Organe zur Ver- 
waltung vorhanden sind, von den Kreisbehörden verwaltet werden. 
(8. 32.;— Nach den in dem Entwurf aufgestellten Begriffen von Lokal- 
und von Districtsstiftungen (88. 11. und 81. Abs. 1.) sind solche 
Stiftungen, die sich auf mehrere Gemeinden verschiedener Amtsbe- 
zirke beziehen, zu den Districtsstiftungen zu rechnen. Wenn aber 
der Kreis der Berechtigten nicht allzu ausgedehnt ist, ist es doch, 
wie es auch bisher bisweilen der Fall war, möglich und unter Um- 
ständen auch zweckmässig, derartige Stiftungen nach Art der örtlichen 
Stiftungen, also unter directer Theilnahme der betheiligten Gemein- 
den, nach 88. 15.—18. verwalten zu lassen. Die rechtliche Mög- 
lichkeit zu dieser je nach Umständen wünschenswerthen Abweichung 
von der allgemeinen Regel. wird durch $&. 31. Abs. 2. gewährt. — 
Zu 88. 35.—40. Einiger besonderen Bestimmungen bedarf es in Hin- 
sicht auf die Familienstiftungen und in Verbindung mit den letzteren 
— welche gewöhnlich in der Form der Verleihung von Stipendien 
oder Aussteuergaben gemacht werden — auch hinsichtlich der übrigen 
nicht auf bestimmte Familien beschränkten Stiftungen dieser letzteren 
Art. — Bei den ersteren — den reinen Familienstiftungen — liegt, da 
sie, wenn auch ihr Zweck an und für sich ein öffentlicher, d. i. mit 
der staatlichen Aufgabe im Zusammenhange stehender ist, doch nur 
auf ganz erige Kreise Berechtigter beschränkt sind, ein wesentlich ge- 
ringeres staatliches Interesse, als bei anderen Stiftungen vor, auf 
eine stets gleichheitliche Art ihrer Verwaltung bedacht zu sein. Es 
glaubt deshalb der Entwurf bezüglich ihrer auch den Stiftern etwas 
weitergehende Rechte einräumen zu sollen, als dies nach seinen 
übrigen Vorschlägen in Hinsicht auf die allgemeinen Stiftungen be- 
absichtigt ist, indem er bestimmt, dass die Verwaltung solcher Fa- 
milienstiftungen nach dem Belieben des Stifters an die Mitglieder 
der berechtigten Familie übertragen werden dürfe. ($. 35.) Mit den 
Familienstiftungen behandelt sodann der Entwurf gemeinsam die schon 
erwähnte weitere Art von Stiftungen — die Stipendien und Aussteuer- 
stiftungen — und bestimmt, dass bezüglich dieser, auch wenn die 
Stipendien und Aussteuergaben nicht auf die Angehörigen einer Fa- 
milie beschränkt sind, der Stifter wenigstens die Verleihung der Stif- 
tungsgenüsse sich selbst oder anderen Personen vorbehalten, oder 
auch ohne Beschränkung anordnen dürfe, von welchen Staats-, Kreis- 
oder Gemeindebehörden und — wo es sich um Stipendien für Stu- 
dirende der Theologie handelt — auch von welchen kirchlichen 
Behörden sie zu vergeben seien ($. 36.) — Obgleich hiernach der Ent- 
wurf den Gründern derartiger Familien- und Stipendienstiftungen ein 
freies Verfügungsrecht in Hinsicht auf die Verwaltung oder die Ver- 
wendung derselben einräumt, so ist doch selbstverständlich nicht nur, 
dass die Behörden und Personen, welche mit der einen oder der an- 
dern betraut werden, gleich den gesetzlich geordneten Stiftungs- 
behörden der Staatsaufsicht unterstehen, sondern auch, dass die letz- 


330 Miscellen. 


teren, um die übertragenen Rechte auszuüben, den Voraussetzungen 
entsprechen müssen, durch welche die Zulassung zu einer Vermögens- 
verwaltung überhaupt und nach den allgemeinen Bestimmungen des 
Entwurfes die Zulassung zur Verwaltung von Stiftungen im Besonderen 
bedingt ist. Es beruhen darauf die Bestimmungen in $$. 37 und 40.; 
während $. 38. das Verhältniss regelt, in welches die Stiftungen treten, 
wenn die vom Stifter angeordnete Verwaltung, sei es wegen Unfähig- 
keit oder wegen Verzichts der Berufenen, in Wegfall kömmt. — Die 
Bestimmungen des $. 39. finden ihre Erklärung in Demjenigen, was 
zu $. 10. des Entwurfs bemerkt wurde. 

Zu $. 41. Auf kirchliche Stiftungen finden selbstverständlich die 
in 88. 1.—10. für Stiftungen überhaupt aufgestellten, allgemeinen 
Grundsätze Anwendung; im Uebrigen unterstehen aber dieselben nach 
wie vor dem Kirchengesetz vom 9. Oktober 1860. 


2. Bericht der Kommission der Ersten Kammer über den 
Gesetzesentwurf, die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung - 
der Stiftungen betreffend. 


Berichterstatter: Geheimerath Dr. Herrmann. 


Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren! 


Ihre Commission hält es für angemessen, zuerst den principiellen 
Standpunkt zu erörtern, von dem aus sie sich ihr Urtheil über den 
vorliegenden Gesetzesentwurf gebildet hat und darauf die Begründung 
ihrer Anträge zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs folgen 
zu lassen. — Die Voranstellung einer allgemeinen Erörterung scheint 
um so mehr geboten, als sich im Lande oder doch in gewissen Kreisen 
desselben eine unverkennbare Aufregung an die beabsichtigte Regelung 
des Stiftungswesens angeknüpft hat, die ihre Kraft zum Theil aus 
Missverständnissen schöpft, welche über die Tragweite und die Absich- 
ten des Entwurfs verbreitet worden sind. Man bat ihm in mehreren 
den Kammern überreichten Petitionen, Gutachten und Denkschriften 
harte Dinge namentlich über sein Verbältniss zum Rechte Jder 
Kirchen nachgesagt, und der Kampf gegen ihn hat sich selbst auf 
Wege verirrt, auf welche wir nicht einmal mit unserer Kritik folgen 
können. Für Ihre Commission konnte darin nur die Aufforderung 

liegen, besonders nach der angefochtenen Seite eine eingehende 
Prüfung der Grundsätze des Entwurfs sich angelegen sein zu lassen, 
um da, wo wirklich begründete Ansprüche und Interessen der evan- 
gelischen und der katholischen Kirche des Landes verletzt erscheinen 
sollten, seine Abänderung zu beantragen. Und in der That finden wir 
uns in der Lage, in dieser Richtung einige Abänderungsanträge zu 
stellen. — Wir fürchten nicht, dadurch einer durchaus unbegründeten 
Meinungsrichtung Vorschub zu leisten, welche den Entwurf im Ganzen 
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als ein Attentat gegen das Recht und die Lebensbedingungen der 
Kirchen verdächtigt und ihre Verdrängung aus dem Berufe der Wohl- 
thätigkeitsübung als seinen eigentlichen Kern bezeichnet. Vor dieser 
Unbill sollte doch wohl unsere Regierung schon durch die Entstehungs- 
geschichte und den sichtlichen Inhalt ihres Entwurfs gesichert sein. — 
In dieser Beziehung erinnern wir daran, dass der Entwurf seinen 
Ursprung einer beim vorigen Landtage von beiden Kammern beschlosse- 
nen Adresse an Seine Königliche Hoheit den Grossherzog verdankt, 
welche die baldigste Regelung der Rechtsverhältnisse der weltlichen 
Stiftungen erbat, und zwar unter vorzugsweiser Berücksichtigung des 
Gesichtspunktes, dass die Verwaltung des weltlichen von der 
des kirchlichen Stiftungsvermögens getrennt und die 
erstere den betheiligten Gemeinden übertragen werde. 
Die Rechtfertigung dieser Bitte lag in dem völlig anormalen und 
praktisch unhaltbaren Zustand, dass die in Ausführung des Kirchen- 
gesetzes vom 9. Oktober 1860. und zur Verwirklichung des Grund- 
satzes der Selbstständigkeit der Kirchen berufenen wesentlich kirch- 
lichen Verwaltungsorgane auch mit der Verwaltung des weltlichen 
Stiftungsvermögens „zur Zeit“ vom Staate beauftragt waren und gegen- 
wärtig noch sind. Mit der Landesvertretung in der Anerkennung der 
Unhaltbarkeit dieses Zustandes einig, hat nun die Grossherzogliche 
Regierung dem gegenwärtigen Landtage diesen aus 42 Paragraphen 
bestehenden Gesetzesentwurf vorgelegt, der sich in seinem weitaus 
grössten Theile (88. 11 bis 40.) mit der beantragten Regelung der Ver- 
waltung der weltlichen Stiftungen beschäftigt, und derselben 
einige allgemeine Bestimmungen vorausschickt ($$. 1 bis 10.), 
welche theils eine praktisch durchaus unentbehrliche Gränzbestim- 
mung zwischen weltlichen und kirchlichen Stiftungen geben, theils 
einige auf alle Arten von Stiftungen bezügliche Rechtssätze über ihre 
Entstebung, Erlöschung, Verwaltung, Beaufsichtigung u. s. f. zusam- 
menstellen sollen. 

Bei diesen allgemeinen Bestimmungen beabsichtigt offenbar der 
Entwurf nicht sowohl ein neues Recht zu machen, als vielmehr das 
bestehende aber nicht durchaus klare und controversenfreie schärfer 
zu bestimmen, etwa auch einige noch in der Bildung begrifiene neue 
Rechtssätze zum Abschluss zu bringen: seine Tendenz im Ganzen ist 
hier nicht sowohl eine legislatorische als eine codificatorische. Hiebei 
kann natürlich fehlgegriffen, ein mit Grund anfechtbarer Rechtssatz 
aufgestellt und für richtige Abänderungsanträge Stoff übrig gelassen 
werden. Allein wie dadurch der offen vorliegende wesentliche Charakter 
des Entwurfs in keiner Weise getroffen wird, so darf er darauf hin 
auch nicht verurtheilt werden. Es könnten diese allgemeinen Bestim- 
mungen, mit alleiniger Ausnahme einer Abgränzung der weltlichen 
von den kirchlichen Stiftungen, ganz fehlen, ohne dass dadurch der 
praktische Zweck vereitelt wäre, auf den es bei dieser Vorlage wesent- 
lich abgesehen ist. Ja es ist die Frage gestattet, ob nicht ein Fern- 
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bleiben der ersteren, schon wegen der mit der Allgemeinheit der Sätze 
ausserordentlich steigenden Schwierigkeit ihrer richtigen Formulirung, 
rathsamer gewesen wäre. Jetzt freilich sind sie einmal vorbanden 
und desshalb das prüfende Eingehen auf sie unabweislich, wenngleich 
es immerhin zu bedauern bleibt, dass dadurch ein Abschnitt des 
Entwurfs, der streng genommen doch nur ein Nebenwerk desselben 
bildet, allzusehr in den Vordergrund der Verhandlung tritt und den 
verdienstlichen Hauptinhalt nahezu verdeckt. — Nach diesen Vorbemer- 
kungen wenden wir uns 
I. 

zur Darlegung des principiellen Standpunktes, den wir zu dem 
Entwurfe und vorzugsweise zu seinen allgemeinen Bestimmungen ein- 
nehmen. — 1. Hier bedarf es zuvörderst einiger Bemerkungen über den 
Gegenstand und Umfang des Gesetzes, da nicht blos im 
Sprachgebrauche des gemeinen Lebens, sondern auch in der Rechts- 
sprache das Wort Stiftung eine Vieldeutigkeit besitzt !), durch 
welche irrige Vorstellungen über die Tragweite eines Stiftungsgesetzes 
erzeugt werden können. Allerdings ist an solchen Vorstellungen der 
vorliegende Entwurf unbetheiligt, indem er mit einer Bestimmtheit, 
welche nichts zu wünschen übrig lässt , als seinen Gegenstand nur 
die mit selbstständiger Rechtssubjectivität ausgestatteten 
Stiftungen, also jenes bekannte Rechtsinstitut bezeichnet, welches in 
dem heutigen Systeme unseres Privatrechts unter der Rubrik der 
juristischen Personen seine Stelle hat. Hält man diesen Gegen- 
stand des Gesetzes gebührend fest, so verschwinden schon damit 
mannichfache Bedenken, welche ihm entgegengestellt worden sind. 
Darnach werden von seinen Bestimmungen nicht berührt a. Schen- 
kungen und letztwillige Vergabungen, welche Vermögen 
an bestehende physische und juristische Personen mit der Auflage 
seiner Verwendung zu einem gewissen Zwecke übertragen. 
Hier ist nicht die Entstehung einer neuen selbstständigen Persönlich- 
keit beabsichtigt, sondern das Gewidmete geht einfach in das Ver- 
mögen des Empfäugers mit der Verbindlichkeit der Verwendung zu 
dem vom Geber gewollten Zwecke über. Freilich reicht die juristische 
Wirkung dieses Willens nicht über den nächsten Empfänger hinaus. 
Allein es leuchtet ein, dass, wenn dieser Empfänger selbst eine juri- 
stische Person ist, schon durch deren Nichtsterblichkeit ein nahezu 
gleiches Fortwirken der Verwendungsbestimmung erreicht wird, wie 
durch die Errichtung einer selbständigen Stiftung. Es ist hiernach 
unbegründet, wenn man behauptet hat, dass allen Zuwendungen an 
die Kirchen für Wohlthätigkeitszwecke ein definitiver Riegel vorge- 
schoben sei, die Kirchen aus diesem Bereiche der Thätigkeit völlig 
verdrängt seien, falls die vom Euntwurfe beabsichtigte Erklärung der 
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Wohlthätigkeitsstiftungen zu weltlichen Stiftungen zum Gesetz erhoben 
werden sollte. Sofern nur die Kirche oder kirchliche Körperschaft, 
welcher die Vergabung zugedacht ist, juristische Persönlichkeit besitzt, 
so steht nichts im Wege, derselben wie andern juristischen Personen 
Zuwendungen mit einem sogenannten Modus zu machen. Es wird in 
dieser Form der Wille des Zuwenders um so sicherer zur Ausführung 
kommen, je stärker für das bedachte kirchliche Subject die religiösen 
Beweggründe zur Erfüllung des Modus wirken müssen. Die Form würde 
sich ändern, die Sache bliebe dieselbe. — b. Ebensowenig fällt unseres 
Dafürhaltens unter das beabsichtigte Gesetz das eigentliche Kirchen- 
vermögen. — Wir gehen von dem gemeinrechtlich feststehenden und 
nach unserem Landesrechte kaum anzufechtenden Satze aus, dass Kir- 
chenvermögen und Vermögen der kirchlichen Stiftungen juristisch nicht 
identisch sind, wenn gleich der Sprachgebrauch sie nicht immer scharf 
auseinander gehalten hat. Beide Arten von Vermögen gehören rechtlich 
unterschiedenen und insoweit selbständigen Personen an. Die Kirchen 
besitzen nach unserm Landesrecht die Eigenschaft öffentlicher Corpo- 
rationen und haben und erwerben als solche doch wohl ein ihren Be- 
dürfnissen dienendes Vermögen: die Stiftungen sind lediglich Vermö- 
gensmassen mit einzelnen personificirten Zwecken, über welche ihre 
Rechtssubjectivität nicht hinausgeht. Die Kirchen tragen die Organe 
in sich, deren Wille ihre Persönlichkeit auch in vermögensrechtlicher 
Beziehung vertreten kann; für Stiftungen muss ein solches Organ erst 
gemacht werden. Den Kirchen kann überhaupt und mit derselben 
Unbeschränktheit auf gewisse Zwecke, wie sonstigen Personen und 
Korporationen, Vermögen zugewendet werden: Stiftungen haben nur 
eine auf ihren speciellen Zweck beschränkte Erwerbfähigkeit. Den 
Kirchen kommt ihre Eigenschaft als Corporationen und Vermögens- 
subjecte nicht kraft spezieller Verleihung an die einzelnen ihre 
Gliedtheile bildenden Institute oder Gemeinschaften im Lande (Kir- 
chengemeinden, Landeskirche, Domkapitel, Metropolitankirche u. s. f.), 
sondern kraft eines allgemeinen gesetzlichen Rechtssatzes 
zu: die Stiftungen dagegen haben wie nach der herrschenden Ansicht 
des gemeinen Rechts ?) so nach der festen und auch im $. 1. des 
vorliegenden Entwurfs bekräftigten Badischen Jurisprudenz und Rechts- 
übung die juristische Persönlichkeit nur mittels besonderer, den 
einzelnen zu Tbeil werdender Concession, deren Stelle 
natürlich auch durch ihre herkömmliche Behandlung als juristische 
Personen vertreten werden kann. — Eine Verwischung der Gränze 
zwischen Kirchenvermögen und kirchlichem Stiftungsvermögen kann 
freilich zunächst in einzelnen Fällen in Folge von Zweifeln darüber 
eintreten, ob der Wille eines sogenannten Stifters auf unmittelbare ' 


3) v. Vangerow Pandecten. 7. Aufl. Bd. 1. 8. 101.; Mühlen- 
bruch Forts. des Pand.-Commentars von Glück Bd. 40. 8.21. ff. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 3. 22 
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Widmung von Vermögen für einen kirchlichen Zweck oder darauf 
gegangen sei, einem erwerbfähigen kirchlichen Rechtssubjecte das 
Vermögen mit einer Zweckbestimmung zuzuwenden. Solche factische 
Zweifel werden zu Privatrechtsstreitigkeiten Veranlassung geben kön- 
nen, welche wie andere Streite über Mein und Dein vor dem bürger- 
lichen Richter zu erledigen sind: sie sind aber immer lösbar. — 
Gefährlicher wird eine Verwischung der Gränzen, welche unter der 
Einwirkung allgemeiner Verhältnisse, insbesondere herrschender Ur- 
tbeilsrichtungen in Wissenschaft und Leben, entsteht. Eine solche 


droht allerdings von der in der neueren Zeit wieder viel verhandelten. 


doctrinellen Frage, ob das Kirchenvermögen den aus Personen bestehen- 
den kirchlichen Verbänden (Gemeinden) oder vielmehr von kirchlichen 
Instituten gehöre, welche den Gliedbau der Kirche bilden. Man drückte 
die Frage auch so aus, ob das Kirchengut Corporationsgut oder 
Stiftungsgut (richtiger Anstaltsgut) sei. Diese Controverse 
wurde besonders lebhaft, nachdem zwei so angesehene Auctoritäten 
wie v. Savigny und Eichhorn für das Eigenthum der Gemeinden 
sich ausgesprochen hatten und damit für eine Ansicht eingetreten 
waren, welche allerdings mit dem dogmatischen Kirchenbegriff der 
Evangelischen, aber weniger mit dem der Katholiken in Einklang sich 
befindet und deshalb auch mit den bezüglichen Aussprüchen der cano- 
nistischen Quellen nicht wohl zu reimen ist. Es begegnete ihr denn 
auch ein lebhafter und gegründeter Widerspruch katholischer Cano- 
nisten, von denen besonders Schulte das Eigenthum der kirchlichen 
Institute überzeugend verfocht. In Folge davon überwiegt in der 
neuesten Zeit allerdings, um den obigen nicht glücklichen Ausdruck 
zu brauchen, die Auffassung des Kirchenguts als Stiftungs- 
gut wenigstens im Systeme des katholischen Kirchenrechts, allein 
ohne dass damit gesagt sein sollte, dass es auf dem Boden des Ver- 
mögensrechts überhaupt keine Kirchen als Vermögenssubjecte, sondern 
nur Stiftungen gebe. Bürgert sich aber ein solcher Ausdruck ein, so 
wird er, bei der nicht eben weit verbreiteten Einsicht in den wahren 
Zusammenhang der Sache, nur zu leicht in unbegründeter Weise 
weiter juristisch verwerthet, so dass die Behauptung von einer durch- 
gängigen rechtlichen Einbeit des Kirchenvermögens mit dem Stiftungs- 
vermögen, oder dass das erstere nur eine Form des letzteren sei, sich 
wohl Anhäuger versprechen könnte. — Wäre nun eine solche Ver- 
mischung bei uns zu fürchten, so würden wir auf die zu ihrer Abhal- 
tung etwa erforderlichen Abänderungen des Entwurfs Bedacht genom- 
men haben. Allein diese Mühe erschien uns überflüssig, Das badische 
Recht (Kirchengesetz vom 9. Oktober 1860, $. 1.) erklärt ja die Kirchen 
“für öffentliche Corporationen, d.h. für in das öffentliche 
Recht des Landes aufgenommene Gemeinschaften mit Rechtssubjecti- 
vität, und überlässt es ihnen als eine rein häusliche Angelegenheit, 
ob sie von ihrer dogmatischen Basis aus für sich lieber den Anstalts- 
charakter oder den Genossenschaftscharakter in Anspruch nehmen 
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wollen. Ihre Stellung in der Rechtsordnung wird am Gesetze des 
Staats, nicht an demjenigen gemessen, was die Kirchen von sich 
selbst aussagen, und mit jenem Gesetze ist die Existenz eines eigent- 
lichen Kirchenvermögens unmittelbar gegeben, welches, unbesthadet 
seines Zerfallens in Vermögenssphären besonderer kirchlicher Rechts- 
subjecte, diesen Öffentlichen Gemeinwesen, also nicht einem von ihnen 
verschiedenen Rechtssubjecte, den Stiftungen, gehört. Auch wenn 
die katholische Kirchenlehre noch so einhellig für das Kirchenver- 
mögen den sogenannten Stiftungscharakter behauptete, dennoch würde 
sich dasselbe im Geltungsbereiche des badischen Rechts niemals in 
Vermögen kirchlicher Stiftungen im eigentlichen Sinne auflösen, über 
welche allein der vorliegende Entwurf Bestimmungen geben will. Für 
die rechtlichen Beziehungen desKirchenvermögens bleiben daher 
unseres Dafürhaltens die betreffenden Vorschriften der Verordnungen 
vom 20. November 1861. und vom 28. Februar 1862. in unangetasteter 
Geltung. Dass übrigens auch keine Aufhebung der in den letzteren 
geordneten Verhältnisse der kirchlichen Stiftungen in dem 
Entwurfe liegt, werden unsere späteren Ausführungen zeigen, bezie- 
hungsweise durch einzelne Abänderungsanträge sicher stellen. — Unbe- 
schadet der unzweifelhaften Zweiheit des Kirchenvermögens und des 
Vermögens der kirchlichen Stiftungen überhaupt kann es natürlich 
rücksichtlich einzelner Sachen oder Sachcomplexe zweifelhaft sein, 
ob sie zum eigentlichen Kirchenvermögen oder zum Vermögen von Stif- 
tungen gehören, ebensogut wie über solche concrete Eigenthumsfragen 
auch unter verschiedenen Stiftungen die gleichen Irrungen vorkommen 
können. Ja, es werden derartige Zweifel vielleicht häufiger auftauchen, 
da theils identische Verwaltungseinrichtungen für kirchliche Stiftungen 
und wirkliche Theile des Kirchenvermögens (Kirchenfabrik, Kirchen- 
und Pfarrhaus-Baufonds), theils und noch mehr Schwankungen in den 
technischen Ausdrücken (Fonds, Stiftungen) und Unklarheiten der 
damit verbundenen Begriffe, wie sie sich auch in den angeführten 
Verordnungen von 1861. und 1862. nachweisen lassen, der Auseinander- 
haltung der verschiedenen Vermögen nicht günstig gewesen sind. 
Allein solche Zweifel sind eben unvermeidlich, und müssen, wenn die 
betheiligten Parteien ihr evidentes Interesse an einer gütlichen Aus- 
einandersetzung verkennen,, auf dem Wege des Prozesses zur Erledi- 
gung gelangen, sofern der Inhalt und Gegenstand des Streites darin 
besteht, welchem von mehreren Rechtssubjecten das Eigenthum an 
bestimmten individuellen Vermögensobjecten zukomme. — 2. Wir 
wenden uns zu der Unterscheidung der kirchlichen und der 
weltlichen Stiftungen, die der Entwurf ($. 3.) schon desshalb 
schärfer als bisher bestimmen muss, weil von nun an eine durch- 
greifende Verschiedenheit der Organe der unteren Verwaltung sich 
daran knüpfen soll. Er entnimmt das unterscheidende Merkmal ledig- 
lich dem Zwecke der Stiftungen, bezeichnet als kirchliche die- 
jenigen, deren Vermögen zur Befriedigung kirchlicher Bedürf- 
22 * 
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nisse einer Religionsgemeinschaft bestimmt ist, erklärt alle übrigen 
Stiftungen für weltliche, und hebt noch ausdrücklich hervor, was 
in dieser Begriffsfassung schon enthalten ist, dass alle in irgend 
welcher Form zur Armenunterstützung und Krankenver- 
pflegung bestimmten Stiftungen zu den weltlichen gehören sollen. 
Nur die eine Ausnahme von dieser Regel wird gestattet, dass, 
ohne Rücksicht auf ihren Zweck, als-kirchliche oder weltliche Stiftungen 
diejenigen gelten sollen, welche vor Verkündung dieses Ge- 
setzes durch Vereinbarung der zuständigen staatlichen und kirchli- 
chen Aufsichtsbehörden in der einen oder anderen Eigenschaft an- 
erkannt oder durch rechtskräftig gewordene richterliche Entscheidung 
als kirchliche oder weltliche erklärt worden sind. — Wenn gleich nun 
diese Bestimmungen nach der nicht wohl zweifelhaften Absicht des 
Entwurfs sowohl für die vorhandenen, als für die künftigen 
Stiftungen normativ sein sollen, so scheint es uns doch zur Orientirung 
über ihren Werth eine getrennte Betrachtung ihrer Beziehung auf 
diese beiden Arten von Stiftungen geboten. Rücksichtlich künftiger 
Stiftungen hat die Gesetzgebung des Staats offenbar weit mehr freie 
Hand. Wie es lediglich der Staatswille ist, dem sie ihre individuelle 
persönliche Existenz und der Wille des Stifters sein Fortwirken weit 
über die sonstige Tragweite des Privatwillens hinaus verdanken, so 
kommt es auch der Gesetzgebung zu, mit völliger, wenn gleich durch 
die Natur des Gegenstandes innerlich beschränkter, Freiheit zu be- 
stimmen, unter welchen Bedingungen, mit welcher Klassentheilung 
künftig Stiftungen mit dem eigenthümlichen Rechte der letzteren be- 
kleidet werden sollen. Anders steht es mit den vorhandenen Stiftungen 
indem rücksichtlich dieser unter der Herrschaft eines abweichenden 
früheren Gesetzes Rechte entstanden sein können, welche auch das 
neue Gesetz zu respectiren hat. — Wir betrachten daher zuerst die 
obigen Grundsätze des Entwurfs in ihrer Beziehung zu den vor- 
handenen Stiftungen, und zwar vorzugsweise unter dem Ge- 
sichtspunkte, ob und welche wohlerworbenen Rechte der Kirchen an 
den mit ihnen in Verbindung stehenden W ohlthätigkeitsstif- 
tungen etwa verletzt erscheinen. Es bedarf hier zunächst einiger 
geschichtlicher Vorbemerkungen. — Seitdem unter dem Einflusse des 
Christenthums die Nächstenliebe zu einer Aufgabe des Gemeinlebens 
geworden war, finden wir die Kirche an deren Uebung in verschiedener 
Weise betheiligt. Die zahlreichen Anstalten dafür, welche im römi- 
schen Reiche entstanden, wurden durch die Gesetze der römi- 
schen Kaiser mit einer bevorzugten Stellung bedacht, ihre Güter 
mit ähnlichen Privilegien, wie die Kirchensachen, ausgestattet, und 
ihre Verwaltung, unbeschadet ihrer Eigenschaft als selbständige juri- 
stische Personen, mit den Aemtern der Kirche in Verbindung gesetzt. 
Ihre Verwaltungseinrichtungen erhielten eine gesetzliche Regelung, 
welche der Privatdisposition etwaiger Stifter einen sehr geringen Spiel- 
raum übrig liess, und die Verwaltungsthätigkeit der Aufsicht der Bischöfe 
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unterwarf. Aber auch von sich selbst aus ordnete die alte wie 
mittelalterige Kirche ihre Mission der Armen- und Krankenversorgung. 
Schon frühzeitig wird die Verwendung eines bestimmten Theiles der 
Einkünfte jeder Diöcese für diesen Versorgungszweck bestimmt, und 
als diese Art von Oekonomie später, besonders in Folge der Entstehung 
der Pfründen, aufhörte, bildeten sich mannigfache andere Formen, in 
welchen die Kirche die als ihr Geschäftsbereich betrachtete Fürsorge 
für die Armen bethätigte. Die besonderen Wohlthätigkeitsanstalten 
welche bald aus Kirchenvermögen, bald von Privaten zahlreich errichtet 
wurden, standen mit der Kirche als ein Zubehör derselben in einer 
ähnlichen Verbindung wie die Klöster, und wenn gleich gegen Ende 
des Mittelalters auch von Fürsten und von politischen Gemeinwesen, 
insbesondere Städten, solche Anstalten gegründet und in eigener Ver- 
waltung gehalten wurden, so blieb doch auch hier ein gewisses Band 
zur Kirche, wenn auch nur zu dem Zwecke, um dem Anstaltsgute die 
Privilegien des Kirchengutes zu bewahren. Andere Zwecke, als fromme 
und wohlthätige, machten sich das Stiftungsrecht so gut wie gar nicht 
dienstbar, so dass im Mittelalter Stiftungen und piae causae (milde 
Stiftungen) nahezu zusamıenfallen und ihr kirchlicher Charakter 
als Regel nicht bezweifelt werden kann. — Dies hat sich im Laufe der 
letzten viertelhalb Jahrhunderte entschieden geändert. Eine grosse 
Mannichfaltigkeit neuer Stiftungszwecke machte sich geltend, welche 
keine nähere Beziehung zur Kirche zuliessen : sie führte zu einer 
Menge neuer rein weltlicher Stiftungen, die es jedoch nicht verschmäh- 
ten, sich piae causae zu nennen, um unter diesem Titel für ihr Ver- 
mögen die Privilegien der res ecclesiasticae, namentlich Steuerexemtio- 
nen, zu gewinnen, ohne dass damit der geringste rechtliche Zusammen- 
hang mit der Anstalt der Kirche und ihren Aemtern hätte ausgedrückt 
oder anerkannt sein sollen ®). Und in die Reihe dieser weltlichen 
Stiftungen rückten auch mehr und mehr die Armenstiftungen ein, in- 
dem auch an ihren Zwecken der Gang der Geschichte sich wieder- 
holte, aus dem der heutige Staat hervorgegangen ist, dass sie nämlich 
aufhörten, ausschliesslich kirchliche Mission zu sein und zu Aufgaben 
des politischen Gemeinwesens wurden. Wollte man darin nur einen 
Beleg zu der vielberufenen modernen Staatsomnipotenz finden, so wäre 
das ungerecht. Denn wenn die Kirchen thatsächlich nicht mehr — 
was in älteren Zeiten der Fall war — für den gesammten Bedarf der 
Armenpflege aufkamen, sondern für diesen öffentlichen Zweck nur 
nach dem zufälligen Maasse der zu ihrer Verfügung stehenden Fonds 
bald mehr bald weniger, aber niemals genügend leisteten, so war der 
Staat in der That genöthigt, auf die Schultern seiner Gemeinden die 


s) J. H. Böhmer Jus eccles. protest. III. 5. $. 22. „Numerus 
piarum causarum amplissimus est, quae omnes bonis ecclesiasticis an- 
numerantur, ut pari cum tis jure gaudeant.“ Von dem Gedanken eines 
Eigenthums der Kirchen an den Stiftungen ist dabei keine Rede. 
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sehr empfindliche Armenlast @®s eine bürgerliche Rechtspflicht zu 
legen. Geschah aber diess, so musste nun auch von Staatswegen 
für einen Zusammenhang der verschiedenen Seiten, von denen aus die 
Unterstützungsangelegenheit betrieben wurde, gesorgt, eine gleich- 
mässige haushälterische Verwaltung und Benützung der verschiedenen 
Armenstiftungen herbeigeführt, und die Gemeinden vor den Folgen 
einer mangelhaften Verwaltung und Verwendung derselben bewahrt 
werden, welche unmittelbar in gesteigerten Leistungen für das Armen- 
wesen auf sie zurückwirkt. Dass unter diesen Umständen viele Armenstif- 
tungen, besonders in politisch kräftigen städtischen Gemeinden, ihre frü- 
here Beziehung zur Kirche verloren, war eine geschichtliche Nothwendig- 
keit, für welche die Kirchen eine Entschädigung darin finden mussten, dass 
ihre Pfarrer meist an der einen einheitlichen Charakter annehmenden 
communalen Armenverwaltung einen mitleitenden Antheil erhielten. 
— Für die historische Richtigkeit dieses Verlaufes ist es kaum noch 
nöthig, auf das Zeugniss anerkannter Auctoritäten sich zu berufen. 
Doch mag es gegenüber der unglaublichen Anfechtung seines recht- 
lichen: Ergebnisses, der man in neuester Zeit wieder begegnet, ge- 
stattet sein u. 4. zu verweisen auf v. Savigny System des heutigen 
Römischen Rechts Bd. 2. S. 272. („Auch das Armenwesen ist zu einer 
wichtigen und ausgebildeten Thätigkeit des Staats geworden, so dass 
selbst der darauf gerichtete Theil der Stiftungen eine andere Stellung 
gegen Staat und Kirche eingenommen hat“), auf Paul Roth in 
v. Gerbers und Jherings Jahrbüchern Bd. 1. 8. 201. („Nachdem seit 
dem sechszehnten Jahrhundert die Armenpflege in verschiedenen Län- 
dern von der Kirche getrennt wurde und gemeinrechtlich der- 
selben jetzt nicht mehr zusteht, können zwar Wohlthätigkeitsanstalten 
durch spezielle Festsetzung unzweifelhaft noch als kirchliche An- 
stalten errichtet werden, aber sie sind nicht an sich als solche 
anzusehen“), auf Schulte die juristische Persönlichkeit der Kirche 
S. 58. („Es besteht jetzt ein grosser Unterschied zwischen den Stif- 
tungen zu kirchlichen Zwecken und den übrigen piae causae. Erstere 
sind aus ihrer Verbindung mit der Kirche nicht herausgetreten, kön- 
nen auch nicht von ihr gelöst werden ohne Unrecht gegen sie...... 
Anders aber steht es fast allenthalben mit den Armen- und Kranken- 
Stiftungen, kurz den nicht specifisch kirchlichen piae causae. Diese 
sind seit dem 16. Jahrhundert allmählig so sehr in den Bereich der 
Staatsgesetzgebung gezogen worden, dass es kaum noch ein Land 
geben dürfte, wo dies nicht der Fall ist, vom Kirchenstaate abgesehen“). 
— Wenn nun auf dem dargelegten geschichtlichen Boden, der im Ganzen 
und Grossen für alle deutschen Länder der nämliche ist, ein heutiger 
deutscher Staat sich zu einer Stiftungsgesetzgebung anschickt, welche 
eine Gränzlinie zwischen kirchlichen und weltlichen Stiftungen ziehen 
muss, so kann darüber unter Verständigen nicht gezweifelt werden, 
dass er nicht auf das Mittelalter zurückgreifen und die Wohlthätig- 
keitsstiftungen schlechthin für kirchliche Stiftungen erklären darf. 
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Es wäre das nicht blos eine Absurdidät, sondern auch eine Verletzung 
von Rechten, welche einem ebenso legitimen rechtsgeschichtlichen 
Enntwickelungsgange entsprungen sind, wie seiner Zeit der mittelal- 
terliche gewesen ist. Deshalb glauben wir aber nicht, dass der 
Staat den entgegengesetzten Satz aussprechen und die 
vorhandenen Stiftungen für Armenversorgung und 
Krankenverpflegung sammt und sonders mit dem Uha- 
rakter weltlicher Stiftungen bekleiden darf. Und hier ist 
zwischen den Ansichten Ihrer Commission und den Gedanken, von 
welchen der Regierungsentwurf geleitet wird, allerdings ein Gegen- 
satz vorhanden. Wir haben die Gründe unserer Ueberzeugung in 
thunlichster Kürze darzulegen. — Ohne auf gespannten Fuss mit dem 
Gange der Geschichte zu kommen, welcher die einheitliche Ordnung 
des Armenwesens zur Mission des Staates und viele Armenstiftungen 
zu weltlichen gemacht hat, ınuss es doch behauptet werden, dass die 
Wirkung nicht die gewesen ist, für alle Armenstiftungen das recht- 
liche Band zu der Kirche zu lösen. Unbeschadet jenes Rechts des 
Staats sind mehr oder weniger zahlreiche Stiftungen bis 
auf den heutigen Tag kirchliche geblieben, so dass der 
Staat, welcher jetzt die Weltlichkeit dieser Stitungen decretirt, in 
Rechtsverhältnisse, an deren Bestehen sich für die Kirchen ein un- 
verkennbares Interesse knüpft, tief einschneidet, — Gegen die Berech- 
tigung des Staates zu diesem Einschnitt sind zahlreiche Einsprachen 
erhoben worden, welche darin eine Verletzung verfassungsgesetzlicher 
oder gar völkerrechtlicher Schranken finden wollen, die der Gesetz- 
gebung gezogen seien. Wir können dieselben nicht als stichhaltig 
anerkennen. Dagegen erscheint uns das folgende Bedenken als wohl- 
begründet, weiches aus der Natur des rechtlichen Bandes hervorgeht, 
das zwischen den Kirchen und den bisher kirchlichen Wohlthätigkeits- 
stiftungen stattfindet. — Dieses rechtliche Band lässt sich zwar weder 
auf ein Eigenthum der Kirchen, sei es an den Stiftungen, die ja 
selbst Personen sind, sei es an den Stiftungsgütern, die ja eben den 
Stiftungen, also nicht der Kirche gehören, noch auch auf ein sonsti- 
ges Privatrecht zurückführen, sondern es ist nach seinem Zwecke und 
Inbalte (Erfüllung einer Aufgabe des Gemeinlebens durch Thätig- 
keiten der Verwaltung, Aufsicht, Vertretung) durchaus öffentlich 
rechtlicher Natur. Allein in dieser Eigenschaft wird man ihm 
doch den Charakter eines sogen. wohlerworbenen Rechts (jus 
quaesitum) zuerkennen müssen, welches den betreffenden Kirchen zu 
eigenem, selbstständigen Rechte, also dergestalt zusteht, dass 
sie dabei nicht als beliebig zu ändernde Organe und Functionäre 
eines andern Berechtigten, sondern als Subjecte eines zu ihrer eige- 
nen Rechtssphäre gehörigen Befugnisses erscheinen. Für das früher 
in Geltung gestandene positive Recht lässt sich diese Auffassung sicher 
nicht anfechten. Wohl mag man darüber streiten, ob die älteren 
reichsrechtlichen Quellen, namentlich das Osnabrücker Friedens-In- 
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strument V. 25. 26. 31., das Recht an den kirchlichen Stiftungen, 
deren Besitz sie dem einen oder andern Religionstheil als Annex sei- 
ner Religionsübung zusprachen, als ein privates oder als ein öffent- 
liches sich klar gedacht haben. Bei der damals noch herrschenden 
Confusion dieser beiden Rechtsgebiete ist das kaum anzunehmen, und 
der Untersuchung darüber fehlt jedenfalls das praktische Interesse, 
da der heutige Charakter jenes Rechts nicht von den damaligen Be- 
griffen oder auch deren Mangel abhängen kann. Allein dass das nach 
unseren Begriffen durchaus öffentliche Recht der Kirche an den Stif- 
tungen nicht als eine widerrufliche Vollmacht des Staa- 
tes, sondern alsein zur Rechtssphäre der betreffen- 
den Kirchen gehöriges Attribut gemeint war, das steht aus- 
ser allem Zweifel, und eine Veränderung dieses Charakters 
eines jus quaesitum ist auch später und bis auf den heutigen 
Tag nicht eingetreten. — In Baden sind die rechtlichen Verhältnisse 
keine wesentlich abweichenden. Wie anderwärts so hat sich zwar 
auch hier als Consequenz der in den Staatsbereich übergegangenen 
Einrichtung und Leitung des Armenwesens schon im vorigen Jahr- 
hundert ein ausgedehntes Anordnungs- und Verwaltungsrecht des 
Staats über alle Wohlthätigkeitsstiftungen, auch die kirchlichen, ge- 
bildet, dessen förmlicher Anerkennung auch die katholische Kirche 


sich nicht entzog‘). Allein wenngleich im Zusammenhang damit 


manche einzelne Armenstiftungen ihren früher kirchlichen Charakter 


verloren haben °), so ist doch ebensowenig ein allgemeiner Uebergang 


aller Armenstiftungen in den Bereich der weltlichen erfolgt, als bei 
den fortbestehenden kirchlichen Stiftungen die Eigenschaft des jus 
quaesitum der Kirchen erloschen. Als Beleg dafür würden schon die 
zur Ausführung des 8. 10. des Kirchengesetzes vom 9. October 1860. 
erlassenen Verordnungen von 1861. und 1862. ausreichen, welche ein 
ausdrückliches Anerkenntniss der Existenz kirchlicher Armenfonds 


4) Im dritten Organisationedicte v. 1803. 8. XXII. werden 
zwei Re- und Postscripte v. 28. October 1790. und 21. August 1791. 
angeführt und auch für die neuerworbenen Lande als normativ er- 
klärt, welche über die Verwaltung der frommen Stiftungen nach 
vorgängiger Vereinbarung mit den in die Markgraf- 
schaft mit ihrem Diöcesangebiet eingreifenden Bi- 
schöfen erlassen waren. Nach diesen Bestimmungen ist die Ver- 
waltung der Ortsstiftungen vollständig in den Händen des Staats, 
und die den Ordinariaten mit Beziehung auf den hergebrach- 
ten Besitzstand zugestandene Mitsorge über die sog. Ortsheiligen 
zu einer blossen Kentnissnahme zusammengeschrumpft. 

5, In dem in voriger Note citirten Postscript vom 21. August 
1791. heisst es: „. . . werdet Ihr (das fürstliche Hofrathscollegium) 
„ohnediess als eure Obliegenheit erkennen, dass, wenn .. . Frage 
„entstünde, ob etwas für eine geistliche oder weltliche Stiftung anzu- 
„sehen sei, Ihr uns darüber mit Vorlegung aller Umstände Antrag zu 
„erstatten habt, damit Wir zu Vermeidung aller widrigen Collisionen 
euch Unsere Entschliessung darüber zu wissen thun können.“ 
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enthalten, und in ihren Bestimmungen über den Weg der Streiterle- 
digung, wenn über die kirchliche oder weltliche Eigenschaft einer 
Stiftung gestritten wird, wenigstens die Möglichkeit auch solcher 
Armenstiftungen einschliessen, an welchen den Kirchen ein eigenes 
Recht zukommt. Das Nämliche ergibt sich aber auch aus dem vorliegen- 
den Entwurfe ($. 3.) selbst, indem er auf das Alinea 3., welches die 
Armenstiftungen für weltliche erklärt, ein Alinea 4. folgen lässt, 
welches in ähnlicher Weise wie jene Verordnungen für den Fortbe- 
stand gewisser Armenstiftungen als kirchlicher einen freilich beengten 
Raum gewährt. Die Anerkennung ihres kirchlichen Charakters ist 
auch hier von der Art, dass das Band dieser Stiftungen zu den Kir- 
chen offenbar die Eigenschaft eines eigenen selbstständigen Rechtes 
der Kirchen besitzen soll. Und zur Bestätigung des letztern gereicht 
es, dass sicherem Vernehmen nach noch in der jüngsten Zeit recht 
zahlreiche Anerkenntnisse des kirchlichen Charakters vorhandener 
Armenstiftungen von der Regierung ertheilt worden sind, wobei es 
natürlich nicht auf Liberalitäten, sondern nur darauf hat abgesehen 
sein können, ein wirklich bestehendes Rechtsverhältniss durch eine 
erneute Rechtszusicherung zu befestigen und seinen Fortbestand zu 
gewährleisten. — Müssen wir daher in unserem Lande den rechtlichen 
Bestand von kirchlichen Armenstiftungen überhaupt, und zwar mit 
dem Charakter des wohlerworbenen Rechts der Kirchen an 
denselben, behaupten, so müssen wir auch die Gesetzgebung für ver- 
pflichtet erkennen, das letztere zu achten. Freilich ist damit keine 
formell rechtliche Schranke ausgesprochen , vor welcher die Gesetz- 
gebung schlechthin Halt zu machen hätte. Bekanntlich hat die Ge- 
setzgebung nicht etwa blos die Macht, sondern das Recht, wohler- 
worbene Rechte wegen ihrer Schädlichkeit und Unverein- 
barkeit mit der Verwirklichung unleugbarer Staats- 
zwecke aufzuheben: und sie hat in Deutschland von diesem Rechte 
oft genug einen segensreichen Gebrauch gemacht. Wer würde heut- 
zutage noch wegen Widerstreits gegen wohlerworbene Rechte z. B. 
gegen die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit oder in kirch- 
licher Beziehung gegen die Durchführung des Paritätsprincips recla- 
miren, welches die Aufhebung der Rechte der Kirchen auf exclusive 
Religionsübung in bestimmten Gebieten einschloss? Allein diese 
Rechtfertigung durch Gemeinschädlichkeit scheint uns 
für die Aufhebung des Rechts der Kirchen auf die bisher mit ihnen 
verbundenen Armenstiftungen denn doch nicht Platz zu greifen. Wir 
hegen vielmehr die später noch zu begründende Ansicht, dass dieses 
Band, soweit und wie es bestcht, also nur bei einzelnen Stiftungen 
und in der selbstverständlichen Unterordnung unter die Aufsicht und 
unter die Anordnungen des Staats, durch welche für den nothwendigen 
Zusammenhang der verschiedenen Arten anstaltlicher Armenpflege 
gesorgt wird, an sich unverwciflich und erhaltenswerth sei. Auch 
die Regierungsbegründung zu dem Entwurfe hat die Zuscheidung der 
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Armen- und Krankenstiftungen überhaupt zu der Klasse der welt- 
lichen nicht mit der Gemeinschädlichkeit kirchlicher Stiftungen dieser 
Art motivirt, also auf den allgemein anerkannten Grund für legisla- 
tive Aufhebung wohlerworbener Rechte sich nicht berufen. Dass eine 
solche Gemeinschädlichkeit einmal unter besonderen Verhältnissen ein- 
treten und damit jedes Bedenken gegen die gesetzliche Zuscheidung 
aller Armenstiftungen zu den weltlichen verschwinden könne, be- 
zweifeln wir nicht, sondern erkennen es auf die bestimmteste Weise 
an. Schon beharrliche Missbräuche der kirchlichen Verwaltung, Be- 
nützung des Verwaltungsrechts zur Förderung fremdartiger Zwecke, 
Ungehorsam gegen die vom Staate krafts seines Rechts der Oberlei- 
tung des gesammten Armenwesens gegebenen Anordnungen u. dergl., 
würden die Gesetzgebung der Rücksichten entbeben können, die sie 
auf wohlerworbene Rechte auch hier zu nehmen hat. Doch das steht 
jetzt nicht zur Frage. — Fassen wir das Ergebniss unserer Erörte- 
rung jetzt zusammen, so wird bei gesetzlicher Aufstellung einer Grenze 
zwischen weltlichen und kirchlichen Stiftungen hinsichtlich der be- 
stehenden Armen- und Krankenstiftungen unseres Er- 
achtens davon auszugehen sein, dass solche Stiftungen als kirch- 
liche noch bei uns vorhanden sind, in dieser Eigenschaft zu Recht 
bestehen und durch die Gesetzgebung in ihrem bisherigen Rechte 
stehen gelassen werden sollen. Es erscheint eben so bedenklich, sie 
ausnahmslos für weltliche zu erklären, als neben einer solchen Regel 
die Ausnahme aufzustellen, dass diejenigen und nur diejenigen als 
kirchliche gelten sollen, welche bis zu einem bestimmten Zeittermin 
(bis zur Verkündung des Gesetzes) durch Uebereinkunft zwischen 
Staat und Kirche oder durch rechtskräftiges Urtbeil in ihrer kirch- 
lichen Eigenschaft anerkannt worden sind. Sind überhaupt Armen- 
stiftungen als kirchliche rechtlich vorhanden, so darf auch der 
Weg zur thatsächlichen Anerkennung dieser ihrer Eigenschaft 
nicht verlegt werden; insbesondere darf der Verlust derselben nicht 
an die Zufälligkeit geknüpft werden, dass ihr Band zur Kirche bis 
zu einem gewissen Zeitpunkt nicht reclamirt und durch 
Uebereinkommen oder richterliche Entscheidung zur definitiven An- 
erkennung gebracht worden ist. — Das Organ dieser auch fernerhin 
offen zu haltenden richterlichen Entscheidung kann aber im Zusam- 
menhang unserer heutigen Einrichtungen nur der Verwaltungs- 
gerichtshof sein, der als solcher über Streitigkeiten des öffent- 
lichen Rechts, zu welchen die über Weltlichkeit oder Kirchlichkeit 
einer Stiftung nach unsern vorigen Ausführungen gehören, zu ent- 
scheiden berufen ist. Gegen seine Zuständigkeit und für die der or- 
dentlichen bürgerlichen Gerichte kann man sich nicht auf die in den 
citirten Verordnungen vom 20. November 1861. und 28. Februar 1862. 
den Kirchen bei solchen Fragen zugesicherte „richterliche Entschei- 
dung“ stützen, bei welcher nur an das Organ der ordentlichen bür- 
gerlichen Gerichte gedacht sein könne. Das letztere ist freilich rich- 
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tig, da der Verwaltungsgerichtshof erst eine Schöpfung des Jahres 
1863. ist; nicht weniger richtig aber auch, dass ein Gesetz von 1870. 
diese unterdess eingetretene Veränderung der Behördenverfassung nicht 
ignoriren und die Zuständigkeit des neuen Gerichtshofs in Sachen 
nicht ausschliessen kann, die nach dem leitenden Gedanken seiner 
Zuständigkeitssphäre ihm zugehören.°) Die eminente Zweckmässig- 
keit dieser Zuweisung muss ohnedem einem Jeden einleuchten, der 
die bei diesem Gerichtshofe stattfindende Art der Procedur sich ver- 
gegenwärtigt und zugleich erwägt, wie die Concentrirung der Ent- 
scheidungen über diese Fragen des Stiftungsrechts die baldige Aus- 
bildung einer so dringend zu wünschenden festen Jurisprudenz in 
diesen Sachen verheisst und verbürgt. Dass man aber von diesem 
Gerichtshofe desshalb, weil er nicht unter dem Richtergesetze von 
1864. steht, eine minder unparteiische Justiz zu gewärtigen habe, 
ist eine Behauptung, welche mit seiner institutionellen, durch seine 
ganze bisherige Rechtsprechung bewährten und in der öffentlichen 
Ueberzeugung des Landes feststehenden Unabhängigkeit in schroffem 
Widerspruch steht. Es wäre freilich zu wünschen, dass durch seine 
baldige Unterstellung unter das Richtergesetz auch jeder Schein eines 
Grundes gegen seine Vertrauenswürdigkeit gelioben würde. — 3. Freiere 
Hand als bei der Bestimmung des kirchlichen oder weltlichen Cha- 
rakters bestehender Stiftungen besitzt die Gesetzgebung dann, 
wenn sie diese Gränze für künftige Stiftungen zu ziehen hat. 
Hier braucht sie sich nur von allgemeinen Gesichtspunkten legislativer 
Angemessenheit bestimmen zu lassen, und wohl könnte daher der 
Gedanke des Entwurfs hier volle Berechtigung haben, welcher beide 
Klassen nur nach dem Zwecke der Stiftungen unterscheidet, die kirch- 
lichen auf die zur Befriedigung eigentlich kirchlicher Bedürfnisse be- 
stimmten beschränkt, und den weltlichen alle übrigen , insbesondere 
also alle künftigen Armen- und Krankenstiftungen zu- 
weist. — Die Commission ist jedoch nicht im Stande gewesen, von der 
Richtigkeit dieses Gedankens sich zu überzeugen, und nimmt vielmehr 
an, dass auch eine künftige Begründung solcher Stiftun- 
gen als kirchlicher durch das Gesetz offen erhalten werden 
sollte. Es sind für diese unsere Entscheidung theils die Stellung des 
Staats zu der Aufgabe der Armen- und Krankenversorgung, theils die 
geschichtliche und mit dem Wesen des Christenthums gegebene Mis- 
sion der Kirchen, theils das Interesse der persönlichen Freiheit, theils 
endlich rein praktische Belange bestimmend gewesen. — Zunächst wird 
man von diesem Zwecke nicht behaupten, dass er so ausschliesslich, 


6) Der Berufung auf die nach den cit. Verordnungen nur „ge- 
eigneten Falls“ eintreten sollende richterliche Entscheidung, um 
die Zulässigkeit solcher Entscheidung bei Fragen, ob Stiftungen 
kirchliche oder weltliche sind , überhaupt auszuschliessen, bedarf es 
nicht, um das Entscheidungsrecht des Verwaltungsgerichts- 
hofs zu rechtfertigen. 
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wie etwa die Justizpflege, nur dem Staate angehöre, und dass jede 
für ihn organisirte Thätigkeit anderer Personen und Gemeinschaften 
einen Eingriff in die Mission des politischen Gemeinwesens bilde. 
Allerdings bleibt es der Staat und nur der Staat, welcher den zur 
Erreichung des Zweckes unentbehrlichen Zusammenhang der mannig- 
faltigen ihm gewidmeten autonomen Thätigkeiten zu bewirken, ge- 
meinschädliche Arten der Betheiligung an ihm hintanzuhalten , die 
haushälterische Verwaltung aller Armenstiftungen durch Aufsicht zu 
bewirken, für die eventuell nothwendig bleibenden gemeinen Leistun- 
gen Gesetz und Maass zu geben hat u. s. f. Allein aus dem Allem 
folgt nicht allein kein Anspruch auf politische Monopolisirung der 
gesammten Armenpflege, sondern vielmehr die Aufgabe des Staats, 
Raum und Licht zum Wachsthum und Gedeihen auch anderer zum 
. Staat und zur politischen Gemeinde beziehungsioser Unternehmungen 
in dieser Richtung zu gewähren, besonders solcher, welche durch ihren 
anstaltlichen Charakter Dauer und Beständigkeit des Wirkens ver- 
heissen. Wir können daher in der Stellung des Staats zur Aufgabe 
der Armenpflege keinen nöthigenden Grund finden, eine der häufig- 
sten Formen ihrer Förderung, nämlich die Errichtung von Armen- 
stiftungen,, der Einschränkung zu unterwerfen, dass sie fortan nur 
als sog. weltliche entstehen dürfen, d. h. in die Verwaltung der po- 
litischen Gemeinde übergehen müssen, also insbesondere eine Ver- 
mehrung der kirchlichen Armenstiftungen schlechthin verwehrt ist. — 
Es erscheint denn auch eine solche Beschränkung als eine Einengung 
der persönlichen Freiheit, die man, weil durch den Gemeinzweck nicht 
geboten, schwerlich zu rechtfertigen vermag, und die, weit entfernt 
ihn zu fördern, eher ein Hinderniss seiner Erreichung bilden wird. 
Denn was kann wohl das Gebot, Armenstiftungen nur als weltliche 
zu errichten oder durch Zustiftungen zu vermehren ($. 5. des Ent- 
wurfs), bei Denjenigen, deren Neigung und Ueberzeugung nun einmal 
auf eine kirchliche Verwaltung gerichtet ist, für eine andere Wirkung 
haben, als dass sie entweder das Stiften ganz unterlassen oder ander- 
weite, unschwer zu findende Wege aufsuchen, um mit Umgehung der 
Form der Stiftung ihre Mittel, freilich mit verminderter Gewähr ihres 
bleibenden Dienens für den Armenzweck, an kirchliche Corporationen 
oder Institute, welche nicht Stiftungen sind, hinzugeben? So wird 
der Staat durch sein Gebot den gewohntesten und beliebtesten Weg, 
um durch freie Vermögenshingabe Wohlthätigkeitszwecke zu fördern, 
für Viele ungangbar machen, und andern der Sache keineswegs för- 
derlichen Methoden zu einem künstlichen Uebergewicht verhelfen. 
Je ınehr aber solche Methoden benutzt werden, um so schwieriger 
wird sich für deı Staat die Aufgabe gestalten, die zur Herbeiführung 
des nothwendigen Zusammenhangs des Armenwesens erforderliche 
Uebersicht der einschlägigen Leistungen zu gewinnen, so dass schliess- 
lich eine Einrichtung, die einer grössern Einheitlichkeit der Armen- 
pflege zu Gute kommen sollte, nur ein neues Hinderniss ihrer Er- 
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reichung schafft. — Dazu kommt, dass nach dem innersten Wesen des 
Christenthums die christlichen Religionsgemeinschaften von jeher Ge- 
meinschaften nicht bloss der Lehre und des Cultus, sondern auch der 
werkthätigen Uebung der Nächstenliebe gewesen sind. Erst von hier 
aus hat sich bei den christlichen Völkern die Idee gebildet, dass die 
Fürsorge für die Armen und Kranken eine Pflicht des Gemeinwesens 
sei, und wenn man neuerdings mit gutem Grunde auch die Achtung 
des absoluten Werthes der Persönlichkeit als Bestimmungsgrund da- 
für geltend gemacht hat, so ist auch diese Idee eine Frucht, die wir 
vom Baume des Christenthums gepflückt haben, und die nur so lange 
nachwachsen wird, als der Baum bei Leben und Kıraft bleibt, um sie 
fort fort und zu tragen. Nun hat freilich in dem legitimen Gange 
der geschichtlichen Entwicklung die ausschliessliche Mission der 
Kirchen im Bereiche der Armenpflege längst aufgehört, und man wird 
'an sich nicht eine Abschwächung, sondern einen mächtigen Einfluss 
des Christenthums darin zu erkennen haben, dass es ihm gelungen ist, 
in das allgemeine Bewusstsein eine neue und so bedeutsame Aufgabe 
des Gemeinlebens einzuführen. Jedenfalls haben aber die Kirchen 
jetzt nur noch neben andern Gemeinschaften und in der oben gezeig- 
ten Unterordnung unter den Staat jenem Berufe obzuliegen; allein 
doch mit dem wichtigen Unterschiede von andern Gemeinschaften, 

dass für die Kirchen das Wirken in demselben eine mit ihrem 
Begriffe gegebene unnachlässliche Pflicht ist, für deren Erfüllung sie 
denn auch von dem Staate eines christlichen Volkes die entsprechende 
Gewährung von Raum und Freiheit zu gewärtigen haben. Allerdings 
ist es richtig, dass diese Freiheit den Kirchen noch nicht entzogen 
ist, wenn nur eine bestimmte Form der Erlangung und Verfügung 
über Armenmittel ihnen dadurch versagt wird, dass die Begründung 
neuer Armenstiftungen als kirchlicher ferner nicht mehr stattfinden 
soll. Unbenommen ist ihnen ja die Möglichkeit, mittels derselben 
privatrechtlichen Erwerbsarten, wie andere juristische Personen, Geld 
und Gut für diese Zwecke zu erwerben und damit nach den Grund- 
sätzen, die sie sich kraft ihrer Autonomie geben, Wohlthätigkeit zu 
üben. Allein immerhin bleibt es bei der prinzipiellen und geschicht- 
lichen Stellung, welche gerade die Kirchen in der Pflege dieser 
Zwecke einnehmen, auffällig, wenn der Staat dieses besondere 
Verhältniss unbeachtet lässt und den Grundsatz annimmt, dass die 
Kirchen sich hier lediglich in den Bahnen der Jedermann offenen 
Privatfreiheit zu bewegen und auf die staatliche Anerkennung der 
öffentlich-rechtlichen Stellung zu verzichten haben, welche in der 
fernerweiten Zulassung der Errichtung von Armen- und Krankenstif- 
tungen als kirchlicher enthalten ist. — Und Joch wird durch die Be- 
stimmung, dass künftige derartige Stiftungen nur als weltliche sol- 
len errichtet werden können, dasjenige gar nicht erreicht, was vor- 
nehmlich zur Empfehlung derselben geltend zu machen ist, dass 
nämlich durch Concentrirung der lokalen Stiftungsverwaltung in den 
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bürgerlichen Gemeindeorganen zu einer besseren Verwaltung und 
planmässigeren Verwendung der für den nämlichen Zweck vorhande- 
nen verschiedenen Stiftungen zu gelangen sein wird. Zu diesem 
wünschenswerthen Ergebnisse kommt es in keinem Falle, auch wenn 
der Regierungsentwurf unveränderte Annahme findet. Denn da be- 
stehende kirchliche Armen- und Krankenstiftungen als solche fort- 
bestehen sollen, wenn ihre kirchliche Eigenschaft vor Verkündung 
des Gesetzes durch Uebereinkommen oder rechtskräftiges Urtheil zur 
Anerkennung gebracht war, so wird es auch fernerhin eine kirchliche 
und eine communale Ortsstiftungsverwaltung geben, so dass durch 
Forterhaltung der Möglichkeit, Armen- und Krankenstiftungen auch 
als kirchliche zu errichten, der obige praktische Zweck des Gesetzes 
keine wesentliche Einbusse erleiden würde. — Aus diesen Gründen 
bat sich die Commission auch für künftige Stiftungen ausser Stande 
gesehen, der im Entwurfe aufgestellten, lediglich dem Zwecke ent- 
nommenen Unterscheidung von kirchlichen und weltlichen Stiftungen 
vollständig beizupflichten. Sie ist der Ansicht, dass Armenversorgung 
und Krankenverpflegung als Zwecke anerkannt werden sollten, für 
welche auch fernerhin eine Errichtung von Stiftungen als kirchlicher 
zugelassen wird. Die entsprechenden Abänderungsanträge wird der 
zweite Theil dieses Berichtes vorlegen. — 4. Wir haben schon in der 
Einleitung zu diesem Berichte im Allgemeinen unsere Uebereinstim- 
mung mit der Haupttendenz des Entwurfs ausgesprochen, die Ver- 
waltung der weltlichen Ortsstiftungen den betheilig- 
ten Gemeinden zu übertragen und innerhalb derselben durch 
die communalen Organe mit gewissen, durch die Eigenthümlichkeiten 
besonderer Stiftungen bedingten Modificationen besorgen zu lassen. 
Die für manche Augen auffällige Erscheinung , dass der Staat eine 
solche allgemeine Verwaltungsregel für die Stiftungen aufstellt, und 
nicht in erster Linie die besonderen, durch den Stifter 
ertheilten Anordnungen entscheiden lässt, ist wobl begründet. 
Denn einerseits wird bei dem weitaus grössten Theile der Stiftungen 
eine solche Anordnung gar nicht getroffen, sondern von den Stiftern 
auf die vorhandene gesetzliche Regelung der Stiftungsverwaltung ge- 
rechnet, von der sie im Allgemeinen mit Recht voraussetzen, dass 
ihre Zweckmässigkeit den beliebigen stifterischen Erfindungen über- 
legen sein werde. Und andererseits kann der Staat die schweren 
Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten,, die in seiner Oberaufsicht 
und Oberleitung des Stiftungswesens enthalten sind, wenn nicht bloss 
bei der von ihm verordneten Stiftungsverwaltung, so doch nur bei 
solchen abweichenden Anordnungen des Stifters übernehmen, welche 
staatlich vorher geprüft und genehm gehalten worden sind. Der Staat 
kann sich nicht zum folgsamen Vollstrecker jedes Privateinfalls machen. 
Und so hat sich denn in Folge dieses Zusammenhangs von selbst das 
Verhältniss so gestalten müssen, dass die gesetzliche Verwaltungs- 
ordnung der Stiftungen die Regel, die von dem Stifter vorgeschrie- 
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bene aber eine Ausnahme bildet, welche ohne besondere Gestattung 
nicht zulässig ist. — Sofern nun der 8.6. des Entwurfs überhaupt die- 
sen Grundsatz aufstellt, hat die Commission einen Anstoss nicht ge- 
funden, sondern seine Richtigkeit einmüthig anerkannt. Dagegen hat 
sich inmitten der Commission eine Meinungsverschiedenheit darüber 
gezeigt, ob der Entwurf in der Durchführung jenes Grundsatzes das 
richtige Maass getroffen habe. Die Mehrheit der Commission hat sich 
schliesslich mit dem Entwurf einverstanden erklärt, während eine 
Minorität in dem Entwurfe die Regel mit zu grosser Strenge, Jie 
Ausnahme in zu enger Begrenzung aufgestellt, und in Folge dessen 
die Freiheit des Stifters zur Anordnung von Abweichungen von der 
Verwaltungsregel übermässig beschränkt findet. — Die Betrachtung der 
Minorität ist die folgende. Mache man mit dem Entwurf die durch 
das Gesetz (oder durch Verordnung ’) vorgeschriebene Verwaltung in 
dem rigoristischen Sinne zur Regel, dass Abweichungen davon nur 
insoweit vom Stifter sollen angeordnet werden können, als solche für 
bestimmte Fälle durch Gesetz (z. B. in $. 19. 21. 34. 35. 36. des 
vorliegenden Entwurfs) ausdrücklich für zulässig erklärt seien, so 
werde der Freiheit des Stifters doch eine zu enge Grenze gezogen, 
und die oben in einem andern Zusammenhange erwähnte Gefahr der 
Benachtheiligung der Stiftungen durch künstlich geschaffene Hinder- 
nisse herbeigeführt. Jede Art gesetzlich aufgestellter Stiftungsver- 
waltung könne bei der ausserordentlichen Mannichfaltigkeit der Stif- 
tungszwecke von vorn herein nur als das regelmässig geeignete 
Mittel ihrer Ausführung gemeint sein und schliesse insoweit schon die 
Zulässigkeit von Ausnahmen für individuelle Fälle ein. Der 
Grundsatz, dem der Gesetzgeber bei seiner Einrichtung folgt, sei eben 
kein einem allgemeinen Wesen der Stiftungen überhaupt entlehnter, 
sondern werde aus Demjenigen abstrahirt, was dem Durchschnitt der 
grossen Menge der gewöhnlichen Stiftungen entspreche. 
Der Entwurf selbst erkenne dies an, indem er in Berücksichtigung 
der Eigenthümlichkeit mancher besonderer Stiftungen gewisse Ab- 
weichungen von der allgemeinen Verwaltungsregel gestatte, und inso- 
weit von vorn herein dem von der Regel abweichenden Willen des 
Stifters seine Anerkennung und Sanction ertheile. Mit welchem 
Grunde aber, so fragt man, nehme der Entwurf an, dass diese durch 
Gesetz für zulässig erklärten Ausnahmen die Fälle erschöpfen, welche 
dazu angethan sind, eine vom Stifter gewollte Abweichung von der 
Verwaltungsregel zuzulassen? Ein solcher Grund sei schwerlich vor- 
handen : vielmehr lasse sich behaupten, dass mit demselben Rechte 
auch andere Eigenthümlichkeiten concreter Stiftungen zur Zulassung 
anderer von den Stiftern gewollter Abweichungen geeignet seien, ja 


?) Dieser Zusatz war mit Rücksicht auf die erfolgte Normirung 
der Verwaltung der kirchlichen Stiftungen durch die Verordnungen 
von 1861. und 1862. nothwendig. 
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dass es hier geradezu unmöglich sei, im Voraus den höchst mannich- 
faltigen Verhältnissen Gesetz und Regel zu geben, wenn nicht einem 
öden Formalismus das wirkliche Leben und dessen berechtigte Be- 
dürfnisse geopfert werden sollen. — Man führt ein Beispiel aus unseren 
Tagen an. Die neuere Zeit habe aus einer Richtung der evangelischen 
Frömmigkeit, über deren Werth dem Staat kein anderes Urtheil zu- 
komme, als zu welchem ihn die im Gemeinleben sichtlichen Früchte 
derselben berechtigten, die sogenannten Diakonissen-Anstalten hervor- 
gehen sehen. Sie bedürfen zur Sicherbeit und Dauerhaftigkeit ihrer 
Etablissements der juristischen Persönlichkeit, welche sie zwar auch 
als Corporationen erlangen können, naturgemässer aber in der Eigen- 
schaft von Stiftungen begehren werden, und die man ihnen auch in 
dieser Eigenschaft nicht versagen dürfe. Die eigenthümlichen reli- 
giösen Triebfedern, in Kraft deren sie bestehen und wirken, mache 
für sie eine Verwaltung zum Bedürfniss, welche sich innerhalb eines 
durch gleichartige Religiosität verbundenen Kreises von Personen halte. 
Eine Verwaltung durch den Gemeinderath oder den besonderen aber 
communalen Stiftungsrath (Entwurf $. 19. 20.) sei für sie niemals na- 
türlich , unter Umständen unerträglich, und selbst eine Verbindung 
mit der Kirche könne für sie, wenn die in den kirchlichen Aemtern 
und Vertretungskörpern vorherrschende Richtung ihrer Art von Fröm- 
migkeit fremd sei, mit den gleichen Nachtheilen verbunden sein. Sie 
müssen eben ausserhalb des mit dem Verwaltungsrecht gegebenen 
Einflusses grösserer politischer und kirchlicher Organismen bleiben 
dürfen, um zu gedeihen, und verlangen daher entsprechende Abwei- 
chungen von der Regel des Stiftungsgesetzes, und zwar solche, welche 
auch unter den im Gesetze vorbedachten Abweichungen sich nicht 
finden. Versage man sie ihnen, oder setze man sich durch die allzu 
grosse Enge des Stiftungsgesetzes in die Lage, sie ihnen versagen zu 
müssen, so habe man damit die Axt an die Wurzel erfreulich wach- 
sender Schöpfungen der Nächstenliebe gelegt und Hände gebunden, 
deren freie Regung im Dienste der leidenden Mitmenschen ein drin- 
gendes Bedürfniss sei. — Die Minorität vermisst demnach in dem Ent- 
wurfe dasjenige Maass von Freiheit in der Abweichung von der ge- 
setzlich angeordneten Verwaltung , welches der berechtigten Indivi- 
dualität besonderer Stiftungen zu genügen erlaubt, und wünscht eine 
Abänderung des $. 6. des Entwurfs. Die Majorität verkennt zwar 
das von der Minorität geltend gemachte Bedürfniss von Abweichungen 
nicht, ist aber der Ansicht, dass demselben ohne Veränderung des 
$. 6. dann werde genügt werden können, wenn man durch eine Mo- 
dification des $. 20. darauf Bedacht nehme, dass bei den dort er- 
wähnten grösseren Stiftungen für einen nachhaltigeren Einfluss des 
Stifters und des besonderen Stiftungsraths auf die Zusammensetzung 
des letzteren Raum geschafft werde.- Aus diesem Grunde sind Com- 
missionsanträge nicht zu $. 6., wohl aber zu $. 20. des Entwurfs ge- 
stellt worden. — In den bisherigen Ausführungen sind die Haupt- 
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punkte besprochen, in denen wir eingreifendere und eine gewisse prin- 
zipielle Bedeutung in Anspruch nehmende Veränderungen des Ent- 
wurfs vorschlagen müssen. Die Begründung unserer Vorschläge zu 
den betreffenden Paragraphen des Entwurfs kann nunmehr um so 
kürzer ausfallen, ja grösstentheils in einer blossen Verweisung auf 
die bisher gegebenen Ausführungen bestehen. — Wir bedauern den Gegen- 
satz, in welchem wir sowohl zu dem Gesetzesentwurfe der Regierung 
als zu den Beschlüssen der zweiten Kammer haben treten müssen, 
sind aber zugleich der Ueberzeugung, dass auch wenn Sie, durch- 
lauchtigste, hochgeehrteste Herren, den Ansichten Ihrer Kommission 
beipflichten sollten, doch auf dem Boden der weit reichenden Ueber- 
einstimmung, auf welchem jener Gegensatz ruht, zu einer Vereinigung 
mit den beiden andern Factoren der Gesetzgebung unschwer zu ge- 
langen sein wird. In der That beschränkt sich unsere abweichende 
Ansicht im Wesentlichen nur auf zwei Punkte, indem wir erachten, dass _ 
1. den Kirchen ihre in dem bisherigen Rechte begründeten Ansprüche 
auf den kirchlichen Charakter schon vorhandener Armen - und 
Kranken-Stiftungen unbenommen, 
2. die Errichtung solcher Stiftungen als kirchlicher auch in Zukunft 
gestattet sein solle. 

Sollte aber unsere Hoffnung auf Vereinigung täuschen, so werden 
desshalb die dieser Angelegenheit gewidmeten Arbeiten und Verhand- 
lungen doch nicht unfruchtbar gewesen sein, sondern zu einer Klärung 
der Ansichten über eine der schwierigsten Gesetzgebungsaufgaben 
und zu deren späterer befriedigender Lösung gedient haben. 


(Schluss des Berichts folgt im nächsten Hefte.) 


I. 


Staatliche Kundgebungen in Preussen und Bayern in Be- 
ziehung auf den durch das Vaticanische Concil herbeigeftihrten 
Conflict des Staates und der römischen Kirchengewalt. 


Von 
R. W. Dove. 


Das Vaticanische Concil !), welches Pius IX. durch das Apo- 


— 


) Ein besonderer Ergänzungsband dieser Zeit- 
schrift, welcher nebst einer Vebersicht der Ge- 
schichte des Concils eine Zusammenstellung der 
dasselbe betreffenden Aktenstücke liefert, befindet 
sich unter der Presse., Die Stellung der Staatsregierungen zu 
dem Concil findet darin eingehende Berücksichtigung. An dieser 
Stelle glaube ich aber, betr. den Königlich Preussischen Erlass, die 
Aufhebung der katholischen Abtheilung des Ministeriums der geist- 
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 stolische Sendschreiben Aeterni Patris unigenitus Filius v. 29. 
Juni 1868. berufen und der Berufung gemäss am 8. December 
1869. am Feste der unbefleckten Empfängniss der jungfräulichen 
Gottesmutter eröffnet hatte, und welches nach Occupation des 
Kirchenstaates durch die italienische Regierung von dem Papste 
unter dem 20. October 1870. vertagt worden ist, bildet in der 
inneren Entwickelung der römisch-katholischen Kirche einen Ab- 
schluss von der höchsten Bedeutung, zugleich aber den Ausgangs- 
punct für eine völlige Umgestaltung des Verhältnisses des Staates 
zur römisch-katholischen Kirche. In der dreihundertjährigen Ge- 
schichte des tridentinischen Katholicismus stellen die Doctrinen, 
welche mit Vorliebe von dem Jesuitenorden gepflegt und vertreten 
werden, nur die eine der grossen Strömungen dar, während die 
andere sich enger an den altkirchlichen Bestand religiöser Ideen 
anschliesst, den die Kirche des Tridentinum aus der vorreforma- 
torischen Kirche übernommen hat. Jene erstere Richtung hatte 
sich, weil sie die Macht des Papstes ins Schrankenlose erhöht, 
seit dem Trienter Concil überwiegend der Gunst der Curie zu er- 
freuen gehabt. Niemals aber hat das Papstthum seine eigene 
Kirchenleitung so vollständig mit den Doctrinen und der Kirchen- 
politik des Ordens identificirt ®), als unter Pius IX. seit seiner 
Rückkehr aus Gaeta (12. April 1850.). So wies denn die Regie- 
rung dieses Papstes eine Reihe von Erscheinungen auf, welche 
den Beweis lieferten, dass die Entwickelung der römischen Kirche 
bereits im Wesentlichen über das Tridentinum hinausdrängte. Ich 
werde darauf bei anderer Gelegenheit näher eingehen. Hier ge- 
nügt es zu bemerken, dass Pius IX., gestützt auf die mächtige 
Strömung, welche in der römischen Kirche auf eine Steigerung 
der Papstgewalt hindrängte, — folgend den Impulsen des Ordens, 
welcher seit seinem Bestande für die Unumschränktheit der päpst- 
lichen Kirchenherrschaft am Eifrigsten eingetreten war und ihre 
Consequenzen in Lehre und Auwendung zum unumwundensten, 
selbst von den Curialisten des 15. Jahrhunderts kaum übertroffenen 
Ausdruck gebracht hatte, — vertrauend auf die Fügsamkeit des 
Episcopats und auf das von dem Ultramontanismus in Deutsch- 
land und Frankreich errungene Gewicht, — hoffen konnte, auf 
dem Vaticanischen Concil nicht nur die in dem Kampfe mit den 


lichen Angelegenheiten und den wichtigen Erlass des Bayerischen 


Cultusministeriums an den Erzbischof von München vom 27. August 
1571. den Lesern der Zeitschrift mitthäilen zu sollen. 

2?) Ein Breve Pius IX. v. März 1866. verlieh der Civilt& Cattolica, 
dem Organ der römischen Jesuiten als dem reinsten journalistischen 
Organ ächter Kirchenlehre eine Art amtlicher Bedeutung. 
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feindlichen Mächten der Gegenwart erforderliche Befestigung der 
römisch-katholischen Lehre und Kirchendisciplin zu erzielen, son- 
dern neben der Dogmatisirung des Syllabus besonders auch die 
dogmatische Definirung der päpstlichen Unfehlbarkeit zu erreichen, 
und damit die zu Trient umgangene Frage über das Verhältniss 
der bischöflichen zur päpstlichen Gewalt in dem Sinne zur Ent- 
scheidung zu bringen, auf welchen die Consequenz des Papalsystems 
hinweist und welches insbesondere in der Lehre der Jesuiten am 
Eifrigsten verfochten worden war. Auf dem Concil selbst fiel die 
Ueberzahl der italienischen und den anderen romanischen Nationen 
angehörigen Prälaten, welche, nur etwa mit Ausnahme der meisten 
Franzosen, den Grundsätzen des Curialismus anhingen, worin ihnen 
überdiess noch die meisten Bischöfe in partibus zur Seite traten, 
für die in Aussicht genommene Dogmatisirung der päpstlichen In- 
fallibilität ins Gewicht. Die Minderzahl deutscher, französischer, 
österreichisch-ungarischer Bischöfe nahm zwar auf dem Vaticani- 
schen Concil in Beziehung auf das Verhältniss der bischöflichen 
Gewalt zur päpstlichen den Kampf für die Behauptung der auf 
dem Trienter Concil nicht direct geschädigten relativen Selbst- 
ständigkeit der Bischöfe gegen die Gegner auf, welche, wie die 
Jesuiten, mittels des Concils einen nahezu schrankenlosen päpst- 
lichen Absolutismus durchzusetzen hofften. Sie hat aber den für 
die bischöfliche Gewalt verhängnissvollen 18. Juli 1870. nicht zu 
verhindern vermocht. Die in der Sessio IV. v. 18. Juli 1870. er- 
lassene Constitutio prima de Ecclesia Christi hat besonders durch 
Caput 3., welches in den Canon ausgeht: 
«Si quis dixerit, Romanum Pontificem habere tantummodo offi- 
cium inspectionis vel directionis, non autem plenam et supremam 
potestatem jurisdictionis in universam Ecclesiam, non solum in 
rebus, quae ad fidem et mores, sed etiam in iis, quae ad di- 
sciplinam et regimen Ecclesiae per totum orbem diffusae per- 
tinent; aut eum habere tantum potiores partes, non vero totam 
plenitudinem hujus supremae potestatis; aut hanc ejus potestatem 
non esse ordinariam et immediatam sive in ommnes ac singulas 
ecclesias, sive in omnes et singulos pastores et fideles, anathema 
sit,» 
die alte bischöfliche Verfassung der römisch-katholischen Kirche 
in ihrem Lebensnerv getroffen, indem sie den päpstlichen Primat 
als Universalepiscopat, als Recht unmittelbarer Jurisdiction über 
alle Einzelkirchen (primatus ordinariae et immediatae potestatis 
in omnes ac singulas ecclesias) definirt und damit in der That die 
Bischöfe als blosse päpstliche Vicare hinstellt, welche nur an 
Stelle des Papstes in den ihnen nicht eigenen Heerden regieren. 
: 23 * 
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Und Caput 4. der erwähnten Constitution definirt die päpstliche 

Unfehlbarkeit: 
«Itaque Nos traditioni a fidei Christianae exordio perceptae 
fideliter inhaerendo, ad Dei Salvatoris nostri gloriam, religionis 
Catholicae exaltationem et Christianorum populorum salutem, 
sacro approbante Concilio, docemus et divinitus revelatum dogma 
esse definimus: Romanum Pontificem, cum ex Cathedra lo- 
quitur, id est, cum omnium Christianorum Pastoris et Doctoris 
munere fungens, pro suprema sua Apostolica auctoritate doctri- 
nam de fide vel morıbus ab universa Ecclesia tenendam de- 
finit, per assistentiam divinam, ipsi in beato Petro promissam, 
ea infallibilitate pollere, qua divinus Redemptor Ecclesiam suam 
in definienda doctrina de fide vel moribus instruciam esse vo- 
luit; ideoque ejusmodi Romani Pontificis definitiones ex sese, 
non aulem ex consensu Ecclesiae irreformabiles esse. — Si 
quis autem huic Nostrae definitioni contradicere, quod Deus 
avertat, praesumpserit, anathema sit.» 

Mit der Definirung der Infallibilität des Papstes «ex sese, non 
autem ex consensu Ecclesiae» war. indirect auch die Dogmatisirung 
des Syllabus durchgesetzt, da letzteres die Merkmale an sich trägt, 
welche nach der Constitutio prima de Ecclesia Christi eine päpst- 
liche Cathedralentscheidung kennzeichnen. Ueberdiess enthält diese 
Constitution selbst im Caput 3. den auf staatliche Berechtigungen 
bezüglichen Satz: 

«Damnamus et reprobamus illorum sententias, qui hanc supremi 
capitis cum pastoribus et gregibus communicationem licite im- 
pediri posse dicunt, aut eandem reddunt saeculari potestati ob- 
noxiam, ita ut contendant, quae ab Apostolica Sede vel ejus 
auctoritate ad regimen Ecclesiae constituuntur, vim ac valorem 
non habere, nisi potestatis saecularis placito confirmentur.> 

Es ist an dieser Stelle nicht die Aufgabe, zu untersuchen, ob 
nach dem bis zum 18. Juli 1870. in Geltung gewesenen Kirchen- 
rechte der römisch-katholischen Kirche die päpstliche Constitutio 
dogmatica prima de Ecclesia Christi, insbesondere Caput 3. und 4. 
derselben, als gültige Satzung eines Öcumenischen Concils im rö- 
misch-katholischen Sinne zu erachten sei ?). Auch ist es hier nicht 
meine Absicht, zu zeigen, wie die Bischöfe der Minderheit sich 


8) Ich mache bei dieser Gelegenheit auf das Buch von Joh. Friedr. 
v. Schulte, Die Stellung der Concilien, Päpste und Bischöfe vom 
historischen und canonistischen Staudpunkte und die päpstliche Con- 
stitution vom 18. Juli 1870., Prag 1871., aufmerksam, welches mit dem 
»Janus« die bedeutendste literarische Erscheinung der auf dem Boden 
der altkatholischen Opposition erwachsenen Literatur bildet. 
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beeifert haben, durch nachträgliche Beitritte und Publicationen 
ihre Opposition auf dem Concile bei der Curie in Vergessenheit 
zu bringen. Uebrigens fand in demselben Jahre 1870., in welchem 
so die «neue römische Definition der Kirche» vollendet worden, 
nach welcher, um mit der Apologie der Augsburgischen Confession 
zu reden, «die Kirche ist die oberste Monarchie, die grösste, 
mächtigste Hoheit in der ganzen Welt, darin der römische 
Papst als das Haupt der Kirchen, aller hohen und niederen Sachen 
und Händel, weltlicher und geistlicher ... durchaus ganz mächtig 
ist... Item in welcher Kirchen der Pabst Macht hat, 
Artikel des Glaubens zu machen, allerlei Gottesdienst auf- 
zurichten, die heilige Schrift nach allem seinem Ge- 
fallen abzuthun, zu verkehren, und zu deuten wider 
alle göttliche Gesetz, wider sein eigen Decretal, wider 
alle Kaiserrechte», das Vaticanische Concil einen vorläufigen 
Abschluss, welchen Papst Pius IX., «der irdische Gott», schwerlich 
erwartet hat. Denn als in diesem Jahre der Wunder das zweite 
französische Kaiserreich, in dessen Politik der Ultramontanismus 
einen schwerwiegenden Factor gebildet hat, von deutscher Kraft 
zerschmettert war *), da fiel auch Rom in die Hände des italie- 
nischen Eroberers, und der cben erst für unfehlbar erklärte Papst- 
König sah sich des Restes seiner weltlichen Souveränität entkleidet. 
Hier will ich nur die Stellung der Staatsgewalten zu dem Vatica- 
nischen Concil andeuten. Nach der Auffassung der Curie besteht 
in der Gegenwart kein katholischer Staat in dem wahren Sinne 
des Worts mehr ®). Selbst das Oesterreich des Concordats ver- 
diente diesen Namen nicht, weil es die römisch-kirchliche Exclu- 
sivitätsforderung nicht in vollem Umfang verwirklichte; nicht ein- 


*) Auf seinen Trümmern sollte sich dann ein neues Kaiserreich 
deutscher Nation errichten. Dass es aber nicht, wie das alte, von 
römisch - kirchlichen Gedanken erfüllt, vielmehr zwar wie alle welt- 
liche Obrigkeit, in göttlicher Ordnung wurzelnd, aber nicht ein heiliges 
Reich im Sinn der römischen Kirche, sondern ein weltlicher Staat, 
nicht römisch, sondern deutsch, nicht mittelalterlich, sondern modern, 
nicht universal-monarchischen Tendenzen, sondern der nationalen Be- 
stimmung dienend sich aufbaute, erklärt den tiefen Gegensatz, in welchen 
es sich sofort zu dem Ultramontanismus gestellt fand, und welcher gleich 
auf dem ersten deutschen Reichstag hervortrat. Es ist nicht der alte 
Gegensatz des Kaiserthums und Papstthums, der beiden Spitzen der 
mittelalterlichen christlichen Gesellschaft, in welcher Staat und Kirche 
in einander verflochten waren, um welchen es sich handelt, sondern 
der Gegensatz des modernen weltlichen Staats, welcher die rechtliche 
Ordnung der Nation ist, zu dem »centrum unitatis catholicae«, die 
das Kaiserthum bis 1806., freilich im Widerspruch mit der paritätischen 
Natur des Reiches darstellte. 

6) Vgl. Phillips, Lehrbuch des Kirchenrechts Abth. 2. Regens- 
burg 1862. 8. 1262. 
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mal das Spanien der Bourbonen, seit es 1834. die Inquisition ab- 
geschafft, denn seitdem war doch sein Standpunkt nicht mehr in 
jeder Beziehung der der religiösen Intoleranz, welchen, nach der 
Doctrin der Curialisten, «jede Obrigkeit, kirchliche wie weltliche, 
nach göttlichem Recht einnehmen muss» ®). Dieser Auffassung 
der Curie entsprach es, wenn auf dem Vaticanischen Concil Ver- 
treter der weltlichen, auch der römisch-katholischen Fürsten nicht 
zugelassen wurden, während einst sogar der Heide Constantin das 
Coneil von Nicäa berufen und bestätigt hatte, während selbst noch 
auf dem Tridentinum das Gewicht wenigstens der römisch-katho- 
lischen Obrigkeiten sich geltend gemacht hatte. Die Staatsregie- 
rungen, welche es allerdings an Warnungen während der Vorbe- 
reitungen des Conecils nicht hatten fehlen lassen, aber sich trotz 
der Anregung des Bayerischen Ministerpräsidenten Fürsten Hohen- 
lohe in seiner Circulardepesche v. 9. April 1869., in der er die 
europäischen Regierungen zu einer gemeinsamen Haltung gegen- 
über dem Coneil zu bestimmen gesucht hatte, zu gemeinsamem 
Handeln nicht hatten bewegen lassen, sind aus ihrer abwartenden 
Stellung während des Concils in keiner Weise herausgetreten. 
Trotzdem konnte vorausgesagt werden, dass jeder Versuch, die 
freiheitlichen Ordnungen der Völker und die selbstständige Ent- 
wickelung des modernen Staatslebens anzutasten, sich schliesslich 
so machtlos erweisen werde, wie der Angriff, welchen die geist- 
liche Universalmonarchie auf ihrer Höhe gegen die Magna charta 
Englands unternahm. Solchen Versuchen gegenüber würden die 
Nationen nicht mit der Theorie von der «freien Kirche im freien 
Staate», welche gegenüber dem römischen Begriffe von der Kirchen- 
freiheit sich als ein nebelhaftes Bild der Phantasie darstellt, wohl 
aber mit dem klaren Bewusstsein von der Hoheit des modernen 
weltlichen Staates begegnen, der aus seiner von Gott ihm zuge- 
wiesenen Aufgabe das Recht entnimmt, auch den kirchlichen Ge- 
meinschaften innerhalb des nationalen Culturlebens das durch seine 
allgemeine Gerechtigkeitsmission bestimmte Bethätigungsgebiet 
anzuweisen, aber auch die Innehaltung der Schranken zu sichern, 
die aus der Gerechtigkeitspflicht gegen alle Factoren des natio- 
nalen Lebens folgen. Die politische Entwickelungsstufe der ge- 
bildeten Völker gestattet es nicht mehr, in dem Bereiche der staat- 
lichen Macht die römische Prätension zu verwirklichen, dass die 
Kirche selbst Staat, ja eigentlich Staat höherer Art sei. 

Ein Jahr ist verflossen, seit auf dem Vaticanischen Concil die 
Constitutio prima de Ecclesia Christi erlassen wurde. Schon 


6) So z. B. Phillips. 
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sehen wir die Staatsgewalten gegen die nahende Aggression der 
römisch-geistlichen Universalmonarchie auf der Hut, schon haben 
wir wichtige Thatsachen zu verzeichnen, welche ankündigen, dass 
mit dem Vaticanischen Concil eine neue Periode in der Geschichte 
der Entwickelung des Verhältnisses der Staatsgewalten zur römisch- 
katholischen Kirche eröffnet ist, die dasselbe von Grund aus um- 
gestalten muss. Ich überschätze diese Thatsachen nicht, aber ich 
glaube mich nicht zu täuschen, dass im Allgemeinen die Zeit vor- 
über ist, in welcher die Staatsregierungen einen dauerhaften Frie- 
den mit den römischen Prätensionen durch Concessionen erlangen 
zu können meinten. 

Die Aufhebung des CGoncordats in Oesterreich er- 
wähne ich hier nur. Die eigenthümliche Verflechtung der kirch- 
lichen Frage mit den endlosen Verfassungswirren in der cisleitha- 
nischen Reichshälfte verschuldet es, dass trotz dieser Aufhebung 
in Beziehung auf das Verhältniss der Staatsgewalt zur römischen 
Kirche noch ein durchaus schwankender Zustand besteht, welcher 
nur dann einigermaassen befestigten Verhältnissen Platz machen 
würde, wenn es gelänge, die in dem Handschreiben des Kaisers 
Franz Josef an den Cultusminister von Stremayer in Aussicht ge- 
stellte Regelung der Stellung der katholischen Kirche in West- 
österreich nach Maassgabe der Staatsgrundgesetze und mit Rück- 
sicht auf die historisch gegebenen Verhältnisse im Wege der Spe- 
cialgesetzgebung in befriedigender Weise zu Stande zu bringen. 

Mit grösserer Zuversicht rechne ich auf einen heilsamen Ver- 
lauf der eingetretenen Krise im deutschen Reiche, besonders 
bei dem unverkennbaren Interesse, welches der grosse Reichs- 
kanzler desselben jetzt der Action der römischen Kirchengewalt 
zuwendet. Wohl sind auch in Deutschland hier oder dort einzelne 
Rückschläge noch immer möglich, aber die Täuschung über die 
staatauflösenden Tendenzen des Ultramontanismus auf Seiten der 
Staatsregierungen, welche es verschuldete, dass das bis 1848. gel- 
tend gewesene Staatskirchenrecht von der siegreich vorschreitenden 
römischen Kirchengewalt in einem energischen Anlauf über den 
Haufen geworfen wurde, dürfte im Allgemeinen ebenso gründlich 
geheilt sein, wie die Thorheit des Liberalismus, das trügerische 
Vorbild der belgischen Verfassungszustände in dem Heimathlande 
der Reformation zu copiren. 


Ich gebe hier zunächst den 

Königlioh Preussischen Erlass vom 8. Juli 1871., betreffend 
die Aufhebung der im Ministerium der geistlichen etc. Angelegen- 
heiten jetzt bestehenden gesonderten Abtheilungen für die evan- 
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gelischen Kirchenangelegenheiten und für die katholischen Kirohen- 
angelegenheiten ’). 

Auf den Bericht des Staats-Ministeriums vom 30. v. M. will Ich 
genehmigen, dass die im Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten jetzt bestehenden gesonderten Abtheilungen 
für die evangelischen Kirchen-Angelegenheiten und für die katholischen 
Kirchen-Angelegenheiten aufgehoben und deren Geschäfte Einer Ab- 
theilung für die geistlichen Angelegenheiten übertragen werden. 

Diese Ordre ist durch die Gesetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 8. Juli 1871. 

Wilhelm. 
Fürst von Bismarck. Graf v. Roon. Graf v. ltzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphausen. 
An das Staats-Ministerium. 

Der Erlass dieser königlichen Kabinets-Ordre wird im nicht- 
amtlichen Theile des «Staatsanzeigers» in folgender Weise näher 
erläutert: | 

„Durch Allerhöchsten Erlass vom 8. d. M. haben Se. Majestät 
der Kaiser und König dieAufhebung der im Ministerium der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten bis dahin be- 
standenen, gesonderten Abtheilungen für dieevange- 
lischen und für diekatholischen Kirchensachen und 
die Uebertragung ihrer Geschäfte an eine Abtheilung für die geist- 
lichen Angelegenheiten zu genehmigen geruht. Diese Anordnung be- 
ruht auf einem Prinzip, welches bereits in der Verfassungsurkunde 
vom 31. Januar 1850. seine innere Begründung hat. Durch die Ver- 
fassung ist die Stellung der Staatsgewalt den verschiedenen Kirchen 
und Religionsparteien gegenüber eine wesentlich veränderte geworden. 
Sie überweist den Kirchen und Religionsgesellschaften die volle Selbst- 
verwaltung ihrer Angelegenheiten; sie fordert, in der Konsequenz des 
leitenden Grundgedankens, für die Wahrnehmung der dem Staate ver- 
bleibenden Gerechtsame eine von individuellen, konfessionellen An- 
schauungen gelöste, gleichmässige Handhabung; und sie nimmt für 
den die Verwaltung leitenden Minister eine durch keine ministeriellen 
Einrichtungen und Abtheilungen gebundene persönliche Freiheit und 
Verantwortlichkeit in Anspruch. Dass diese Konsequenz in der Or- 
ganisation des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten nicht 
schon eher zum Ausdruck gekommen ist, hat wesentlich darin seinen 
Grund, dass die Aufgaben, welche die bisher gesonderten Abtheilungen 
zu lösen hatten, noch nicht vollständig erfüllt waren. 

Die Abtheilung für die katholischen Kirchensachen wurde, wie 
bekannt, im Jahre 1841. errichtet und es wurden dabei ausser dem 


?) Gesetz - Sammlung für die Königlichen Preussischen Staaten 
Jahrg. 1871. Stück 20. S. 2983. 
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bisher im Ministerium angestellten einen katholischen Rathe deren 
mehrere ernannt, um eine verstärkte Garantie für die gründliche und 
vielseitige Berathung der katholischen Kirchenfragen zu gewinnen und 
zu geben. Die nächste Aufgabe der Abtheilung war die Eı:!cedigung 
einer Reihe von Streitfragen und Organisationsarbeiten, welche aus 
der Periode der Säkularisationen und aus der Zeit der Reorganisation 
der katholischen Kirche in Preussen auf der Grundlage der Bulle De 
salute noch übrig geblieben waren. Diese sind bis auf wenige noch 
rückständig gebliebene Punkte gegenwärtig erledigt. Durch die Be- 
stimmungen der Verfassungsurkunde ergab sich ferner die Nothwendig- 
keit, die Auseinandersetzung zwischen den der katholischen Kirche 
verfassungsmässig zugewiesenen und den der Staatsgewalt vorbehal- 
tenen Rechten im Einzelnen durchzuführen. Auch diese Arbeit, welche 
später für die neuerworbenen Bisthümer Osnabrück, Hildesheim, Fulda 
und Limburg sich noch einmal wiederholte, hat ihre Erledigung ge- 
funden. 

Ein Bedürfniss, eine gesonderte Abtheilung für die Bearbei- 
tung der katholischen Kirchensachen ferner beizubehalten, ist 
hiernach nicht mehr vorbanden, und es besteht hier kein Hinderniss, 
zu einer dem geltenden Verfassungsrechte mehr entsprechenden Form 
der Organisation überzugehen. Ebensowenig ist die Beibehaltung einer 
gesonderten Abtheilung für dieevangelischen Kirchensachen 
im Interesse der evangelischen Kirche geboten. Diese Abtheilung hat 
schon jetzt neben den evangelischen Kirchensachen auch die Ange- 
legenheiten aller übrigen Kulte zu bearbeiten gehabt. Es ist daher 
nur ein weiterer von der Verfassung geforderter Schritt, wenn auch 
die Bearbeitung der katholischen Kirchensachen in diesen Kreis mit 
hineingezogen wird. Eine Benachtheiligung erwächst hieraus auch 
für die dem Minister theilweise mit übertragenen Interna der evan- 
gelischen Kirche in den Provinzen Hannover, Schleswig-Holstein und 
Hessen-Nassau nicht, da die Einrichtung der Ministerial-Abtheilung 
keine kollegialische, und der Minister für seine Entschliessungen 
allein verantwortlich ist. Vor Allem aber kommt in Betracht, dass 
auch für die evangelische Kirche die verfassungsmässige Forderung 
einer klaren Sonderung (der staatlichen und kirchlichen Gerechtsame 
besteht, deren Befriedigung die Aufgabe des Regiments in Staat und 
Kirche bleibt. Der Erreichung dieses Zieles tritt die neue Einrich- 
tung nicht hindernd in den Weg, vielmehr soll sie einen verstärkten 
Antrieb geben, auch auf dem Gebiete der evangelischen Kirche einen 
entsprechenden Abschluss herbe:zuführen und damit eine der grössten 
und folgenreichsten Aufgaben zu lösen.“ 

Die «Provinzial-Correspondenz» bringt unter der Ueberschrift: 
«Der Staat und die katholische Kirche» folgenden halb- 
amtlichen Artikel über die bezeichnete Maassregel: 

In dem Ministerium der geistlichen Angelegenheiten ist soeben 
eine wichtige Veränderung eingetreten: die gesonderten Abtheilungen 


358 Miscellen. 


für die evangelischen und für die katholischen Kirchen- Angelegenheiten 
sind aufgehoben und an deren Stelle ist nur eine gemeinsame Abthei- 
lung für alle geistlichen Angelegenheiten eingesetzt worden. 

Es ist damit die Einrichtung, wie sie bis zum Jahre 1841. be- 
standen hatte, wiederhergestellt worden. Erst unter Friedrich Wilhelm 
IV. war mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, welche die Bezie- 
hungen der Staatsregierung zur katholischen Kirche damals in mehr- 
facher Beziebung darboten, eine besondere katholische Abtheilung im 
Kultus-Ministerium unter einem katholischen Direktor und mit aus- 
schliesslich katholischen Räthen gegründet worden, „um eine verstärkte 
Bürgschaft für die gründliche und vielseitige Berathung der katho- 
lischen Kirchenfragen zu gewinnen und zu geben.“ 

Während die Aufgaben, welche dieser Abtheilung zunächst zu- 
fielen, inzwischen erledigt sind, war durch die Verfassungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850. eine neue Grundlage für die Beziehungen zwi- 
schen dem Staate und der Kirche geschaffen worden, der gegenüber 
der Fortbestand einer ausschliesslich katholischen Behörde innerhalb 
der Staatsregierung von vorn herein nicht obne Bedenken war. 

Wenn die katholische Kirche nach Artikel 15. der Verfassung 
ihre Angelegenheiten selbstständig ordnet und verwaltet, wenn nach 
Artikel 16. der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren kirch- 
lichen Oberen unbehindert und die Bekanntmachung kirchlicher An- 
ordnungen keinen Beschränkungen unterworfen ist, — so ergiebt sich 
hieraus, dass für die Beziehungen des Staates zur Kirche lediglich 
staatsrechtliche, nicht konfessionelle Gesichtspunkte maassgebend sein 
können, und dass auch die Staatsbehörde, welcher die Wahrnehmung 
dieser Beziehungen obliegt, nicht ausschliesslich nach konfessionellen 
Rücksichten gebildet werden kann. Bei der Stellung, in welcher der 
einzelne katholische Gläubige sich in allen kirchlichen Fragen den 
Anforderungen seiner Kirche gegenüber befindet, und bei der Energie, 
mit welcher die katholische Kirche ihr Ansehen und ihren Willen dem 
einzelnen Mitgliede gegenüber zur Geltung zu bringen gewohnt ist, lag 
die Gefahr jederzeit nahe, dass eine ausschliesslich katholische Behörde 
sich bei allen erheblichen Streitfragen vielmehr als Vertreterin der 
katholischen Kirche dem Staate gegenüber, wie als berufene Rath- 
geberin der Staatsgewalt betrachten würde. j 

Die Regierung hatte deshalb die Angemessenheit einer Aenderung 
in Bezug auf die katholische Abtheilung schon vor einer Reihe von 
Jahren in Betracht gezogen. 

Nachdem die damaligen Erwägungen zu einem entscheidenden Be- 
schlusse noch nicht geführt hatten, war durch die gegenwärtigen Vor- 
gänge auf dem Gebiete der katholischen Kirche diese Entscheidung zu 
einer Nothwendigkeit geworden. 

Durch die Beschlüsse des vorjährigen Konzils in 
Rom sind einerseits die Beziehungen zwischen der katholischen Kirche 
und der Staatsgewalt so wesentlich berührt, andererseits so lebhafte 
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Bewegungen und Zerwürfnisse innerhalb der katholischen Bevölkerung 
selbst hervorgerufen, dass die Staatsgewalt sich dringender als zuvor 
veranlasst finden muss, dafür zu sorgen, dass in Bezug auf die Wahr- 
nehmung ihrer Stellung zu den katholischen Angelegenheiten aus- 
schliesslich und unbedingt staatsrechtliche Ge- 
sichtspunkte zur Geltung gelangen. 

Dass das Römische Konzil solche Folgen baben würde, war inner- 
halb wie ausserhalb der katholischen Kirche klar vorhergesehen und 
vorhergesagt worden. Während die zum Glaubenssatz erhobene Lehre 
von der päpstlichen Unfehlbarkeit an und für sich die Gefahr 
nahe legt, dass damit auch die Forderung der Unterwerfung der 
Staaten unter die auch auf das Weltliche und Politische sich er- 
streckende Herrschaft des Römischen Stuhls sich zu gelegener Zeit 
erneuern werde, — sind ferner in dem auf dem Konzil endgültig fest- 
gestellten »Syllabus«, über die Irrthümer unserer Zeit in religiöser, 
politischer und sozialer Beziehung Auffassungen und Lehren enthalten, 
deren ernste Durchführung Seitens der katholischen Kirche zu einer 
Erschütterung aller weltlichen Staatsgewalt unbedingt führen muss. 

Die preussische Staatsregierung hatte nicht unterlassen, den rö- 
mischen Stuhl auf die Gefahren, welche aus solchen Beschlüssen in 
Bezug auf das Verhältniss des Staates zur Kirche erwachsen könnten, 
schon während des Konzils entschieden aufmerksam zu machen. Es 
geschah diess vor Allem im Interesse der Kirche und des päpstlichen 
Stuhles selbst; unsere Regierung durfte darauf hinweisen, dass sie Ge- 
fahren nicht so sehr für unseren Staat, wie für die Kirche entstehen 
sehe, dass ihr gegen etwaige Beeinträchtigung des Staats in seinen 
Interessen die Mittel der Gesetzgebung nicht fehlen würden, dass je- 
doch ein schroffes Verhalten seitens der Kirche die freundiichen und 
rücksichtsvollen Beziehungen erschweren würde, welche seither auf 
Grund der wohlwollenden Gesinnungen aller preussischen Fürsten ob- 
gewaltet haben. 

Als sodann vor den entscheidenden Beschlüssen des Konzils auch 
die französische Regierung den päpstlichen Stuhl in dringendster Weise 
davor warnte, nicht Lehren und Grundsätze verkündigen zu wollen, 
welche nirgends im christlichen Europa anerkannt und zugelassen seien, 
und durch welche ein verderblicher Widerstreit zwischen der bürger- 
lichen Gesellschaft und der Kirche geschaffen würde, schloss sich un- 
sere Regierung diesen Vorstellungen auf das Bestimmteste an. 

Der Papst und das Konzil haben diese Vorstellungen nicht be- 
achtet, die bedenklichen Beschlüsse sind gefasst worden und ihre Wir- 
kungen sind rascher noch, als man es erwartet hatte, hervorgetreten. 

Die Verkündigung des Glaubenssatzes über die päpstliche Unfehl- 
barkeit hat innerhalb der katholischen Bevölkerung selbst unter den 
Laien und unter den Geistlichen Bewegungen und’ Spaltungen hervor- 
gerufen, deren Folgen sich bereits auch in mehrfachen praktischen 
Fällen hinsichtlich der Beziehung zwischen den katholischen Bischöfen 
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und der Staatsregierung geltend machen, namentlich in Betreff der 
Behandlung von Lehrern an den unter Staatsaufsicht stehenden katho- 
lischen Gymnasien, welche sich weigern, den neuen Glaubenssatz zu 
lehren, und welche auf den Schutz des Staates in ihren Stellen und 
Rechten Anspruch haben. 

. Es ist für jetzt nicht abzusehen, in wie weit die Bewegung unter 
den Katholiken eine festere Gestalt gewinnen und etwa zu tieferen 
Spaltungen führen wird. | 

Die Staatsregierung aber kann den schon jetzt obwaltenden Schwie- 
rigkeiten gegenüber nur dadurch eine feste Richtschnur für ihr Ver- 
halten finden, wenn sie sich unparteiisch auf den rein 
staatsrechtlichen Standpunkt stelltund demgemäss 
die einzelnen streitigen Fälle behandelt. Um diesen 
Standpunkt zu sichern und auch äusserlich zu erkennen zu geben, er- 
schien es zweckmässig und geboten, in dem Ministerium der geistlichen 
etc. Angelegenheiten die bisher bestehende konfessionelle Son- 
derungderkirchlichen Abtheilungen zu beseitigen 
und wiederum nur eine Abtheilung für die geistlichen Angelegenheiten 
zu bilden. Die Staatsregierung bekundet dadurch, dass sie gesonnen 
ist, beide Kirchen unparteiisch, gerecht, dem bestehenden Staatsrechte 
entsprechend zu behandeln, das Interesse des Staates aber 
auch mit gleicher Kraft der katholischen, wie der 
evangelischen Kirche gegenüber zuwahrene 

Ich habe hierzu für heute nur Folgendes zu bemerken: Ich 
lasse dahingestellt, ob die Errichtung einer besonderen Abtheilung 
für die katholischen Kirchenangelegenheiten im Cultus-Ministerium 
unter einem römisch-katholischen Director und mit ausschliesslich 
römisch-katholischen Räthen jemals gerechtfertigt war ®). Sie be- 
zeichnete einen Bruch mit den altpreussischen Traditionen und 


®) Ihre Einrichtung erfolgte nicht bei der Gründung des Preussi- 
schen Cultus-Ministeriums (1817.), sondern durch Cabinets-Ordre vom 
11. Januar 1841. unter Friedrich Wilhelm IV. Dieser, zur Regierung 
gelangt unter dem Eindruck der bekannten Cölnischen, Trierer und 
Posener Wirren, — ein Regent zwar von edel angelegtem Charakter 
und von kirchlicher Gesinnung, aber ohne gründliche staatskirchen- 
rechtliche Bildung und ohne Verständniss für die Hoheit des staatlichen 
Berufs, dabei mit der Neigung, für seine dilettantische Auffassung der 
schwerwiegenden Fragen des Verhältnisses von Staat und Kirche in 
autokratischer Weise Jie Autorität seiner königlichen Stellung gegen 
begründeten Widerspruch wissenschaftlicher Einsicht, wie staatsmänni- 
scher Erfahrung, geltend zu machen, — beeilte sich, der römischen 
Kirchengewalt durch Concessionen zu begegnen (ich erinnere an die 
Cab.-Ordre vom 1. Januar 1841. über die Freiheit des Verkehrs der 
Bischöfe mit lem römischen Stuhle und die Beschränkung des Placets), 
welche in der Art, wie sie erfolgten, nicht so wohl die Be- 
deutung des Aufgebens einer unhaltbar gewordenen Position. des über- 
lieferten Standpunctes der hohen Kirchenpolizei, hatten, als vielmehr 
die, dass sie die Unfähigkeit der Staatsgewalt, den vordringenden Ultra- 
montanismus in Schranken zu halten, verriethen. 
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enthielt, auch so lange die römisch-katholische Kirche in Preussen 
noch nicht in den Vollbesitz der selbstständigen Verwaltung ihrer 
inneren Angelegenheiten gelangt war, an der letzteren vielmehr 
noch staatliche Behörden betheiligt waren, insofern eine Gefahr 
für den Staat, als diese confessionell zusammengesetzte Abtheilung 
nicht auf die Betheiligung an den inneren Angelegenheiten der 
römisch-katholischen Kirche beschränkt war (wie die 1849. er- 
richtete, 1850. in den Evangelischen Oberkirchenrath übergeführte 
«Abtheilung für innere evangelische Kirchenangelegenheiten» auf 
letztere), ihr vielmehr auch der Beruf zufiel, bei der Ausübung der 
Rechte der staatlichen Kirchenhoheit gegenüber der römisch-katho- 
lischen Kirche mitzuwirken, wobei die staätlichen Interessen noth- 
wendig geschädigt werden mussten. In jedem Falle aber ist es 
tief zu beklagen, dass, als mit den Verfassungs-Urkunden vom 5. 
Dezember 1848. und 31. Januar 1850. an das Ministerium der 
geistlichen Angelegenheiten die Aufgabe herantrat, die Ausein- 
andersetzung zwischen dem Staate und der «zur selbstständigen 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten» berufenen rö- 
misch-katholischen Kirche in Angriff zu nehmen, nicht bloss die 
Durchführung des Princips der Verfassungsurkunde im Einzelnen 
und die Auseinandersetzung der der Kirchengewalt zufallenden 
selbstständigen Ordnung und Verwaltung der katholisch-kirchlichen 
Angelegenheiten mit den Rechten der Staatsgewalt im Wesent- 
lichen der Verwaltung, statt der Gesetzgebung des Staates über- 
lassen wurde, sondern überdiess die Wahrnehmung der staatlichen 
Interessen bei dieser Auseinandersetzung in den Händen der katho- 
lischen Abtheilung belassen wurde, welche sich dabei als aus- 
schliesslich katholische Behörde der Natur der Sache nach viel 
mehr «als Vertreterin der katholischen Kirche dem Staate gegen- 
über, wie als berufene Rathgeberin der Staatsgewalt» betrachten 
musste. So war die römisch-katholische Kirche bei dieser Aus- 
einandersetzung, neben ihrer legitimen Vertretung durch die Bi- 
schöfe, zum Ueberflusse noch durch das staatliche Organ vertreten, 
welchem, wenn es sich seines staatlichen Berufs erinnert hätte, die 
Aufgabe obgelegen hätte, die Befugnisse des durch Artikel 15. der 
Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. nicht aufgehobenen 
Jus circa sacra dem Staate zu wahren, und deren gesetzliche 
Fortbildung anzubahnen. Dass es zu einer genügenden Fortbil- 
dung der kirchenhoheitlichen Einrichtungen, in welcher das noth- 
wendige Correlat zu der verfassungsmässigen kirchlichen Selbst- 
ständigkeit durch die Specialgesetzgebung erst künftig zu schaffen 
sein wird, nicht kommen konnte, so lange inmitten der Staats- 
behörde selbst eine Organisation vorhanden war, welche für die 
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«Kirchenfreiheit» im römischen Sinne einzutreten stets bereit war, 
und das staatliche Kirchenhoheitsrecht selbst im Princip negirte, 
kann nicht auffällig gefunden werden °). Statt durch ein Ausfüh- 
rungsgesetz zum Artikel 15. der Verfassungsurkunde an die Stelle 
eines unklar gefassten und verschiedener Deutungen fä- 
higen allgemeinen Satzes juristisch scharf bestimmte Relationen 
des Staates zur römischen Kirche zu setzen, hat die Staatsregie- 
rung sich bis jetzt begnügt, durch ausdrücklichen Verzicht oder 
durch Geschehenlassen den von der Kirchengewalt auf die Ver- 
fassungs-Urkunde gestützten Ansprüchen im Wesentlichen nachzu- 
geben. So hat denn in Preussen bereits in dem ersten Decennium 
seit der Verfassungs-Urkunde von 1848. eine Entfaltung der rö- 
mischen Kirchenfreiheit Platz gefunden, hinter welcher selbst die 
neueren Concordate in manchen Puncten zurückblieben. Auch hin- 
sichtlich der neuen Provinzen sind den Bischöfen sehr weitgehende 
Einräumungen gemacht worden, die sich zum grossen Theil nur 
hätten vermeiden lassen, wenn man die Einverleibung der neuen 
Provinzen dazu benutzt hätte, das noch immer fehlende Ausfüh- 
rungsgesetz zum Artikel 15. der Verfassungs-Urkunde zu erlassen 
und damit eine Revision der auf die Stellung der Kirchen bezüg- 
lichen Artikel der Preussischen Verfassungsurkunde zu verbinden, 
welche gestattet hätte, aus der Kurhessischen Verfassungsurkunde 
von 1831., beziehentlich den Verfassungsurkunden des vormaligen 
Königreichs Hannover Sätze über das Verhältniss des Staates zur 
römisch-katholischen Kirche in das Verfassungsrecht des Preussi- 
schen Staates zu übernehmen, welche von einer unbefangeneren 
Würdigung der auf dem Spiele stehenden staatlichen Interessen 
dictirt worden sind, als die aus der Belgischen Verfassungsurkunde 
abgeschriebenen Sätze der Preussischen Verfassungsurkunde über 
die Aufhebung des Placet u. s. w. 

So viel steht fest, dass die gegenwärtig dem Staate in Preussen 
noch zu Gebote stehenden Mittel der Abwehr nicht genügen, um 
die staatlichen Interessen und die bürgerliche Freiheit gegen die 
Wucht einer kirchlichen Action zu schützen, deren auf dem Vati- 
canischen Concil enthüllte Tendenzen die Regierungen Europas 
sofort lebhaft beunruhigten. Ueber kurz oder lang wird das deutsche 
Reich in einen Entscheidungskampf mit dem Ultramontanismus, 
der schwarzen Internationale, vielleicht im Bunde mit der rothen, 


®) Vermochte doch die Abtheilung so viel, dass sogar der Preussi- 
sche Cultus-Minister v. Ladenberg in dem Erlasse v. 6. Januar 1849. 
und in der Circularverfügung v. 11. März 1849. Redewendungen ge- 
braucht hat, welche den Anschein erwecken, als sei das vom Begriffe 
des Staates nicht abzutrennende Jus circa sacra durch die Verfassungs- 
urkunde aufgehoben. Vgl. oben Bd. VU. S. 319. fg. 
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— beide sind innerlich verwandt, schon wegen des principiellen 
Gegensatzes, in welchem sie sich zu der Nationalität, der Grund- 
lage der Staatenbildungen der Neuzeit, befinden, — vielleicht auch 
noch mit anderen Bundesgenossen zu bestehen haben. Die Reichs- 
gewalt und die Staatsgewalt in Preussen, in welcher jene wurzelt, 
bedürfen einer stärkeren Rüstung, als wie sie ihnen nach der 
gegenwärtigen Lage der Dinge zu Gebote stehen. Auch die staat- 
liche Kirchenhoheit gegenüber der römischen Kirche hat eine 
Reorganisation nöthig. Die Fridericianische Gesetzgebung über 
das Verhältniss des Staats zur römischen Kirche war ja ohne 
Zweifel von Einseitigkeiten und Fehlern nicht frei, welche es 
nicht gestatteten, sie unverändert aufrecht zu erhalten. Aber so 
aller Staatsweisheit baar war auch dieses Erzeugniss der Frideri- 
cianischen Principien nicht, wie die Romantik Friedrich Wilhelms 
IV. und die liberalen Doctrinäre meinten, welche das Belgische 
Staatskirchenrecht auf deutschen Boden verpflanzten. 

Der Feldzug, welchen die Ultramontanen unter Führung des 
eben zum Infallibilisten bekehrten Bischofs v. Ketteler im ersten 
deutschen Reichstag unternahmen mit dem doppelten Ziel, den 
deutschen Kaiser zur Intervention für die weltliche Herrschaft des 
Papstes, also zum Eintritt in die verwaiste Stellung eines obersten 
Schirmvogts der römischen Kirche zu bestimmen , und durch die 
Einfügung der Garantien der römischen «Kirchenfreiheit» aus der 
Preussischen Verfassungsurkunde in die Deutsche Reichsverfassung 
die «natürlichen Gränzen» der Kirchenfreiheit den Staatsgewalten 
in Deutschland abzugewinnen, hat mit einer Niederlage geendigt. 
Jene Garantien, welche in Preussen die Staatsmacht schwer ge- 
‘ fährden, den Mittel- und Kleinstaaten mit confessionell gemischter 
Bevölkerung auferlegt, würden dieselben dem schleunigsten Auf- 
lösungsprocess überantwortet haben. Die Rebellion der Bischöfe 
gegen die Staatsgesetze, welche derselbe Bischof von Mainz un- 
missverständlich in Aussicht gestellt hat, wenn die Staatsgesetze 
im Widerspruch mit dem Gesetze Gottes ständen !°) (ich greife 
wohl nicht fehl, wenn unter dem Gesetze Gottes ‚hier auch die Ge- 
setze des Papstes, des «römischen Menschgottes», verstanden wer- 
den sollten, z. B. die Constitutio prima de Ecclesia Christi mit 
ihrer Verdammung des Placet, — vergleiche das Verhalten der 
Bayerischen Bischöfe bei Publication der Vaticanischen Consti- 


10%) Wenn Unfehlbarkeit eine göttliche Eigenschaft ist, sind dann 
die Infallibilisten nicht Rebellen gegen das erste Gesetz Gottes: >»Ich 
bin der Herr dein Gott, du sollst keine anderen Götter haben neben 
mir!«e II. Mos. c. 20. v. 23.? 
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tution —), würde der Regierungen der süddeutschen Mittelstaaten, 
wenn dieselben der Befugnisse der Kirchenhoheit in dem Maasse, 
wie in Preussen, entkleidet worden wären, bald genug Herr ge- 
worden sein, womit nicht geleugnet werden soll, dass z. B. das 
Placet in Bayern, um der offenen Empörung der Bischöfe Stand 
zu halten, durch eine entsprechende Verschärfung des Strafrechts 
ergänzt werden muss. 

Es ist allerdings auch für Preussen ein Gewinn, dass die 
deutsche Reichsgewalt in Fragen, welche, wie die etwa herzu- 
stellenden gesetzlichen Beschränkungen der Veröffentlichung von 
Erlassen der Kirchengewalt, ferner die Regelung der rechtlichen 
Stellung der geistlichen Orden, unzweifelhaft zur Competenz der 
Reichsgesetzgebung gehören, durch den Grundsatz, dass innerhalb 
der letzteren die Reichsgesetze den Landesgesetzen, zu welchen 
auch die Preussische Verfassungs-Urkunde gehört, vorgehen, von 
einigen Fesseln befreit worden ist, welche innerhalb der preussi- 
schen Gesetzgebung nur durch die ausdrückliche Aufhebung von 
Vorschriften der Verfassungs - Urkunde hätten beseitigt werden 
können. Aber ich verhehle nicht, dass um wirklich vertheidigungs- 
fähige Grenzen für die Staatsgewalt in Preussen zurückzuerlangen, 
weiter gegangen werden muss. «Angesichts der Bedrohung der 
staatlichen Interessen durch die jesuitische Partei, welche von dem 
ökumenischen Concil die Befestigung ihrer Herrschaft in der rö- 
mischen Kirche mit Zuversicht erwartet», forderte ich bereits 
früher ''), «dass die Preussische Regierung sich der Pflicht nicht 
länger entziehe, die Rechte des Staates mit kräftiger Hand zu 
wahren und die Kirchenhoheit im Wege der Gesetzgebung auszu- 
bilden und die der «Kirchenfreiheit im römischen Sinne gemachten . 
übermässigen Einräumungen, welche in mancher Beziehung selbst 
diejenigen des Oesterreichischen Concordats hinter sich lassen, auf 
das durch die Selbsterhaltungspflicht des Staates gebotene Maass 
zurückzuführen. Beseitigung der durch die fehlerhafte Handhabung 
des Verfassungsrechts besonders unter der Ladenbergischen und 
Raumerschen Verwaltung verschuldeten Concessionen im Wege der 
Specialgesetzgebung und Revision der betreffenden Artikel der 
Preussischen Verfassungs-Urkunde (Art. XV. XVI.XVIIL) im Sinne 
einer energischen Ausbildung des Jus circa sacra bei Erhaltung 
der Autonomie der Kirche in inneren Angelegenheiten, das ist die 
Lösung, mit der Preussen dem Vaticanischen Concil zu begegnen 
hat.» 

Dass diese Aufgaben der Reform nicht in Angriff genommen 


1) S. oben Band IX. 8. 159. fg. dieser Zeitschrift. 
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werden konnten, so lange die Abtheilung des Cultusministeriums 
für die katholischen Angelegenheiten bestand, leuchtet ein. Dass 
es ein Gewinn ist, wenn künftig bei Wahrnehmung der staatlichen 
Rechte gegenüber den unter Staatspatronat stehenden katholischen 
Kirchen so wie bei den dem Staate im Bereiche der Circum- 

scriptionsbullen De salute animarum, Impensa Romanorum Ponti- 
ficum und Ad dominici gregis custodiam insbesondere hinsichtlich 
der Besetzung der bischöflichen Stühle zustehenden Berechtigungen 
das Interesse des Staates zur Geltung gebracht wird, soll nicht 
bestritten werden. Aber jene Maassregel darf nur als Ausgangs- 
punct behandelt werden für eine tiefgehende Reform der Bezie- 
hungen des Staates zur römisch-katholischen Kirche in Preussen, 
wenn künftigen Gefahren vorgebeugt werden soll. Caveant con- 
sules, ne quid detrimenti capiat respublica ! 


In Bayern?) hatte das Ministerium am 9. August 1870. 
den Bischöfen die Pflicht in Erinnerung gebracht, die Beschlüsse 
des Vaticanischen Concils nicht ohne das verfassungsmässig vor- 
geschriebene Placet zu verkündigen. Demungeachtet prötlamirten 
mehrere Bischöfe den Concilsbeschluss, während der Bischof von 
Regensburg die Unrechtmässigkeit des Ministerialerlasses zu er- 
weisen suchte. Nur der Erzbischof von Bamberg suchte das Placet 
nach, verkündigte aber, als es ihm durch Ministerial-Erlass v. 22. 
März 1871. abgeschlagen wurde, die Constitutio prima de Ecclesia 
Christi. Eine Collectiv-Eingabe des Bayerischen Episcopats vom 
15. Mai 1871. an den König Ludwig I. von Bayern suchte die 
Rechtsbeständigkeit des im Bayerischen Verfassungsrechte vor- 
geschriebenen Placet, oder doch mindestens dessen Anwendbarkeit 
auf kirchliche Glaubensgesetze anzufechten. Der im Folgenden 
mitgetheilte wichtige Erlass des Bayerischen Cultusministers be- 
antwortet zugleich diese Eingabe, hat aber die Bedeutung eines 
Programms des Bayerischen Staatsministeriums in Beziehung auf 
den aus dem Vorgehen des Vaticanischen Concils auch in Bayern 
herbeigeführten Conflict zwischen Staats- und römischer Kirchen- 
gewalt.. Auch in Bayern wird es darauf ankommen, ob der 
correcten Darlegung des staatsrechtlichen Standpuncts eine ener- 
gische Praxis folgen wird, welche bethätigt, dass der Bayerische 
Staat die Berechtigung zur selbstständigen Existenz, welche wir bei 
ihm voraussetzen, in sich trägt. Hier folgt der 


12) Das Nähere legen die Urkunden im II. Ergänzungsbande dieser 
Zeitschrift dar. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, X. 3 24 
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Erlass des Bayerischen Cultusministeriums an den Erzbischof 
von München vom 27. August 1871 '°). 

»Hochwohlgeborner Hochwürdigster Herr Erzbischof ! 

Den Hirtenbrief, welcher unter dem 14. April d. J. bezüglich der 
Concilsbeschlüsse vom 18. Juli 1870. an den gesammten ehrwürdigen 
Klerus und an alle Gläubigen des Erzbisthums München-Freysing er- 
gangen ist, haben Ew. Excellenz mit Vorstellung vom 15. desselben 
Monats auch Sr. Maj. dem König, unserm allergnädigsten Herrn, unter- 
breitet. Se. Maj. haben beide Actenstücke dem Unterzeichneten mit 
dem Befehle zu überweisen geruht, die Vorstellung Ew. Exc. zu be- 
antworten. 

Nachdem nunmehr unter den sämmtlichen Mitgliedern der Staats- 
regierung volle Uebereiustimmung bezüglich der Haltung besteht, welche 
gegenüber den neuesten Vorgängen in der katholischen Kirche einzu- 
nehmen ist, gibt sich im Vollzuge dieses allerhöchsten Befehls der 
ganz ergebenst Unterzeichnete die Ehre, in nachfolgendem die An- 
schauungen darzulegen, von welchen die bayerische Staatsregierung 
ausgehen zu müssen glaubt, so oft sie über eine Angelegenheit sich 
schlüssig zu machen berufen ist, welche mit den erwähnten Concils- 
beschlüssen zusammenhängt. 

In der an Se. Maj. den König gerichteten Vorstellung vom 15. 
April bezeichnen Ew. Exc. als Ziel der Opposition, welche sich in 
München gegen die Beschlüsse des vaticanischen Concils vom 18. Juli 
1870. erhoben hat: offene Empörung gegen die Kirche und Leugnung 
ihres göttlichen Lehramtes, Massenabfall von der katholischen Kirche 
und offene Verfolgung derselben. 

Ew. Exc. richten an Se. Maj. die Bitte: wie bisher, so auch in 
diesen Tagen der Gefahr als oberster Schutz- und Schirmherr der 
katholischen Kirche sich zu erweisen, und nicht zuzugeben, dass die 
Existenz der Kirche in Bayern gefährdet oder dass ihre verfassungs- 
mässigen Rechte beeinträchtigt werden; auch fügen Dieselben bei: eine 
Beeinträchtigung der Rechte der Kirche könne nicht stattfinden, ohne 
dass zugleich die ganze staatliche Ordnung in Frage gestellt werde. 

Endlich weisen Ew. Exc. darauf hin, dass die Verachtung und 
Zerstörung der kirchlichen Autorität auch die der staatlichen nach 
sich ziehen, und dass endlose Verwirrung und namenloses Unglück 
für unser Vaterland die Folge sein werde, wenn man der gegenwär- 
tigen Bewegung wider die Kirche nicht Halt gebiete und eine Gränze 
setze. 

Die bayerische Staatsregierung ist sich dessen wohl bewusst wie 
nahe, in Anbetracht der sittlichen und religiösen Grundsätze, welche 
mit Zustimmung und Beihülfe des Staats dem Volke von frühester 
Jugend an eingeprägt werden, die Gefahr liegt, dass aus der Miss- 


13) Aus der Allgemeinen Augsburger Zeitg. Nr. 242. v. 30. August 
1871. 


Miscellen. 367 


achtung der kirchlichen Autorität auch eine Abschwächung der welt- 
lichen Autorität erwächst, und ist weit davon entfernt, das Gewicht 
der Worte zu unterschätzen, welche Ew. Exc. über diesen Punkt an 
Se. Maj. den König gerichtet haben. Die bayerische Staatsregierung 
würde auch ihrerseits den grössten Werth auf friedliche Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche legen, und auch für ihren Theil eine grosse 
Genugthuung empfinden, wenn die Handhabung der der katholischen 
Kirche verfassungsmässig zugesicherten Rechte niemals zu einem An- 
stande führen würde. 

Ew. Exc. werden aber selbst ermessen, dass die Gemeinsamkeit 
der Interessen des weltlichen Regiments und der Kirche von dem 
Augenblick an nicht mehr anerkannt werden kann, in welchem die 
kirchliche Autorität selbst das Ansehen der weltlichen Obrigkeit und 
ihrer Gesetze zu missachten, und sich auch in Sachen der weltlichen 
Herrschaft über die Staatsgewalt zu erheben beginnt. Von diesem , 
Augenblick an wird die Staatsregierung sich der Pflicht nicht ent- 
schlagen können, ihre Autorität auf eigene Hand, so weit als ihre 
Machtsphäre reicht, zu wahren, selbst auf die Gefahr hin, dass sie 
sich mit der kirchlichen Obrigkeit in wichtigen principiellen Fragen 
in Widerspruch setzen muss. 

Der ganz ergebenst Unterzeichnete ist zu seinem lebhaftesten und 
aufrichtigsten Bedauern in die Lage versetzt, Ew. Exc. erklären zu 
müssen: dass ein solcher Augenblick mit dem 18. Juli 1870. und mit 
der Thatsache eingetreten ist, dass die Bischöfe, unter Ausseracht- 
lassung der verfassungsmässigen Bestimmungen über das Placetum 
regium, mit Publication der Concilsdecrete vorangegangen sind. Es 
wird dem Unterzeichneten in der That nicht leicht, Ew. Exc. mit dieser 
Erklärung gegenüber zu treten, angesichts der grossen Entschiedenheit, 
mit welcher in dem Hirtenbriefe vom 14. April d. J. eine andere Mei- 
nung Ausdruck gefunden hat, und in Anbetracht des grossen Gewichts, 
welches mit vollem Recht den Worten Ew. Exc. von den Gläubigen 
der Diöcese beigemessen wird. Die Ueberzeugung, dass sich die 
Staatsregierung bei den Concilsbeschlüssen vom 18. Julı 1870. nicht 
beruhigen kann und darf, steht jedoch bei dem ganz ergebenst Unter- 
zeichneten zu fest, als dass er sich durch die Rücksichten, welche er 
Ew. Exc. und dem hohen Amt eines Erzbischofs zu widmen gewohnt 
ist, zur Annahme eines andern Standpunktes für befugt erachten 
könnte. 

Wäre freilich, um zuerst von dem Inhalt und der Bedeutung der 
Concilsbeschlüsse vom 18. Juli 1870. zu sprechen, die Auffassung be- 
gründet, welche von vielen Seiten vertreten wird: dass nämlich diese 
Concilsbeschlüsse nichts anderes zum Dogma erhoben hätten, als was 
in der katholischen Kirche von jeher geglaubt worden ist, so würde 
allerdings ein grosser Theil der Gründe, auf welche sich die Anschau- 
ung des Unterzeichneten stützt, in Wegfall kommen. Man würde als- 
dann gegen jede Beanstandung der mehrgedachten enge 
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mit Erfolg einzuwenden vermögen: dass die Kirche und ihre Lehre 
nach wie vor dieselbe sei, und dass, wenn die Staatsgewalt früher von 
der Meinung ausgegangen, es könnten die Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat ohne Gefahr für den letztern so wie geschehen geregelt 
werden, jedenfalls das Dogma vom 18. Juli 1870. keinen Anlass zu 
Bedenken gegen den Fortbestand des bisherigen. Kirchenstaatsrechts 
biete. | 

Der Unterzeichnete sagt absichtlich : sein grosser Theil der Gründe, « 
und nicht »alle Gründe;« denn immerhin bliebe die Erwägung übrig, 
dass vielleicht jetzt erst die Bedenken deutlicher zu Tage getreten sind, 
welche gegen den angeblich längst gelehrten und längst geglaubten, 
aber neuerdings erst festgestellten Glaubenssatz obwalten, und dass 
jedenfalls die Zweifel nunmehr völlig ausgeschlossen werden, welche 
früher noch gegen denselben zugelassen waren, und mit deren Hülfe 
der Katholik seine Anhänglichkeit an die unzweifelhaft festgestellte 
Lehre der Kirche und seine Unterwerfung unter die Gesetze des Staates 
in volle Harmonie zu setzen vermochte. 

Die Staatsregierung kann aber die Augen nicht vor der Thatsache 
verschliessen, dass viele, äusserst beachtenswerthe Stimmen gegen die 
ebenerwähnte Auffassung sich ausgesprochen haben, und die Behaup- 
tung aufstellen: das Dogma von der persönlichen Unfehlbarkeit des 
Papstes enthalte allerdings eine wesentliche Aenderung an dem Lehr- 
begriffe der katholischen Kirche. 

Ist diese letztere Behauptung begründet, dann muss die Frage 
aufgeworfen und zur Entscheidung gebracht werden: wie sich auf 
Grund des neuen Glaubenssatzes das Verhältniss zwischen Staat und 
Kirche gestaltet? 

Hiebei ist vor allem festzustellen, wem das endgültige Urtheil dar- 
über zukommt: ob mit den Concilsbeschlüssen vom 18. Juli 1870. eine 
Neuerung an dem Lehrbegriffe der katholischen Kirche begründet 
wurde, oder nicht, und ob in der etwa herbeigeführten Neuerung für 
die Staatsregierung ein Anlass zur Revision und Umgestaltung ihrer 
bisherigen Beziehungen zur Kirche liegt. 

Ist einmal die Vorfrage: ob das Dogma vom 18. Juli 1870. nur 
längst Geglaubtes fixirt, oder ob es eine Neuerung an den Glaubens- 
sätzen der katholischen Kirche enthält, in dem zuletzt erwähnten Sinn 
entschieden, dann steht — hierüber kann kein Zweifel aufkommen — 
das Urtheil über die Frage, ob die Staatsregierung ihre bisherigen 
Beziehungen zur Kirche aufrecht erhalten kann, oder ob sie dieselben 
revidiren und modificiren muss, der weltlichen Regierung zu. Mit 
einem solchen Urtheil steht sie auf dem Boden ihrer eigentlichen Auf- 
gabe; sie greift damit nicht über den Bereich ihrer Zuständigkeit 
hinaus. 

Was aber die obenbezeichnete Vorfrage angeht, so steht die Staats- 
regierung hier allerdings einer theologischen Controverse gegenüber. 
Wenn und soweit es sich darum handelt, diese Controverse mit der 
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Wirkung zur Entscheidung zu bringen, dass dadurch das Bekenntniss 
def katholischen Kirche festgestellt wird, kommt ihr, dessen bescheidet 
sich der ganz ergebenst Unterzeichnete sehr wohl, weder ein Beruf 
noch eine Berechtigung zur Entscheidung zu. Die Entscheidung dar- 
über, was ein Katholik glauben muss, um mit der Lehre seiner Kirche 
in vollem Einklange sich zu befinden und im Jenseits zur Anschauung 
Gottes zu gelangen, kann sich eine weltliche Regierung nicht vindiciren. 

So bereitwillig die Staatsregierung diess auch anerkennt, und 8o- 
weit sie auch von dem Versuch entfernt ist, die oben bezeichnete 
Streitfrage in der Absicht zu lösen, dass mit ihrem Ausspruche die 
Gewissen der Katholiken verpflichtet werden, so kann sie doch nicht 
umhin, sich eine Meinung darüber zu bilden, welche Art der Ent- 
scheidung die richtige sei, um schliesslich diese Meinung zum Aus- 
gangspunkt ihres Handelns und ihrer Maassregeln zu nehmen. 

Thäte sie diess nicht, so könnte sie niemals die ihr, wie gesagt, 
zu eigener Competenz zufallenle Aufgabe einer Prüfung der Halt- 
barkeit ihrer Beziehungen zum kirchlichen Regiment lösen, und müsste 
diese Aufgabe trotz der vielfachen Rückwirkungen kirchlicher Insti- 
tutionen auf das bürgerliche Leben unangerührt auf sich beruhen lassen. 

Wie soll aber die Staatsregierung der schwierigen Aufgabe gerecht 
werden, sich über einen theologischen Streit eine eigene Meinung zu 
bilden, an welche sie vielleicht weittragende Folgen zu knüpfen ge- 
zwungen ist? 

Viele haben auf diese Frage die Antwort bereit: dass der Staat 
am besten thue, sich an den Ausspruch der Bischöfe zu halten, weil 
diese die wahren testes fidei seien, und somit ihnen allein die end- 
gültige Entscheidung des mehrberegten Streites zukomme. Die Bi- 
schöfe seien, so sagt man von dieser Seite, die einzig zuständigen 
Richter über die rein kirchliche Angelegenheit der Festsetzung des 
Glaubens, ihr Urtheil habe auch die Staatsregierung zum Ausgangs- 
punkt ihrer Entscheidung über Fortbestand oder Abänderung des 
Kirchenstaatsrechtes zu nehmen. Der Ausspruch der Bischöfe aber 
geht nunmehr dahin: dass die Iufallibilität der Päpste von jeher ge- 
lehrt und geglaubt worden sei, dass man in Rom nicht die Wahrheit 
des Dogma selbst, sondern nur die Opportunität einer Definition des- 
selben beanstandet habe, und dass die Infallibilität der Päpste den 
Staat in nichts gefährde. 

In dieser Weise sich zu beruhigen, kommt der Staatsregierung 
nach der Ueberzeugung des ganz ergebenst Unterzeichneten nicht zu. 

Ganz abgesehen von den offenkundigen Wandlungen in den Er- 
klärungen vieler Bischöfe vor und nach dem 18. Juli 1870., und von 
dem Mangel eines Anhaltspunktes dafür, wesshalb nicht die frühern, 
sondern die jüngsten Erklärungen der Bischöfe das wahre Zeugniss 
für den Glauben enthalten, so ist von entscheidendem Gewichte der 
Umstand, dass die Staatsregierung zugleich die Regierung der Katho- 
liken und der Andersgläubigen ist, und als solche kein Recht hat, 
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lediglich den confessionellen Standpunkt kirchlicher Unterordnung ein- 
zunehmen. 

Mit der Unterwerfung der Staatsgewalt unter den Ausspruch der 
‚Kirche hätte die Staatsregierung nicht bloss für die Katholiken, son- 
dern auch für die Andersgläubigen, die gar keinen Grund haben, die 
Judicatur der katholischen Kirchenobern über staatliche Angelegen- 
heiten anzuerkennen, die Grundlage der Entscheidung über das Kirchen- 
staatsrecht und über die wichtigsten Interessen des Staates, und damit 
auch die Entscheidung über die Hauptsache selbst, in die Hand der 
kirchlichen Autorität gelegt. Da solch ein Verfahren offenbar unstatt- 
haft ist, so erübrigt der Staatsregierung nur, sich selbst ein Urtheil 
auch über die Vorfrage zu bilden, indem sie aus der reichen über den 
Gegenstand erschienenen Literatur die Gründe für und wider sich ver- 
gegenwärtigt und nach ihren Kräften abwägt, den historischen Ver- 
lauf der Sache in Betracht zieht und die Autorität der Stimmen wür- 
digt, die sich ausgesprochen haben. 

Ew. Exc. werden es begreiflich und gerechtfertigt finden, wenn 
der Unterzeichnete es hier nicht für angezeigt erachtet, diese Aufgabe 
gleichsam vor den Augen Ew. Exc. zu lösen, und zu diesem Behufe 
hier eine Gegenüberstellung der Gründe für und wider zu bieten, und 
wenn er von dem Versuch einer eingehenden wissenschaftlichen Moti- 
virung einer bestimmten Ansicht Umgang nimmt. Hier kann nur die 
Erklärung eine Stelle finden, dass die Literatur, welche über das 
Dogma von der päpstlichen Infallibilität erschienen ist, und die er ge- 
wissenbaft zu prüfen sich bemühte, dem Unterzeichneten die Ansicht 
aufgedrängt hat: dass diejenigen Recht haben, welche behaupten, durch 
Definirung des Dogma von der Infallibilität des Papstes sei eine we- 
sentliche Neuerung an der Lehre der katholischen Kirche begründet 
worden. Diese Ansicht wird unterstützt durch das grosse, Menschen- 
alter hindurch anerkannte, Ansehen verschiedener Kenner und Lehrer 
der einschlägigen wissenschaftlichen Disciplinen, solcher Männer der 
Wissenschaft, deren Liebe zur Kirche über allen Zweifel erhaben und 
deren Rechtgläubigkeit wenigstens bis in die neueste Zeit von nie- 
mandem bestritten worden ist. Nichts bedarf weniger der Recht- 
fertigung, als dass die Staatsregierung den bisher von allen Betheiligten 
hochgehaltenen Autoritäten nicht lediglich desshalb den Rücken kehrt, 
weil eine Meinungsverschiedenheit sich erhoben hat. Von grossem 
Gewicht ist für den Unterzeichneten auch der geschichtliche Verlauf 
der Concilsverhandlungen gewesen. Mit Recht wird man fragen: ob 
der Ausspruch der Erzbischöfe und Bischöfe, wenn er auch nicht so- 
fort als endgültig maassgebende Sentenz betrachtet werde, nicht wenig- 
stens dazu geeignet sei, das Gewicht der wissenschaftlichen Sommitäten 
auszugleichen, die sich gegen das neue Dogma erklärten. 

Nur die Erwägung, dass der Wahrheit jederzeit und ohne Rück- 
halt die Ehre gegeben werden muss, auch wenn es uns noch so schwer 
ankommt, dieselbe zu bekennen, gibt dem Unterzeichneten den Muth, 
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im Angesicht Ew. Exc. für seinen Theil diese Frage zu verneinen. 
Der Unterzeichnete ist des Dafürhaltens, dass es die Erzbischöfe und 
- Bischöfe bei ruhiger Abwägung aller Verhältnisse nicht befremden 
kann, wenn ihre Unterwerfung unter das Dogma von der päpstlichen 
Infallibilität nicht jedermann über dasselbe zu beruhigen im Stand ist, 
ja wenn man sich sogar, um zu beweisen, dass das Infallibilitätsdogma 
eine Neuerung enthält, auf ihr eigenes Verhalten beruft. 

Um die Art der Erwägungen zu kennzeichnen, mit welchen er 
seinen Ausspruch rechtfertigen zu können glaubt, will der Unterzeich- 
nete sich beispielsweise berufen auf die von mehreren Erzbischöfen 
und Bischöfen Galliens, Deutschlands, Oesterreichs und Ungarns, Eng- 
lands, Irlands und Nordamerika’s den Präsidenten des Concils über- 
reichte, von Cardinal v. Rauscher verfasste und auch von bayerischen 
Bischöfen unterzeichnete Bitte vom 10. April 1870., in welcher auf 
eine Ärt, die nicht mehr überboten werden kann, gegen das Dogma 
von der Infallibilität des Papstes Zeugniss gegeben und dessen Unver- 
einbarkeit mit den Einrichtungen der heutigen Staaten dargethan ist, 
dann auf die von vielen Bischöfen zu dem Schema eingereichten Ani- 
madversiones, in welchen bezeugt ist, dass die Lehre von der Unfehl- 
barkeit das Papstes in vielen Gegenden dem Volk und selbst dem Ka- 
techismus für die Pfarrer bisher unbekannt gewesen, und dass die von 
Lutheranern, Calvinisten etc. aufgestellte Behauptung: die Katholiken 
müssten auch dem Papste glauben, von jeher als Verleumdung bezeichnet 
worden sei. Der höchst bezeichnenden, von andern Erwägungen als 
der unzweifelhaften Wahrheit des Dogma ausgehenden Art und Weise, 
wie die Unterwerfung unter das Dogma von der päpstlichen Unfehl- 
barkeit von manchen Würdenträgern motivirt worden, soll hier nur 
vorübergehend gedacht werden. 

Die Erzbischöfe und Bischöfe können es unmöglich auffallend 
finden, wenn diejenigen, die ausserhalb der Streittheile stehen, und 
sich eine Meinung darüber bilden müssen, welches die richtige Ent- 
scheidung gei, aus dem Widerstreben so bedeutender und wohlunter- 
richteter Concilsväter gegen die Definition des Dogma einen Beleg 
dafür abnehmen zu dürfen glauben: dass es sich bei dem Concil um 
etwas anderes als um die Fixirung einer längst geglaubten, unbe- 
strittenen und unzweifelhaften Lehre handelte. 

So wohl begründet als die Meinung, dass die Lehre von der per- 
sönlichen Infallibilität des Papstes eine wesentliche Neuerung an dem 
Lehrbegriffe der katholischen Kirche enthält, ist nach des Unterzeich- 
neten festgewurzelter Ueberzeugung auch der Ausspruch: dass diese 
Neuerung sammt ihren Consequenzen nicht bloss die inneren Verhält- 
nisse der katholischen Kirche, sendern auch die Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche alterirt, und dazu geeignet ist, Fundameutalsätze 
des bayerischen Verfassungsrechtes in Frage zu stellen, und insbeson- 
dere die staatsbürgerlichen Rechte der Nichtkatholiken des Landes zu 
gefährden. 
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Die Rechtfertigung für diese Behauptung liegt in der Erwägung: 
dass in das Gebiet desjenigen, worüber der Papst in der Folge für 
sich allein verbindliche Normen aufzustellen berechtigt sein soll, solche 
Dinge gezogen werden können und wirklich schon gezogen worden 
sind, welche, wenn nicht ausschliesslich, so doch zugleich der Rechts- 
sphäre des Staates angehören; dass sonach die Staatsangehörigen künftig 
auch für das dem Staat anheimfallende Gebiet Gesetze aus der Hand 
des Papstes hinzunehmen hätten, die möglicherweise mit dem weltlichen 
Recht und mit den alle modernen Staaten beherrschenden Principien 
in unlöslichem Widerstreite stehen. 

Ew. Exc. könnten geneigt sein einzuwenden, dass der Kirche das 
Prädicat der Infallibilität von jeher und unbestritten, und auch zu der 
Zeit vindieirt worden sei, in welcher die dermalen geltende Ordnung 


der Beziehungen zwischen Staat und Kirche festgestellt worden ist, - 


und dass die Infallibilität des Papstes ebensowenig dem Staate Gefahr 
zu bringen geeignet sei, als ihm die Handhabung der kirchlichen In- 
fallibilität durch ökumenische Concilien im Vereine mit dem Papste 
Gefahr gebracht habe. 

Der Unterzeichnete vermag es leider nicht, einem solchen Ein- 
wande gegenüber alle Bedenken zu unterdrücken, und um dieses Ein- 
wandes willen das neue Dogma als nicht staatsgefährlich anzusehen. 

Wenn man sieht, was mit dem jüngsten vaticanischen Concil, trotz 
kräftiger Einsprache der Wissenschaft und trotz einer ziemlich tief 
gehenden Opposition aus seiner Mitte, dennoch zu Stande gebracht 
werden konnte, so könnte man sich allerdings zu dem Satze verstehen: 
dass auch schon die der Gesammtkirche zugeschriebene und von dem 
gesammten Episkopat auszuübende Infallibilität eine Gefahr für die 
Staaten enthielt. Doch leuchtet jedermann ein, dass die Infallibilität, 
welche bisher ausschliesslich der Gesammtkirche beigemessen war, und 
die regelmässig in einem Ausspruche der auf einem ökumenischen 
Concil frei berathenden und beschliessenden Väter auf Grund einer 
mehr oder weniger exclusiven Stimmeneinhelligkeit ihren Ausdruck zu 
finden hatte, ein weit weniger bewegliches und zum Missbrauche sich 
eignendes Institut ist, als die Infallibilität, welche, wie oben behauptet, 
neu eingeführt worden ist, und von dem Kirchenoberhaupt allein ge- 
handhabt werden soll. In einer aus Bischöfen des ganzen Erdkreises, 
aus Mitgliedern der verschiedensten Staaten zusammengesetzten Ver- 
sammlung liegt eine grosse Garantie dagegen, dass einstimmige Be- 
schlüsse zu Stande kommen, mit welchen in die Rechtssphäre der 
Staaten übergegriffen wird, und dass die das weltliche Gebiet beherr- 
schenden Grundsätze umgestossen werden. Diese Garantie wird künftig 
fehlen. 

Es ist nicht Frivolität, nicht Gehässigkeit gegen die Kirche, wenn 
man weiter geht und behauptet, dass die Befürchtungen, welche an 
den Mangel dieser Garantie geknüpft werden, bereits imminente ge- 
worden sind. Denn es ist nicht allein die Absicht documentirt worden, 
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für den Fall Bedürfens in das weltliche Gebiet einzugreifen, sondern 
es sind in der That diese Uebergriffe bereits erfolgt. 

Bezüglich dessen, was der ergebenst Unterzeichnete hier zu be- 
haupten sich erlaubt hat, bezieht sich derselbe abermals auf die reiche 
Literatur über das Infallibilitätsdogma. 

Auch mit eingehenden Erörterungen über das hier Gesagte würde 
er die Gränzen überschreiten, welche dieser Zuschrift durch die Natur 
der Sache gesteckt sind. 

Die Auffassung, die der Unterzeichnete hier ausgesprochen hat, 
findet ihre Begründung und Bestätigung in den Gutachten der juristischen 
Facultäten des Landes, in den wissenschaftlichen Erörterungen fast 
aller deutschen Kirchenrechtslehrer von Bedeutung und anderer hoch- 
erleuchteten Männer der Wissenschaft, die ein langes ehrenhaftes 
Leben hindurch zu den treuesten Söhnen der katholischen Kirche ge- 
hört haben, und deren Aussprüche nicht erst jetzt, in der Zeit kirchen- 
feindlicher Opposition, wie Ew. Excellenz die entstandene Bewegung 
bezeichnen, sondern lange vor dem 18. Juli 1870. als wohlmeinende 
Warnung erfolgt sind. Männer dieser Art kann der ergebenst. Unter- 
zeichnete unmöglich nach dem Beispiele so manches dem Dogma freund- 
lichen Blattes mit Ungläubigen und Indifferenten oder mit Abtrünnigen 
auf eine und dieselbe Stufe stellen. 

Der Unterzeichnete will Ew. Exc. nicht mit Aufzählung der man- 
nichfachen Erlasse früherer Päpste zur Last fallen, mit deren Inhalt 
die eben angeführten Autoritäten ihre Behauptungen begründet haben. 
Es soll bier nur, um ein einziges Beispiel anzuführen, das Rund- 
schreiben des jetzt regierenden hefl. Vaters aus dem Jahr 1864. »Quanta 
cura« und der demselben beigegebene syllabus errorum Erwähnung 
finden. 

Dass die in dem Syllabus aufgestellten Sätze zum grossen Theil 
in einschneidendster Weise auf das weltliche Gebiet übergreifen, und 
dass neben denselben zahlreiche Einrichtungen der modernen Staaten 
nicht fortbestehen können, wird einer näheren Ausführung nicht be- 
dürfen. 

Auch das wird sich nicht mit Erfolg bestreiten lassen, dass der 
Syllabus alle diejenigen Merkmale an sich trägt, welche nach den Con- 
cilsbeschlüssen vom 18. Juli 1870. die Erlasse eines ex cathedra spre- 
chenden Papstes kennzeichnen. Wäre hiefür nicht der Inhalt der 
erwähnten Erlasse selbst entscheidend, und wäre gleichwohl noch ein 
Zweifel übrig geblieben, trotz aller von der »Civiltä Cattolica«e ent- 
wickelten Theorien, so würde er durch den Ausspruch des Hrn. Bi- 
schofs von Regensburg in seinem Hirtenbriefe vom 22. Sept. 1870. be- 
seitigt worden sein, woselbst die Encyklica vom 8. Dec. 1864. in einer 
Weise, die keiner Missdeutung fähig ist, unter die infalliblen päpst- 
lichen Aussprüche gerechnet wird. 

Ew. Exc. werden auch zugeben, dass die äusserst vorsichtige Art 
und Weise, wie sich Bischof Fessler in seiner Schrift: »Die wahre 
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und die falsche Unfehlbarkeit der Päpste‘« über den Syllabus gegen 
Dr. Schulte ausgesprochen hat, nicht dazu dienen kann, um den Unter- 
zeichneten in seiner Ansicht wankend zu machen. 

Wenn aber auch mit Erfolg dargethan zu werden vermöchte, dass 
alle bis jetzt ergangenen Aussprüche der vorbezeichneten Art nicht 
als Aussprüche ex cathedra betrachtet werden können, so wäre damit 
höchstens so viel bewiesen: dass bis jetzt noch kein kirchlicher Glau- 
benssatz existirt, welcher mit dem Staat und seiner Verfassung im 
Widerspruche steht. Die Gefahr für die weltlichen Regierungen wäre 
darum noch nicht beseitigt, denn bei dem Mangel einer durchgreifen- 
den Abgränzung des kirchlichen Bereiches vom Glauben und insbe- 
sondere von den Sitten würde niemand einen künftigen Papst zu hin- 
dern vermögen, dass er mit der Erklärung: es handle sich um das 
Gebiet der Sitten, die in der Beilage zum oben bezeichneten Rund- 
schreiben besprochenen Gegenstände in einem sonst nicht mehr gang- 
baren Sinne zum Object von Kathedralentscheidungen macht. Min- 
destens dafür, dass der Hinweis auf diese Möglichkeit nicht aus der 
Luft gegriffen ist, bildet die auch in neuester Zeit in der Encyklica 
vom Jahr 1864. bekundete Absicht, an die weltlichen Stastsordnungen 
corrigirend die Hand zu legen, einen treffenden Beleg. 

Es fragt sich, ob die von den Bischöfen schon vielfach abgegebene 
Erklärung: dass die Infallibilität des Papstes sich nur auf das kirch- 
liche Gebiet von Glauben und Sitten, niemals aber auf das weltliche 
Gebiet erstrecke, Beruhigung zu gewähren im Stande ist, oder, um 
von einem mehrfach angekündigten, bis jetzt aber nur bezüglich der 
Absetzung von Fürsten verwirklichten Ereignisse zu sprechen, ob eine 
beschwichtigende Erklärung des römischen Stuhles von demselben In- 
halt diese Kraft der Beruhigung ansprechen könnte. Der Unterzeich- 
nete bedauert, auch diese Frage nicht bejahen zu können. 

Was die bereits vorhandenen päpstlichen Erlasse betrifft, so leuchtet 
ein, dass an dem Charakter derselben nun nach dem Abschlusse der 
maassgebenden Thatsachen nichts mehr geändert werden kann. 

Entweder sind jene Erlasse, je nach den längst abgeschlossenen 
thatsächlichen Verhältnissen, unter denen sie erflossen sind, infallible 
und allgemein verbindliche Sätze, oder sie sind es nicht. Liegen die 
Thatsachen so, dass jeder, welcher unbefangen die Sache prüft, zu dem 
Schlusse kommen muss, dass die mehrbezeichneten Erlasse vom Papst 
in seiner Eigenschaft a!s oberster Hirte und Lehrer aller Christen kraft 
seiner höchsten apostolischen Gewalt ausgegangen sind, um als Lehre 
der Kirche alle Katholiken zu verbinden, dann vermag selbstverständ- 
lich der hiedurch bedingte Schluss auf das Vorhandensein eines dog- 
matischen Ausspruches dadurch nicht ferngehalten zu werden, dass 
wenige oder viele Bischöfe die Ansicht aussprechen: es fehle den Er- 
lassen an irgend einer Voraussetzung der Infallibilität, namentlich 
dann nicht, wenn weder die Erlasse noch die fehlenden Qualitäten 
concret bezeichnet würden. 
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Allgemein gehaltenen beschwichtigenden Erklärungen der eben 
gedachten Art würde eine grosse Dehnbarkeit eigen sein, und es würde 
doch wieder die Entscheidung über die Bedeutung jedes einzelnen Er- 
lasses und darüber offen bleiben, ol er unter die Erklärung der Bi- 
schöfe fällt oder nicht. Trotz solcher Meinungsäusserungen würden 
künftige Bischöfe und Päpste auf die Ansicht zurückkommen können: 
dass dennoch in diesem und jenem Erlass ein infallibler Ausspruch 
vorliege. 

Hiebei ist, wie in die Augen springt, ganz abgesehen von der er- 
heblich veränderten Stellung, welche nach Ansicht der bedeutendsten 
Kanonisten die Bischöfe in Folge des Concils erhalten haben, und von 
den entgegengesetzten Aeusserungen anderer Bischöfe, wie eine solche 
oben angezogen worden. 

Nicht anders würde es sich mit einer etwa von Rom ausgehenden 
beruhigenden Erklärung verhalten können, da selbstverständlich kein 
Nachfolger des jetzigen Papstes daran gehindert wäre, die allegirten 
Bullen als Kathedralaussprüche zu behandeln, wenn auch die jetzige 
päpstliche Regierung die Meinung aussprechen sollte, dass sie keine 
infalliblen Sätze enthalten. Ja es fragt sich, um zu allem Ueberflusse 
von einem Ereignisse zu sprechen, das wohl niemals eintreten dürfte, 
ob selbst ein Ausspruch des Papstes ex cathedra, in dem Sinne, dass 
diese und jene früheren päpstlichen Erlasse keine infalliblen Aussprüche 
seien, Beruhigung zu gewähren vermag. Denn hat in jenen Erlassen 
der betreffende Papst in seiner Eigenschaft als Lehrer der Kirche ge- 
sprochen, um eine alle Gläubigen verpflichtende Lehre festzustellen, 
so sind die Erlasse auf Grund dieser Thatsache infallible Aussprüche, 
sie sind selbst zur Thatsache geworden, und der künftige, wenn auch 
gleichfalls infallible Papst kann nach der neuen Kirchendoctrin zwar 
Lehrmeinungen definiren, aber Thatsachen und deren gesetzliche Con- 
sequenzen aus der Welt zu schaffen vermag er nicht. Wollte indessen 
von diesem Bedenken auch abgesehen werden, so könnte unter allen 
Umständen Beruhigung für die Vergangenheit, sofern es sich um He- 
bung von Zweifeln über die Natur eines früheren päpstlichen Aus- 
spruches fragt, höchstens ein Ausspruch ex cathedra in dem oben be- 
zeichneten Sinne gewähren, sofern er in erschöpfender Aufzählung der 
einschlägigen päpstlichen Erlasse denselben den Charakter als infallibler 
Entscheidungen abspräche. 

Was die Zukunft angeht, so liegt augenscheinlich die Gefahr in 
dem Bestande der jedem Papste nach dem neuen Dogma zugemessenen 
Gewalt selbst, und kann somit durch beruhigende Erklärungen eines 
einzelnen eben regierenden Papstes nicht gehoben werden. 

Wohl ist es möglich, dass unter der Regierung des jetzigen hei- 
ligen Vaters jede Absicht fehlt, ins weltliche Gebiet überzugreifen, 
aber ebenso möglich ist, dass letzteres künftig geschieht. 

Auch in der Weise hat man zu beruhigen versucht, dass man er- 
klärte: das Dogma von der Infallibilität und die auf Grund desselben 
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ergangenen oder noch ergebenden Aussprüche hätten auf diejenigen 
Staaten niemals Anwendung zu finden, mit welchen die Kirche ihre 
Beziehungen durch Concordate oder ähnliche Abmachungen geordnet 
habe. Das heisst nichts anderes, als dass man die abgeschlossenen 
Verträge halten werde, auch wenn der Papst ex cathedra Sätze auf- 
stellen sollte, welche von dem Inhalte der Concordate differiren. 

Es heisst aber auch, dass man eben nur die Verträge respectiren 
werde. 

Hierin liegt für Bayern eine unmittelbare Bedrohung des geltenden 
Staatsrechts, denn dasselbe wurzelt nicht allein im Concordate, sondern 
auch in der Verfassungsurkunde und in der von der Kirche ohnehin 
schon vielfach angestrittenen zweiten Verfassungsbeilage. 

Geht man aber von der Ansicht aus, dass das neue Dogma von 
der persönlichen Unfehlbarkeit des Papstes mit der bestehenden Staats- 
ordnung nicht vereinbarlich sei, so erwächst der Staatsregierung die 
Verpflichtung, die nachtheiligen Wirkungen der kirchlichen Neuerung 
abzuwehren. Als das nächstliegende gesetzliche Mittel hiezu erscheint 
das Placetum regium. Von diesem abzusehen ist die Staatsregierung 
nicht berechtigt, da es nicht in ihrer Befugniss steht, über verfassungs- 
mässige Bestimmungen hinwegzugehen, wie wenn sie nicht beständen. 

Die Staatsregierung verletzt mit der Handhabung des Placetum 
regium keines der verfassungsmässigen Rechte der Kirche, um deren 
Schutz Ew. Excellenz Se. Majestät den König gebeten haben. Denn 
alle Rechte, welche die Verfassung der Kirche zuerkennt, sind ihr nur 
mit und neben dem Placetum eingeräumt. 

Die bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe haben trotz der Anmah- 
nung in der Entschliessung des Staatsministeriums des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten vom 9. August 1870., und trotz der 
ausdrücklichen Verweigerung des Placetum, sich über die einschlägigen 
Verfassungsbestimmungen hinweggesetzt. 

Der ergebenst Unterzeichnete darf es nicht unterlassen, Ew. Ex- 
cellenz pflichtmässig zu erklären: dass in diesem Verfahren der baye- 
rischen Erzbischöfe und Bischöfe eine offenbare Verletzung der Staats- 
verfassung liegt. 

Ew. Excellenz haben in der an Se. Maj. gerichteten Vorstellung 
darauf hingewiesen, dass die Schädigung der kirchlichen Autorität 
eine Schädigung des Ansehens der weltlichen Obrigkeit zur Folge haben 
werde. 

Gewiss nicht minder berechtigt ist der Satz: dass die Untergra- 
bung des Ansehens der Gesetze vor den Augen des Volkes dieselbe 
Wirkung haben muss, von welcher Seite sie auch erfolgen mag. 

Und dennoch sind die Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns mit dem 
bedenklichen Beispiel einer Missachtung des Gesetzes vorangegangen, 
und haben noch dazu ihre Maassregeln mit einer Schärfe ausgewählt, 
welche kaum noch in einer andern Diöcese ausserhalb Bayerns ihres 
gleichen hat. 
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Es ist jedenfalls schwer einzusehen, dass es den Bischöfen Bayerns 
unmöglich war, jene Milde zu üben, für welche anderwärts zahlreiche 
Beispiele vorhanden sind. 

Der ergebenst Unterzeichnete erfüllt eine herbe Pflicht, wenn er 
sein lebhaftestes Bedauern über dieses Vorgehen der Erzbischöfe und 
Bischöfe ausspricht, mit welchem die freundlichen Beziehungen zwi- 
schen Staat und Kirche getrübt worden sind — Beziehungen, auf 
welche die Bischöfe, so hoch sie auch die Kirche stellen mögen, grossen 
Werth zu legen alle Ursache haben. 

Zwar haben die Erzbischöfe und Bischöfe in ihrer Vorstellung 
vom 15. Mai 1871. den Versuch gemacht, den Vorwurf zu entkräften, 
dass sie sich mit Ausserachtlassung der verfassungsmässigen Bestim- 
mungen über das Placetum regium einer Verletzung bindender Gesetze 
schuldig gemacht hätten. Der ganz ergebenst Unterzeichnete hat sich 
indess nicht überzeugen können, dass dieser Versuch auch nur an- 
nähernd gelungen sei. 

Abgesehen von Auslassungen darüber, dass Papst und Bischöfe die 
allein zuständigen Richter in Glaubenssachen seien, und als solche 
auch vom Staat anerkannt zu werden verlangen könnten, dass deren 
Urtheil aber die Verbindlichkeit der vaticanischen Concilsbeschlüsse. 
festgestellt habe, dass mit dem Dogma von der Infallibilität des Papstes 
keine neue Lehre, sondern nur längst Gelehrtes und Geglaubtes fest- 
gestellt worden sei, und dass das Dogma keinesfalls etwas staatsge- 
fährliches an sich trage — Erörterungen, die in Vorstehendem eine 
genügende Beleuchtung gefunden haben dürften — enthält die bezeich- 
nete Vorstellung noch Ausführungen in zwei Richtungen. 

Die Erzbischöfe und Bischöfe erklären daselbst, es sei ihnen un- 
möglich, die in der dritten und vierten Öffentlichen Sitzung des vati- 
canischen Concils gefassten und von Papst Pius IX. für die ganze 
Kirche feierlich publicirten Beschlüsse über den katholischen Glauben 
und über die Kirche Christi erst dann in dem öffentlichen Unterricht 
über die katholische Religion zu berücksichtigen, wenn das Placetum 
erfolgt sei, weil 

1) die Bischöfe von jeher die Festhaltung des Placets als im Wi- 
derspruch stehend mit dem bayerischen Concordat erklärt und desshalb 
gegen die Geltendmachung des $. 58. der II. Verfassungsbeilage auf 
das entschiedenste protestirt hätten, und 

2) weil, wenn auch niemals Einspruch dagegen erhoben worden 
wäre, der genannte Paragraph doch nie dahin interpretirt werden dürfe, 
dass auch zur Verkündung von Glaubensdecreten eine landesherrliche 
Genehmigung erforderlich sei. 

Was den zuerst erwähnten Grund betrifft, so nehmen die Bischöfe 
Bezug auf die Würzburger Denkschrift vom 14. November 1848., dann 
auf die Freisinger Denkschrift vom October 1850. und auf die Vor- 
stellung der Bischöfe vom 15. Mai 1853., in welchen überall Protest 
gegen das Placetum regium erhoben worden, weil dasselbe mit einem 
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innigen Anschluss an das Oberhaupt der Kirche, ‚mit einem engen 
Verband unter allen Gläubigen des Erdballs und mit Entwicklung einer 
einheitlichen Lehre der katholischen Wahrheit unvereinbar sei, weil 
es eine misstrauische Ueberwachung des Verkehrs zwischen Hirt und 
Heerden enthalte, weil es mit der Vorschrift des Art. XII lit. c des 
Concordates, wonach der Verkehr der Bischöfe, des Klerus und des 
Volkes mit dem heiligen Stuhl in geistlichen Dingen und kirchlichen 
Angelegenheiten frei sein müsse, im Widerspruch stehe, und weil es 
jedenfalls nach Einführung der Pressfreiheit nicht mehr haltbar er- 
scheine. 

Das alles sind Erwägungen, die ihrem wahren Wesen nach nicht 
gegen die thatsächliche Geltung einer Rechtsnorm, sondern gegen die 
principielle Richtigkeit der ihr zum Grunde liegenden Motive gerichtet 
sind, oder die äussersten Falls als mehr oder weniger durchschlagende 
Gründe dafür, dass das Verlangen nach Beseitigung einer gesetzlichen 
Bestimmung billig sei, in Betracht kommen können. Solche Erwä- 
gungen können offenbar nicht die Wirkung haben, dass die unzweifel- 
haft zu Recht bestehende gesetzliche Norm um ihretwillen von selbst 
hinwegfäll. Niemand wird es z. B. wagen dürfen, für irgend ein Ge- 
. biet des öffentlichen oder privaten Rechtes den Satz aufzustellen: dass 
eine Rechtsnorm, welche dem modernen Rechtsbewusstsein nicht mehr 
entspricht, sofort auch keine Geltung mehr habe, und einen solchen 
Satz sich zur Richtschnur seines Handelns zu wählen. Wer es auf 
dem Gebiete des Strafrechtes unternehmen wollte, so vorzugehen, 
könnte in der Einsamkeit des Gefängnisses ausreichende Musse zur 
Ergründung der Unhaltbarkeit seiner Theorien finden. 

Was die Bischöfe hier vorgetragen haben, ist nichts anderes als 
die Erklärung, sie überträten zwar eine zu Recht bestehende Verfas- 
sungsbestimmung, aber sie glaubten diess wegen der Gründe thun zu 
dürfen, die sie dafür anzuführen vermöchten, dass jene Verfassungs- 
bestimmung gar nicht hätte erlassen werden sollen. 

Aus den Ausführungen der Bischöfe ergibt sich zugleich, dass sie 
nicht allein für die Kirche, sondern auch für sich selbst als die Or- 
gane der Kirche den bayerischen Staatsgesetzen gegenüber eine Art 
von souveräner Stellung, die Stellung einer ebenbürtigen, auf dem 
Fusse des Mitcontrahenten an einem Staatsvertrage, dem Staate gegen- 
überstehenden Macht in Anspruch nehmen, welche ihnen die bayerische 
Staatsregierung niemals zugestehen kann. Die bayerische Staatsregie- 
rung hält fest daran, dass die bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe 
den Gesetzen des Staates unterworfen sind. 

Was aber den zweiten Grund angeht, so zerfällt er gegenüber dem 
Wortlaute des Verfassungsrechtes in Nichts. Das Verfassungsrecht 
verlangt schlechthin für alle Gesetze und Verordnungen der Kirchen- 
gewalt, ohne Unterschied zwischen Glaubensgesetzen und Disciplinar- 
gesetzen, die königliche Genehmigung, und die constitutio prima de 
ecclesia Christi ist ein Gesetz. Ausserdem verordnet aber auch der 


- 
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8. 38. des Religionsedicts, dass jeder Kirchengesellschaft unter der 
obersten Staatsaufsicht nach den im III. Abschnitt enthaltenen Be- 
stimmungen die Befugniss zukommt ... alle innern Kirchenangelegen- 
heiten zu ordnen, und nennt hierunter ausdrücklich die Glaubenslehre, 
während zu den im Abschnitt Ill. enthaltenen Bestimmungen, welche 
demnach auch für die inneren Kirchenangelegenheiten und somit gerade 
auch für die Gegenstände der Glaubenslehre massgebend sind, die Be- 
stimmung des $. 58. gehört. 

Die Bedrohung der Grundsätze des bayerischen Staatsrechts, welche 
in dem Dogma von der persönlichen Infallibilität des Kirchenober- 
hauptes liegt, und überdiess die in der Ausserachtlassung des Placetum 
regium liegende Verletzung der Staatsverfassung nöthigt die Staats- 
regierung zu Maassregeln, die sie selbst sehr gerne vermieden haben 
würde. 

Sie wird jede Mitwirkung zur Verbreitung der neuen Lehre und 
zum Vollzuge von Anordnungen verweigern, welche von den kirch- 
lichen Behörden in Rücksicht auf die neue Lehre und zu deren Durch- 
führung getroffen werden; sie wird an dem Grundsatze festhalten: 
dass den Maassregeln, welche die kirchlichen Behörden gegen die das 
Dogma nicht anerkennenden Mitglieder der katholischen Kirche er- 
greifen, jede Wirkung auf die politischen und bürgerlichen Verhält- 
nisse der davon Betroffenen versagt bleiben muss, und wird erforder- 
lichen Falls solche Vorkehrungen treffen, welche die Unabhängigkeit 
des bürgerlichen Gebietes vom kirchlichen Zwange verbürgen. 

Der ergebenst Unterzeichnete beklagt die Verwicklungen, welche 
die Folge dieser Stellung sein werden, lehnt aber in dem Bewusstsein, 
dass er sich im Einklange mit Gesetz und Recht befindet, jede Ver- 
antwortlichkeit hiefür ab. 

Der Unterzeichnete benützt im übrigen auch diesen Anlass, um 
Ew. Excellenz die Versicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung 
zu erneuern. 

München, den 27. August 1871. 

Ew. Excellenz (gez.) v. Lutz. 


IV, 
Cardinales acolythi. 


In dem umfangreichen Werke von Paul Hinschius, Das Kirchen- 
recht der Katholiken und Protestanten in Deutschland, von welchem 
bisher Bd. I. in zwei Abtheilungen, Berlin 1869. 1870., und so eben 
die erste Abtheilung des zweiten Bandes, Berlin 1871., ausgegeben 
wurde, einem Werke, dem wir eine ausführliche Kritik zu Theil werden 
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lassen werden !), findet sich Band I. S. 320. Anm. 1. die Angabe, dass 
die Bezeichnung cardinalis nie für Kleriker eines geringeren Weihe- 
grades als den subdiaconus vorkomme. Es ist dies eine der Be- 
hauptungen in dem betreffenden Buche, die zwar mit grosser Sicher- 
heit vorgetragen werden, aber dennoch falsch sind. Wenn Hinschius 
den Commentarius electionis Gregorii VII. papae in Philipp Jaffe’s 
Monumenta Gregoriana Berolini 1865. p. 9. mit Aufmerksamkeit ge- 
lesen hätte, so würde ihm nicht entgangen sein, dass dort als »con- 
gregati in basilica beati Petri ad vincula« »sanctae Romanae catholicae 
et apostolicae ecclesiae cardinales clericı aooliti subdiacont diaconi pres- 
byteri, praesentibus venerabilibus episcopis et abbatibus« aufgeführt 
werden. 
R. W. Dove. 

ı) Dabei werden wir die gelungenen Partien der Arbeit hervor- 
heben, andererseits aber (neben der Darlegung auffallender Mängel 
derselben, wohin z. B. die Unzuverlässigkeit in den Quellencitaten 
gehört), namentlich auch die aus dem Streben nach einer falschen 
Öbjectivität hervorgegangenen höchst bedenklichen Concessionen, die 
dieser protestantische Schriftsteller dem römischen Standpuncte gemacht 
hat, und welche ihm bereits das völlig verdiente Lob ultramontaner 
Organe, wie des »Archivs für katholisches Kirchenrecht«, der »Wiener 


Katholischen Literaturzeitung« eingetragen haben, unserer Beurtheilung 
unterwerfen. 


Wir benutzen den Raum, um auf folgende wichtige neue Er- 
scheinungen der kirchenrechtlichen Literatur aufmerksam zu 
machen: 


Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts. Mit 
besonderer Rücksicht auf deutsche Zustände verfasst von A. L. Richter, 
7. Aufl. bearbeitet von R. W. Dove, Abth. I. Leipzig 1871. 

Friedr. Maassen Geschichte der Quellen und der Literatur 
des canonischen Rechts im Abendlande bis zum Ausgange des Mittel- 
alters, Band I. Gratz 1870 (1871 vollendet). 

Richard Zöpffel, Die Papstwahlen und die mit ihnen im 
nächsten Zusammenhange stehenden Ceremonien in ihrer Entwickelung 
v. 11. bis 14. Jahrhundert, Göttingen 1871 (berichtigt namentlich die 
Darstellung der Geschichte der Papstwahl in Hinschius Kirchen- 
recht Bd. 1.). 

Jules Th&eodose Loyson, L’Assemble&e du clerg& de France 
d’apres des documents etc. Paris 1870. 

Otto Mejer, Zur Geschichte der römisch - deutschen Frage. 
Bd. I. Von der letzten Reichszeit bis zum Wiener Congresse. (Eine 
vortreffliche Arbeit.) 

E. Friedberg, Der Staat und die katholische Kirche im Gross- 
herzogthum Baden seit dem J. 1860. Leipzig 1871. 

Conventiones de rebus ecclesiasticis inter S. Sedem et civilem 
potestatem initae, ex collectione Romana a Vinc. Nussi digesta 
excerptae. Mogunt. 1870. 

Roskoväny, Monumenta catholica pro Independentia Potestatis 
Ecclesiasticae ab Imperio civili T. VII. VIII. Pestini 1871. (T.I—VI. 
erschien Quinque-Ecclesiis 1847 —65.). 
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Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt und 
der Recurs an den Staat. 


Zugleich als Beitrag für die geschichtliche Entwickelung des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche in Deutschland. 


Von 
Emil Friedberg. 


d. Preussen. 
Bis auf Friedrich II. war das katholische Kirchen- 


wesen in Preussen von staatlich untergeordneter Bedeutung '). 

Zwar wurde die Toleranz ernstlich gehandhabt ?), den 
Katholiken, auch wo sie nicht nach dem Westphälischen 
Frieden berechtigt waren, die Ausübung ihrer Religion ge- 
stattet, und ihre Verbindung mit auswärtigen Bischöfen 
wenigstens stillschweigend nachgesehen: aber von einer 
eigentlichen staatlichen Gesetzgebung circa sacra war keine 
Rede. Nur zuweilen wurde gegen die Proselytenmacherei 
eine abwehrende Maassregel für nothwendig befunden ®): im 
Uebrigen erkannte die Regierung das kanonische Recht in 
seiner Geltung für die Katholiken an *), und überliess es 
den Provinzialbehörden, auf Grund der Partikularrechte 
die staatlichen Gerechtsame wahrzunehmen. 

Von grösserer Bedeutung wurde das katholische Kirchen- 
wesen für den Staat, als Schlesien der Monarchie ein- 
verleibt wurde. 

Hier hatte bisher die katholische Kirche eine absolut 
herrschende Stellung eingenommen. Der im sechszehnten 


Vgl. Laspeyres, Gesch. u. heut. Verf. d. kath. Kirche 
Preussens (Halle 1840.) 1. (einziger Theil) 259.f. Theiner, Zustände 
d. kath. Kirche in Schlesien v. 1740-58. (Regensburg 1852.) 1., 20. ff. 

%) Vgl. Mejer Propaganda (Göttingen 1853.) 2., 289. ff. 

®) Vgl. Beispielsweise Circulare v. 14. Dez. 1732. bei Mylius, 
Corp. Const. March. VI, 2., 442, 

*) Vgl. Laspeyres a. a. O. 267. 
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Jahrhundert üppig aufblühende Protestantismus war durch 
den Jesuitenorden zu Boden getreten worden !). Nur das 
Schwert des schwedischen Karl XII. hatte den Evange- 
lischen einen einigermaassen erträglichen Rechtsstand ge- 
schaffen, der freilich auch mehr auf dem Papiere stand, 
als er von den widerwilligen katholischen Behörden be- 
obachtet wurde ?). 

Es war selbstverständlich, dass in dieser Beziehung 
durch die preussische Occupation eine Aenderung eintreten 
musste. Aber im Ganzen benahm sich der junge König 
mit der durch die Verhältnisse gebotenen Klugheit und 
Zurückhaltung. Hatte doch der Papst versucht, dem Kriege 
den Character eines Religionskrieges aufzudrücken und das 
ganze katholische Deutschland zu einer Koalition gegen 
den ketzerischen Markgrafen von Brandenburg zu ver- 
einigen ®). Friedrich hatte damals dem Regensburger 
Reichstage die beruhigendsten Versicherungen wegen der 
katholischen Religion in Schlesien gegeben *). Er liess eine 
Staatsschrift veröffentlichen ®), in der er seinen künftigen 
katholischen Unterthanen die unbehinderte Ausübung ihres 
Glaubens verhiess. 

So begleiteten die preussische Armee allerdings zwölf 
protestantische Geistliche, welche in dem occupirten Lande 
den Gottesdienst einzurichten hatten ®), aber der König gab 
denselben die gemessene Weisung, denen Catholischen keinen 


ı) Vgl. (Pachaly), Vers. e. Schles. Gesch. (Breslau 1777.) 321 ff. 
Derselbe, Samml. versch. Schriften über Schlesiens Gesch. u. Ver- 
walt. (Breslau 1790.) 1., 387. f. Worbs, d. Rechte d. evangel. Gem. 
in Schlesien (Sorau 1825.) 112. ff. Friedberg, die Schles. Zehnt- 
verf. in Ztschr. f. K.-R. 6., 368. ff. 

®, Vgl. Hensel, Protest. Gesch. d. Gemeinden in Schlesien 
(Leipzig u. Liegnitz 1768.) 6566. Worbsa.a. O. 211. fl. Menzel, 
deutsche Gesch. 10., 165. 

®) Vgl. Preuss, Friedrich d. Gr. (Berlin 1832.) 1., 175. Das 
Breve u. a, in Acta hist. eccl. 6., 847. 

4) ebendas. 848. 

6) Catholica religio in tuto vieciniaintuto regni 
Poloniae vindicatis Silesiae ducatibusadversusau- 
striacam vim, abgedruckt ebendas. 849. ff. 

6, Vgl. Ars et Mars bei Stenzel SS. rer. Siles. (Breslau 
1851.) 415. 
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Eingriff zu thun‘). Auch seine späteren Maassregeln zu 
Gunsten des ruineusen Zustandes der evangelischen Kirche ?) 
beschränkten sich auf das, was absolut nothwendig war, 
falls er nicht die Sympathien der protestantischen Schlesier 
völlig verscherzen und jahrhundertlange Ungerechtigkeit 
aufs Neue sanctioniren wollte. 

Schon die Friedenspräliminarien vom 11. Juni 1742. ®) 
hatten die Bestimmung enthalten, dass der König die ka- 
tholische Religion in Schlesien in statu quo belassen wolle, 
jedoch mit gänzlichem Vorbehalt der denen dahiesigen Pro- 
testanten gu verstattenden ohnumschränkten Gewissensfrei- 
heit‘) und der dem Souverain des Landes competirenden 
Gerechtsame. 

Und gleiches ordnete der Berliner Frieden vom 
28. Juli 1742. an 5), nur mit dem Zusatze: Indessen sind 
des Königes von Preussen Maj. auch nicht gemeint, sich 
solcher Dero Gerechtsame zu bedienen, um in Anschauung 
des status quo der HRömisch - Catholischen Religien in der 
Schlesie eine Abänderung eu treffen °). 

Man kann nicht sagen, dass diese Dispositionen in 
ihrer juristischen Unbestimmtheit dazu beigetragen hätten, 
dem katholischen Clerus den Wechsel der Herrschaft be- 
sonders angenehm zu machen. 

Der Parochialnexus, welcher die Protestanten bisher 


) Instruction v.22. Januar 1741. bei Korn, Edicten- 
samml. 1., 15. 

») Rescript d. Königs v. 80. Dez. 1766. Akt. d. Geh. 
Staatsarch. in Berlin vgl. auch Ztschr. f. K.-R. 6., 883. 

®) art. 6. Korna.a. O. 1, 91. Schon am 28. Juni 1741. waren 
die Stadtmagistrate aufgefordert worden, sich durch protestantische 
Mitglieder zu ergänzen, Ars et Mars bei Stenzel SS. 5., 438. 

4) In Folge derselben musste der Fürstbischof durch Patent v. 
28. August 1742. seine Geistlichen zur Einigkeit mit den Protestanten 
ermahnen. Sie sollten dieselben nicht mehr mit dem Worte »Ketzer« 
bezeichnen dürfen und das evangelische Abendmahl »mit dem höchst- 
schimpflichen Worte Stoppen benamsen.« Korn a. a. O0. 1. 171. ff. 

5) Art. 6. Korn 2.2.0. 1., 160. bestätigt im Dresdner Frieden 
v. 25. Dezemb. 1745. Art. 2. ebendas. 2, 78. Hubertsburger 
Frieden v. 15. Februar 1763. Art. 5. ebendas. 7., 19. 

6) Vgl. übrigens dazu Ranke, Neun Bücher Preuss. Gesch. 
(Berlin 1848.) 2,, 486. f. 

25 * 
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mit umfasst, sie der bischöflichen Jurisdietion unterworfen, 
den katholischen Pfarrern zehnt- und stolgebührenpflichtig 
gemacht hatte, war im Principe damit durchbrochen '). 
Darüber herrschte unter der katholischen Geistlichkeit kaum 
ein Zweifel. Was aber sollten die dem Könige als Sou- 
verän des Landes zustehenden Gerechtsame bedeuten, und 
wie konnten sich demnach die Verhältnisse der katholischen 
Kirche gestalten, welche unter der österreichischen Regie- 
rung bis dahin immer noch einen ziemlichen Grad von 
Freiheit genossen hatte ?)? 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass der König aus dem 
Westphälischen Frieden für sich ein Episcopalrecht auch 
über die katholische Kirche ableitete ®). Er stand in dieser 
Beziehung auf dem Boden einer Lehre, welche von seinen 
Staatsmännern durchaus getheilt wurde *), und deren juri- 
stischen Grund der damalige Fürstbischof von Breslau, 
Cardinal von Sinzendorf, nicht anzuzweifeln unter- 
nahm 5). 

Danach wäre er befugt gewesen, auch in das innere 
Gebiet selbst der katholischen Lehre Eingriff zu thun, so 
weit das nicht durch die im Friedenstractat niedergelegten, 
an und für sich sehr dehnbaren Schranken ausgeschlossen war. 

Der König unternahm jedoch nichts dergleichen ®). Er 
legte allen seinen Maassnahmen das allerdings protestantische 
Princip zu Grunde, dass der Staat die Lehren der Religion 
ebenso intact zu lassen habe, wie er andererseits alle 


1!) Vgl. meine cit. Abhandlung d. Schles. Zehntverf. Ztschr. f£. 
K.-R. 6., 367. ff. u 

?) Ueber die Verhältnisse unter österreichischer Herrschaft vgl. , 
Laspeyres a. a. O. 339. ff. und Friedenberg, de ... Silesiae 
juribus (Breslau 1738.) 1., 155. ff. | 

®) Vgl. von Schlesien vor und seit d. J. 1740. 2., 470. Der 
anonyme Autor erklärt den Bischof für den Generalvicar des Königs, 
und namentlich Ranke a. a. O. 3., 432. 

*) Vgl. über Coccejis Ansichten Theiner a. a. O. 1., 15. 221. 

6, Vgl. den Bericht desselben an den Papst bei Theiner a. 2.0. 
1, 81. 

e) 1. J. 1786. liess er dem Papste melden, dass in dem preussischen 
Staate keine Neuerungen im katholischen Gottesdienste >es sey denn 
mit ausdrücklicher Bestimmung I. Heiligk. vorgenommen werden sollten«, 
Brunner, d. Myster. d. Aufklär. in Oesterreich (Mainz 1869.) 156. 
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äusseren Kirchenverhältnisse seiner Aufsicht unterwerfen 
dürfe und müsse. 

Der katholische Grundsatz, dass alle die Kirche an- 
gehenden Rechtsverhältnisse auch der kirchlichen Anordnung 
unterliegen, war ihm fremd und widersinnig. Seine genaue 
Kenntniss des französischen Kirchenrechts ‚mit den der 
Staatsgewalt gewährten mannigfachen und reichen Befug- 
nissen über die Kirche stützte und stärkte ihn in seinen 
Principien !) und liess ihn jede Opposition gegen seine An- 
ordnungen als durchaus widerrechtlich erscheinen. 

Vielleicht hat der König seine Grundsätze niemals 
klarer ausgesprochen, als in der Antwort, mit welcher er 
am 30. Dezember 1761. die Gravamina des Breslauer 
Domkapitels zurückwies, welche sich über die neue, den 
katholischen Interessen so nachtheilige Zehntordnung be- 
klagten. 

Durch alles obstehende, so verfügte er ?), wird also in 
keiner wege, weder der Römisch-Catholischen Religion noch 
sonsten dem statu quo derselben, im geringsten prejudiciret, 
so nach Einhalt dessen denselben alle Uebungen der Religion 
sowohl als die Religion selbst frey bleibet, im übrigen aber 
und soviel das gemeine beste, auch die Landes- Verfassungen 
anbetrifft, Sr. Kgl. Majestät wohl Niemand die Befugniss 
streitig machen wird, nach Dero Souverainen Rechten in 
Schlesien dergleichen Verfassungen zu machen, welche Sie 
zu dem allgemeinen Landesbesten vor nothwendig finden. 
Da im übrigen Sie dem Dohmkapitul gerne frey lassen, ın 
Sachen so das innere und eigentliche der Catholischen Re- 
ligion betrifft, ihre geistliche Einrichtung cu machen und 
auf quite Ordnung zu halten. In erwegung dass ihr Reich 
darunter nicht so zu sagen von dieser Welt ist, sondern nur 
sich bloss auf die geistliche Fonctions erstrecket. 

Aus welchen Ursachen dann auch es Sr. K. Maj. an- 
genehm seyn wird, wann so wenig mehrgedachtes Dohm- 
kapitel als der Catholische Clerus sich forthin nicht weiter 


ı) Vgl. Brief des Königs v. 3. März 1744. bei Preuss, Ukb. 
B., 96. f. 

») Akt. d. Geh. Staatsarch. in Berlin vgl. Ztschr. £. 
K.-R. 6., 389. 
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mit Sachen, so die sonstigen Landes- Verfassungen eigentlich 
concerniren abgeben oder meliren, sondern sich darunter als 
treue gehorsame Unterthanen betragen werden. 

Der vom Capitel um Rath gefragte Generalfiscal 
Schultes sagte mit vollem Recht, dass der König die Zu- 
sicherungen bezüglich der Aufrechterhaltung des status quo 
nicht undeutlich auf die Interna Religionis beschränke '). 

Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, dass 
den Maassnahmen des Königs dem schlesischen Clerus gegen- 
über nicht nur die Souveränetätstheorie, welche bei dem 
starkwilligen Manne ganz besonders scharf hervortrat, zu 
Grunde lag, sondern dass ihn auch ein tiefgewurzeltes Miss- 
trauen öfter zu schneidigeren Verfügungen veranlasste, als 
er bei durchaus normalen Verhältnissen sicher getroffen 
haben würde. 

Die Sympathien des katholischen Ülerus waren auf 
der österreichischen Seite ?), und ihr tramiren, wo sie ihre 
üble intention gegen mich und gegen dortige Lande genugsam 
bezeugt haben ?), erregte die Besorgniss und den Unwillen 
des Königs immer aufs Neue. 

Musste er doch i. J. 1758. seinem Clerus eigens ver- 
bieten, das päpstliche Indult zu beobachten, welches einen 
Theil des geistlichen Einkommens dem Kaiser zur Fort- 
führung der schlesischen Kämpfe zur Verfügung stelite. 

Darum suchte der König die schlesische Kirche von 


ı,ebendas. 

3) Schon während des ersten schlesischen Krieges kam Verleitung 
preussischer Soldaten zur Desertion vor, indem ihnen von katholischen 
Geistlichen mitgetheilt wurde, dass der erzwungene Fahneneid kraftlos 
sei, vgl. Ars et Marsbei Stenzel SS. 5,427. — Vgl. auch Ver- 
ordn. v. 12. Mai 1764., wonach der Generalvicar v. Strachwitz 
die gesammte Geistlichkeit ermahnen musste wegen Beobachtung der 
unverbrüchlichsten Treue gegen S. Maj., Korna.a. 0. 8., 115. 

s) Ordre v. 29. Dez. 1766. Akt. d. Geh. Staatsarch.in 
Berlin — Schlaberndorff schreibt im J. 1758. (Akten d. 
Geh. Staatsarch. in Berlin): »indem aus der katholischen 
Geistlichkeit bei aller Gelegenheit geäusserten Betragen sich sonnen- 
klahr zu Tage geleget, wie eyfrig selbe wünsche, dass durch Fort- 
setzung des Krieges hiesige Lande dem königlichen Scepter wieder 
entrissen und sie mit solchen einem Oberhaupte von ihrer Religion 
von neuen unterwürfig gemacht werden möchten.« 
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jedem Verkehr mit dem Wiener Nuntius hermetisch ab- 
zusperren !), und die geheimen Intriguen, welche nichts- 
destoweniger von dort wit der Geistlichkeit Schlesiens an- 
gesponnen wurden, vermochten gewiss nicht, ihn der katho- 
lischen Kirche gnädiger zu stimmen ?). Darum verbot er, 
Ausländer auf schlesische Beneficien zu setzen °?), Wall- 
fahrten ausser Landes vorzunehmen *), Correspondenzen 
und Reisen der Geistlichen ohne schriftliche Erlaubniss der 
Regierung °). Darum verpflichtete er sich alle schlesischen 
Geistlichen durch einen besonderen Treueid. Dass das 
Domcapitel diesen anfänglich zu leisten weigerte ®), konnte 
er ihm lange nicht vergessen. Auch das Verbot, auf aus- 
ländischen Universitäten Theologie zu studiren, mag damit 
zusammenhängen ?). 

Der Hauptplan, welchen der König für die schlesische 
katholische Kirche durchzuführen strebte, war die Einrich- 
tung eines eigenen katholischen Vicariates. Er war bereit, 
dem Vicar bedeutende Rechte zu gewähren, falls er dies 
Ziel erreichen könnte ?°). 


) Theinera. a. O. 1. 17. 

2 Vgl. auch Theiner a. a. O. 1., 145. 

s) Verordn. v. 9. Juli 1757. 8. März 1773. Korn 280. 
14., 25.; v. 26. März 1774. ebendas. 158. Auch durfte keine geist- 
liche Pfründe oder Pfarrei ohne königliche Genehmigung vergeben 
werden. Von Schlesien vorundnach d. J. 1740. 2., 482. 

*) Circular v. 26. Octob. 1762. Korn a. a. 0. 7., 135., 10. 
u. 24. Mai 1763. ebendas. 288., 19. u. 28. Juni 1764. ebendas. 
8., 182., 30. April u. 24. Mai 1765. ebendas. 567. 

5) Vgl. Pastorale des Fürstbisch. v. Breslau v. 3. Sept. 
1756. Korn a. a. O. 6., 601. v. 21. Sept. desselb. Jahres, eben- 
das. 605. — Königl. Rescript v. 6. Sept. 1758. ebendas. 6., 721. 
— Auch der Verkehr mit dem nach Oesterreich geflüchteten »mein- 
eydigen«e Fürstbischof v. Schaffgotsch wurde den Geistlichen bei 
Strafe des Verlustes ihrer Beneficien verboten, Ordre v.17.Dezemb. 
1758. ebendas. 730. Ebenso durfte Vermögen ohne Genehmigung 
der Regierung nicht ausser Landes gehen, Circulare v. 17. Juli 
1744, Korn a. a. O. 5, 171. 

6), Vgl. Ars et Mars bei Stenzel SS. 5., 442. f. 

?”) Edicet. v. 24. Dez. 1745. 27. Octob. 1751. 22. März 1756. 
16. Februar 1770. Korna.a. O. 11., 44. 

8) Vgl. hierüber die archivalischen Mittheilungen von Theiner 
a. a. O. 1., 70. fl. 
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Die Vortheile desselben lagen auf der Hand. Der 
Vicar sollte ein königlicher sein. Die katholische geistliche 
Gewalt sollte in seiner Person concentrirt werden, und 
diese unter königlicher Botmässigkeit stehen. Es war jede 
Einwirkung des dem protestantischen Fürsten immer noch 
feindseligen Papstes sowie der österreichischen Bischöfe, 
deren Diöcesen in das preussische Land hineinreichten "), 
ausgeschlossen. 

Dieser dem Cardinal Sinzendorf, dem in Aussicht 
genommenen Vicar sehr plausible Plan, scheiterte aber an 
dem Widerstande des Papstes ?), welcher theils das Prä- 
judiz für die übrigen Staaten, theils eine Lockerung des 
Bandes der schlesischen Kirche mit Rom besorgte. 

So musste der König im Einzelnen alle Beziehungen 
des Staates zur Kirche regeln. 

Er that das im Geiste des ausgesprochenen Territo- 
rialismus, welcher die Gränzen für die internen Angelegen- 
heiten der Kirche selbst bestimmt und innerhalb des dem 
Staate zufallenden Gebietes mit voller Selbstständigkeit 
schaltet °). 

So gestattete der König für die ehelichen Verhältnisse 
der Katholiken die Beobachtung des kanonischen Rechtes *), 
so wollte er bei katholischen Ehen, die ohne Einwilligung 
der Eltern geschlossen waren, nur die Nichtigkeit des 
' eivilen Bandes festgehalten wissen, ohne das kirchliche zu 


a 


!) Die Grafschaft Glatz gehörte zur Diöcese Prag, die Fürsten- 
thümer Troppau und Jägerndorf zu Olmütz, die freien 
Standesherrschaften Pless und Beuthen zu Krakau. — Als der Plan 
des Generalvicariates scheiterte, mussten die drei Bischöfe in Schlesien 
Bevollmächtigte bestellen, an welche die landesherrlichen Befehle er- 
gingen, und welche die Diöcesanrechte auszuüben hatten, Pachaly, 
Sammilg. a. a. O. 2., 468. 

2) Gegen Preuss, Friedr. d. Gr. 1., 193., welcher irrthämmlich 
annimmt, dass der Papst das Vicariat genehmigt habe, vgl. Theiner 
2. a. 0. 

3) Die Aufsicht über die Kirche »ratione temporalium« führte der 
in Schlesien dirigirende Minister und die Kammern, Lipius in Korns 
Edictensamml. 6., 68. 

*) Vgl. meine Beitr. z. Gesch. d. Brandenb. Preuss. Eherechts in 
Ztschr. f. K.-R. 6., 129. Laspeyresa.a. O. 878. 
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zerreissen !), so nahm er für Reduction der Feiertage die 
Hülfe Roms in Anspruch ?) und tolerirte den Jesuitenorden 
nach dessen Aufhebung nur soweit, wie das von der Curie 
gebilligt wurde ?°). 

Dagegen machte er den Eintritt in den geistlichen 
Stand und in das Kloster von einer obrigkeitlichen Ver- 
willigung *) und einem staatlich festgesetzten Alter abhängig, 
besetzte die Kanonicate °) und Abteien ®), besteuerte den 
Clerus in harter durch die Kriegsverhältnisse erklärter 
Weise ?), erliess ein einschneidendes Amortisationsgesetz ®), 
beseitigte das Asylrecht °), verordnete die Beerdigung von 
Protestanten auch auf katholischen Kirchhöfen !%), verbot 
die Unterordnung der Ordensgeistlichen unter auswärtige 


1) Verordn. v. 22. April 1747. in Acta hist. eccl.18.; 93. ff. 

2, Nichtsdestoweniger bedurfte es fünf landesherrlicher Verord- 
nungen, um den Clerus gefügig zu machen, Korn a. a. O. 9., 157. 

3) Vgl. auch Preuss, Urkundenb. z. d. Lebensgesch. Friedr. d. 
Gr. 3., 112. ff, siehe jedoch unten S. 391. Anmkg. 3. 

*) Theiner a. a. O. 1., 2685. 

6, Vgl. Circulare wegen des zum Weihbischof und General- 
vicario nominirten Domhefrn von Rothkirch v. 7. August 1781. 
Korna.a 0. 17., 201. V. Schlesien vor und nach d. J. 1740. 
2., 482. | 

6) Es mussten in Gegenwart des königlichen Wahlkommissarius 
drei Candidaten gewählt werden, von denen der König einen ernannte. 
Theiner a. a. O. 1., 133. ff. 259. f. Von, Schlesien a. a. O. 2., 480. 
Das hatten übrigens auch die österreichischen Herrscher gethan. Als 
i. J. 1705. die Nonnen in Trebnitz nicht die von Joseph 1. verlangte 
Aebtissin gewählt hatten, wurde das Kloster mit Soldaten besetzt, und 
die Nonnen bei Wasser und Brod so lange eingesperrt, bis sie den 
kaiserlichen Willen erfüllten, ebendas. 2., 480. 

”) Vgl. Von Schlesien vor und nach d. J. 1749. 2., 478. 
Theiner a. a. O. 1, 265. ff. Ranke a. a. O. 2., 478. ff. Dagegen 
übte er nicht das früher in Schlesien übliche Recht der Regalie und 
der Panisbriefe, Von Schlesien vor u. nach d. J. 1740. 2., 474. f. 

®) Ed. v. 21. Juni 1753 u. Declarat. v. 12. März 1754 Korn 
a. a. O0. 5., 594. Vgl. auch Theiner a. a. O. 2, 88. ff. — über die 
österreichische Zeit vgl. Friedenberg a. a. O. 1., 228. 

®, Edict v. 7. Februar 1743. bei Theiner a. a. O. 1., 258. 
Ueber das Asylrecht in österreichischer Zeit vgl. Friedenberg 
a. a. O. 1., 252. ff. 

1, Verordn. v. 8. März 1742. bei Korn a. a. O. 1, 43. u.Cir- 
culgir-Ordre v. 20. Sept. 1742., ebendas. 191. 
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Provinziale '), und nahm für sich die Ernennung des Bi- 
schofs von Breslau in derselben Weise in Anpruch ?), wie 
sie den Königen von Frankreich für ihre Bischofsstühle 
zustand ®). 

Für den Papst hatte der preussische Herrscher per- 
sönlich die grösste Verehrung, aber er konnte doch den 
Gesichtspunkt nicht los werden, ihn lediglich als fremden 
Souverän zu betrachten ). 

Als der Papst i. J. 1744. zu einer gemischten Ehe die 

Dispensation nur unter der Bedingung der katholischen 
Kindererziehung gestattet hatte, verfügte der König: was- 
massen Wir so wenig dem Römischen Pabst, als einiger 
anderer Puissance einzuräumen gemeint sind, Unsere Schle- 
sischen Unterthanen in Sachen welche in das Politzeiwesen 
einschlagen, dergleichen die Erziehung der Kinder unstreitig 
ist, Gesetze und Verordnungen, am wenigsten aber solche 
vorzuschreiben, wodurch die Unsern sammtlichen Unter- 
thanen gnädigst verstattete Gewissens-Freyheit auff einige 
Weise eingeschränket und geschmälert werden könnte. Er 
fand für nöthig, vorangezogene Päbstliche Dispensation in 
Ansehung der derselben annectirten präjudicirlichen Clausel 
aus Landesherrlicher Souverainer Macht und Gewalt, wie 
hiemit geschiehet, gäntzlich zu cassiren und zu annulliren, 
und verbot die Schliessung der beabsichtigten Ehe bei 
harter Strafe °). 
9 Bdiet. v. 18. Februar 1743. Theiner a. a. O. 1., 264. 
Auch der Grossmeister der Maltheser musste auf die Ausübung 
seiner Rechte über die Ordenshäuser in Schlesien verzichten, Theiner 
&. 8. O. 1., 260. 

2) Vgl. die auf die Ernennung des Gf.Schaffgotsch zum Coad- 
jutor bezüglichen Actenstücke bei Preuss Ukb. 5., 92. ff. Theiner 
a. a. O. 1., 195. ff. Die Ernennung desselben zum Bischof ebendas. 
1., 302. ff., jedoch liess der König durch Cab.Ordre v. 8. Januar 1748. 
für die Zukunft Bischofswahl zu in Gegenwart und unter Aufsicht 
eines landesherrlichen Commissars. Es sollte aber nur eine persona 
grata gewählt und vom Könige bestätigt werden müssen, Theiner 
a.a. 0. 1., 325. 

®) Pachaly, Samml. a. a. O. 1, 468. 

4) Vgl. Von Schlesien vor u. seit .d. J. 1740. 2., 469. Las- 
peyres.a a. 0. 368. 


5) Akten d. Geh. Staatsarch. in Berlin vgl. Ztschr. 
f. K.-R. 6., 124. 
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Das Placet wurde jedoch erst i. J. 1754. eingeführt, 
als der Papst in dem Breve, welches die Zahl der Feier- 
tage verminderte, des unglücklichen Zustandes der schle- 
sischen Kirche speciell erwähnt hatte ). 

Damit nun, so schrieb der König am 26. April 1754. 
an den Fürstbischof von Schaafgotsch?) eine ähnliche 
Uebereilung für die Zukunft nicht mehr vorkomme, was der 
anständigste Ausdruck ist, dessen Ich Mich bedienen kann, 
so erkläre Ich Ihnen Kraft des gegenwärtigen Schreibens 
Ein für allemal, dass, wenn Sie für die Zukunft nöthig 
haben, Ihrem Klerus in Schlesien ähnliche Sachen bekannt 
zu machen, Sie, ehe Sie solche dem Druck übergeben, und 
ehe Sie dieselben veröffentlichen, den Entwurf davon meinem 
dırigirenden Minister v. Massow mittheilen, damit er diesen 
Entwurf von den Ausdrücken, welche Meinem Dienste und 
Interesse schädlich sind, reinigen kann; erst nachher und 
nicht früher kann die Publication geschehen. Ferner finde 
Ich’s für nöthig, Ihnen noch zu sagen, dass, wenn künftighin 
andere pänstliche Bullen und Breve an Sie gelangen, sie 
solche gleichfalls Meinem Minister mittheilen, wenn nicht 
im Original, doch wenigstens in einer authentischen Ab- 
schrift, die von jenen Personen bestätigt ist, welche von Mir 
hierzu ermächtigt sind, auf dass er Meine Genehmigung 
vernehmen und Ihnen alsdann davon Nachricht geben kann ’?). 

Was die geistliche Gerichtsbarkeit anlangt *), so be- 
stätigte das Notifications-Patentv. 15. Januar 1742.°), 


ı\ Der Papst schrieb, er habe aus dem Bericht des Fürstbischofes 
entnommen, »quod in civitate Wratislaviensi adeo excreverint calamitates 
et angustiae, et propter praesentium temporum infortunia etc.,«e bei 
Korna.a. O0. 5., 584. 

%) Bei Theiner a. a. O. 2., 110. ff. 

®) Vgl. Kammer-Verordn. v. 27. März 1765. Korna.».O. 
S., 530.; v. 2. April 1765. ebendas. 532.; Circulare d. Gene- 
ral.-Vicariates v. 17. Juni 1765. ebendas. 654. — Das Placet 
wurde beispielsweise der Bulle Dominus ac Redemtor verweigert, 
bis der König sich mit dem Papste über den Jesuitenorden geeinigt 
hatte, Pachaly, Samml. a. a. O. 1., 468. 

*) Vgl. darüber Starke, Darstell. d. besteh. Gerichtsverf. in d. 
Preuss. Staate. (Berlin 1889.) 363. ff. 

®), Korn a. a. O. 1., 28. 
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das schon aus der österreichischen Zeit stammende 
General-Vicariat in Breslau, verlangte aber ausdrücklich, 
dass der Vicarius generalis sich in seinen Schranken halten, 
und weiter keine Klagen super iure patronatus, decimis et 
testamentis sacerdotum sich anmaassen werde; nur causae 
vere ecclesiasticae sollten der Competenz des geistlichen 
Forums unterliegen, alle Civilklagen dagegen, auch wenn 
sie die Personen der Geistlichen berührten, bei den bürger- 
lichen Gerichten abgeurtheilt werden !). 

So musste der Generalvicar des Cardinals Sinzen- 
dorff selbst, als er von einer Convertitin, welcher er für 
den Uebertritt eine lebenslängliche Rente versprochen haben. 
sollte, belangt wurde, sich vor dem königlichen Gerichte 
verantworten ?). Als in der Folgezeit die geistlichen Ge- 
richte dennoch mehrfach die Gränzen ihrer Competenz über- 
schritten, ordnete der König an, dass kein Laie bei harter 
Strafe einer Requisition des geistlichen Richters folgen dürfe, 
falls ihm nicht dieselbe durch die staatlichen Behörden zu- 
gefertigt werde. Diese aber sollten genau nach den Landes- 
gesetzen verfahren, und alle unrechtmässigen Citationen so- 
fort der Oberamtsregierung mittheilen °). 

Die bürgerlichen Verbrechen der Geistlichen gehörten 
vor das weltliche Gericht *), wogegen die Amtsvergehen 


ı) ebendas. $. 24 Korn a.a. 0, 1.,, 24. Das Vicariat nahm 
aber doch später bei causae personales clericorum eine Jurisdiction für 
- sich in Anspruch. Als die Glogauische Ober Amts Regie- 
rung deswegen i. J. 1777. beim Könige anfragte, erhielt sie durch 
Rescript v. 4. Sept. den Bescheid, die concurrirende Gerichtsbarkeit 
des Vicariates anzuerkennen, da dasselbe »in diesem Falle .. als ein 
weltliches Gericht zu betrachten« und .auch die Appellation an das 
weltliche Gericht gehe, Koch u. Baumeister, Schles. Arch. f. d. 
pract. Rechtswissensch. (Breslau 1840.) 8., 51. f. Schon 1754. hatte 
der König bestimmt, dass für die jurisdictionellen Befugnisse des Bi- 
schofs das J. 1740. den annus decretorius bilden solle, ebendas. 53. 

2) Theinera.a. 0. 1., 248. 

8) Breslauische Ober-Amts-Currende v. 2. Mai 
1759. beiKorn a.a.0.6., 767. Aehnliches ordnete schon ein kaiser- 
liches Rescript v. 10. März 1713. an, Friedenberg a. a. O.1,188. 

*) Vgl. auch Pachaly, Samml. a. a. O.1., 469. und den bei 
Theiner a.a. O. 1. 250. f. mit gränzenloser Naivetät erzählten 
Fall. 
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und die religiösen Delicte der bischöflichen Strafgewalt 
unterlagen '!). Doch bestimmte das Begleitschreiben zu dem 
königlichen Reglement vom 8. August 1750.?), es sei 
darauf beständig zu halten, dass die katholische Geistlichkeit 
sich nicht beigehen lasse, andere als geistliche poenas zu 
infligiren, keineswegs aber sich weltlicher Zwangsmittel, als 
Grefängniss- Geld- und Leibesstrafen zu arrogiren ; vielmehr, 
wenn dergleichen nöthig erachtet werden sollten, solcherwegen 
die weltlichen Gerichte gebührend zu requiriren. 

Es mochte eine solche Anordnung wohl um so noth- 
wendiger erscheinen, als der Fürstbischof, wie in den 
schönen Tagen der österreichischen Herrschaft, Kloster- 
kerker hielt, und dorthin nicht nur katholische Geistliche 
setzte, sondern selbst solche, die zum Protestantismus über- 
getreten waren ?°). 

Als i. J. 1743. in Glogau ein Priester des Franzis- 
kanerordens apostasirt hatte und sich mit einer Protestantin 
verheirathen wollte, wurde er bei seinen Verwandten auf- 
gehoben, in das Breslauer Ordenskloster geschleppt, und 
dort so lange in Haft gehalten, bis die Regierung ihn durch 
militärische Gewalt befreite *). 

Benedict XIV. empfand über solche unerhörte Ge- 
waltthat tiefen Schmerz, tröstete aber den gleichfalls jam- 
mernden Breslauer Bischof mit der göttlichen Verheissung: 
Es wird kein Strichlein von seinem Gesetze vergehen, und 
die Pforten der Hölle — will sagen: der preussischen Re- 
gierung — werden Nichts vermögen. 

Bei einer Konkurrenz geistlicher und weltlicher Ver- 
gehen wurde auch vom geistlichen und weltlichen Gericht 
concurrirend eingeschritten. 

Vor allen Dingen wichtig war aber die Anordnung, 
dass die Appellation von den Sprüchen des geistlichen Ge- 
richtes an das weltliche Obergericht eingelegt werden sollte, 


?) Vgl. den Bericht des Fürstbischofes an den Papst bei Theiner 
2.2. 0. 1., 61. 

») Vgl. Starke a. a. O. 364. 

®) Vgl. über die rechtliche Behandlung der Apostaten in österrei- 
chischer Zeit Friedenberga.a. O. 1., 248. fi. 

‘) Theiner a. a. O. 1., 245. 
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welches die Entscheidung nach den Grundsätzen der katho- 
lischen Religion zu erlasse.ı hätte !). Somit war eine be- 
ständige staatliche Controle sowohl in Bezug auf die mate- 
riellen als die formellen Requisite der kirchlichen Recht- 
sprechung ermöglicht. 

Dass ausserdem jeder, der sich durch geistlichen 
richterlichen Spruch beschwert fühle, die Hülfe des Königs 
anrufen dürfe, verstand sich von selbst. Es ist bekannt, 
wie eifrig der König auf Handhabung einer prompten und 
gerechten Justiz bedacht war, wie er zuweilen in bester 
Absicht selbst die Entscheidungen des Gerichtes amwarf, 
die ihm nicht vorurtheilsfrei gefasst erschienen ?). Es hätte 
seinem Wesen und seinen Absichten übel entsprochen, wenn 
er die Geistlichen oder die vom geistlichen Strafurtheile 
ungerecht Betroffenen von seiner so ernst gemeinten Re- 
gentensorge ausgenommen hätte. 

8.23. des Edictes vom 15. Januar 1742. bestimmte 
deswegen ganz ausdrücklich: Wir stellen aber auch einem 
jeden Gedruckten frey, sich allenfalls und wenn er kein 
Recht erlangen kan, immediate an Uns zu wenden, da Wir 
ihm dann schleunige Justitz verschaffen wollen); und die 
am 20. Dezember 1747. der Oberamtsregierung ertheilte 
Instruction wies diese an, auch die Justizverwaltung 
des Domcapitels zu controliren und nicht zu gestatten, dass 
Unsere getreue Unterthanen, welche von denenselben in prima 
instantia Recht nehmen müssen, so wie bishero vielfältig ge- 


a) Notifications-Patent v. 18. Januar 1742. $. 28. bei 
Korna.a. 0.1. 24. Das bezog sich aber nicht auf die Entschei- 
dungen des bischöflichen Consistoriums (Ehegerichts). Von diesem 
sollte in Folge der Cab.-Ordre v. 6.Octob. 1748.u. des Reglem. 
v. 8. Aug. 1750. an ein inländisches geistliches Appellationsgericht und 
in dritter Instanz an ein inländisches Prosynodalgericht appellirt wer- 
den, Koch u. Baumeister a. a. O. 3, 60. Dies s. g. Oberconsisto- 
rium kam aber erst 1799. zu Stande und wurde von der Curie erst 
1801. anerkannt, Laspeyres.a.a. O. 377. Bis z. J. 1748. ging die 
Appellation an das königliche i. J. 1742. errichtete Oberconsistorium, 
Theiner a. a. O. 2., 6. 

2) Vgl. auch die Constit. v. 81. Dez. 1746. bei Kamptz, Jahrb. 
f. d. Preuss. Gesetzgeb. 59., 120. ff. (Berlin 1842.) — u. siehe Tren- 
delenburg in Abh. d. k. Akad. d. Wissensch. 1863. 8. 30, 

®), Korn a.a. O0. 1., 23. 
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schehen, auf eine unverantwortliche Weise gedrucket und 
um das ihrige gebracht werden mögen, Ihr habt dahero, 
wenn Ihr dergleichen ferner bemercken sollet, sie deshalb 
ernstlich zu erinnern und zurechte zu weisen, wofern aber 
solches nicht fruchten noch verfangen wolte, deshalb an Uns 
.. Bericht zu erstatten). 

Dass nicht eine bestimmte Organisation für diesen 
recursus ad principem angeordnet wurde, hängt mit der 
Natur des Fridericianischen absoluten Staatswesens, mit 
der Selbstthätigkeit des Königs auf allen Gebieten der Ver- 
waltung genau und innig zusammen. 

Bezüglich der Kirchenzucht beschränkten sich die staat- 
lichen Anordnungen auf eine gewisse Controle der geist- 
lichen Kanzelthätigkeit ?), die öffentliche Kirchenbusse ?°) 
und auf ein Verbot, Selbstmördern das kirchliche Begräbniss 
zu versagen *). 


Als durch den Vertrag vom 5. August 1772. Pome- 
rellen, die Woiwodschaften Culm und Marienburg, 
Ermland mit Elbing und ein bedeutender Theil von 
Grosspolen an die Krone Preussen fielen, waren die 
staatskirchenrechtlichen Grundsätze, welche der katholischen 
Kirche gegenüber zur Anwendung kommen sollten, schon 
in der schlesischen Verwaltung jahrelang erprobt und durch 
die Tradition gekräftigt. Die Verhältnisse der neu erwor- 


1) ebendas. 5., 246. 

?) Vgl. Theiner a. a. O. 1., 52. 

ss Verordn. v. 20. Juni 1746. Acta hist. ecel. 11, 9. 
vgl. auch ebendas. $S. 857. ff. 

* Verordn. v. 7. März 1747. ebendas. 12., 81. Dagegen 
wies der König den Recurs wegen Ausschliessung vom Abendmahle 
zurück, »>denn indem sie (die Dominicaner) gedachtem Berkmaier die 
Absolution und das Abendmahl versagen, so geschieht ja dadurch 
kein Eingriff in unsere Rechte, welche uns in Ansehung der Dispen- 
sation der Ehesachen zustehen; sondern sie thun anders nicht, als dass 
sie den Supplicanten von einem Genuss ausschliessen, dessen er sich 
durch seine in der römischen Kirche verbotene Heirath selbst ver- 
lustig gemacht und den er nicht verlangen kann, so lange er ein Mit- 
glied dieser Kirche ist, wenn ihm anders diese Grundsätze seiner 
Kirche und die Nothwendigkeit der päpstlichen Dispensation nicht 
unbekannt gewesen sind.«e Schlosser, Gesch. d. XVII. Jahrh. 2., 268. 
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benen Länder waren denen der schlesischen ziemlich analog. 
Auch in den ehemals polnischen Landestheilen hatte die 
katholische Kirche: eine absolut herrschende Stellung be- 
hauptet, und war die der Regierung mühsam und nach 
herben Kämpfen abgerungene Toleranz für die Dissidenten ') 
häufig genug missachtet worden ?). Auch hier hatte sich 
seit dem Mittelalter ein ius circa sacra ausgebildet, welches 
in die meisten Lebensbeziehungen der Kirche oft energisch 
eingriff °). 

Das preussische Besitznahmepatent vom 13. September 
1772. *) versprach zwar den neuen Unterthanen, sie sammt 
und sonders bei ihren Besitzungen und Rechten in Geist- 
und Weltlichem zu lassen, zu schützen und zu handhaben, 
allein es wurde doch damit sofort die Beschränkung ver- 
bunden, dass die Regierung in Zukunft alle vernünftigen 
und wohldenkenden Einwohner zufrieden stellen solle, mithin 
auf eine durchgreifende Veränderung der Regierungsgrund- 
sätze hingewiesen. 

Für die katholisch-kirchlichen Verhältnisse wurde durch- 
aus das schlesische Vorbild maassgebend. Da Wir.., so 
verfügte der Staatsrath am 4. October 1773. an die west- 
preussische Regierung), die schlesische Verfassung in 
Unserer dortigen Provinz in Ansehung der katholischen 
Geistlichkeit eingeführt wissen wollen, so habt Ihr Euch 
nach sothaner Verfassung zu richten. 

So wurde dann zwar auch die fernere Geltung des 


ı) Vgl. auch Lengnich, Jus publ. Pruss. Polonae (Gedani 1758.) 
226. ff. 

2) Laspeyres a. a. O0. A412. ff. Förster, Friedr. Wilh. I. 
(Potsdam 1835.) 2., 321. ff. Vgl. das decretum demolitionis bezüglich 
einer evangel. Kirche in Lobsenz, erlassen vom Official zu Camin 
i. J. 1741. in Acta hist. eccl. 6. 399. ff. u. 9., 865. fi. Die vom 
Reichstribunal zu Petrikau erlassene Citation wegen zweier evang. 
Kirchen ebendas. 6., 698. — Als ein katholischer Student i. J. 1788. 
in Fraustadt einen Jesuiten erschossen hatte, wurde das deswegen 
verhängte Interdict sogar auf die lutherische und reformirte Kirche 
erstreckt, ebendas. 3., 557. fi. 

®, Laspeyresa..a. O. 1., 388. ff. 

*) bei Hertzberg, Recueil des. deductions etc. (ed. 2.) 1., 319. 

%) Jacobson, Gesch. d. Quellen d. kath. K.-R. d. Prov. Preussen 
u. Posen (Königsberg 1847.) 195. 
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kanonischen Rechtes für die katholischen Angelegenheiten 
ausdrücklich anerkannt '), aber allerdings mit der Clausel 
sofern sie sich in protestantischer Landesherrschaft unter- 
worfenen Ländern anwenden lassen und der Landeshoheit 
in geistlichen Sachen nicht entgegen sind; so versprach der 
König zwar den Prälaten ?), sie ihre geistlichen Aemter und 
ihre geistliche Gerichtsbarkeit nach den Principüs ihrer 
Religion ungehindert exequiren zu lassen, doch auch das 
nur in so weit dadurch Unsere Souveränitätsrechte nicht 
leiden °). s 

Wie in Schlesien wurde demgemäss das Placet ge- 
handhabt *%), die Nomination zu den Bischofsstühlen bean- 
sprucht 5), ein Amortisationsgesetz erlassen ®), der Homa- 
gialeid der Geistlichkeit gefordert ’), die Immunität von 
Steuern nicht anerkannt ®); aber andererseits gemäss der 
auch hier im Friedenstractate versprochenen Aufrechterhal- 
tung des kirchlichen status quo °), nirgends in die Interna 


ı) Notificationspatent v.28. September 1772. Beil. A. 
8. 91. bei Mylius, Nov. Corp. Const. March. no. 49. 

®) Regier. Instruct. v. 21. Sept. 1773. 8. 4. no. 4. eben- 
das. no. 52. S. 2125 ft. 

®) Die Ausübung des ius circa sacra wurde dem Oberhof- und 
Landesgericht zu Marienwerder übertragen, Notificat.Pat. 
l. c., welches seit d. 14. Juni 1713. den Namen West-Preuss. Re- 
gierung erhielt. Vgl. Jacobson.a. a. O. 196. 

4) Notif. Patent v. 1772. Art. 6. u. Beil. A. Westpr. Re- 
gier.Instr. v. 21. Sept. 1773. 8. 4. No. 11. 1. c. Das Placet 
wurde schon zur polnischen Zeit angewendet. vgl. Laspeyresa. 
& 0. 44l. 

6) ebendas. 440. 

6) Regierungs-Instruct. a. a. O. no. 18. — über die pol- 
nische Zeit vgl. Laspeyres a. a. O. 442. 

) Regier.Instruct. 20. 84. no. 1. u 11. c. — über 
das gleichartige polnische Recht vgl. Laspeyres.a. a. O. 440. 

®e) Leman, Prov.-R. f. Westpreussen Th. 2. no. 19. S. 136. Preuss 
8. a. O. 4., 57. ff., 367. ff. 372. So auch schon zur polnischen Zeit, 
Laspeyresa.a. O. 445. 

°») Warschauer Friedens Tractat Art. 8.: »Les Catho- 
liques Romains jouiront dans les provinces c&dees de toutes leurs 
possessions et propriet&es quant au civil, et par rapport & la religion 
ils seront entierement conserv6s in statu quo c. & d. dans le m&me 
libre exercice de leur culte et discipline, avec toutes et telles &glises 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 4. 26 
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der Religion ein Eingriff gethan !). 

Bezüglich der geistlichen Gerichtbarkeit ?) bestimmte 
das Notificationspatentv. 28. September 1772.°): 
gleichwie Wir aber den Katholischen Religionsverwandten 
ihre besondere bisher gehabte geistliche Gerichtsbarkeit noch 
ferner, jedoch dergestalt zuzulassen, Allergnädigst gemeint 
sind, dass sie blos und allein über causas vere ecclesiasticas 
zu kognosciren befugt sein, von allen causis civilibus aber, 
wenn sie auch eine geistliche Person angehen, auch wenn 
selbst super iure patronatus et decimis gestritten wird, nicht 
weniger von aller Ausübung einer Kriminal-Jurisdiction ab- 
stiniren sollen *). 

Die Aufsicht gegen alle Missbräuche und Extensiones 
der katholisch-geistlichen Gerichtbarkeit wurde durch die 
Regierungsinstruction vom 21. September 1773. 
der Regierung übertragen °). 


Die Regierung Friedrich Wilhelms II. ist nicht 
nur aus dem Grunde für uns wesentlich, weil neue katho- 
lische Provinzen dem Staate zuwuchsen, ihre rechtlichen 
Verhältnisse nach Analogie der in den älteren geltenden 
Normen geregelt ®), und die letzteren selbst consequent weiter 


nn nn 


et biens eccl&siastiques, qu’ils possedoient, au moment de leur passage 
sous la domination de S. Maj. Pruss. au mois de Sept. en 1772.; et Sa 
dite Maj. et ses successeurs ne se servira point des droits de souverain 
au prejudice du status quo de la religion Catholique Romaine dans 
les pays surmentionn6s.« 

ı) Vgl. Holsche, der Netzdistriet (Königsberg 1793.) 277. ff. 
Laspeyresa a. O. 438, 

2, Vgl. Starkea.a.0.361.ff., für Ostpreussen: ebendas. 352. ff. 

98.1. no. 7. 

4) Ebenso Regier.-Instruct. v. 21. Sept. 1778. $. 4. no. 11. e. 
8.8. Instruct. f. d. westpreuss. Landvogteiger. v. dems. 
Tage. $. 11.8. 16.b. e. 

5, Starke a. a. O. 363. Bezüglich der Kirchen- und Klosterzucht 
ist keine Bestimmung erlassen worden. 

6), Patent wegen der Ges. u. Rechte in Neuost- u. Süd- 
preussen v. 30. Mai 1797. — vgl. auch Laspeyres a.a. O. 448 fi. 
Die Verfassung der geistlichen Gerichte für »Südpreussen« gründet 
sich auf die Konstit. v. 25. Aug. 1796. Mylius, Nov. Corp. Const. 
March. 9., 1561. Danach ($. 5.) dürfen die geistlichen Gerichte wegen 
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fortgebildet wurden !), sondern namentlich weil in diese 
Periode die Codification des Allgemeinen Preussi- 
schen Landrechtes fällt. 

Zwar sollte das Gebiet der Kirche nach der ursprüng- 
lichen Idee des grossen Königs nicht mit in den Bereich 
der von ihm beabsichtigten allgemeinen Gesetzgebung ge- 
zogen werden. Allein schon im J. 1780. hatte man diesen 
Plan fallen lassen, und später beschlossen, die Rechtsgrund. 
sätze, welche für alle Religionsparteien gleichmässig zur 
Anwendung kommen sollten, festzustellen ®). Schon des- 
wegen und weil auch für die Rechte und Verbindlichkeiten 
der Einwohner des Staats im Allgemeinen vollständige Vor- 

schriften beabsichtigt waren, musste man zu einer wenn 
auch nicht die innere Verfassung der katholischen Kirche 
betreffenden kirchlichen Legislation gelangen °). 

Es war das erste Mal, dass im umfassenden System 
das Verhältniss von Staat und Kirche in Deutschland ge- 
setzgeberisch behandelt wurde. 

Ueberall hatte man sich begnügt, einzelne staatliche 
Hoheitsrechte zu wahren und mehr die Bedürfnisse des 
staatlich-kirchlichen Lebens legislatorisch zu befriedigen, als 
abstracte Gränzlinien zwischen Staat und Kirche zu ziehen. 


geringerer Amtsvergehen der Geistlichen Bussübungen, Rekollektionen, 
Geldbusse bis zu 20 Rthir. und Gefängniss bis zu vier Wochen ver- 
hängen, bei schweren dagegen auf Translokation, Suspension und Kas- 
sation erkennen. Bezüglich der Klosterzucht wird hier vorgeschrieben, 
dass sie niemals in Kriminalstrafe ausarten darf. Daher falls eine 
solche nöthig erscheint, die Regierung angerufen werden soll, welche 
auch über Versetzung von Mönchen und Nonnen in fremde Klöster 
entscheidet, $. 6.; die Aufsicht über die geistlichen Gerichte wird ($. 17.) 
den Regierungen eingeräumt, welche formale Ungehörigkeiten abstellen, 
wegen materieller dagegen an das Justiz-Ministerium berichten sollen. 

ı) Vgl. für Westpreussen die Nachweisungen bei Jacobson 
a. a. O. 198. ff. Für Schlesien vgl. Korn, Edicten-Samnl. a. a. O. 
21., 125.; 22., 64.; 23., 165. 416.5 24., 168. 

2) Vgl. auch Richter, Beitr. z. Preuss. Kirchenrechte (Leipzig 
1865.) 12. 

®) Vgl. Laspeyres a. a. O. 458. fi., der auch eine vortrefflliche 
Characteristik des Gesetzbuches giebt. Kamptz, Jahrb. f. d. Preuss. 
Gesetzgeb. (Berlin 1828.) 31., 122. £. 

26 * 
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Hier wurde der ganze kirchliche Organismus fast com- 
pendienartig betrachtet und geordnet. 

Der Boden, auf den sich die Codification stellte, war 
der naturrechtliche. Es war ja die Zeit, wo die Achtung 
vor dem historisch Gewordenen völlig abgestorben war, wo 
die Wissenschaft nach abstracten rationellen Grundsätzen 
ohne Rücksicht auf. die concreten Verhältnisse ihre Theorien 
feststellte, wo die praktische Politik den Schutt vergangener 
Jahrhunderte schonungslos aufräumte, um auf der leeren 
Stelle ein neues Gebäude aufzuführen. 

Es bedarf nur eines Blickes in die Werkstatt der 
Codification, um dieses Ueberwuchern des naturrechtlichen 
Standpunktes zu erkennen. Von einem historischen Rechte 
der Kirche ist ebenso wenig die Rede, wie von dem des 
Staates. Die erstere wird zu kleinen Gemeinden zusammen- 
geschlagen, dem letzteren nach den Grundsätzen der Ver- 
nunft sein Hoheitsrecht construirt. 

Suarez, dessen Thätigkeit auch bei dem kirchlichen 
Theil der Gesetzgebung eine hervorragende war, hat dem 
Kronprinzen von Preussen Vorlesung über das gesammte 
Rechtsgebiet gehalten). Er behandelt auch die Rechte des 
Staates über die Kirche. Ueberall treten uns da vernünftige 
Grundsätze entgegen, die zuweilen seltsam kontrastiren mit 
denen einer Regierung, welche das Wöllnersche Edict 
erlassen hat. Ueberall spricht der freie, gewissenhafte, vor- 
urtheilslose Mann. Aber das ganze System ist ein abstract 
konstruirtes. Kaum hie und da läuft eine historische Re- 
miniscenz mit unter, auch mehr um ein Beispiel für die 
naturrechtlichen Sätze zu gewähren, als sie geschichtlich 
zu begründen. Und die Thesen, welche Suarez hier dog- 
matisch entwickelt, treten uns im Gesetzbuche zuweilen 
wörtlich entgegen. 

Man wird des lehrbuchartigen Characters des Preussi- 
schen Landrechtes am Besten inne, wenn man es in Ver- 
gleichung stellt mit diesen Vorlesungen. — 

Das Landrecht kennt nicht mehr die Episcopalgewalt 


1) Handschriftlich in der Bibliothek des K. Justizministeriums in 
Berlin. 
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des Königs über die katholische Kirche; nur für die evan- 
gelische begründet Suarez dasselbe in seinen Vorlesungen. 
Aber er hält an dem Fridericianischen Principe fest, dass 
der König Quelle aller Gewalt im Staate ist und so auch 
der kirchlichen '). An und für sich besitzt keine Religions- 
gesellschaft äussere Rechte im Staat. Nur von diesem 
können sie ihr verliehen werden, und jede muss diese ihr 
verliehenen äusseren Rechte nur nach dem Gesetze des 
Staates ausüben und dabei seine Gerichtsbarkeit anerkennen. 
Es ist bemerkenswerth, wie sehr diese Anschauungsweise 
der kirchlichen widerstreitet. Keine einzige nach aussen 
gerichtete Befugniss wird der Kirche als eine eigene zuge- 
standen; überall ist sie Mandatarin des Staates. Die Ho- 
heitsrechte des letzteren sind nicht Schranken gegenüber 
der kirchlichen Gewalt. Sie sind das Residuum der ur- 
sprünglich vollen staatlichen Macht, von welcher der andere 
und geringere Theil der Kirche übertragen ist. 

Das ius reformandi und das sus majestaticum circa 
sacra — um mich der Ausdrucksweise jener Zeit zu be- 
dienen — umspannen die externen Verhältnisse der Kirche 
gänzlich und lassen auch die internen nicht immer unberührt ?). 

Gehen wir auf das Gesetzbuch näher ein, so kann es 
uns hier nicht obliegen, die Anzahl der casuistischen Be- 
stimmungen zu characterisiren, welche in dem 20. Abschnitte 
des Theils 1. Titel 2. Von den Rechten und Pflichten der 
Kirchen und geistlichen Gesellschaften handeln. Nur das 
Wesentliche uns hier Angehende greifen wir heraus. 

Gleich zuerst haben wir da des Grundsatzes zu ge- 
denken, der sich fast wörtlich schon in einer früher vom 
Grosskanzler Carmer selbst herrührenden Bearbeitung 
findet °), dass die Kirche sich in allen Angelegenheiten, die 
sie mit andern bürgerlichen (Gesellschaften gemeinsam hat, 
nach den Gesetzen des Staates zu richten hat *). 


’) Vgl. die Bemerkungen des Geh. Reg.Rathes Schmedding bei 
Mejer, Propaganda 2., 357. 

») Vgl. Laspeyres a. a. O. 536. 

®) Material. z. Landrecht. Akt. d. K. Preuss. Justiz- 
Ministerii vol. 14. p.8. ff. S. 8. 

4) 8. 27. 
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Alle weiteren Bestimmungen erscheinen als Consequenz 
dieses Principes. Als solche wurden festgestellt, das Placet 
für alle Erlasse des Papstes und der Bischöfe !), das Ver- 
bot, Kirchenversammlungen ohne Genehmigung des Staates 
abzuhalten ?) oder auswärtige zu besuchen °), Lostrennung 
der Geistlichkeit von auswärtigen kirchlichen Oberen *), Be- 
theiligung der staatlichen Behörden bei der Prüfung °) und 
Anstellung der Geistlichen ®), Unterwerfung derselben in 
allen bürgerlichen Angelegenheiten unter das Staatsgesetz ?). 

Die kirchliche Strafgewalt wird anerkannt ®). Zuerst 
war unter den mit den Gesetzgebungsarbeiten beauftragten 
Männern ein Zweifel aufgetaucht, ob überhaupt über die 
Kirchenzucht Anordnungen in das Gesetzbuch aufzunehmen 
seien. Diese Bedenken wurden aber durch die Erwägung 
von Suarez erledigt, welcher auf die Nothwendigkeit ein- 
gehender Bestimmungen hinwies, damit den Missbräuchen 
und ungebührlichen Anmaassungen der Geistlichkeit Schranken 
gesetet werden °). 

Dieser polizeiliche Standpunkt der Gesetzgebung, dieser 
Widerwille gegen die kirchliche Strafgewalt prägt sich auch . 
in den Vorschlägen und Erinnerungen aus, welche gegen den 
schon ausgearbeiteten Entwurf von allen Seiten einliefen 


1) 88. 117. 118. Vgl. auch $. 185. 186.: »Kein auswärtiger Bischof 
oder anderer geistlicher Oberer darf sich in Kirchensachen eine ge- 
setzgebende Macht oder anderer Gewalt anmaassen.«< Dass damit kein 
Schisma beabsichtigt war, beweist Laspeyres a. a. O. 519. In dem 
von Carmer zuerst ausgearbeiteten Entwurf steht nichts vom 
Placet. Bei der Umarbeitung ist es aber ($. 80.f.) von Suarez fest- 
gestellt und von Carmer in den Marginalien gebilligt worden. 
Mater. z. Land-R. 15. 18. Akt. d. Königl. Justiz-Minist. 
in Berlin. 

2) 8. 141. 

8) 8. 142. 

*) Die fremden Bischöfe mussten wie das schon Friedrich II. 
für Schlesien einführte Vicare in Preussen haben, $. 187—140. 

6) In Consequenz von $. 319. 

6) 8. 824. ff. 

7) 8. 96. 

s) 8. 50. 

®) Materialien a. a. O. 15., 124. Akt. d.K. Justiz-Minist. 
in Berlin. 
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und von Suarez in der s. g. Revisio monitorum beleuchtet 
wurden. 

Als der 8. 40. des Entwurfes jeder kirchlichen Gesell- 
schaft den Gebrauch der Kirchenzucht zugestanden und 
8. 41. dieselbe auf den Fall des öffentlichen Aergernisses 
beschränkt hatte, wiesen die Monenten darauf hin, dass der 
Begriff des öffentlichen Aergernisses näher zu bestimmen 
sei, und die Revisio monitorum erklärte: 

Ist erheblich. Es ist deutlich zu bestimmen, was unter 
Kirchengucht und öffentlichem Aergerniss zu verstehen sei. 
Den kirchlichen Gesellschaften und ihren Mitgliedern kommt 
eigentlich nichts als Unterricht, Lehre, sanfte Ermahnung 
zu. Alles was auf Zwang abzielet, man mag ihm den 
Namen Kirchengucht oder einen anderen Nahmen beilegen, 
kommt nicht ihnen sondern der Obrigkeit eu, welche schon 
sorgen wird, dass niemand den Grottesdienst störe oder ein 
Aergerniss gebe‘). 

Ebenso wurde die Ausstellung, dass auch näher zu 
bestimmen sei, worin die eigentliche Kirchenzucht bestehe 
und von wem sie ausgeübt werden soll, für erheblich er- 
achtet ?), und zwar bestehen die Strafen, deren sich geist- 
liche Gerichte ermächtigen können, nach den monitis nur in 
den gradibus admonitionum die mit dem Kirchenbann schlies- 
sen. Dazu bemerkte die Revisio lakonisch: Der Kirchen- 
bann taugt nichts ?). 

Auch die Hereinziehung der geistlichen Oberen in die 
Angelegenheiten der Kirchenzucht, welche $. 44. des Ent- 
wurfes beabsichtigte, entging nicht ernsthaftem Widerspruche. 
Es ist nicht gut, erklärt die Revisio monitorum, wenn die 
geistlichen Oberen zu viel zu befehlen haben *). 

Characteristisch ist, dass den Kirchen, welche ein exer- 
citium religionis publicum genössen, die Befugniss zur Äus- 
schliessung eines Mitgliedes geradezu abgesprochen wurde. 

Öffentlich genehmigten Kirchen, so sagte das monıtum 3. 


1) Materialien a. a. O. vol. 76. Akt. d. K. Justiz-Minist. 
in Berlin. 

2) ebeudas. 

2) ebendas. 

*, ebendas. 


404 Emil Friedberg: 


zu $. 44. des Entwurfes !), ist aller Ausschluss zu versagen, 
denn so lange der Staat ein Mitglied nicht des Landes ver- 
weiset, so lange muss sich auch die Fürsorge aller Depar- 
tements auf ihn erstrecken. Ein unwürdiges Mitglied der 
Kirche bedarf ihrer besonderen Anstalten am Meisten. 

Und die Revisio von Suarez erklärte dies monitum 
für begründet. Wer nur irgend in der Geschichte bewandert 
ist, der weis, was für unselige Folgen aus der Excommunicatio 
entstanden sind. Der Gremeine kann man kein anderes Recht 
verstatten, als bei der ordentlichen Obrigkeit auf die Aus- 
schliessung der unwürdigen Mitglieder aus der (Gemeinde 
zu klagen ?). 

Ebenso wie das monitum 4. zu demselben Paragraphen —: 

Bei solchen Kirchen Gesellschaften als jetzt die drey 
herrschende christliche Religionen sind ist eine solche Aus- 
schliessung wenn sie gänelich und auf immer sich erstrecken 
soll nur in dem Fall wo das Mitglied Handlungen die eine 
öffentliche Verachtung der gottesdienstlichen Einrichtungen 
anzeigen oder wodurch andere in der Andacht geflissentlich ge- 
stört werden, sich eu schulden kommen lässt — zulässig: da das 
Recht Gott in der im Staat herrschenden Religion äusserlich 
und öffentlich zu dienen, zu den angebornen Rechten eines 
jeden Staatsbürgers gehört, das ihm von der Kirchengesell- 
schaft nicht ohne Theilnehmung des Staates genommen werden 
kann — von Suarez für erheblich erklärt wird °). 

Aus diesen Berathungen sind folgende Bestimmungen 
des Landrechtes hervorgegangen. 


!) ebendas. 

?) ebendas. 

°), ebendas. Als monit. 5. findet sich zu demselben $. die Be- 
merkung: »Die Excommunicatio der Gemeinde als Collegialrecht zu 
überlassen bringt Unruh hervor. Besser wenn nur der Landesherr 
dieses Recht durch die Consistorien und Geistlichen mit der Zuziehung 
der Kirchenvorsteher ausüben darf.e Dazu sagt die Revisio monitorum: 
»Jedenfalls.e Durch die Einschränkung der Exc. und deren gänzliche 
Verwerfung kann keines Menschen Gewissensfreiheit beleidigt werden. 
Er kann daneben glauben, handeln, wie er will. Sein Gewissen kann 
nie von ihm verlangen, dass er seinen Mitmenschen beleidige oder 
bestrafe. Treibet ihn ja sein Gewissen zur Rache und Bestrafung, so 
kann er diese auf dem ordentlichen Weg, nämlich durch die Obrigkeit 
suchen, 
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Jedes Mitglied einer Kirchengesellschaft muss sich der 
bei ihr üblichen Kirchenzucht unterwerfen !). Diese hat in- 
dessen lediglich den Zweck, ein öffentliches Aergerniss zu 
beseitigen, und darf niemals zu einer Strafe an Leib, Ehre 
oder Vermögen der Mitglieder ausarten. 

Vielmehr steht die Verhängung derartiger Strafen, falls 
sie zur Aufrechthaltung der Ordnung, Ruhe und Sicherheit 
in der Kirchengesellschaft nothwendig sein sollten, der staat- 
lichen Obrigkeit zu. 

Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen 
eine Verachtung des Gottesdienstes und der Religionsge- 
bräuche zu erkennen geben, oder andere in ihrer Andacht 
stören, so ist die Kirchengesellschaft befugt, dergleichen 
unwürdigen Mitgliedern, so lange sie sich nicht bessern, 
den Zutritt ihrer Versammlungen zu versagen. Wegen 
blosser von dem gemeinen Glaubensbekenntniss abweichen- 
der Meinungen kann kein Mitglied ausgeschlossen werden. 
Auch muss, so weit mit einer solchen Ausschliessung nach- 
theilige Folgen für die bürgerliche Ehre der Ausgeschlos- 
senen verbunden sind, vorher die staatliche Genehmigung 
eingeholt werden. Ebenso gebührt dem Staate die Ent- 
scheidung, falls über die Rechtmässigkeit der Ausschliessung 
Streit entsteht. 

Kein Geistlicher darf — ganz besondere Fälle aus- 
genommen — irgend ein Mitglied der Gemeinde eigen- 
mächtig von Beiwohnung des Gottesdienstes oder den Sacra- 
menten ausschliessen ?2), oder zur Beiwohnung des Gottes- 
dienstes und zum Gebrauch der Sacramente durch äusseren 
Zwang anhalten °). 

Ohne Erkenntniss des Staates soll niemanden das ehr- 
liche Begräbniss auf dem öffentlichen Kirchhofe versagt 
werden ®). 

Ueber die geistliche Gerichtsbarkeit enthält das Gesetz- 
buch keine eingehenden Vorschriften, so dass die Regelung 
dieser Materie durchaus der Provinzialgesetzgebung über- 


1, 8, 50. ff. 
2, 8. 89. 
s) 8. 91. 
“) 8. 188. 
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lassen blieb. Doch wurden die Geistlichen wegen ihrer 
bürgerlichen Vergehen dem weltlichen Gericht unterge- 
ordnet !), wie denn der Bischof in weltlichen Angelegen- 
heiten der Geistlichen sich nur in so weit einer Gerichts- 
barkeit und eines Erkenntnisses anmaassen soll, als ihm das 
Recht dagu vom Staate ausdrücklich verliehen worden ?). 

Zu dieser verliehenen Befugniss gehört aber die Kirchen- 
zucht über die Geistlichen, allerdings nur in der Beschrän- 
kung, dass der Bischof denselben geistliche Bussübungen, 
Geldstrafen bis zu 30 Rthlr. und Gefängniss bis vier Wochen 
auferlegen darf°®). Bei groben Amtsvergehen tritt die Ent- 
scheidung des geistlichen Gerichtes ein, die aber nicht auf 
langwieriges Gefängniss oder andere körperliche Strafen 
gerichtet sein darf). 

Hat ein Pfarrer in seinem Amte grobe Bias be- 
gangen, so wird er vorläufig von dem Bischofe suspendirt 
und dann nach Befinden entlassen. Will er sich bei der 
Entscheidung nicht beruhigen, so kann er in vierwöchent- 
licher Frist auf förmliche gerichtliche Untersuchung und 
Entscheidung antragen, welche von dem geistlichen Gerichte 
erfolgt. 

Das ist auch so ziemlich die einzige Art von recursus 
ad prineipem, welche das Landrecht kennt), wenn wir 
nicht noch jene oben angeführte Bestimmung hieher rechnen 
wollen, welche der Regierung die Entscheidung zuspricht, 
falls eine Ausschliessung aus der Kirche Streit hervorrufe. 
Auch darf dabei nicht übersehen werden, dass die geist- 
lichen Gerichte vollständig unter die Aufsicht der staatlichen 
Obergerichte gestellt waren °), mithin alle formalen. Ueber- 


j ı) 8. 586. fi. Ueber die Verbrechen der Bischöfe handelt das Ge- 
setzbuch gar nicht. 

2,8. 119. 

s) 8. 125. 

4) Vgl. 8. 532. ff. 

6) Wie wenig verstand demnach der Cardinal und Erzbischof v. 
Cöln vom Preussischen Kirchenrechte, wenn er behauptete, der re- 
cursus ad principem sei bis ins neunzehnte Jahrhundert hinein in 
Deutschland unbekannt gewesen, Arch. f. kath. K.-R. N.F. 15., 221. 

°, Für die Gerichte der Provinz Posen und Westpreussen 
vgl. Konstit. v. 25. August 1796., für Ostpreussen hatte das 
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griffe Seitens der Kirchenbehörde sofort unterdrückt werden 
konnten !). 

Uebrigens war die Behörde, an welche derartige Re- 
curse gerichtet wurden, das geistliche Departement ?), welches 
überhaupt die dem Staate über die Kirchengesellschaften 
zustehenden Rechte zu verwalten hatte, so weit dieselben 
nicht dem Könige ausdrücklich vorbehalten worden waren °). 


Oberlandesgericht in Königsberg die Aufsicht, Reser. v. 17. Juli 
1800. no. 3. Rescript d. Justiz-Ministers v. 13. Sept. 1814. 
(auch für Westpreussen). Starke a. a O. 359. Für Schlesien 
die Oberlandesgerichte, ebendas. 369. f. 

!) Das Verfahren in Disciplinarsachen musste bei den geistlichen 
Gerichten nach den Vorschriften der Gerichts-Ordn. Tit. 35. Th. 1. 
vor sich gehen, Starke 351. 

?) Dass solche Recurse in der That vorkamen, bezeugt der B. v. 
Culm, vgl. Arch. f. kath K.-R.N.F. 15., 219. 

®) Allg. L.-R. l.c. 8. 113. Ueber die einzelnen Behörden, welche 
das ius circa sacra wahrzunehmen haben und hatten vgl. die@Grund- 
sätze d. Preuss. Rechts über d. Verh. v. Staat u. Kirche 
(Königsberg 1838.) 31. ff. 
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Die Bestrebungen zur Herstellung einer Presby- 
terial- und Synodalverfassung im Gebiete des 
ehemaligen Kurfürstenthums Hessen, 


Von 
Dr. Georg Meyer, 


Privatdocenten an der Universität Marburg. 


Die auf Herstellung einer Presbyterial- und Synodal- 
Verfassung im Gebiete des ehemaligen Kurfürstenthums 
Hessen gerichteten Bestrebungen haben als erster Versuch 
einer Ausführung des Art. 15. der preussischen Verfassungs- 
urkunde ein über die zunächst betheiligten Kreise weit 
hinausgehendes Interesse erregt; sie haben gleichzeitig zu 
der Erörterung einer Reihe von wichtigen kirchenrechtlichen 
Fragen Veranlassung gegeben. Es wird daher eine Be- 
sprechung der betreffenden Angelegenheit an dieser Stelle 
‘ keiner Rechtfertigung bedürfen. Der Erörterung der Rechts- 
fragen muss jedoch eine kurze Darstellung der Bestrebungen 
selbst vorausgeschickt werden; und zum Verständniss des 
Ganzen ist unumgänglich nothwendig auch einen Blick auf 
die ältere hessische Kirchenverfassung zu werfen. 


1. Geschichtliche Darstellung. 


Als das erste Gesetz, welches eine Ordnung der kirch- 
lichen Verhältnisse Hessens unternahm, erscheint, da die 
homberger Reformationsordnung vom 20. October 1526. 
niemals vollständig zur Ausführung gelangt ist, die s. g. 
Visitatorenordnung von 1537.!), deren wesentliche 


ı) Ordnunng, welcher massen hinfüro die Visitatores, Pfarrer und 
ihre Helfer Diaconen, und alle Kirchendiener verordnet, gehandhabt 
und im Fall, so ihrer einer oder mehrere untauglich, lässig oder un- 
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Bestimmungen in die Kirchenordnung vom 21. Oc- 
tober 1566. übergegangen sind?). Hessen war danach 
in sechs Diöcesen eingetheilt, an deren Spitze je ein Su- 
perintendent stand. In den einzelnen Gemeinden gab es 
neben den Pfarrern Aelteste und Diakonen; das Mittelglied 
zwischen Pfarrern und Superintendenten bildeten die Me- 
tropolitane. Jeder Superintendent versammelte die Pfarrer 
seines Bezirkes jährlich zu einer Diöcesansynode; die sechs 
Superintendenten selbst kamen einmal im Jahre in Marburg 
oder Kassel zu einer s. g. Generalsynode zusammen, welcher 
die oberste Leitung der kirchlichen Angelegenheiten oblag. 
Diese Generalsynode besitzt auch die Befugniss zur An- 
stellung der Pfarrer, während bei der Ernennung der Su- 
perintendenten die Pfarrer der betreffenden Diöcese, die 
anderen Superintendenten und der Landesherr concurrirten. 

Im Jahre 1567. erfolgte nach dem Tode Philipp’s des 
Grossmüthigen die Theilung Hessens unter seine vier Söhne; 
der erbliche Brüdervergleich vom 28. Mai 1568. bestimmte 
aber, dass die Einheit der hessischen Kirche auch ferner 
bestehen bleiben und namentlich gemeinschaftlich General- 
synoden gehalten werden sollten. Diese Einrichtung dauerte 
aber nicht einmal zwei Jahrzehnte; schon im Jahre 1582. 
fand die letzte gemeinsame Generalsynode statt. Im Jahre 
1610. schritt Landgraf Moritz, welcher die Grafschaft Nieder- 
hessen und den marburger Theil von Oberhessen, also das- 
jenige Gebiet besass, welches die Grundlage des späteren 
Kurfürstenthums geworden ist, auf Veranlassung seiner 
Stände zurGründung eines Consistoriums in Marburg). 
Neben diesem Consistorium sollten aber auch ferner General- 
synoden bestehen, und in der That wurden anfangs noch 
solche gehalten. Allmählich aber kamen sie in Verfall und 
die Consistorialordnung und Kirchenordnung vom 12. Juli 
1657.*) nennen bereits bei allen Gelegenheiten, wo früher 


geschickt befunden, abgesetzt werden sollen. Sammlung fürstlich hes- 
sischer Landes-Ordnungen. Band I. S. 100. ff. 

2) Landes-Ordnungen Bd. I. S. 228, fi. 

8) Consistorial-Ordnung vom 10. October 1610. ER 
Bd. I. 8. 500. ff.) 

*) Landes-Ordnungen Bd. II. S. 445. fi. u. 461. ft. 
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die Superintendenten und Generalsynoden erwähnt wurden, 
. das Consistorium. Allerdings bestimmte die parallel gehende 
Reformationsordnung von 1656.°), dass auch künftighin 
Generalsynoden, wenn nöthig, alle vier Jahre, auf des 
Landesherrn oder mit dessen Vorwissen auf des Üonsi- 
storiums Verordnung, und Diöcesansynoden, wenn nöthig, 
vom Superintendenten alle zwei oder drei Jahre mit Vor- 
wissen oder auf Gutbefinden des Consistoriums gehalten wer- 
den sollten; allein man hat von dieser Bestimmung thatsäch- 
lich niemals Gebrauch gemacht. Die früheren Synoden sind 
demnach im Laufe der Zeiten gänzlich untergegangen und 
die Superintendenten von ihrer bedeutenden Stellung all- 
mählich zu Kommissaren der Consistorien herabgesunken. 
Das Consistorium war übrigens schon im Jahre 1624. nach 
Kassel verlegt geworden; später wurden wieder neue Con- 
sistorien in Marburg und Rinteln errichtet, so dass das 
Kasseler allmählich eine blosse Provincialbehörde für Nieder- 
hessen wurde. 

Diese Verfassung blieb bis zum Anfang des gegen- 
wärtigen Jahrhunderts bestehen. Das Organisations- 
Edict vom 29. Juni 1821. $. 65.—68.°) setzte drei 
Consistorien zu Kassel, Marburg und Hanau ein. Die Ver- 
fassungsurkunde vom 5. Januar 1831. $. 134. be- 
stimmte, dass die Ausübung der Kirchengewalt über die 
evangelischen Glaubensparteien, wie bisher, dem Landes- 
herrn verbleiben, in liturgischen Sachen jedoch keine Neue- 
rung ohne Zustimmung einer Synode stattfinden solle. Seit 
dieser Zeit beginnen die Bestrebungen eine Synodalverfas- 
sung für die evangelische Kirche Hessens herzustellen; es 
sind namentlich zwei Entwürfe zu erwähnen: einer aus dem 
Jahre 1832., von der s. g. Oberkirchencommission, der 
andere aus dem Jahre 1848. von der s. g. Kirchencommis- 
sion herrührend. Beide unterscheiden sich wesentlich; wäh- 
rend der erstere die Episcopalrechte des Landesherrn be- 
stehen lässt und ihm nur eine Synode zur Seite setzt, hebt 


6) Landes-Ordnungen Bd. II. 8. 402. ff. 

°) Verordnung, die Umbildung der bisherigen Staatsverwaltung be- 
treffend. (Sammlung von Gesetzen für die kurhessischen Staaten. Jahr- 
gang 1821. 8. 29 ff.) 
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der letztere die landesherrliche Kirchengewalt gänzlich auf 
und legt dieselbe ausschliesslich in die Hand der die Kirche 
repräsentirenden Generalsynode. Beide Entwürfe sind aber 
wegen der bald nach ihrer Ausarbeitung eintretenden Re- 
action nicht zur Ausführung gelangt. 

Was den Bekenntnissstand der hessischen Kirche 
betrifft, so gehörte Niederhessen seit der Reformation der 
reformirten Confession an; in Oberhessen war zur Zeit des 
dreissigjährigen Krieges, während das Land sich im darm- 
städtischen Besitze befand, das Lutherthum stark verbreitet 
worden; im Hanauischen hatte man im Jahre 1818. die 
Union zur Durchführung gebracht. 

So lagen die Verhältnisse, als in Folge der Ereignisse 
des Jahres 1866. das Kurfürstenthum Hessen der preussi- 
schen Monarchie einverleibt wurde. Ein allerhöchster 
Erlass vom 13. Juni 1868.°) ordnete zunächst die 
Vereinigung der drei evangelischen Consisto- 
rien in Kassel, Marburg und Hanau zu einem Gesammt- 
consistorium an, welches seinen Sitz in Marburg haben 
sollte. Die sofortige Ausführung dieses Erlasses wurde aber 
durch den Widerstand des Abgeordnetenhauses verhindert, 
welches die Bewilligung der für das Consistorium geforder- 
ten Summe von der Vorlage eines Gesetzentwurfes über 
Besetzung und Zuständigkeit desselben abhängig machte. 
Dadurch fand die Regierung Veranlassung sich mit der 
hessischen Kirchenfrage überhaupt näher zu beschäftigen, 
und man entschloss sich eine weiter gehende Reform der 
hessischen Kirchenverfassung anzubahnen. 

Ein allerhöchster Erlass vom 9. Aug. 1869.°) 
berief eine ausserordentliche Synode für die evan- 
gelischen Gemeinden des Regierungsbezirkes Kassel zur 
Berathung eines Entwurfes einer presbyterial-synodalen Ver- 
fassung. Die Synode sollte aus den 6 Superintendenten, 
24 geistlichen und 24 weltlichen Abgeordneten und aus 6 
vom Könige berufenen Mitgliedern — darunter ein Professor 


?) Gesetzsammlung für die königlich preussischen Staaten von 1868. 
Nr. 41. S. 583. fg. 

8) Gesetzsammlung von 1869. Nro. 52. S. 930. ff., Zeitschrift für 
K.-R. IX. 8. 166. fi. 
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der Theologie zu Marburg und der Ephorus der dortigen 
Stipendiatenanstalt — bestehen. Die 24. geistlichen Abge- 
ordneten wurden von den Geistlichen der betreffenden Wahl- 
bezirke, die 24. weltlichen Abgeordneten von den weltlichen 
Gemeindegliedern und zwar in indirecter Wahl gewählt. 

Gegen diese Anordnungen erhob sich sehr bald ein 
heftiger Widerstand, sowohl Seitens eines grossen Theiles 
der Geistlichkeit als auch Seitens einzelner Personen welt- 
lichen Standes. Es waren namentlich alle der Einverleibung 
des Kurfürstenthums in Preussen abgeneigten Elemente, 
welche sich zu diesem Zwecke mit den Anhängern der 
kirchlichen Orthodoxie vereinigten. Verschiedene Immediat- 
eingaben an den König suchten die Rückgängigmachung 
der angeordneten Maassregel zu erwirken, wurden aber alle 
vom Cultusministerium ablehnend beantwortet. So gingen 
die Wahlen zur ausserordentlichen Synode unter gänzlicher 
Wahlenthaltung der erwähnten Partei vor sich. 

Die Synode trat am 8. December 1869. in Kas- 
sel zusammen; es wurden ihr Seitens der Regierung drei 
Entwürfe vorgelegt: eine Presbyterial- und Synodal- 
Ordnung, eine Verordnung betreffend die Aufbringung der 
Synodalkosten und ein Gesetz, betreffend die Ressortver- 
hältnisse der kirchlichen Verwaltungsbehörden im Regierungs- 
bezirk Kassel. Bei der Ausarbeitung der Vorlagen waren 
unter Berücksichtigung der specifisch hessischen Verhältnisse 
vorzugsweise die rheinisch - westfälische Kirchenordnung 
vom 5. März 1835., die Grundzüge einer kirchlichen Ge- 
meindeordnung für die östlichen Provinzen der preussischen 
Monarchie vom 29. Juni 1850. und die Kreissynodalordnung 
für dieselben Landestheile vom 5. Juni 1861. berücksichtigt 
worden. 

Die Presbyterial- und Synodalordnung ord- 
nete zunächst die Bildung von Presbyterien in den evan- 
gelischen Gemeinden der hessischen Provinzialkirche 'bez. 
die Umgestaltung der daselbst bestehenden an, welche sich 
in der Regel durch Cooptation zu ergänzen pflegten. Aus 
diesen sollten die Kreissynoden und aus den Kreissynoden 
die Provinzialsynode hervorgehen. Die wesentlichen Be- 
stimmungen der Presbyterial- und Synodalordnung waren 
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folgende: In jeder Kirchengemeinde besteht ein Presby- 
terium; umfasst eine Pfarrgemeinde mehrere Kirchenge- 
meinden, so treten für gemeinschaftliche Angelegenheiten 
die Presbyterien der einzelnen Kirchengemeinden im Pfarr- 
orte zu Einem Collegium zusammen. Das Presbyterium 
besteht aus sämmtlichen im ordentlichenPfarrdienste 
angestellten Geistlichen und aus Aeltesten. Die 
Zahl der letzteren richtet sich nach der Grösse und Zu- 
sammensetzung der Gemeinde, doch sollen deren in der 
Regel nicht unter 4 und nicht über 12 sein. Die Aeltesten 
werden von den Gemeindegliedern auf 4 Jahre gewählt, 
alle zwei Jahre scheidet die Hälfte aus und wird durch 
Neuwahl ergänzt. Das active Wahlrecht besitzen alle 
volljährigen selbstständigen Gemeindeglieder männlichen Ge- 
schlechtes, welche sich im Vollbesitz der bürgerlichen Ehren- 
rechte befinden und zu den Bedürfnissen der Gemeinde, 
wo es erforderlich ist, beitragen. Ausgeschlossen vom Stimm- 
recht sind diejenigen, welchen das Presbyterium wegen ge- 
gebenen öffentlichen Aergernisses oder wegen ungerecht- 
fertigter Verweigerung der Uebernahme des Aeltestenamtes 
das Wahlrecht entzogen hat. Gewählt werden können 
lediglich solche Gemeindeglieder, welche das 30. Lebensjahr 
vollendet haben, einen unsträflichen Wandel führen, ein 
gutes Gerücht in der Gemeinde haben, ihre Liebe zur evan- 
gelischen Kirche, namentlich auch durch Erziehung ihrer 
Kinder im evangelischen Bekenntniss, bethätigen und durch 
ihre Theilnahme am öffentlichen Gottesdienste und am hei- 
ligen Abendmall ihre kirchliche Gesinnung bezeugen. Bei 
gewissen Angelegenheiten, namentlich bei Beschlüssen über 
das Vermögen und die Einkünfte der Kirchengemeinden 
bedarf das Presbyterium der Mitwirkung von Gemeinde- 
verordneten. Die Zahl dieser Gemeindeverordneten soll 
die der Aeltesten um die Hälfte übersteigen; die Amtsdauer 
beträgt sechs Jahre, alle zwei Jahre scheidet ein Drittel 
aus. Das erste Mal werden die Gemeindeverordneten durch. 
Gemeindewahl bestimmt; später treten jedesmal die aus- 
scheidenden Aeltesten als Gemeindeverordnete ein;. nur so 
weit eine Wiederwahl der Aeltesten stattgefunden hat, wer- 
den diese auch ferner durch Wahl bestimmt. 
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Aus den Presbyterien der einzelnen Gemeinden gehen 
die Kreissynoden hervor. Es werden nämlich 24 Kir- 
chenkreise gebildet, welche möglichst mit den bestehenden 
Klassen zusammen fallen sollen und von denen jeder durch 
eine Kreissynode vertreten ist. Die Kreissynode besteht 
aus sämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des Kirchenkreises 
definitiv oder vicarisch verwaltenden Geistlichen und aus 
je einem von und aus dem Presbyterium jeder Kirchen- 
gemeinde auf drei Jahre gewählten Aeltesten; Militärgeist- 
liche und ordinirte Hülfsgeistliche wohnen der Synode mit 
berathender Stimme bei. 

Die Gesammtheit der evangelischen Kirchengemeinden 
im Regierungsbezirk Kassel bildet die hessische Provinzial- 
kirche, welche durch eine Provinzialsynode geleitet 
und vertreten wird. Die Provinzialsynode besteht aus den 
6 Superintendenten, aus 6 von dem Landesherrn zu ernen- 
nenden theils geistlichen, theils weltlichen Mitgliedern, da- 
runter ein Mitglied der theologischen Facultät zu Marburg 
und der Ephorus der Stipendiatenanstalt daselbst, endlich 
aus 24 Pfarrern und 24 Aeltesten, welche von den Kreis- 
synoden deputirt werden. Die 24 Pfarrer werden aus den 
Pfarrern des Kirchenkreises von den stimmberechtigten 
Pfarrern, die 24 Aeltesten aus den Aeltesten des Kirchen- 
kreises von den stimmberechtigten Aeltesten gewählt. Aus- 
serdem haben die Mitglieder des Consistoriums das Recht 
an den Verhandlungen der Synode mit berathender Stimme 
Theil zu nehmen und das landesherrliche Kirchenregiment 
wird bei derselben durch einen königlichen Commissar ver- 
treten. — Die Aufgabe der Synode besteht darin, die Zu- 
stände und Bedürfnisse der evangelischen Kirche nach den 
verschiedenen Lebensgebieten derselben in Obacht zu neh- 
men, so wie über die Führung der Geistlichen, Candidaten, 
Aeltesten, Gemeindeverordneten und Kirchenbeamten zu 
wachen. Sie hat die kirchlichen Angelegenheiten, welche 
durch Anträge der Kreissynoden an sie gebracht oder von 
der Kirchenregierung ihr vorgelegt werden, zu berathen und 
zu begutachten. Sie hat das Recht in allen kirchlichen 
Angelegenheiten Wünsche, Anträge und Beschwerden an 
die Kirchenbehörde zu bringen. Sie hat die Mitaufsicht 
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über die Kreissynodalkassen und die Verwaltung der Sy- 
nodalkasse; sie hat die Befugniss neue kirchliche Ausgaben, 
so weit dieselben durch Leistung der Kirchengemeinden 
oder Kirchenkassen gedeckt werden sollen, nach den Vor- 
lagen der Kirchenbehörde zu bewilligen und umzulegen. 
Sie hat endlich das Recht bei der kirchlichen Gesetzgebung 
mitzuwirken dergestalt, dass kirchengesetzliche Normen, na- 
mentlich auf dem Gebiete des Cultus, der Kirchenzucht und 
der Verfassung, ohne ihre Zustimmung nicht erlassen wer- 
den können. Desgleichen können neue Katechismen, Ge- 
sangbücher und Agenden nicht eingeführt werden, bevor 
sie von der Synode nach Inhalt und Fassung genehmigt 
sind. — Die Synode versammelt sich in der Regel alle drei 
Jahre; in dringenden Fällen kann von dem Consistorium, 
oder von dem Synodal-Vorstande, der aus einem Super- 
intendenten als Vorsitzenden, drei geistlichen und drei welt- 
lichen Beisitzern besteht und von der Synode gewählt wird, 
mit Genehmigung des Consistoriums eine ausserordentliche 
Synode berufen werden. Die Synode beschliesst mit Stim- 
menmehrheit; wenn aber eine Angelegenheit der Art ist, 
dass die Entscheidung nur aus einer der verschiedenen Con- 
fessionen geschöpft werden kann, so soll die confessionelle 
Vorfrage nach den Stimmen der Mitglieder der betreffenden 
reformirten, lutherischen oder unirten Abtheilung entschieden 
und diese Entscheidung dem Gesammtbeschlusse der Synode 
zu Grunde gelegt werden. Diese Bestimmungen finden auch 
auf die Versammlungen der Kreissynoden Anwendung, in 
so fern dieselben aus Mitgliedern verschiedener Confessionen 
zusammengesetzt sind. 

DieVerordnung, betreffend die Aufbringung 
der Synodalkosten, bestimmte, dass die Provinzial- 
und Kreissynodalkosten von der Provinzial- und den ein- 
zelnen Kreissynoden mit Genehmigung des Consistoriums 
festgestellt, erstere auf die Kirchenkreise und letztere auf 
die Gemeinden, innerhalb dieser aber vom Presbyterium 
unter Mitwirkung der Gemeindeverordneten auf die einzelnen 
Gemeindeglieder vertheilt werden sollten. Das Gesetz, 
betreffend die Ressortverhältnisse der kirch- 


lichen Verwaltungsbehörden im Regierungs- 
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bezirk Kassel enthält eine genaue Abgrenzung des Ge- 
schäftskreises der Regierung und des Üonsistoriums. 

Diese Vorlagen der Regierung unterzog die Synode in 
achtzehn Sitzungen einer eingehenden Berathung ?). Im All- 
gemeinen fanden die Grundsätze des Regierungsentwurfes 
ihre Zustimmung, doch nahm sie in einzelnen Beziehungen 
nicht unwesentliche Aenderungen vor. 

Zunächst suchte sie die Rechte der presbyteria- 
len und synodalen Organe nach einzelnen Richtungen 
hin zu erweitern. Die wichtigste Aenderung in dieser Be- 
ziehung war die, dass die Provinzialsynode, welcher die 
Synode selbst den Namen Landessynode beilegte, aus ihrem 
Vorstande zwei Mitglieder, darunter mindestens ein welt- 
liches wählen sollte, um an den Berathungen und Ent- 
schliessungen des Consistoriums über wichtigere Gegenstände 


als ausserordentliche Mitglieder Theil zu nehmen, insbe- 


sondere bei den den Gemeinden zur Besetzung von Pfarr- 
stellen zu machenden Personalvorschlägen, bei dem Vor- 
schlage wegen Anstellung bez. Bestätigung der Superinten- 
denten, Inspectoren und Metropolitane, bei Entscheidung in 
wichtigen Disciplinaruntersuchungen gegen Geistliche und 
bei Visitationen von Predigerseminaren. Die Mitglieder 
sollten ausserdem das Recht haben der Prüfung der Can- 
didaten pro ministerio beizuwohnen. 

Auch in Bezug auf die Bildung und Zusammen- 
setzung der angegebenen Organe nahm die Synode ver- 
schiedene Aenderungen vor. Hinsichtlich der Presbyte- 
rien wurde festgesetzt, dass die Zahl der Aeltesten in Fi- 
lialgemeinden auch bis auf zwei vermindert werden könne. 
Die Aeltesten sollten auf 6 Jahre statt auf 4 gewählt wer- 
den und alle 3 Jahre die Hälfte ausscheiden; in Folge 
dessen natürlich auch bei den Gemeindeverordneten ein 
dreijähriges Ausscheiden stattfinden. — Auf der Kreis- 
synode sollte die Zahl der Aeltesten nicht der der Ge- 


®) Verhandlungen der nach allerhöchster Verordnung vom 9. Aug. 
1869. berufenen. ausserordentlichen Synode für die evangelischen Ge- 
meinden des Regierungsbezirkes Kassel. Amtlicher Abdruck. Kassel 
1870. 
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meinden, sondern der der Pfarrstellen entsprechen, so dass 
ein Gleichgewicht zwischen dem geistlichen und weltlichen 
Element hergestellt wurde. — Für die Landessynode 
wurde die Zahl der Wahlkreise von 24 auf 25 vermehrt 
und die Wählbarkeit als weltliches Mitglied auf alle zu 
Aeltesten wählbaren Mitglieder der Landeskirche ausge- 
dehnt; die sechs vom Landesherrn zu ernennenden Mit- 
glieder sollten ausschliesslich weltliche sein und ausserdem 
zu der Synode noch der Ephorus der Stipendiatenanstalt 
und ein von der theologischen Facultät in Marburg erwählter 
Professor der Theologie hinzutreten. 

Hinsichtlich der Beschlussfassung und des Ge- 
schäftsganges wurde nur in Bezug auf die Abstimmung 
über confessionelle Angelegenheiten eine Abänderung be- 
liebt. Hier sollte nämlich einmal bei Beschlüssen der Sy- 
node jede Confession das Recht haben sich durch einen 
Sonderbeschluss, welcher der Entscheidung des Kirchen- 
regimentes unterlag, der Wirksamkeit des Synodalbeschlusses 
zu entziehen; andererseits wurde den einzelnen Confessionen 
das Recht zugestanden, Einrichtungen zu beantragen, welche 
sich nur auf ihre Kirchengemeinschaft beziehen, darüber 
unter sich zu beschliessen und ihren Beschluss, nachdem 
die Synode erklärt hat, dass sie gegen die beantragte Ein- 
richtung Nichts zu erinnern finde, dem Kirchenregimente 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 

Endlich schuf die Synode ein, wenn auch nur sehr be- 
schränktes Wahlrecht der Gemeinden bei Besez- 
zung der Pfarrstellen. Für alle bisher vom Kirchen- 
regiment frei besetzten Pfarrstellen sollten nämlich bis zur 
Einführung eines umfassenden Wahlrechtes vom Consisto- 
rium mindestens drei qualificirte Geistliche oder Pfarramts- 
candidaten vorgeschlagen werden, aus denen das grosse 
Presbyterium d. h. die Aeltesten und Gemeindeverordneten 
einen zu wählen hätte, der dann vom Kirchenregiment be- 
stätigt würde. Ausgenommen sind die Pfarrstellen an Hof-, 
Militär- und Anstaltsgemeinden. Bestehen an städtischen 
Kirchen mehrere Pfarrstellen, so bleibt dem Kirchenregi- 
ment das Recht vorbehalten, in einzelnen Fällen über je 
eine derselben zu Gunsten solcher Geistlichen zu verfügen, 


418 Dr. Georg Meyer: 


welchen gleichzeitig ein kirchenregimentliches Amt über- 
tragen werden soll. 

Weniger erheblich waren die Abänderungen an der 
Verordnung betreffend die Aufbringung der 
Synodalkosten und dem Gesetze, betreffend die 
Ressortverhältnisse der kirchlichen Verwal- 
tungsbehörden. Es sprach aber die Synode den Wunsch 
aus, dass der Sitz des Consistoriums nach Kassel verlegt 
werden möchte und dass das Zustandekommen der Presby- 
terial- und Synodalordnung als die Voraussetzung für den 
Erlass des Ressortgesetzes betrachtet werde. 

Am 21. Januar 1870. erfolgte der Schluss der Synode. 
Die Beschlüsse derselben wurden den Consistorien, 
Superintendenten und Inspectoren zu einer noch- 
maligen gutachtlichen Aeusserung vorgelegt. Von den die- 
serseits vorgeschlagenen Aenderungen hat jedoch das Kirchen- 
regiment nur eine einzige acceptirt, welche die Wählbarkeit 
zu weltlichen Mitgliedern der Landessynode für jeden Wahl- 
kreis auf Angehörige derselben Confession beschränkte. Die 
Annahmegründe dieses Beschlusses erfolgten vorzugsweise 
mit Rücksicht auf die in manchen Kreisen bestehende Furcht 
vor Einführung der preussischen Union; man wollte dadurch 
zeigen, dass man den Rechten der einzelnen Confessionen 
in keiner Weise zu nahe zu treten beabsichtigte. 

In der Session des Winters 1870.—71. gelangten die 
Vorlagen an den Landtag. Letzterer hatte sich allerdings 
schon in der Session von 1869.—70., zu derselben Zeit, als 
in Kassel die Synode tagte, mit der Angelegenheit beschäf- 
tigt. Damals war ihm das Gesetz, betreffend die Ressort- 
verhältnisse der kirchlichen Verwaltungsbehörden im Re- 
gierungsbezirk Kassel, vorgelegt worden. Der Entwurf war 
aber zu keiner Erörterung im Plenum gelangt, sondern nur 
von der Commission des Abgeordnetenhauses durchberathen 
worden. Diese hatte ihrer Berathung einen weitergehenden 
Gesichtspunkt zu Grunde gelegt; sie wollte nicht bloss eine 
Abgrenzung des Ressorts zwischen Regierung und Consi- 
storium, sondern für den betreffenden Bezirk eine Ausein- 
andersetzung zwischen Staat und Kirche im Sinne des Ar- 
tikels 15. der Verfassung. Ein so weitgehendes Ziel hatte 
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sich die Regierung damals nicht gesteckt, weil der Zeit die 
erforderliche kirchliche Organisation noch nicht vollendet 
war; dagegen trug sie nach erfolgter Feststellung der Pres- 
byterial- und Synodalurdnung auch ihrerseits kein Bedenken 
eine derartige Regelung vorzunehmen. 

So erschien denn der ursprüngliche Entwurf, betreffend 
die Ressortverhältnisse der kirchlichen Verwaltungsbehörden 
im Regierungsbezirk Kassel jetzt unter dem Titel „Gesetz, 
betreffend die Verhältnisse der evangelischen 
Kirchen im Regierungsbezirk Kassel.“ Es wurde 
in demselben unter Hinweisung auf die Presbyterial- und 
Synodalordnung bestimmt, dass zu dem Wirkungskreise des 
nach Kassel zu verlegenden Consistoriums, so wie 
der übrigen kirchlichen Organe gehören sollten: 
das kirchliche Prüfungswesen und die Ordination der Pfarr- 
amtscandidaten, die Anstellung und Einführung der der Ge- 
meinde vorgeschlagenen und von ihr gewählten Pfarrer und 
kirchlichen Beamten, der Vorschlag wegen Anstellung oder 
Bestätigung und die Einführung von Superintendenten, In- 
spectoren, Dekanen und Metropolitanen, die Aufrechterhal- 
tung der inneren kirchlichen Ordnung, so wie die Aufsicht 
und Disciplinargewalt über Superintendenten, Inspectoren, 
Dekane, Metropolitane, geistliche und kirchliche Beamte, 
ingleichen über die Pfarramtscandidaten, die Anordnung 
von Kirchenvisitationen, das Presbyterial- und Synodalwesen, 
die Ertheilung der bisher von den hessischen Behörden er- 
theilten kirchlichen Dispense, die Anordnung kirchlicher 
Feste, die Verwaltung des Vermögens der Kirchen, kirch- 
lichen Stiftungen und Anstalten, die Veränderung bestehen- 
der Stolgebührentaxen vorbehaltlich staatlicher Genehmigung, 
die Veränderung der Bildung von Pfarr- und Kirchenbe- 
zirken ebenfalls vorbehaltlich der staatlichen Genehmigung 
und die Bewilligung von kirchlichen Collecten. — Den 
Staatsbehörden, namentlich der Regierung und 
den ihr untergeordneten Beamten, so wie den 
Gemeindebehörden sollte zustehen die Anordnung und 
Vollstreckung der zur Aufrechterhaltung der äusseren kirch- 
lichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorschriften, die 
Aufsicht über die Geistlichen, so weit sie als Hülfsbeamte 
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des Staates fungiren, so wie die Befugniss dieselben durch 
Mahnungen, Verweise und ÖOrdnungsstrafen zur Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten anzuhalten, die Regelung der streitigen 
Kirchen-, Pfarr- und Küsterbausachen so wie die Voll- 
streckung der vorläufigen Entscheidungen vorbehaltlich des 
Rechtsweges in Betrefti der Beitragspflicht und des Verthei- 
lungsfusses, die Beitreibung von Kirchen-, Pfarr- und Küster- 
abgaben, die Regelung und Beaufsichtigung der Führung 
der Kirchenbücher, so weit der Staat solche als Civilstands- 
register beträchtet, die Sorge für Anlegung, Erweiterung, 
Unterhaltung und Schliessung der Todtenhöfe, sowie die 
Beaufsichtigung des gesammten Leichen- und Begräbniss- 
wesens. In letzterer Beziehung wird noch bestimmt, dass 
die von den Angehörigen des Verstorbenen gewünschten 
gottesdienstlichen Handlungen auf den Todtenhöfen zu den 
kirchlichen Angelegenheiten gehören; hinsichtlich bereits vor- 
handener Todtenhöfe soll es bei den bestehenden Rechts- 
verhältnissen sein Bewenden haben, die Verwaltung von 
Todtenhöfen, welche neu angelegt werden, steht je nach 
den Eigenthumsverhältnissen den bürgerlichen oder kirch- 
lichen Gemeindebehörden zu; doch sind dieselben verpflich: 
tet, jedem am Orte Verstorbenen das Begräbniss zu ge- 
statten, so bald kein besonderer Begräbnissplatz seiner Con- 
fessionsverwandten vorhanden ist. 

Die Presbyterial- und Synodalordnung und die Verord- 
nung betreffend die Aufbringung der Synodalkosten stimm- 
ten in der Gestalt, wie sie an den Landtag gelangten, ziem- 
lich wörtlich mit den Beschlüssen der Synode überein. 
Abgesehen von der einen bereits erwähnten von den geist- 
lichen Organen beantragten und von der Regierung accep- 
tıirten Abänderung, welche sich auf die Wählbarkeit der 
verschiedenen Confessionen bezog, kamen nur Abweichungen 
untergeordneter oder redactioneller Art vor, so z. B. die 
Bestimmung, dass, wenn der Vorstand des Presbyteriums 
die Vornahme der Gemeindewahlen versäumte, das Consi- 
storium einen Commissar damit beauftragen könne; es war 
ferner statt des Ausdruckes „Landeskirche“ der Ausdruck 
„evangelische Kirchengemeinden“ und statt „Landessynode“ 
n„Gesammtsynode“ gesetzt worden. Diese Entwürfe wurden 
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jedoch dem Landtage lediglich zur Kenntnissnahme vorge- 
legt, sie sollten vom Könige, dem derzeitigen Träger der 
Kirchengewalt, als ein autonomisches Statut der evangeli- 
schen Kirchen in Hessen vollzogen und publieirt werden; 
zur Beschlussfassung unterbreitete man dem Landtage nun 
ein Gesetz, welches die mit der Presbyterial- und Synodal- 
ordnung in Widerspruch stehenden gesetzlichen Bestimmungen 
aufheben und über die Erhebung der kirchlichen Abgaben 
das Erforderliche festsetzen, namentlich der Selbstbesteue- 
rung der Kirche die executivische Beihülfe des Staates sichern 
sollte. 

Die Vorlagen wurden vom Abgeordnetenhause einer 
Commission zur Vorberathung überwiesen und von dieser 
mit einigen nicht sehr wesentlichen Aenderungen zur An- 
nahme empfohlen. Dagegen fanden sie im Abgeordneten- 
hause selbst vielfachen Widerspruch !°). Einigen waren sie 
zu freisinnig, Anderen nicht freisinnig genug, noch Andere 
stiessen sich an einem rein formellen Punkte, nämlich an 
der Erwähnung der Presbyterial- und Synodalordnung in 
dem Gesetze, weil sie darin einen ungerechtfertigten Eingriff 
des Staates in die kirchlichen Angelegenheiten zu finden 
glaubten. Letzteres Bedenken suchte man durch ein Amen- 
dement zu beseitigen, welches im Gesetze selbst lediglich 
die kirchenverfassungsmässigen Organe erwähnen wollte, die 
Hindeutung auf die Presbyterial- und Synodalordnung da- 
gegen in den Eingang desselben verwies. Aber weder die 
Regierungsvorlage, noch die Commissionsanträge, noch die 
Amendements vermochten die Zustimmung des Abgeord- 
netenhauses zu erlangen; mit einer allerdings sehr unbe- 
deutenden Majorität wurde die Ablehnung der Vorlagen 
beschlossen. | 

Wenn nun auch so der Versuch, eine Presbyterial- und 
Synodalverfassung für Hessen herzustellen, vorläufig geschei- 
tert ist, so darf doch die ganze Angelegenheit noch nicht 
als völlig abgethan betrachtet werden. Im Gegentheil; man 
ınuss erwarten, dass die bezüglichen Bestrebungen in aller 


10, »tenographische Berichte des preussischen Abgeordnetenhauses. 
11. Legislaturperiode 1. Session 8. 465. ff., 491. ff. 
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Kürze wieder aufgenommen werden. Aus diesem Grunde 
wird es gerechtfertigt erscheinen, wenn wir im Folgenden 
eine Erörterung der dabei hervorgetretenen kirchenrecht- 
lichen Fragen versuchen. 


2. Erörterung der Rechtsfragen. 


Von den Gegnern der Synodalvorlagen ist nicht nur 
der Vorwurf erhoben worden, dass dieselben ihrem ganzen 
Inhalte nach eine Gefahr für die Entwicklung des religiösen 
und kirchlichen Lebens in Hessen enthielten, sondern man 
hat auch die Behauptung aufgestellt, dass der Erlass der- 
selben eine schwere Verletzung des bestehenden Rechtszu- 
standes sei!!). Diese Verletzung soll sowohl wegen der 
Art der Entstehung der Vorlagen als auch wegen 
ihrer materiellen Bestimmungen vorhanden sein. 

In Bezug auf die Entstehung der Vorlagen ist ein- 
mal die fehlende Mitwirkung der kirchlichen 
Organe, andrerseits die Theilnahme der preussi- 
schen Landesvertretung als rechtswidrig hervorge- 
hoben worden. 

Nach den Behauptungen Martin’s, welcher sich dabei auf 
Aussprüche von Richter!?), Stahl!?) undBüff!t) stützt, 


11) Die bedeutendsten Schriften gegen die Synodalvorlagen sind 
Martin, Kurzer Bericht über den Erfolg der am 8. Septbr. d. J. in 
Sachen der hessischen Kirchenverfassung in Guntershausen beschlosse- 
nen Rechtsverwahrung, mit einigen weiteren Erörterungen zur Sache. 
Kassel und Leipzig 1870., Weiterer Bericht in Sachen des Rechtes der 
hessischen Kirche. Kassel und Leipzig 1871. Vgl. ausserdem: Pfaff, 
Die Synodalfrage, unter dem Gesichtspunkte des Rechtes der hessischen 
Kirche beleuchtet, Kassel u. Leipzig 1869. Zur Abwehr in der Synodal- 
frage, von den Diöcesan-Vorständen Kümmell, Pfaff, Thamer. Kassel 
und Leipzig 1869. — Den Ausführungen dieser Schriften treten ent- 
gegen Fr. Oetker, Die kurhessische Kirchenfrage (Preussische Jahr- 
bücher Bd. XXVI. S. 427. ff.) und die als Manuscript gedruckte, von 
sehr kundiger Seite herrührende Schrift: Zur kurhessischen Kirchen- 
frage. Marburg 1871. 

12) Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechtes. 
Sechste Auflage von Dove. 1867. 

18) Die Kirchenverfassung nach Lehre und Recht der Protestanten. 
Zweite Auflage. Erlangen 1862. 

14) Kurhessisches Kirchenrecht. Cassel 1861. 
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ist schon nach gemeinem deutschen Kirchenrecht der Landes- 
herr trotz seines kirchlichen Gesetzgebungsrechtes nicht be- 
fugt Aenderungen in Bezug auf das Bekenntniss, die Li- 
turgie und die Verfassung ohne Zustimmung der 
Kirche vorzunehmen. Derartige Aussprüche finden sich 
bei den angegebenen Kirchenrechtslehrern allerdings; sie 
sollen hier auch in keiner Weise bestritten und ebenso un- 
bedenklich anerkannt werden, dass der Uebergang von 
einer Consistorial- zu einer Presbyterial- und Synodalver- 
fassung unter die wesentlichen Verfassungsänderungen fällt, 
für welche eine Mitwirkung der Kirche erfordert wird. Es 
handelt sich also nur darum, die Form festzustellen, in wel- 
cher diese Mitwirkung der Kirche erfolgen soll. Die Frage 
liegt sehr einfach für solche Länder, in denen bestimmte 
kirchliche Organe für eben diese Zwecke vorhanden sind. 
Martin 1°) bemerkt ganz richtig, dass es dem Könige nicht 
freistehe der Kirche in Rheinland-Westphalen die bestehende 
Synodalverfassung zu nehmen und — etwa unter Mitwir- 
kung einer nach andern als rheinisch-westphälischen Grund- 
sätzen gebildeten „ausserordentlichen Synode“ — eine be- 
liebige andere an deren Stelle zu setzen; hier ist eben in 
den bestehenden Synoden das verfassungsmässige Organ 
vorhanden, welches bei derartigen Aenderungen mitzuwirken 
befugt ist. Giebt es denn aber in Hessen ein den rheinisch- 
westphälischen Synoden analoges Organ, welches diese 
Functionen wahrnehmen könnte ? 

Man hat die Frage bejaht und in den im sechszehnten 
und siebzehnten Jahrhundert bestehenden Versammlungen 
der Superintendenten und Pfarrer, den General- und Diö- 
cesansynoden das fragliche Organ finden zu können ge- 
glaubt. In der ersten Zeit nach der Reformation, behauptet 
man '%), habe in Hessen überhaupt ein landesherr- 
liches Kirchenregiment nicht bestanden, 
Träger der Kirchengewalt seien diein den 
Generalsynoden versammelten Superinten- 
denten gewesen. Durch die Consistorial-Ordnung von 


16) Kurzer Bericht S. 14. 
16, Martin, kurzer Bericht S. 17. fi. 
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1610., die Consistorial- und Kirchenordnung von 1657. und 
das organische Edict von 1821. sei allerdings diese Ver- 
fassung wesentlich umgestaltet worden; aber die betreffenden 
Akte wären verfassungswidrige Eingriffe in den Rechtsbe- 
stand der Kirche gewesen. Wenn auch auf die Verfassungs- 
widrigkeit der Entstehung der jetzigen Institutionen nicht 
zurückgegangen werden solle, um ihren dermaligen Rechts- 
bestand anzufechten, so könne doch keinenfalls behauptet 
werden, dass die alten Organe der hessischen Kirche recht- 
lich aufgehoben seien; das Kirchenregiment hätte ihrer Mit- 
wirkung bedurft, um die von ihm beabsichtigten Verfassungs- 
änderungen dem geltenden Rechte gemäss durchzuführen. 

Die Ansicht, dass ein landesherrliches Kirchenregiment 
in Hessen ursprünglich nicht bestanden habe, dass vielmehr 
die Superintendenten Inhaber der Kirchengewalt gewesen 
seien, ist nicht nur von Vilmar, der bekanntlich ganz eigen- 
thümliche, sehr wenig evangelische Auffassungen von der 
Bedeutung des geistlichen Amtes hatte, sondern auch von 
Männern ganz anderer Richtung vertreten worden. So sagt 
z.B.Heppe'?): „Mit dieser Visitatorenordnung (von 1537.) 
hatte die althessische Kirche die Grundzüge ihrer Verfas- 
sung ein für allemal erhalten. Die Ausübung der Kirchen- 
gewalt war nicht Consistorien, sondern Superintendenten 
übertragen, welche nicht Organe des Landesherrn, sondern 
frei gewählte Organe der Kirche waren“; und an 
einer andern Stelle 1) legt derselbe Schriftsteller der alt- 
hessischen Kirchenverfassung den Charakter einer „episco- 
palen Synodalverfassung“ bei. Auch Büff'!?) be- 
hauptet, die Superintendenten seien einzeln den alten Archi- 
diaconen analog gewesen, während sie zusammen als Ge- 
neralsynode die bischöfliche Gewalt, die jura 
episcopalia, ausgeübt hätten. 

Diesen Anschauungen kann man aber unmöglich bei- 
stimmen. Allerdings haben die Superintendenten in Hessen 


17) Geschichte der Verfassung der evangelischen Kirche im ehe- 
maligen Kurhessen seit der Reformation. Zeitschrift für preussische 
Geschichte und Landeskunde. Band V. S. 710. 

18) a. a. 0. S. 720. 

19, Kurhessisches Kirchenrecht $. 13. Anm. 2. 
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weitergehende Befugnisse als irgendwo anders ‚bestehen, 
aber Träger der Kirchengewalt sind sie niemals gewesen ?°). 

Man darf sich zunächst nicht dadurch beeinflussen lassen, 
dass in der Kirchenordnung von 1566. die Superintendenten 
auch Bischöfe genannt werden. Das Wort ist hier augen- 
scheinlich in seinem ursprünglichen Sinne, gleichbedeutend 
mit Aufseher (Visitator) nicht in derjenigen Bedeutung ge- 
braucht worden, welche es in der REN, christlichen 
Kirche angenommen hatte. 

Ebenso wenig spricht die Art der Bes Bahn g sr 
Superintendenten gegen das Vorhandensein eines 
landesherrlichen Kirchenregimentes. Allerdings gehen die 
Superintendenten aus den Wahlen der Pfarrer ihrer Diöcese 
hervor, aber sie bedürfen der Bestätigung des Landesherrn. 
Man hat zwar bei Gelegenheit der Nichtbestätigung Vilmar’s 
die Behauptung aufgestellt ??), die Kirchenordnung von 1566. 
gebe, indem sie der landesherrlichen Bestätigung gedenke, 
derselben nicht die Bedeutung eines Mittelpunktes der ganzen 
Einrichtung, sie beabsichtige nicht dem Landesfürsten die 
Auswahl unter mehreren zu verschaffen, sondern sie lege 
das Recht, die Superintendenten zu erwählen und zu berufen, 
den Geistlichen bei, dem Landesherrn aber nur das Recht, 
die geschehene Wahl und die daraus fliessende Dignität 
anzuerkennen. Die Auswahl sei daher nur für den Fall 
relativer Majoritäten vorbehalten; wo dagegen eine absolute 
Majorität vorliege, könne von einer Auswahl nicht die Rede 
sein. Diese Ansicht hat aber bereits durch Richter?) und 
Heppe??) eine gründliche Widerlegung erfahren, auf deren 


20) Dieser Ansicht ist auch Mejer, Grundlagen des lutherischen 
Kirchenreg'mentes 1864. S. 58. ff. und der Verfasser der Schrift: Zur 
hessischen Kirchenfrage S. 12. Vgl. auch Friedberg, Die evangelische 
und katholische Kirche der neu einverleibten Länder. 1867. S. 21. fi. 

2!) Dies ist namentlich geschehen in der (von H.D. Hassenpflug 
herrübrenden) Schrift: Die Superintendenten in der ersten Kammer der 
Landstände in Kurhessen. Kassel 1856. 

22, Gutachten, die neuesten Vorgänge in der evangelischen Kirche 
des Kurfürstenthums Hessen betreffend. Leipzig 1855. 

22) Die Kirchengewalt der Kurfürsten von Hessen; aus der hessi- 
schen Kirchenordnung vom 21. October 1566. erwiesen. Darmstadt 
1856. 
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Ausführungen hier einfach verwiesen werden kann. Ins- 
besondere kommt Richter zu folgendem Resultate: „Nach 
dem gemeinen Rechte ist die Bestellung der Superintendenten 
ein Attribut der landesherrlichen Kirchengewalt. Derselbe 
Grundsatz gilt auch in der Kurhessischen Landeskirche, 
deren oberstes Regiment gleichfalls verfassungsmässig durch 
den Landesherrn geführt wird. Aber der Landesherr ist 
in der Ausübung beschränkt, indem ihm nicht die freie 
Auswahl der Person, sondern nur das Recht zusteht, aus 
den zwei oder drei Personen auszuwählen, welche in der 
den Geistlichen verfassungsmässig zustehenden Wahl die 
meisten Stimmen erhalten haben. Bei dieser Auswahl ist 
die Pluralität der Stimmen ein bedeutendes Motiv der Ent- 
schliessung. Sie hebt jedoch nicht das Recht und den Be- 
ruf des höchsten Landesherrn auf, selbst zu prüfen und 
schliesslich so zu entscheiden, wie er es dem Heil der 
Kirche diensam erachtet, also einen andern zu bestätigen, 
oder auch sämmtliche Gewählte zu verwerfen.“ 

Ebenso wenig wie aus der Bestellung kann aus den 
Rechten und Befugnissen der Superinten- 
denten die Abwesenheit des landesherrlichen Kirchen- 
regimentes gefolgert werden. Dieselben besitzen allerdings 
weit gehende Verwaltungsfunctionen, ein ausgedehntes Ober- 
aufsichtsrecht und Disciplinargewalt über die Pfarrer, aber 
dasjenige Recht, welches eigentlich die Substanz der Kirchen- 
gewalt ausmacht, das Recht der kirchlichen Gesetzgebung 
besitzen sie nicht. Es ist geradezu unbegreiflich, wie 
Büff ?*) behaupten kann, der $. 12. der Visitatorenordnung 
von 1537. habe den Generalsynoden die kirchliche Gesetz- 
gebung zugewiesen. Die betreffende Stelle des $. 12. lautet 
wörtlich, wie folgt: 

„Und nach dem allem sollen die Superintendenten alle 
Jahre ein mal zu ÜCassel oder Marpurg, wo der Hof 
ist, und unser G. H. am nächsten zu erlangen, auf 
Trinitatis gegen Abend zusammen komen, und ein jeder 
ein oder zween, nach dem es sich der Nothdurft halber 


begibt, den gelehrtesten und geschicktesten Pfarrer mit 


2) 9.2.0.8. 15. 
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sich bringen, und allda des Morgens nach gethaner 
Predigt und Gebet, an gelegenem Ort von allen Sachen 
der Kirchen Nothdurft belangenden, auch allerlei Ge- 
brechen, so sich im ganzen Lande des Jahres über zu 
getragen und unverricht blieben, einhellige Verhörung 
thun und entscheiden, und was Treflliches von neuem 
zu ordnen, zu berathschlagen und zu setzen mit 
unseres G. H. (gnädigen Herrn) Wissen be- 
schliessen.“ 

Nun besass vor dem Erlass dieser Visitatorenordnung 
der Landgraf unzweifelhaft die Kirchengewalt und das 
kirchliche Gesetzgebungsrecht, denn die Ordnung selbst 
hat er kraft dieses Rechtes erlassen. In den angegebenen 
Worten des $. 12. ist aber gewiss keine Uebertragung der 
landesherrlichen Rechte auf die Superintendenten enthalten; 
im Gegentheil die Bestimmung, dass Alles, was von Neuem 
zu ordnen ist, mit des Landgrafen Wissen beschlossen 
werden soll, enthäit unzweifelhaft den Vorbehalt des landes- 
herrlichen Bestätigungsrechtes für die von der Synode aus- 
gegangenen Gesetze. So sind denn auch die späteren Ge- 
setze zwar von den Superintendenten, oft mit Beiordnung 
weltlicher Personen, berathen worden, ihre Rechtsgültigkeit 
dagegen haben sie immer erst durch die landgräfliche Be- 
stätigung oder durch die vermöge landgräflicher Autorität 
erfolgte Publikation erhalten. 

Das tritt schon bei der im Jahre 1539. erlassenen 
„Ordnung der christlichen Kirchenzucht“ ?°) hervor. Diese 
ist allerdings von den Superintendenten verfasst, aber es 
wird nicht nur im Eingange erwähnt, dass dieselben sich 
auf Befehl des Landgrafen versammelt, sondern gegen den 
Schluss berufen sie sich sogar ausdrücklich auf die land- 
gräfliche Bestätigung. Sie führen an, dass die Räthe und 
die Vertreter der Städte sich mit der Ordnung einverstanden 
erklärt hätten und fahren dann fort: 

„desgleichen auch unser G. F. und Herr, 
nachdem sein F. G. dies Alles verlesen 
und erwogen hat, gethan, der auch be- 


25) Landes-Ordnungen Band I. S. 109. ff. 
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gehrt und will von Herzen, das dieser 
Ordnung in allen Kirchen seiner F. G. 
Landen und Gebieten, mitallen Treuen 
gelebt werde.“ 

Noch viel entschiedener tritt das landesherrliche Gesetz- 
gebungsrecht in der Kirchenordnung vom 21. October 1566. ?®) 
hervor. Die Einleitung zu dem Gesetz lautet folgender 
Massen: | 

„Wir Philipp, von Gottes Gnaden, Landgraf zu Hessen, 
Graf zu Katzenelnbogen etc. Entbieten den würdigen 
unsern lieben andächtigen und getreuen, allen und jeden 
unsern Superintendenten, in unsern Nieder- und Ober- 
Fürstenthumen, auch zu gehörigen Graf- und Herr- 
schaften, unsere Gnade. Und fügen auch zu wissen, 
als wir miteueren und etzlichen anderen 
Theologen, zeitlichen vorgehabtem Rath, 
Gott dem Allmächtigen zu Ehren und zu Erweiterung 
seines seligmachenden Wortes hernachfolgende. 
Kirchenordnung, wie wir wollen, dass es hinfüro 
in allen und jeden Kirchen unserer Fürstenthum, Graf- 
schafften, Landen und Gebiet, in Lehren, Sacrament- 
reichen, Ceremonien, Kirchenzucht und anderm, zum 
guten Christlichen Kirchenregiment gehörig, einförmig 
und gleich gehalten werden soll, aufrichten und 
verfassen, auch die endlichen in offenen Druck 
geben lassen: Dass wir demnach solche unsere 
Kirchen-Ordnung hiermit öffentlich publi- 
cirtund verkündigt, auch euch ermelten 
 unsernSuperintendenten sämmtlich und einem 
jeden insonderheit auferlegt und befohlen 
haben wollen, dass ein jeder in allen Pfarren und 
Kirchen, so in seinen zu geordneten Bezirk gehören, 
dieselbige Ordnung alles ihres Inhalts ins Werk richte, 
und verschaffe, dass die Pfarrer, Caplan und Kirchen- 
diener eines jeden Ortes sammt und sonderlich derselben 
Ordnung alles ihres Inhalts geleben und nachsetzen, 
auch euere Visitation insonderheit hierauf anstellet, das 
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dem gewisslich und ungehindert also Folge geschehe 
und daran kein Mangel erscheine.* 

Das lautet duch wahrhaftig nicht so, als ob die Super- 
intendenten Träger der Kirchengewalt seien; im Gegentheil, 
der Landgraf, der sich allein als Inhaber des kirchlichen 
Gesetzgebungsrechtes ansieht, betrachtet sie als seine 
Organe, seine Beamte, denen er Vorschriften zu machen 
berechtigt ist. So zeigt denn auch eine weitere Stelle der 
Einleitung zur Kirchenordnung, dass er die Superintendenten 
auf vollkommen gleichem Fusse mit seinen weltlichen Be- 
amten behandelte Nachdem nämlich von den dreijährigen 
Visitationen, welche er anstellen lassen will, die Rede ge- 
wesen ist, sagt er weiter: 

„Welche denn in solcher Inquisition, widerspenstig, fahr- 
lässig oder säumig, dass sie diesem unserm Befehl nicht 
gehorsamlich gelebten, noch ein jeder seinem Amt und 
Beruf treulich nachkome, befunden würden. Es seien 
gleich Superintendenten, Pfarrer oder Je- 
mand von unsern Beamten und Dienern, 
dieselbigen gedenken wir ihrer Verwirckung nach mit 
gebührendem Ernst und Strafe hierum 
anzusehen.“ 

Deutlicher kann der Landgraf seine Ueberordnung 
über die Superintendenten in der That nicht aussprechen. 
Als das Resultat unserer Untersuchung erscheint demnach 
Folgendes: In Hessen ist allerdings die Ausübung der 
Kirchengewalt, namentlich der kirchlichen Verwaltung, an- 
ders geordnet als in dem Gebiete der sächsischen Refor- 
mation; sie steht nicht Consistorien, sondern den Super- 
intendenten und der durch diese gebildeten Generalsynode 
zu; als Träger oder Inhaber der Kirchengewalt er- 
scheint aber in Hessen, wie in allen anderen deutschen 
Territorien der Landesherr. Ihm allein gebührt das 
kirchliche Gesetzgebungsrecht; die Superintendenten sind 
in Hessen ebenso gut landesherrliche Organe wie anderswo 
die Consistorien. 

Bei einer derartigen Auffassung gewinnen aber auch 
die späteren gesetzgeberischen Acte der Landgrafen eine 
ganz andere Bedeutung. Sie sind nicht verfassungswidrige 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 4. 28 
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Eingriffe in den Rechtsbestand der Kirche, sondern Fort- 
bildungen der bestehenden Verfassung, zu denen die Land- 
grafen kraft ihres kirchlichen Gesetzgebungsrechtes voll- 
kommen befugt waren. Dies gilt namentlich hinsichtlich 
der Errichtung der Consistorien. Die Landgrafen setzen 
damit lediglich ein anderes Organ zur Ausübung des ihnen 
zustehenden Kirchenregimentes an die Stelle der bisher be- 
stehenden und ebenfalls von ihnen eingesetzten General- 
synoden; dieses Vorgehen erscheint um so mehr gerecht- 
fertigt, als sich in der That die Generalsynoden zur Wahr- 
nehmung der ihnen übertragenen Geschäfte nur wenig 
befähigt gezeigt hatten. Wer die Einleitung zu der vom 
Landgrafen Moritz erlassenen Consistorialordnung vom 10. 
October 1610. liest, dem wird Zweierlei nicht entgehen 
können, dass der Landgraf beim Erlass derselben sich 
"lediglich auf das schon von seinen Vorfahren ausgeübte 
kirchliche Gesetzgebungsrecht stützt, und dass er seine 
Stellung durchaus analog der der übrigen deutschen Landes- 


herren auffasst, welche unbestritten das Kirchenregiment aus- 


übten. Es heisst daselbst nämlich: 
„Ob dann wohl unsere Gottselige geliebteHerr Vater 
und Herr Altvater desswegen nützliche Kirchen- 
Land- und Policeiordnungen unterschied- 
lich ausgehen und publiciren lassen, denen 
dann auch von unserer Regierung und Superintendenten 
in Bestellung Kirchen und Schulen auch in Ehe- und 
dergleichen Sachen bis dahero treulich nachgesetzt und 
keine besonderen Mängel hierunter verspürt worden. 
Als Wir aber jedoch zu fernerm bedächtigen Gemüth 
gezogen, was massen bei andern Christlichen 
und wohlbestellten Regimenten herkom- 
men und gebräuchlich, dass in geistlichen und 
denselben anhangenden sachen ein absonderlicher Kirchen- 
rath Gericht und Consistorium um mehrer und richtiger 
Ordnung und Expedition willen gehalten wird, Zudem 
wir auch von unsern getreuen Prälaten, Ritter- und 
Landschafft um ebenmässige Anordnung und Bestellung 
eines solchen Consistorii und Kirchenraths unterthänig 
angelangt und ersucht worden. Dass Wir demnach im 
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Namen des Allmächtigen, einen eignen und besondern 
Kirchen Rath angerichtet und mit hierzu tauglichen und 
wohl qualificirten Geist- und Weltlichen Räthen und 
Personen besetzt und bestellt, auch zu dem Ende diese 
Unsere hierzu gehörige und nothwendige Consistorial- 
ordnung abfassen und verfertigen lassen.“ 
Auf dieser Grundlage baueten die ebenfalls kraft landes- 
herrlicher Autorität erlassenen Consistorial- und Kirchen- 
ordnungen von 1657. weiter fort, und wenn auch in der 
parallel gehenden Reformationsordnung von 1656. die Ge- 
neral- und Diöcesansynoden noch erwähnt werden, so sind 
doch alle ihre wesentlichen Befugnisse auf das Consistorium 
übertragen. Thatsächlich haben auch nach dieser Zeit keine 
Synoden mehr stattgefunden. 

Nun hat man allerdings behauptet, die Generalsynoden 
hätten noch in diesem Jahrhundert eine ausdrückliche An- 
erkennung ihres Fortbestandes durch den $. 134. der kur- 
hessischen Verfassungsurkunde vom 5. Januar 1831. ge- 
funden, und zwar wird diese Ansicht nicht bloss von 
Martin ?’), sondern auch von Büff ?°) vertreten. Der an- 
gegebene $. lautet, wie folgt: 

„Die unmitlelbare und mitelläre A der Kirchen- 
Sowalı über die evangelischen Glaubensparteien verbleibt, 
wie bisher dem Landesherrn. Doch muss bei dem 
Uebertritt desselben zu einer andern als evangelischen 
Kirche die alsdann zur Beruhigung des Gewissens ge- 
reichende Beschränkung dieser Gewalt mit den Land- 
ständen ohne Aufschub näher festgestellt werden. Ueber- 
haupt aber wird in liturgischen Sachen der evangelischen 
Kirchen keine Neuerung ohne Zustimmung einer Sy- 
node stattfinden, welche von der Staatsregierung be- 
rufen wird.“ 

In den Worten „wie bisher“ hat man eine Hindeutung auf 
die früheren Beschränkungen der landesherrlichen Kirchen- 
gewalt durch die Generalsynoden und in der Erwähnung 
„einer Synode“ die Bestätigung des Fortbestandes derselben 


27, Kurzer Bericht S. 23. 
28) 2.2.0. $. 15. 
28% 
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finden zu dürfen geglaubt. Für eine derartige Interpretation 
bietet aber nicht nur der Wortlaut des $. 134. durchaus 
keinen Anhalt, sondern die Enntstehungsgeschichte desselben 
steht ihr geradezu entgegen. Darüber giebt die Schrift 
„Zur hessischen Kirchenfrage“ ?°) folgende Auskunft: Die 
landesherrliche Proposition, welche dem constituirenden 
Landtage von 1830. vorgelegt wurde, enthielt keine Be- 
stimmungen über kirchliche Angelegenheiten. Der Referent 
des Verfassungsausschusses formulirte jedoch einen neuen 
Abschnitt „von den Kirchen- und Unterrichtsanstalten® in 
acht Paragraphen, von denen die drei ersten eine vollstän- 
dige Beseitigung des landesherrlichen Kirchenregimentes 
nach sich gezogen haben würden, der Verfassungsausschuss 
nahm diese Anträge an; die Landtagscommission hatte aber 
Bedenken und der Vermittlungsausschuss schlug diejenige 
Formulirung vor, welche die Verfassungsurkunde enthält. 
Ueber die Anschauungen des Vermittlungsausschusses hat 
einer der Betheiligten (Fr. Bernhardi in Kassel) dem Ver- 
fasser der angegebenen Schrift folgende persönliche Aus- 
kunft gegeben: „Der zweite Landtagscommissar und Ge- 
neralsecretär des Ministeriums Eggena legte dem damaligen 
Oberappellationsrath Pfeiffer und mir jene drei $$. vor, um 
unsere Ansichten darüber zu vernehmen. Herr Pfeiffer be- 
merkte alsbald, dass ja, wenn der Landesherr die Kirchen- 
gewalt über die evangelische Kirche jetzt abgeben solle, 
gar kein Träger derselben vorhanden sei, er berief sich 
dabei auf mich, und wir alle drei dachten nicht im Ent- 
ferntesten daran, dass vor 300 Jahren eine Generalsynode 
diese Trägerin gewesen sei ?%). Wir gingen allerdings von 
der Ansicht aus, dass die Ausübung der Kirchengewalt 
durch eine Synode neu geordnet werden müsse, doch hielten 
wir es für bedenklich, die kirchlichen Angelegenheiten 
gleichzeitig mit den weltlichen auf einer ganz neuen Grund- 
lage umzugestalten. So entstand der $. 134. Das Wörtchen 
„bisher“ bezieht sich aber nicht auf alle früheren nicht aus- 


29) 9. 5. 

®) Das ist um so erklärlicher, als erst durch Heppe’s im Jahre 
1847. erschienene »Geschichte der hessischen Generalsynoden« über 
diese Institution wieder Näheres bekannt geworden ist. 
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drücklich aufgehobenen Kirchenordnungen, sondern auf 
8. 18. des Kirchenrechts von Ledderhose (2. Aufl. $. 19. 20.). 
Daraus erklärt sich auch der letzte Satz des $. 134., wo- 
durch die unter 4. von Ledderhose aufgeführte damalige 
Berechtigung des Landesherrn „in Ansehung der Liturgie 
Aenderungen zu machen“ an die Zustimmung der demnächst 
neu zu berufenden Synode gebunden worden ist.“ 

Die landesherrliche Kirchengewalt über Hessen steht 
aber gegenwärtig dem Könige von Preussen zu und zwar 
in dem durch $. 134. der kurhessischen Verfassungsurkunde 
bestimmten Umfange. Denn der König von Preussen hat 
mit der Landeshoheit auch die kirchlichen Befugnisse des 
Kurfürsten von Hessen erworben, was selbst Martin nicht 
leugnen kann °!); und $. 134. der kurhessischen Verfassungs- 
urkunde besteht noch heute zu vollem Rechte ??). Durch 
die Einführung der preussischen Verfassung in Kurhessen 
sind bloss diejenigen Bestimmungen der kurhessischen Ver- 
fassungsurkunde aufgehoben worden, ‘welche mit jener im 
Widerspruch standen. Dieser Grundsatz erhält unter Anderm 
dadurch seine Bestätigung, dass noch ein neueres preussi- 
sches Gesetz einen $. des hannoverschen Landesverfassungs- 
gesetzes vom 6. August 1840. als fortdauernd in Wirk- 
samkeit befindlich angenommen hat°?). Ein Widerspruch 
zwischen $. 134. der kurhessischen und Artikel 15. der 
preussischen Verfassungsurkunde ist aber keinenfalls vor- 
handen. Wenn letzterer auch der evangelischen Kirche 
die selbstständige Verwaltung und Ordnung ihrer Ange- 
legenheiten zusichert, so enthält derselbe doch in keiner 


s!ı) Weiterer Bericht S. 35. u. 36. 

82) Anderer Ansicht ist das Consistorium zu Marburg in einem 
Erlasse vom 4. October 1869. (abgedruckt in der Schrift: Zur Hessi- 
schen Kirchenfrage S. 16.). — Vergl. dagegen F. Oelker a. a. 0. 
S. 434. ff. 

83) Gesetz betreffend das Expropriationsverfahren in der Provinz 
Haunover und im Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt a. M. 
von 12. März 1871. (Gesetzszammlung von 1871. S. 155). Der 8. 1. 
diesı8 Gesetzes bestimmt, dass die in $. 35. des hannoverschen Landes- 
ve lassungsgesetzes vorgesehene Obliegenheit des Staatsrathes bei dem 
Verfahren über zwangsweise Abtretungen dem preussischen Staats- 
ministerium übertragen wird. 
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Weise eine Aufhebung des landesherrlichen Kirchenregiments, 
vielmehr nur die Verpflichtung für dieses, die evangelische 
Kirche zu einer Organisation hinüber zu führen, in welcher 
diese Selbstständigkeit mehr, als bisher der Fall, zum Aus- 
druck gelangt °%). 

Inhaber der Kirchengewalt in Hessen und zur Aus- 
übung des kirchlichen Gesetzgebungsrechtes befugt ist dem- 
nach der König von Preussen ohne Zweifel. Allerdings hat 
er nach den früheren Ausführungen bei wesentlichen Aen- 
derungen der Verfassung eine Mitwirkung kirchlicher Or- 
gaue eintreten zu lassen, aber bestimmte Organe, welche 
zu dieser Theilnahme an der kirchlichen Gesetzgebung von 
Rechtswegen befugt wären, sind zur Zeit in der hessischen 
Kirche nicht vorhanden. Kirchliche Organe, die seit länger 
als zwei Jahrhunderten keine Functionen mehr ausgeübt 
haben, müssen nicht bloss als thatsächlich antiquirt, sondern 
auch als gewohnheitsrechtlich abrogirt erachtet werden. 
Aber selbst nach der Reformationsordnung von 1656. 3°), 
dem einzigen Gesetze, auf welches man sich bezüglich des 
Rechtsbestandes der Synoden berufen könnte, haben die 
Generalsynoden nur die Aufgabe, die Einheit der Lehre 
aufrecht zu erhalten; ein Recht bei kirchlichen Verfassungs- 
änderungen mitzuwirken, ist ihnen in keiner Weise bei- 
gelegt worden. Noch weniger können die Diöcesansynoden 
als geeignete Organe dafür erscheinen; sie sind überhaupt 
nur Vertretungen einzelner Bezirke und haben niemals ge- 
setzgeberische Befugnisse besessen. 

Ueber die Frage, in welcher Form die Mitwirkung der 
Kirche da stattzufinden habe, wo verfassungsmässige Or- 
gane zu diesem Zwecke nicht bestehen, enthalten die 
Schriften der Rechtslehrer nur einzelne schr unbestimmte 
Andeutungen. Stahl legt das wesentliche Gewicht auf die 
Befragung des Lehrstandes, Richter auf die der Gemeinden. 
Darüber aber sind alle einig, dass die Festsetzung der 
näheren Modalitäten der Befragung Sache des Landesherrn 
ist. Selbst Stahl, der eifrigste Verfechter einer Mitwirkung 


8%) Vergl. Richter, Kirchenrecht $. 170. Anm. 8. und die Ausfüh- 


rungen des Abgeordneten Achenbach. (Sten. Ber. S. 495. ff.) 
8) Cap. I. 8. 3. u. 4. 
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des kirchlichen Lehrstandes bemerkt in dieser Beziehung: 
„Sie (d. h. die schriftstellerischen Autoritäten bis Ende des 
17. Jahrhunderts) fordern, dass das Urtheil des Lehrstandes 
schlechterdings durch Berufung von Synoden eingeholt 
werde. Hierin haben sie zwar die Praxis nicht, d. i. we- 
nigstens nicht durchaus für sich, auch ist es nach der Natur 
der Sache wohl hinreichend, wenn die Gutachten einzeln 
erholt werden ohne Versammlung, oder wenn auch nur die 
an innerem Ansehen überwiegenden Theologen, sei es des 
In- oder Auslandes (z. B. anerkannte theologische Facul- 
täten) befragt werden.“ 

Wenn man nun bedenkt, dass zu der in Kassel ver- 
sammelten Synode die sechs Superintendenten, Vertreter 
der Geistlichkeit und Vertreter der Gemeinden hinzugezogen 
sind, und dass die Beschlüsse dieser Synode noch einmal 
der Berathung der Superintendenten und Consistorien unter- 
legen haben, so kann es keinem Zweifel unterworfen sein, 
dass der Landesherr die nothwendige Mit- 
wirkung kirchlicher Organe in vollstem 
Maasse hateintreten lassen. 

Ebenso wenig istin der Theilnahme des preus- 
sischen Landtages an der Beschlussfassung über die 
Vorlagen irgend eine Rechtswidrigkeit enthalten. Man hat 
in derselben einen unberechtigten Eingriff der staatlichen 
Gesetzgebung in die kirchlichen Verhältnisse finden wollen. 
Aber die dem Landtage vorgelegten Gesetze hatten ja nicht 
den Zweck, der hessischen Kirche eine Verfassung zu geben; 
die Presbyterial- und Synodalordnung wäre durch könig- 
liche Verordnung publieirt worden. Sie sollten nur eine 
Abgrenzung der Befugnisse zwischen Kirche und Staat vor- 
nehmen, eine staatliche Anerkennung der kirchlichen Ord- 
nungen aussprechen und diejenigen staatlichen Gesetze auf- 
heben, welche mit den neuen Vorlagen im Widerspruch 
standen. In Bezug auf den ersten Punkt kann über die 
Coumpetenz der Staatsgesetzgebung gar kein Zweifel ent- 
stehen. Dass der Staat kraft seiner Kirchenhoheit zu einer 
Prüfung der autonomischen Statute der Kirchen befugt ist, 
wird ebenfalls Niemand bestreiten. Die Frage, ob die An- 
erkennung derselben stillschweigend oder durch eine aus- 
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drückliche Erwähnung im Gesetz geschehen soll, ist eine 
wesentlich formelle; und es bleibt sehr zu bedauern, dass 
gerade die Differenz über diesen formellen Punkt zum 
Scheitern der Vorlage mit beigetragen hat. Ein cassato- 
risches Gesetz endlich, welches entgegen stehende gesetz- 
liche Bestimmungen aufhebt, erscheint desshalb als uner- 
lässlich, weil bei der früher bestehenden Verbindung von 
Kirche und Staat sehr häufig kirchliche Angelegenheiten 
durch die staatliche Gesetzgebung geordnet sind. Wenn 
man auch zugeben mag, dass die ältere hessische Gesetz- 
gebung in den vorhandenen Kirchen-, Presbyterial- und 
Consistorialordnungen „die fundamentalen Normen kirch- 
lichen Charakters durchgängig in reinlicher und leicht er- 
kennbarer Absonderung von der Gesetzgebung des staat- 
lichen Gebietes zeigt ?®), so wird doch gewiss Niemand be- 
haupten wollen, dass das Organisationsedict von 1821. oder 
die Verfassung von 1831. kirchliche Gesetze seien, deren 
Aufhebung durch einen Act der Kirchengewalt erfolgen 
könne. 

Wenn demnach das Verfahren, welches die preussische 
Staatsregierung in Bezug auf den Erlass der Kirchenvor- 
lagen eingeschlagen hat, durchaus correct und dem be- 
stehenden Rechte gemäss ist, so enthalten auch die mate- 
riellen Bestimmungen derselben Nichts, wodurch 
der Vorwurf, dass sie eine Verletzung des bestehenden 
Rechtszustandes seien, irgendwie gerechtfertigt werden 
könnte. 

Als vollkommen unbegründet muss der Einwurf zurück- 
gewiesen werden, dass eine Betheiligung von Laien 
an den Synoden den Principien der hessischen Kirche zu- 
wider sei ?°). Diese Behauptung ist zunächst thatsächlich 
unwahr; bereits im 16. Jahrhundert finden wir, dass welt- 
liche Abgeordnete zu den Generalsynoden hinzugezogen 
werden, so z. B. bei Beratbung der „Ordnung der christ- 
lichen Kirchenzucht“ im Jahre 1539., eines Gesetzes, welches 
sich mit rein kirchlichen Angelegenheiten beschäftigte. 


8) Martin, weiterer Bericht S. 29. 
sr) Ebds. S. 42. ft. 
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Ausserdem würde aber die Einführung eines derartigen 
neuen Elementes in den Organismus der Kirche durchaus 
keine Verletzung, sondern lediglich eine Fortbildung des 
bestehenden Rechtszustandes enthalten. 

Ausserdem soll aber auch die Vereinigung der 
verschiedenen Confessionen zu einer ein- 
zigen Synode mit Recht und Geschichte in Hessen in 
Widerspruch stehen ®®). Durch eine derartige Vereinigung 
behauptet man, könne der vorhandene Bekenntnissstand 
alterirt und die Einführung der preussischen Union ange- 
bahnt werden. Dagegen muss geltend gemacht werden, 
dass weder die vorliegende Presbyterial- und Synodalord- 
nung irgendwie den Bekenntnissstand berührt, noch auch 
künftig von der Synode Beschlüsse über confessionelle An- 
gelegenheiten mit Majorität gefasst werden können. Ausser- 
dem ist die Behauptung, eine Vereinigung der verschiedenen 
Confessionen zu einem einzigen kirchlichen Organe stehe 
mit Recht und Geschichte in Hessen in Widerspruch, so 
wenig begründet, dass im Gegentheil, so lange verschiedene 
Confessionen in Hessen existiren, dieselben niemals ge- 
trennte kirchliche Organe besessen haben. Dies gilt sowohl 
von den Generalsynoden, als von den Üonsistorien. Die 
Reformationsordnung von 1656. kennt nur eine einzige 
hessische Generalsynode, nicht etwa eine besondere luthe- 
rische und eine besondere reformirte. Ebenso sind die 
Consistorien von jeher gemischte Behörden gewesen. Wenn 
auch das Princip der gemischten Besetzung nicht durch 
ausdrücklichen Ausspruch der Gesetzgebung als solches 
hingestellt ist, so setzen doch unzweifelhaft alle Gesetze 
dasselbe stillschweigend voraus, schon desshalb', weil die 
verschiedenen Confessionen unter einem und demselben 
Consistorium stehen. Und diese Voraussetzung ist nicht 
etwa bloss bei dem angeblich aus einer Periode „kirchlicher 
Bewusstlosigkeit“ herrührenden Organisationsedict von 1821., 
sondern bereits bei der Consistorialordnung von 1657. vor- 
handen. Unzweifelhaft hat auch der $. 134. der Verfassung 


88, Martin, weiterer Bericht S. 41. ff. 
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von 1831. eine aus Angehörigen der verschiedenen Con- 
fessionen zusammengesetzte Synode im Auge gehabt. 
Besondere Rechtstitel, auf welche sich die einzelnen 
Confessionen für die Aufrechterhaltung ihrer gesonderten 
Existenz berufen könnten, glaubt man in Artikel VII des 
westphälischen Friedens und Artikel V des 
unter dem 14. April 1648. zwischen Hessen- 
Kassel und Hessen-Darmstadt abgeschlos- 
senen Recesses zu finden ??). Zunächst soll der an- 
geführte Artikel des westphälischen Friedens, 
welcher bei einer Confessionsänderung des Landesherrn den 
bisher berechtigten Confessionen die öffentliche Religions- 
übung, die bestehenden Gesetze und das Kirchengut ga- 
rantirt, auf die Könige von Preussen Anwendung finden, 
welche angeblich einer anderen Confession als die früheren 
Kurfürsten von Hessen angehören. Diese Behauptung be- 
ruht wieder auf einer thatsächlich falschen Voraussetzung, 
indem der Bekenntnisstand des preussischen Königshauses, 
ebenso wie der des früheren kurfürstlichen, der reformirte 
ist. Abgesehen davon handelt aber auch der Artikel VII 
des westphälischen Friedens von etwas ganz Anderem, als 
was hier in Frage steht. Die Worte „ideo de jure refor- 
mandi (scil. partem, d. h. Lutheranern und Reformirten) 
ita conventum est“ lassen keinen Zweifel darüber, dass er 
lediglich dem jus reformandi des Landesherrn Schranken 
setzen will. Seine Bestimmungen beziehen sich demnach 
auf solche Acte, welche der Landesherr kraft seiner Landes- 
hoheit nicht auf solche, welche er kraft seiner Epis- 
copalrechte vornimmt, auf Acte der Kirchenhoheit, 
nicht der Kirchengewalt, auf das jus majestaticum circa 
sacra, nicht auf das jus majestaticum in sacra. Sie würden 
mit vollem Rechte entgegengesetzt werden können, wenn 
es sich darum handelte, durch die staatliche Gesetzgebung 
die kurhessische Kirchenverfassung abzuändern, sie können 
dagegen nicht geltend gemacht werden gegenüber Acten 
der kirchlichen Gesetzgebung, welche der Landesherr unter 
Mitwirkung der Kirche selbst vornimmt. Denn die Epis- 


9°, Martin, kurzer Bericht S. 23. ff. 
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copalrechte und das kirchliche Gesetzgebungsrecht haben 
den früheren Fürsten von Hessen unbestritten nicht bloss 
gegenüber den Angehörigen der reformirten Confession, 
sondern gegenüber allen evangelischen Religionsparteien zu- 
gestanden. | 

Der Artikel VdesRecesses von 1648. 4°) be- 
zieht sich nur auf die Lutheraner des marburgischen Theiles 
von Oberhessen. Die hier in Betracht kommende Stelle 
lautet: 

„Betreffend zum fünften den Punctum Religionis, worüber 

auch etwas Streit vorgefallen, ist es dahin gerichtet 
worden, dass, soviel die Lande des Ober-Fürstenthums 

Casselischen Theils betrifft, dieselbige benebenst dem 

Exercitio in Lehre und Ceremonien in dem 
bisherigen Stande verbleiben.“ 

Martin und der Consistorialerlass vom 4. October 
1869. *?) interpretiren diese Stelle so, dass sie die Worte 
„in Lehre und Ceremonien“ zu „Exerecitio ziehen; sie 
nehmen demnach an, durch den betreffenden Artikel sei 
den Lutheranern Oberhessens einmal das „Exercitium in 
Lehre und Ceremonien“ und ausserdem „das Verbleiben 
in dem bisherigen Stande“ überhaupt zugesichert worden. 
Eine solche Verbindung hat aber schon sowohl sprachlich 
als sachlich ihre Bedenken. Einerseits ist es nicht üblich, 
von einem Exereitium in Lehre und Ceremonien zu sprechen, 
andererseits weiss man nicht recht, was mit der unbestimmten 
Andeutung des „Verbleibens in dem bisherigen Stande“ 
eigentlich gesagt sein soll. Diese Schwierigkeiten ver- 
schwinden aber, so bald man die Worte „in Lehre und 
Ceremonien“ statt zu dem vorhergehenden „Exercitium“ 
zu den nachfolgenden Worten „in dem bisherigen Stande 
verbleiben“ hinzuzieht und zu „Exereitium“ aus dem An- 
fange des Artikels das Wort „religionis* ergänzt; letzteres 
hat um so mehr für sich, als der zweite Theil des ange- 
gebenen Artikels V im Gegensatz zu den Lutheranern sich 
mit dem „Exercitium religionis“ der Reformirten be- 


#0) abgedruckt bei Estor, Elementa juris publici Hassiaci hodierni 
p. 165. 
*2) Zur hessischen Kirchenfrage S. 16. 
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schäftigt #°). Durch den Artikel V ist demnach den Lu- 
theranern des Oberfürstenthums einmal das Exercitium 
religionis und ausserdem das zugesichert, dass siein 
Lehre und Ceremonien in dem bisherigen 
Zustande verbleiben sollen. Nicht die „ge- 
sammten lutherisch kirchlichen Einrichtungen in Hinsicht 
auf Lehre und Verfassung“ sind dadurch gewährleistet, 
sondern der Bekenntnissstand und was mit demselben un- 
mittelbar zusammen hängt. Auf Artikel V würde man sich 
der preussischen Regierung gegenüber mit vollem Rechte 
berufen können, wenn dieselbe etwa die preussische Union 
zwangsweise in Hessen einführen wollte; in keiner Weise 
steht derselbe dem Erlass einer Verfassung entgegen, durch 
welche, wie bereits nachgewiesen, der Bekenntnissstand nicht 
im Geringsten alterirt wird. 


Vom kirchenrechtlichen Standpunkte aus unterliegt die | 
Einführung der Presbyterial- und Synodalverfassung in 
Hessen durchaus keinen Bedenken; sie ist eine in jeder 
Beziehung zulässige Fortbildung des bestehenden Rechts- 
zustandes. Die beabsichtigte neue Organisation enthält aber 
ausserdem gegenüber der jetzt bestehenden einen bedeu- 
tenden Fortschritt, namentlich in so fern sie Elemente des 
Laienstandes in den Organismus der Kirche einführen will. 
Gerade der Grundsatz der Theilnahme der Laien an der 
Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten muss als ein echt 
evangelischer bezeichnet werden; seine Verwirklichung kann 
nur von den besten Folgen für kirchliches und religiöses 
Leben begleitet sein. Dass die Vorlagen in manchen Punkten 
noch der Verbesserung fähig sind, soll nicht geleugnet 
werden; aber künftige Verbesserungen bleiben ja in keiner 


42) Die betreffende Stelle lautet: »Und wofern sich in berührtem 
hessen-casselischen Theil an einem oder dem andern Orte ein nam- 
hafter Coetus von Personen der reformirten Religion zugethan finden 
möchte, die von sich auf ein Exercitium Religionis dringen 
würden, so hat Hessen-Cassel Ihnen dasselbige, doch der Evangelisch- 
Lutherischen Religions-Uebung, wie selbige in ihren Kirchen herge- 
bracht und allen darzu gewidmeten Einkünfften unbeeinträchtiget, 
nachzulassen bedinget.« 
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Weise ausgeschlossen, Niemand denkt daran, etwas für alle 
Zeiten Unabänderliches zu schaffen. Und wenn irgendwo, 
so möchte bei der Umgestaltung unserer kirchlichen Ver- 
fassungen der Ausspruch Anwendung finden, dass das 
Bessere der Feind des Guten ist. 
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Miscellen. 


I. 


Ist das Recht einer freien Vereinskirche Recht im juristi- 
schen Sinne ? 


Es ist bekannt, dass Mejer die Verbindung von Consistorial- 
verfassung und Synodalverfassung, welche heute allmählich in allen 
evangelischen Landeskirchen Deutschlands zur Geltung gelangt, als 
einen Versuch, völlig unvereinbare Gegensätze (das landeskirchliche 
und freikirchliche Prinzip) zu versöhnen und darum als eine blosse 
Uebergangsbildung betrachtet, die naturgemäss zur volleu Freikirche 
führen müsse. Dass die letztere schliesslich der Ausgang der 
gegenwärtigen kirchlichen Verfassungsbewegung sein werde, halten 
auch wir nicht für unwahrscheinlich, so wenig wir die Alternative 
Mejers für unbedingt richtig erachten können, nach welcher 
schlechthin jede staatliche Anerkennung einer Kirche eine Incon- 
sequenz, weil eine Vermischung der gedachten beiden Prinzipien 
entbalten soll, und so wenig wir andererseits selbst für den Fall, 
dass die evangelischen Kirchen ihre (staatlichen) Corporationsrechte 
sämmtlich verlieren sollten, die Befürchtung theilen, dass sich die- 
selben in Folge dieses Verlustes nothwendig bedrückt. und ernie- 
drigt sehen müssten. Wenn dagegen Mejer weiter behauptet, — 
in speziellem Gegensatze zu v. Scheurl, dessen Ansichten vom 
Gewohnheitsrechte er als theilweise katholisirend bezeichnet (Lehrb. 
des deutschen Kirchenrechts 3. Aufl. Göttingen 1869. $. 102. Anm. 10.), 
dass Vereinsordnungen, insofern und insoweit sie nicht vom Staate 
aufrecht erbalten werden, gar nicht als Recht im juristischen Sinne 
anzusehen seien, dass also die Ordnungen einer völlig selbstständigen, 
vom Staate nur tolerirten Kirche in Wahrheit keinen Anspruch 
auf den Titel «Kirchenrecht» haben, und auch die Ordnungen 
einer staatlich recipirten Kirche nur darum und insoweit, als der 
Staat sie als vor seinem Forum gültig anerkennt, so ist gegen 
diese Anschauung entschiedene Verwahrung einzulegen. 
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1. Dieselbe beruht auf einer Verwechselung resp. Vermengung 
dessen, was in concreto als Recht anzusehen und anzuwenden ist, 
mit dem was in abstracto Recht ist d. h. unter den allgemeinen 
Rechtsbegriff fällt. 

In concreto d. h. sofern es sich um Entscheidung unmittelbar 
praktischer, dem Rechtsleben selbst entuommener Fragen handelt, 
denken wir bei dem Ausdruck «Recht» stets nur an das, was vor 
dem zu Entscheidung bestimmten Tribunale als 
Recht gilt oder zu gelten hat. Nun ist gewiss, dass vor dem 
Gerichte eines Staates, an welches der Jurist regelmässig 
zunächst zu denken pflegt, das Vereinskirchenrecht nicht schon 
als solches Anspruch auf Beachtung und Anwendung hat. Allein 
nicht darun, weil etwa das Vereinsrecht überhaupt nicht Recht 
im juristischen Sinne ist, sondern weil es dem Staate und seinen 
Gerichten gegenüber für's Erste nur fremdes Recht ist. Mit 
anderen Worten: das Vereinsrecht steht (immer verstanden in con- 
creto) nicht alleindem gesammten «staatlichen» Rechte, sondern 
in einer Linieund zugleich mit dem Rechte aller fremden Staaten 
dem Rechte des einzelnen Staates gegenüber, dessen Gericht in 
Frage ist. Wie vor dem letzteren das Recht der fremden Staaten 
nur gilt und anwendbar ist, sofern das Recht des eigenen Staates 
dies will und zugesteht, so auch das Vereinsrecht, und so wenig 
die Nothwendigkeit einer solchen zum Mindesten stillschweigenden 
(aus dem Zusammenhange der Gesetzgebung zu entnehmenden) 
Anerkennung in dem ersteren Fall beweist, dass das anerkannte 
fremde Recht vorher noch gar nicht (in keiner Weise) Recht im 
juristischen Sinne gewesen sei, so wenig in dem zweiten (hinsicht- 
lich des Vereinsrechts). 

In abstracto dagegen erscheint das Recht so wenig als durch 
die Existenz eines Staates bedingt, dass vielmehr die Existenz 
eines wahren Staates, oder was in diesem Falle dasselbe besagt, 
einer wahren Staatsgewalt erst dann behauptet werden kann, wenn 
gewisse faktische Machtverhältnisse als Recht anerkannt, d. h. ge- 
wisse, jenen Machtverhältnissen entsprechende Rechtssätze in Gel-. 
tung sind. Also kein Staat ohne Recht, nicht aber umgekehrt. 
Vielmehr ist Recht (in abstracto) Alles, was innerhalb irgend eines 
bestimmten Kreises von Menschen als Norm und Regel ihres 
äussern, gleichviel wie und wodurch bestinmten Zusammenlebens 
anerkannt (in Geltung) ist. Statt dessen Recht nur als den Inbe- 
griff der Normen zu definiren, durch welche der Staat das mensch- 
liche Zusammenleben regelt, ist willkürlich und auch durchaus im 
Widerspruch mit dem heutzutage herrschenden Sprachgebrauche. 

2. Doch lassen wir jeden Streit über den Rechtsbegriff bei Seite; 
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die Hauptsache ist, dass die innere, juristische Structur des staatlichen, 
wie des kirchlichen Rechts und überhaupt des Vereinsrechts als 
wesentlich gleichartig anerkannt werden und demgemäss auch die 
Behandlungsweise in Auslegung, Anwendung u. s. w. gleichmässig 
die gewöhnliche juristische sein muss. Dass die kirchliche Praxis, 
— und nur diese, nicht die staatliche ist nach dem unter 1. Ge- 
sagten hier von Gewicht — durchweg auf diesem Standpunkte steht, 
bedarf kaum der Erwähnung. In der That ist es aber auch ge- 
radezu unmöglich, irgend welchen wesentlichen formalen Unterschied, 
beispielsweise in Entstehung oder Wirkungsart staatlichen und rein 
kirchlichen Rechts aufzufinden, sofern man nur stets festhält, 
dass in concreto das erstere immer nur je für einen bestimmten 
Staat, das letztere immer nur je für eine bestimmte Kirche un- 
mittelbar als Recht gilt. Dass keiner kirchlichen Behörde (we- 
nigstens nach protestantischem Kirchenrechte) die Befugnisse staat- 
licher Gerichte zustehen, und demgemäss auch das kirchliche Recht 
selbst eines. so weitreichenden Rechtsschutzes ermangelt, ist nur 
ein scheinbarer Unterschied. Denn abgesehen davon, dass es auch 
der Kirche durchaus nicht an allen Coörcitionsmitteln fehlt, ent- 
behrt gerade derjenige Theil des staatlichen Rechts, der sich den 
Gegenständen nach am meisten mit dem Kirchenrechte in Ver- 
gleichung stellen lässt, das Verfassungs- und Verwaltungrecht nicht 
nur meistens (wie überall in Deutschland) alles eigentlichen gericht- 
lichen, sondern nicht selten geradezu jedes formalen Rechtsschutzes. 

Besonders deutlich tritt übrigens diese innere juristische Gleich- 
artigkeit beider Arten von Recht gerade da hervor, wo das Vereins- 
recht als staatlich anerkanntes oder besser gesagt, kraft Staats- 
gesetzes von den Staatsgerichten zu beachtendes Recht erscheint. 
Aus der Art, in der diese staatliche «Anerkennung» erfolgt, aus 
der zweifellosen Thatsache, dass der Staat dadurch nicht berechtigt 
wird, für die Zukunft das anerkannte Vereinsrecht selbst für den 
Verein zu ändern u. s. w. geht unverkennbar hervor, dass dieses 
Vereinsrecht durch die staatliche Anerkennung so wenig ein staat- 
liches jus speciale für den Verein wird, als das Recht eines fremden 
Staates durch die gesetzlichen Bestimmungen über seine Respectirung 
für gewisse Fälle einhbeimisches Recht. Und selbst wenn dem 
nicht so wäre, für die Vereinsmitglieder (Kirchenglieder) alssolche 
würde das fragliche Recht immer nur Geltung haben als Vereins- 
recht (Kirchenrecht), nicht als staatliches Recht. 

3. Giebt man uns nur die unter 2. besprochene juristische 
Gleichartigkeit des staatlichen und kirchlichen Rechts zu, so können 
auch wir zugeben, dass eine scharfe Auseinanderhaltung des staat- 
lich anerkannten und des nur innerhalb der Kirche (des Vereins) 
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geltenden Rechts unter gewissen Voraussetzungen angemessen, ja 
nothwendig sei. Nur ist einerseits nicht zu vergessen, dass auch 
das erstere (s. num. 2. a. E.) immer Kirchenrecht (Vereinsrecht) 
bleibt, andererseits fordert die Consequenz, dass man auch das 
katholische Kirchenrecht nur als theils staatlich anerkanntes, theils 
nicht anerkanntes kirchliches Vereinsrecht auffasse und darstelle, 
da die Prätension der katholischen Kirche, dass ihre Rechtsnormen 
direct, ja in erster Linie auch von dem Staate und seinen 
Organen zu respectiren seien, vom Standpunkte der heutigen Juris- 
prudenz selbstverständlich ebensowenig Bedeutung hat, als wenn 
sie von einer“protestantischen Freikirche oder irgend einem andern 
Privatverein geltend gemacht würde. 

Desgleichen ist wenig dagegen zu sagen, wenn man unter den- 
selben (hauptsächlich praktischen) Voraussetzungen rein staatliches 
und staatlich anerkanntes Recht zusammen und dann Beides in 
Gegensatz zu dem nicht staatlich anerkannten, für die Staats- 
gerichte irrelevanten reinen Vereinsrechte stellt. Dagegen ist eine 
Bez:ichnungsweise, die wie die Mejer’sche den ersten beiden Arten 
von Recht ausschliesslich den Titel «Recht im juristischen Sinne» 
zugesteht, so dass alles freie Vereinsrecht als Nicht-Recht im juri- 
stischen Sinne zu betrachten ist, schlechterdings zu verwerfen. 
Denn nicht nur dass diese Bezeichnungsweise im Widerspruch steht 
mit dem, was wir über die wesentliche juristische Gleichartigkeit der 
fraglichen Gattungen von Recht zu sagen hatten, — sie hebt gewisser- 
maassen die gesammte Kirchenrechtswissenschaft in die Luft. 
Entweder nämlich muss man annehmen, die letztere habe es nicht 
nur mit Recht im juristischen Sinne, sondern vornehmlich auch 
mit Dingen zu tlıun, die nicht (juristisches) Recht sind, dann 
wird es höchst fraglich, was die Rechtswissenschaft überhaupt 
will oder soll. Oder man muss sich entschliessen aus der Disciplin des 
Kirchenrechts alles herauszuwerfen, was nicht irgend ein staatlich 
anerkanntes Recht ist. Das will sagen: man muss die Kirchen- 
rechtsgeschichte erst mit dem 4. Jahrhundert nach Christus be- 
ginnen und Constantin als eigentlichen Schöpfer christlichen Kirchen- 
rechts darstellen; man muss ferner behaupten, dass auch in der 
Zeit der absoluten Papstmacht das Recht nur bestanden habe, 
weil es vom Staate anerkannt und aufrecht erhalten worden sei, 
während man viel eher die Sache umkehren könnte; man 
muss die Existenz eines Kirchenrechts für sämmtliche Nordameri- 
kanische, viele Englische und Schweizerische Kirchen, sowie die 
älteren Kirchen unter dem Kreuz u. s. w. einfach verneinen; man 
muss endlich, wenn all dies Herauswerfen überhaupt einen Sinn 


haben soll, bei Darstellung des schliesslich noch übrig bleibenden 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 4. 29 
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«Kircbenrechts>» vom Staate und seiner ausschliesslichen Fähigkeit, 


wahres Recht zu zeugen ausgehen, und dadurch die inneren kirch- 
lichen Rechtsverhältnisse in einer Weise verschieben, dass sie zum 
Theil kaum wieder zu erkennen sein würden. 

Dr. E. R. Bierling. 


I. 


Grossherzoglich Badische Gesetzgebung über die Bechtsver- 
hältnisse und die Verwaltung der Stiftungen. 
(Schluss). 


Bericht der Commission der I. Kammer *) 
über den Gesetzesentwurf, die Rechtsverhältnisse und die 
Verwaltung der Stiftungen betreffend. 


Berichterstatter: Geheimerath Dr. Herrmann. 
(Schluss). 


I. 


Zu 8. 1. Dieser Paragraph spricht im Wesentlichen nur bestehen- 
des Recht aus. Zu demselben gehört auch das Erforderniss der 
Oeffentlichkeit des Stiftungszwecks. Denn wie rationell jeder 
Grund fehlt, einem auf Befriedigung reiner Privatzwecke gerichteten 
Privatwillen mittels des Stiftungsrechts eine künstliche Perpetuität zu 
verleihen und zu seinen Gunsten die öffentliche Gewalt mit verant- 
wortlichen Thätigkeiten der Aufsicht, Verwaltung u. s. f. zu belasten, 
so hat sich auch eine gleiche allgemeine Rechtsüberzeugung in den 
mannigfachen Prädicaten ausgedrückt, welche man von jeher den als 
juristische Personen bebandelten Stiftungen zu geben gewohnt ist. 
Man sagt: „milde, fromme, gemeinnützige Stiftungen“, 
nicht um damit streng geschiedene Unterarten zu bezeichnen, sondern 
unter dem mehr oder weniger bewussten Einflusse des Gedankens, 
dass mit einer Stiftung ein mit Interessen des Gemeinlebens in irgend 
einer Art zusammenhängender Zweck erstrebt werde. Diesen weitesten 
Sinn des Oeffentlichen legt denn auch der Entwurf zu Grunde, wie 
theils aus der ihm beigegebenen Begründung, theils aus seinem Inhalt 
selbst, besonders $. 35 ff., zu ersehen ist. 

Mit dieser Oefientlichkeit des Stiftungszwecks hängt eine Er- 
gänzung zusammen, welche die Kommission bei den in Alinea 1. 
aufgestellten Erfordernissen einer zur Staatsgenehmigung geeigneten 
Stiftung für angemessen hält. Da es sich nämlich hierbei um die 


*) Friedberg in dem 8. 286. angef. Buche ist für den Stand- 
punct der Badischen Regierung eingetreten. R.D. 
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Schaffung einer künstlichen und dauernden Persönlichkeit durch 
Staatswillen handelt, kann es nicht genügen, dass deren Existenz 
und Wirksamkeit den Gesetzen und guten Sitten nicht entgegen sei, 
sondern es muss auch ihre Vereinbarkeit mit dem Staatswohle vor- 
“ handen sein. Es wäre eine widersinnige Zumuthung an den Staat, 
dass er ein Rechtssubject schaffen und durch seine öffentlichen Thätig- 
keiten wirksam erhalten soll, das den Bedingungen seiner Wohlfahrt 
widerspricht ').. Der Entwurf selbst erkennt im $, 9. die Richtigkeit 
dieses Erfordernisses an. Man könnte dasselbe freilich schon aus der 
verlangten Oeffentlichkeit des Stiftungszwecks herausinterpretiren, 
allein seine bestimmte Hervorhebung scheint doch vorgezogen werden 
zu müssen, um der die Staatsgenehmigung versagenden Regierung die: 
Nachtheile und Verdächtigungen zu ersparen, welche mit möglichen 
abweichenden Interpretationen gegeben sind. Allerdings ist das Staats- 
wohl ein dehnbarer Begriff, der aber desshalb um nichts weniger von 
jeder Regierung tagtäglich nach gewissenhaftem Ermessen gehandhabt 
werden muss. Die Kommission schlägt desshalb vor, dem zweiten 
Satze des Alinea 1. folgende Fassung zu geben: 
Dieselbe ist nur solchen Stiftungen zu ertheilen, 
welche einem Öffentlichen, sei es kirchlichen oder 
weltlichen Zwecke gewidmet, sowie den Gesetzen 
den guten Sitten und dem Staatswohle nicht zu- 
wider sind. 

In der Bestimmung des Alinea 2., dass jede Zuwendung an 
schon bestehende Stiftungen der staatlichen Genehmigung be- 
darf, ist zwar nur das bisher geltende Recht wiederholt (Landrecht 
910. 937). Allein dieses enthält eine so weitgehende, und in den 
vom Code civil nicht beherrschten Rechtsgebieten in diesem Maasse 
unbekannte Beschränkung, dass gegen eine ausdrückliche Wiederholung 
derselben, die immer zugleich eine neue Billigung des Inhalts ist, ge- 
gründete Bedenken erhoben werden können. Nun trifft freilich diese 
Beschränkung nach bestehendem Rechte nicht blos die Stiftungen, 
sondern — wenigstens nach der herrschenden Meinung — auch die 
andern juristischen Personen, so dass die Frage sich aufdrängt, ob 
eine Erleichterung dieser Erwerbsschranke den Stiftungen allein ge- 
währt oder auch auf andere juristische Personen ausgedehnt werden 
solle. Diese Frage wird zwar im Allgemeinen gewiss zu Gunsten der 
Ausdehnung beantwortet, andererseits aber auch zugestanden werden 
müssen, dass ein neues und vollständiges Amortisationsgesetz nicht 
in dieses Stiftungsgesetz hineingebracht werden kann. Bei der hier- 
nach sich ergebenden Alternative, entweder die Beschränkung, die sich 
an diesem Orte nicht zugleich für alle andern juristischen Personen 
neu reguliren lässt, auch für die Stiftungen unverändert beizubehalten, 
oder sie für Stiftungen sofort zu erleichtern und dadurch den Anstoss 


1) v. Savigny, System des heut. Röm. Rechts, Bd. 2. S. 278. 
29° 


448 Miscellen. 


zu einer baldigen vollständigen Amortisationsgesetzgebung zu geben, 
— hat sich die Kommission für das Letztere entschieden. Sie bean- 
tragt desshalb, dem Alinea 2. die folgende Fassung zu geben: 

Der staatlichen Genehmigung bedürfen ferner und 

sind in ihrer rechtlichen Wirksamkeit durch sie 

bedingt alle Schenkungen und letztwillige Verfü- 

gungen im Betrage oder Werthe von fünfhundert 

Gulden oder darüber, welche schon bestehenden 

Stiftungen zugewendet werden. 

Zu 8.3. Nach der im ersten Theile dieses Berichts 8. 5. fig. (ob. 
S. 335. ff.) ausgeführten Ansicht kann die Kommission der hier aufgestell- 
ten Abgränzung der Gebiete der kirchlichen und der weltlichen Stiftungen 
nicht beipflichten. Aus Gründen des Rechtes wie des Wohles glaubt 
sie annehmen zu müssen, dass man die bei Verkündung dieses Gesetzes 
schon vorhandenen und die künftigen Stiftungen von einander unter- 
scheiden, die durchgreifende Abgränzung der kirchlichen und weltli- 
chen Stiftungen nach den Zwecken ermässigen, bei den schon vorhan- 
denen Armen- und Krankenstiftungen die Erstreitbarkeit ihrer kirch- 
lichen Eigenschaft den Kirchen cffen lassen, bei den künftigen aber 
ihre Errichtung als kirchlicher gestatten soll. 

Die Kommission beantragt desshalb, 

an die Stelle des $8. 3. zwei Paragraphen mit folgen- 

der Fassung zu setzen: 

$:. .. Von den bei Verkündung dieses Gesetzes vor- 
handenen Stiftungen gelten als kirchliche: 

1. diejenigen, derenVermögen zurBefriedigung kirch- 
licher Bedürfnisse einer Religionsgemeinschaft 
bestimmt ist; 

2. die Stiftungen zum Vortheil vonBildungsanstalten, 
welche nach Maassgabe der Gesetze von denKirchen 
errichtet wurden; 

3. diejenigen Stiftungen, welche vor Verkündung die- 
ses Gesetzes durch Vereinbarung der zuständigen 
staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden, sei 
es ausdrücklich und besonders, sei es durch die 
Verordnung vom 20. November 1861. $.5a bezie- 
hungsweise vom 28. Februar 1862. $6a allgemein, 
als kirchliche anerkannt, oder durch rechtskräftig 
“gewordene richterliche Entscheidung als kirch- 
liche erklärt worden sind; 

4. diejenigen zur Armenunterstützung oder Kranken- 
pflege bestimmten Stiftungen, welche von der Kir- 
chenbehörde als bei Verkündung dieses Gesetzes 
kirchlichein Anspruch genommen und in dieser 
Eigenschaft durch Entscheidung des Verwaltungs- 
Gerichtshofs anerkannt werden. 
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Alle andern bei Verkündung dieses Gesetzes vor- 
handenen Stiftungen sind weltliche. 

$.b. Künftige Stiftungen sind kirchliche, wennihr 
Vermögen einem der Zwecke gewidmet iist, welche der 
8. 8. Ziffer 1. und 2. bezeichnet. Die in irgend welcher 
Form zur Armenunterstützung oder Krankenverpfle- 
gung bestimmtenStiftungen gehörendann zu denkirch- 
lichen, wennsievon demStifter ausdrücklich alskirch- 
liche errichtet werden. 

Alle andern künftigen Stiftungen gelten als welt- 
liche. 

Der $. a würde an die Stelle des $. 3 des Entwurfs zu treten 
haben, der $. b besser nach $. 4 des Entwurfs einzuschalten sein. 

Die eingehende Begründung unsers Antrags ist im ersten Theile 
dieses Berichts gegeben, und dürfen wir uns daher hier auf folgende 
die vorgeschlagene Fassung erläuternde Bemerkungen beschränken. 

Bei der Aufzählung der kirchlichen Stiftungen im $. a sind die 
drei ersten Kategorien dem $. 3 des Entwurfs (Alinea 1. 3. 4) ent- 
lehnt. Bei Ziffer 1. und 2. ist der kirchliche Charakter durch den 
Zweck der Stiftungen, bei Ziffer 38. durch vor Verkündung dieses Ge- 
setzes erlangte vertragsmässige Anerkennung oder richterliche Ent- 
scheidung bestimmt. Die Hauptabweichung vom Entwurf liegt in 
unserer Ziffer 4., indem hier der vor Verkündung dieses Gesetzes etwa 
bestandene kirchliche Charakter von Armen- und Krankenstiftungen, 
die bis dahin noch nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder eines 
Judicats geworden sind, auf dem Wege der Entscheidung durch den 
Verwaltungsgerichtshof erhaltlich gemacht wird. 

Bei Ziffer 3. sind wir nicht im Stande gewesen, die von der zwei-. 
ten Kammer beschlossene Veränderung uns anzueignen, zufolge deren 
eine zwischen Staat und Kirche zu Stande gebrachte Vereinbarung 
nur dann den kirchlichen Charakter einer Stiftung conserviren würde, 
wenn die letztere individuell (besonders und ausdrücklich) der 
Gegenstand der Vereinbarung gewesen ist. Es würden also damit die 
vorhandenen pactirten Anerkennungen, welche allgemeiner gefasst, 
auf gewisse Arten von Stiftungen sich beziehen, nämlich diejenigen 
wirkungslos werden, welche sich in den nach einer Verständigung mit 
den Kirchen erlassenen Verordnungen vom 20. November 1861. und 
vom 28. Februar 1862. finden. Dies erscheint der Commission sehr 
bedenklich. 

Zunächst und unter dem rechtlichen Gesichtspunkte liesse sich 
die Nothwendigkeit individueller Anerkennungen wohl nur behaupten, 
wenn davon auszugehen wäre, dass alle Stiftungen, welche nicht un- 
mittelbar kirchlichen Bedürfnissen dienen, schon nach bisherigem 
Rechte und insbesondere zur Zeit der Zustandbringung jener Verord- 
nungen ausschliesslich weltliche gewesen seien. Man würde dann jene 
Anerkennungen unter dem Gesichtspunkte des Verzichts aufzufassen 
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haben, und von diesem aus allerdings zu der Forderung der Specialität 
gelangen können. Allein gegen diese Rechtsansicht bestehen doch so 
viele Bedenken, dass man sich auch ihre Consequenz nicht ohne Wei- 
teres aneignen kann. Viel wichtiger aber, als diese juristische Auffas- 
sung, und für uns entscheidend sind die Rücksichten der Schonung, 
die der Staat unsers Erachtens einem auf pactirter Grundlage stehen- 
den und während mehrjähriger Geltung nicht ‚angefochtenen Verhält- 
nisse zu den Kirchen schuldig ist. Die fraglichen Verordnungen, in 
den Jahren 1861. und 1862. unter ausdrücklicher Beziehung auf das 
‚, mit den betreffenden kirchlichen Auctoritäten stattgehabte Einvernehmen 
resp. Einverständniss erlassen, sind seiner Zeit kein Gegenstand stän- 
discher Reclamation gewesen und in allerseits anerkannte Wirksamkeit 
eingetreten. Die in denselben enthaltenen, auf Stiftungen bezüglichen 
Anordnungen sind freilich formell durch einseitigen Willensact der 
staatlichen Auctorität ertheilt, und bleiben daher auch rechtlich einer 
Veränderung in den staatsverfassungsmässigen Wegen unterworfen. 
Allein immerhin ist eine gegründete Erwartung nicht blos der Fort- 
dauer des so geschaffenen Verhältnisses auf Seiten der Kirchen er- 
weckt, sondern auch, dass etwaige Verärfderungen nicht ohne vorherige 
Betretung des Wegs der Verhandlungen staatsseitig werden vorgenom- 
men werden. Wenn daher auch eine allzuspäte Prüfung an der Voll- 
macht der Regierung zum Erlasse jener Verordnungen Vieles auszusetzen 
findet, so scheint es uns doch gerathen, nicht ohne den dringendsten 
Grund, den wir hier nicht zu entdecken vermögen, eine gesetzliche 
Bestimmung zu erlassen, welche das auf die kirchliche Eigenschaft ge- 
wisser Arten von Stiftungen gerichtete allgemeine Anerkenntniss er- 
schüttern würde. Durch die vorgeschlagene Redactionsveränderung 
haben wir uns, ohne unsern Standpunkt der Wahrung der Verordnun- 
gen von 1861. und 1862. zu verlassen, doch der Fassung der zweiten 
Kammer so weit möglich angenähert. 

Die Fassung desS. b. ist durch die Bemerkungen auf S. 10. fg. (ob. 
S. 343. ff.) dieses Berichts erläutert. Wir bemerken dabeinoch, dass in der 
Commission der Gedanke vielen Anklang fand, auch die aus Gaben 
an die Kirchen, namentlich aus dem Kirchenopfer, zu errichtenden 
künftigen Armen- und Krankenstiftungen für kirchliche zu erklären. 
Doch wurde erwogen, dass ein praktisches Bedürfniss zu einer solchen 
Erklärung nicht besteht, wenn unserm Vorschlage gemäss die kirch- 
liche Eigenschaft einer solchen Stiftung dadurch hewirkt werden kann, 
dass der Stifter sie ausdrücklich als kirchliche errichtet. Hiernach 
hat eine Kirche, die aus jenen Gaben eine neue Armen- oder Kranken- 
stiftung errichten will, die freie Möglichkeit durch ihre Erklärung 
das ihr wünschenswerthe Band derselben zur Kirche herbeizuführen 
und zu erhalten. 

Der von einem Mitgliede der Commission geäusserte Wunsch, die 
Errichtung kirchlicher Armenstiftungen durch eine Bestimmung zu 
beschränken, welche den Missbrauch geistlichen Einflusses in schweren 
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Krankheiten und bei herannabendem Tode ausschliesse, wurde zu 
einem Antrage nicht formulirt, vielmehr die Stellung eines solchen für 
die Berathung in der Kammer vorbehalten. 

Zu $. 4. Der Entwurf macht in diesem und mehreren späteren 
Paragraphen von seiner nur auf die Verschiedenheit des Zweckes ge- 
bauten Unterscheidung der weltlichen undkkirchlichen Stiftungen Gebrauch. 
Es ergab sich daraus die Frage, ob nicht alle diese Stellen des Entwurfs 
mit Rücksicht auf unsere zu $. 3. vorgeschlagene Veränderung zu 
amendiren seien. Allein es erschien das desshalb nicht nothwendig, 
weil auch die Commission die Unterscheidung nach dem Zwecke nicht 
verwirft, sondern nur für Armen- und Krankenstiftungen festgehalten 
wissen will, dass diese nicht blos als weltliche, sondern auch als kirch- 
liche bestehen und errichtet werden können , so dass nach unserer 
Auffassung solche Stiftungen nicht schlechthin weltliche sind, sondern 
vielmehr entweder weltliche, wenn sie dem Zwecke der bürgerlichen, 
oder kirchliche, wenn sie dem Zwecke der kirchlichen Armen- und 
Krankenversorgung dienen. Die auf die Verschiedenheit der Zwecke 
gebaute Unterscheidung bleibt also im Allgemeinen bestehen, und er- 
hält nur bei Armen- und Krankenstiftungen ein näheres Prädicat, 
vermöge dessen dieselben entweder der einen oder der andern Klasse 
der Stiftungen angehören. 

Zu8.6. Nach den Ausführungen auf S. 12. fg. (ob. S. 347. ff.) dieses Be- 
richts hat die Kommission Abänderungen nicht beantragt, weil sie das von 
ihr anerkannte Bedürfniss einer Erweiterung des Einflusses des Stif- 
ters auf die Verwaltung seiner Stiftung durch die auf Modification 
des $. 20. zu richtenden Anträge befriedigen zu können glaubt. Bei 
der durch die Zweite Kammer beschlossenen Veränderung (»gegen- 
wärtiges Gesetz«e statt »ein Gesetz«) findet sie kein Bedenken, und be- 
antragt sie daher, 

den $8. 6. in der Fassung der Zweiten Kammer anzu- 

nehmen. 

Zu $. 8. Hier ist eine Unvereinbarkeit des Entwurfs mit dem 
$. 16. der mehrerwähnten Verordnung vom 20. November 1861. gerügt 
worden. Allein beide stehen wohl im Einklange. Wenn nämlich der 
Entwurf in Beziehung auf Stiftungen überhaupt.zu jeder dem 
Stiftungszwecke fremden Verwendung von Stiftungserträgnissen die 
Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde verlangt, so derogirt dies 
keineswegs der Bestimmung der Verordnung von 1861., welche bei 
einer solchen Verwendung von Erträgnissen kirchlicher Stif- 
tungen neben der Zustimmung der Staatsregierung auch die der 
Kirchenbehörde fordert. Dieses weitere nur auf kirchliche Stiftungen 
bezügliche Erforderniss im Entwurfe hervorzuheben, war um 80 we- 
niger Grund vorhanden, als die Verwaltungsordnung dieser Stiftungen 
es mit sich bringt, dass der Antrag auf eine solche Verwendung nur 
von dem kirchlichen Verwaltungsorgan ausgehen kann, und die im 
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Entwurfe verlangte »Zustimmung« des Staats eben einen, und zwar 
hier kirchlichen, Willen voraussetzt, zu dem sie hinzutritt. 

Zu 8. 9. Die Fragen über die Aufhebung einer Stiftung und 
deren Wirkungen haben im $. 9. eine Beantwortung erfahren, der 
man im Allgemeinen gewiss zustimmen kann. Wie bei Korporationen 
das Recht des Staates, sie wegen ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Staatswohle aufzuheben , unbestritten ist, so müssen auch Stiftungen 
nicht blos wegen eingetretener Unmöglichkeit der Zweckerfüllung, 
sondern auch dann aufgehoben werden können, wenn die Zweckthätig- 
keit ihres Vermögens mit dem Staatswohle nicht zusammenbesteht. 
Für eine eingehende Erörterung der daran sich knüpfenden Frage 
aber, was mit dem Vermögen der aufgehobenen Stiftung zu geschehen 
hat, ist deshalb kein Anlass vorhanden, weil das Gesetz selbst auf 
seine Behandlung als bonum vacans verzichtet und die Staatsregierung 
verpflichtet, dasselbe für einen andern, dem ursprünglichen Willen des 
Stifters thunlichst verwandten Öffentlichen Zweck zu widmen. Es 
bleibt nur zu wünschen, dass hierbei mit möglichster Schonung der be- 
rechtigten Interessen verfahren werde, welche an die betreffende Stif- 
tung sich knüpfen. j 

Deshalb stimmen wir zunächst dem Beschlusse der Zweiten Kam- 
mer bei, welcher verlangt, dass bei jener Widmung für einen ander- 
weiten Zweck die örtlichen und Districtsstiftungen den betheilig- 
ten Gemeinden und Districten nicht entzogeu werden. Allein 
wir nehmen weiter auch an, dass dann, wenn die erwähnte Verfügung 
kirchliches Stiftungsvermögen betrifft, der Einwirkung derKirche 
auf dieselbe ein weiterer Raum gewährt werden sollte, als welchen 
das Alinea 2. anweist, indem es eine vorherige »Vernehmung« der 
Kirchenbehörde verlangt. Ein Recht freilich, über dieses Vermögen 
allein von sich aus zu verfügen, kann man für die Kirche nicht in 
Anspruch nehmen, ohne auf die unhaltbare Vorstellung zurückzukommen, 
dass das Vermögen der kirchlichen Stiftungen der Kirche zu eigen ge- 
hört. Immerhin aber entspricht es dem öÖffentlich-rechtlichen Bande 
zwischen der Kirche und dem sachlichen Substrate der betreffenden 
Stiftung, wenn man die Vertretung des kirchlichen Interesse an der 
Erbaltung des letzteren für kirchliche Zwecke dahin ausdehnt, dass 
der verfügende Staatswille an das Einverständniss mit der Kirche ge- 
bunden wird. Erst dann, wenn ein golches ın den deshalb eingeleiteten 
Verhandlungen nicht zu erreichen ist, muss es bei der Verfügung des 
Staats verbleiben, die aber auch dann nur kirchliche Zwecke mit 
der neuen Widmung bedenken darf. 

Die Kommission stellt daher den Antrag: 

1. das Alinea 1. mit dem von der Zweiten Kammer be- 

schlossenen Zusatze anzunehmen, 

2. dem Alinea 2. folgende Fassung zu geben: 

Eine solche Verfügung über kirchliches Stiftungs- 
vermögen ist im Einverständnisse mit der Kirchen- 
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bebörde zu treffen. Nur wenn dieses in den deshalb 

einzuleitenden Verhandlungen nicht zu erreichen 

ist, bewendet es bei der Verfügung der Staatsregie- 
rung, die jedoch nur zu Gunsten kirchlicher Zwecke 
getroffen werden darf. 

Zu 8. 10. Die Anträge der Kommission sind hier wesentlich re- 
dactioneller Art, beziehungsweise durch unsere früheren Ausführungen 
zu $. 3. des Entwurfs begründet. 

Der die Competenz der Verwaltung bestimmende Satz (Alinea 1.) 
ist nach seinem Inhalte nicht zu beanstanden. Er erhält durch seinen 
Zusammenhang mit den übrigen Competenzbestimmungen des Ent- 
wurfs, besonders mit denen des Alinea 2, eine Begränzung, kraft 
deren die bisherige Verwaltungszuständigkeit in diesen Sachen nicht 
als erweitert, sondern als bedeutend eingeengt erscheint. Doch würde 
es unseres Erachtens der eigenen Absicht des Entwurfs besser ent- 
sprechen, wenn statt „Entscheidung“ der Ausdruck Anordnung und 
statt „Sache der Verwaltungsbehörden® der Ausdruck Verwaltungs- 
sache gebraucht würde. Was insbesondere die erstere Redactions- 
veränderung anlangt, so empfiehlt sie sich dadurch, dass man bei 
dem Worte „Entscheidung“ an einen obwaltenden Streit zu denken 
pflegt, welcher bei der nach Maassgabe des Gesetzes geschehenden 
Regelung der Frage, von wem eine Stiftung zu verwalten sei, nicht 
immer vorhanden zu sein braucht, und der, wenn er vorhanden ist, 
unter bestimmten aus dem weitern Verlaufe des Paragraphen erhel- 
lenden Voraussetzungen die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts- 
hofs begründen, also die der Verwaltung ausschliessen kann. 

Bei dem Alinea 2. hält es die Kommission für angemessen, das 
Zuständigkeitsgebiet des Verwaltungsgerichtshofs in Stiftungs- 
sachen vollständig zu bezeichnen. Soll dies geschehen, 80 sind die vier 
Nummern des Entwurfs zunächst mit den im $. 27. und $. 39. des 
Entwurfs bezeichneten Zuständigkeiten zu vermehren. Die Tragweite 
.der Nummer 1. des Entwurfs erfährt zwar in Folge der im S. 8. 
Ziffer 4. von uns beantragten Bestimmung des Gebiets der kirchlichen 
Stiftungen eine Ausdehnung, allein ohne dass deshalb eine veränderte 
Fassung der Nummer 1. nothwendig würde. Ausserdem aber ist un- 
seres Erachtens auch eine Streitigkeit darüber, ob durch Ausübung 
der im $. 9. des Entwurfs der Staatsregierung ertheilten Vollmacht, 
über aufgebobene Stiftungen anderweit zu verfügen, Rechte verletzt 
seien, welche der $ 9. anerkennt, ganz vorzüglich geeignet, der Ent- 
scheidung des Verwaltungsgerichtshofs unterstellt zu werden. Daber 
enthält die von uns zu beantragende Fassung des $. 10. auch diese 
Erweiterung der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofs. 

Dass neben dieser letztern für die bürgerlichen Gerichte das ihrer 
Zuständigkeit entsprechende Jurisdictionsgebiet in Streitigkeiten, die 
sich auf Stiftungen beziehen, übrig bleibt, versteht sich von selbst und 
ist in der Regierungsbegründung S. 17. ob. S. 323.) ausdrücklich hervor- 
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gehoben. Allein immerhin bleibt es von Wichtigkeit, auch in der 
Fassung des Gesetzes den bei der Vertheilung der verschiedenen Zu- 
ständigkeiten leitenden Gedanken, der es auf keineirregulären 
Attribute der Behörden, insbesondere auf keine ano- 
male Einschränkung der bürgerlichen Gerichte abge- 
sehen hat, scharf hervortreten zu lassen und desshalb auch der den 
bürgerlichen Gerichten verbleibenden Zuständigkeit zu gedenken. 

Die Kommission beantragt daher dem $. 10. die folgende Fassung 
zu geben: 

Die Leitung des Stiftungswesens, einschliesslich 
der Anordnung, von wem eine Stiftung zu verwalten 
und die Stiftungsgenüsse zu vergeben seien, ist Ver- 
waltungssache. 

Eine gerichtliche Entscheidung durch den Ver- 
waltungsgerichtshof kann verlangt werden: 

l. über dieFrage, ob Stiftungenkirchliche, weltliche 
oder gemischte seien, wenn darüber zwischen den 
obersten staatlichen und kirchlichen Aufsichts- 
behörden im einzelnen Falle eine Verständigung 
nicht erzielt wird; 

2. über die beim Vollzuge der Trennung gemischter 
Stiftungen ($. 4 und 5.) zwischen den genannten 
Aufsichtsbebörden sich ergebenden Streitig- 
keiten; 

3. über die Rechtsgültigkeit der von dem Stifter auf 
Grund des gegenwärtigen Gesetzes ($. 6. und 7.) 
über die Verwaltung einer Stiftung getroffenen 
besonderen Anordnungen; 

4. über das Vorhandensein der stiftungsgemässen 
Voraussetzungen zur Theilnahme an Stiftungsge- 
nüssen; 

5. über behauptete Rechtsverletzung durch Nicht- 
beachtung der Bestimmungen, welche das der 
Staatsregierung nach $. 9. dieses Gesetzes zustän- 
dige Verfügungsrecht beschränken; 

6. über den von Angehörigen einer Gonfession erho- 
benen Antrag auf Bestellung eines besonderen 
Stiftungsraths, wenn derselbe von der vorgesetz- 
ten Staatsbehörde wegen nicht gelieferten Nach- 
weises einer confessionellen Beschränkung des 
Genussrechts abgelehnt worden ist ($. 27.); 

7. über Verletzung stiftungsmässiger Ansprüche auf 
Verwaltungsfunctionen, welche von den Verwal- 
tungsbehörden bei Ausübung des im $. 39. dieses 
Gesetzes ihnen eingeräumten Rechts gescheben 
sein soll; 
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Streitigkeiten über den die Stiftung begründenden 
privatrechtlichen Akt, so wie über die privatrecht- 
lichen Beziehungen einer Stiftung zu andern physi- 
schen oder juristischen Personen unterliegen der Zu- 
ständigkeit der bürgerlichen Gerichte. 

Zu $. 13. und 15. Bei den Vorschriften über die regelmässigen 
örtlichen Verwaltungsorgane (Gemeinderath, Ortsverwaltungsrath, Stif- 
tungsrath) wurde in der Commission die Frage aufgeworfen, ob nicht- 
eine Einrichtung zu suchen sei, mittels deren der Eintritt auch an- 
derer, gerade zu diesen Geschäften tauglicher Bürger in die verwal- 
tende Gemeindebehörde sich erreichen lasse. Man verkannte nicht, 
dass dadurch nützliche Kräfte einer Verwaltung zugeführt werden 
könnten, die ihre eigenthümlichen Erfordernisse hat. . Allein eine 
Stellung von Anträgen in dieser Riehtung wurde mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen für entbehrlich erachtet, welche der Entwurf selbst 
($. 19. ff. und besonders 8. 25.) über die zulässigen besonderen Ver- 
waltungsorgane enthält. 

Zu 8. 17. Hier wird es statt Verwaltungsrath heissen müs- 
sen Ortsverwaltungsrath. 

Zu $. 18. Der im Alinea 2. sich findende Druckfehler Gemeinde 
statt Gemeinderath ist schon von Zweiter Kammer verbessert. 

Zu 8. 20. Der unter den Voraussetzungen des $. 19. zulässige 
besondere Stiftungsrath soll nach dem Eutwurfe ausser dem 
Bürgermeister aus mehreren Mitgliedern bestehen, welche auf Grund 
von Vorschlagslisten dergestalt ernannt werden sollen, dass bei der 
ersten Einsetzung des Stiftungsraths der Gemeinderath eine solche 
Liste aufstellt, bei späteren Iörncuerungen aber zwei Listen (die 
eine durch den Gemeinderath, die andere durch den Stiftungsrath 
selbst) aufgestellt werden. 

Diese Bestimmungen entsprechen nach Ansicht der Commission 
nicht genug dem Zwecke, dass mittels der Bildung des besonderen 
Verwaltungsorgans die Erhaltung der Individualität der Stiftung in 
einer der Intention des Stifters entsprechenden Weise verbürgt werde. 
Ein Theil der Commission glaubte zur Erreichung dieses Zweckes ver- 
langen zu müssen, dass überall nur eine Vorschlagsliste, und zwar 
das erste Mal von dem Stifter, bei späteren Erneuerungen von dem 
Stiftungsrath aufgestellt werde. Allein die Mehrheit der Commission 
fand darin eine der Cooptation sehr ähnliche Einrichtung, befürchtete 
die erfahrungsmässig damit verbundenen Uebel der Stagnation, hielt 
deshalb bei den Erneuerungswahlen die beiden Vorschlagslisten des 
Entwurfs fest und verlangte nur, dass bei der ersten Einsetzung des 
Stiftungsraths auch dem Stifter die Aufstellung einer Vorschlagsliste 
frei stehe. 

Die Commission beantragt daher, dem zweiten Satze des Alinea 2. 
die folgende Fassung zu geben: 

Es werden zwei solche Vorschlagslisten aufge- 
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stellt, und zwar bei der ersten Einsetzung des 

Stiftungsraths dieeinedurchdenStifter, dieandere 

durch den Gemeinderath, bei späteren Erneuerun- 

gen die eine durch den Gemeinderath, die andere 
durch den zu erneuernden Stiftungsrath selbst. 

Unterlässt der Stifter die Aufstellung der ihm ge- 

statteten Vorschlagsliste, so geschieht die erste 

Ernennung lediglich aus derjenigen Liste, welche 

der Gemeinderath aufgestellt hat. 

Mit den von Zweiter Kammer beschlossenen beiden Abänderungen, 
wonach unter Nr. 2. statt „drei bis sechs“ die Worte „vier oder 
sechs“, und im Anfang des Alinea 2. statt „vom Gemeinderathe 
und Ausschusse* die Worte „von der Gemeindeversamm- 
lung beziehungsweise dem Bürgerausschusse“ gesetzt 
werden sollen, erklären wir uns aus den im Commissionsberichte des 
andern Hauses S. 84. 85. angegebenen Gründen einverstanden, und 
beantragen deren Annahme. 

Zu $. 21. Die von Zweiter Kammer beschlossene und im Com- 
missionsbericht S. 85. motivirte Abänderung im Alinea 1., statt der 
Worte „von denGemeindecollegienzuernennen“ zu setzen 
„gemäss $. 20. Ziffer 2. zu ernennen ist“ beantragen wir an- 
zunehmen. 

Zu 8. 22. und 23. Bei grossen Stiftungen, welche die Genussbe- 
rechtigung auf die Angehörigen einer bestimmten Confession 
einschränken, soll nach dem Regierungsentwurfe nicht blos durch 
Anordnung des Stifters (8. 19.—21.), sondern auch auf Verlangen der 
Genussberechtigten ein besonderer nach den Vorschriften der 
SS. 20. 21. zu bildender confessioneller Stiftungsrath an die Stelle 
der regelmässigen örtlichen Verwaltungsbehörde eingesetzt werden 
können. Die Commission der Zweiten Kammer jedoch hat eine solche 
Einrichtung aus den in ihrem Berichte S. 85. ff. entwickelten Gründen 
nicht billigen können, und die Kammer selbst, dieser Ansicht sich an- 
schliessend, hat die 88. 22. und 23. des Entwurfs gestrichen. 

Wenngleich wir nun mit der Regierungsbegründung und mit der 
Commission des andern Hauses darin einverstanden sind, dass ein 
rechtlicher Anspruch der Genussberechtigten auf eine weder durch 
den allgemeinen gesetzlichen Verwaltungsorganismus, noch durch den 
Stifter verlangte Verwaltungseinrichtung nicht besteht, so müssen wir 
doch das Uebergewicht der für den Regierungsentwurf sprechenden 
Zweckmässigkeitsgründe anerkennen, welche auch für eine 
Minorität jener Commission bestimmend gewesen sind. 

Soll eine Verwaltungseinrichtung befriedigend wirken, so muss 
man ihr die Bedingungen des Vertrauens des Lebenskreises gewähren, 
in welchem sie thätig ist. Nun ist zwar die Annahme wohl begrün- 
det, dass in den Händen einer Ortsbehörde, die als solche nichtcon- 
fessionell ist, die weltlichen, aber in Bezug auf die Genussberechtigung 
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confessionell beschränkten Localfonds ebenso wohl geborgen und ihrer 
gesetz- und stiftungsmässigen Verwaltung sicher sind, wie die nicht- 
confessionellen Stiftungen, und der Gesetzgeber wird desshalb auch 
davon auszugehen haben, dass mit der ausschliesslichen Genussbe- 
rechtigung besonderer Confessionen ein Grund zur Einsetzung confes- 
sioneller Verwaltungen als Regel nicht gegeben sei. Allein bei alle- 
dem bleibt die Thatsache richtig, dass jene Annahme bei unserm 
Volke nicht durchaus verbreitet ist, dass vielmehr eine nichtconfes- 
sionelle Verwaltung, wenn auch nur sporadisch, auf ein entschiedenes 
Misstrauen des bei der Stiftung interessirten Bevölkerungstheils zu 
rechnen hat. Verdächtigungen, Unfriede, unerwünschte Zustände aller 
Art werden davon eine um so sicherere Frucht sein, je stärker die con- 
fessionelle Empfindlichkeit ist und je weniger es an Leuten fehlt, die 
in bösem oder gutem Glauben dieselbe zu reizen sich angelegen sein 
lassen. Unter diesen Umständen scheint es denn doch gerathen, durch 
Oftenlassen einer confessionellen Zusammensetzung dem Stiftungsrath 
die Bedingungen einer friedlichen und unverdächtigten Verwaltung 
und dem betreffenden Orte eine Schutzwehr gegen confessionellen 
Hader zu gewähren. Die näheren Vorschriften über das Eintreten 
eines solchen besondern Stiftungsraths müssen freilich so getroffen 
sein, dass einerseits nicht in beliebigen Zwischenräumen sich er- 
neuernde Agitationen für dessen Einsetzung gleichartige Uebel er- 
zeugen, wie diejenigen, die durch die Institution verhütet "werden 
sollen, und dass andererseits der nichtconfessionellen Verwaltungs- 
einrichtung ihre Stellung als die gesetzliche Verwaltungsregel gewahrt 
bleibt. Die im $. 23. des Entwurfs aufgestellten Bestimmungen ent- 
sprechen dieser Aufgabe. 

Der Antrag der Commission geht demnach dahin: 

Die SS. 22. und 23, des Entwurfs unter Ablehnung 
des Beschlusses Zweiter Kammer wiederherzu- 
stellen. 

Zu 8. 25. Neben den von der Zweiten Kammer getroffenen Be- 
richtigungen der Citate ($. 20. statt 21. und $. 19. statt $. 20.) schliesst 
sich die Commission mit Beziehung auf den im andern Hause erstat- 
teten Bericht S. 91. auch dem auf Streichung von Ziffer 1 gerichteten 
und dort angenommenen Antrage an. Dagegen ist die Wiederherstel- 
lung der Worte: „und den Beschlüssen betheiligter Confessionsange- 
höriger“ eine Selbstfolge unserer zu $. 22. und 23. gestellten Anträge. 
Wir beantragen daher zu $. 25.: 

Die Berichtigungen Zweiter Kammer, sowie die be- 
schlossene Streichung der Ziffer l. anzunehmen, 
dagegen die Worte: „und den Beschlüssen bethei- 
ligterConfessionsangehöriger" wiederherzustellen. 

Zu 8. 26. Die Commission beantragt die Annahme desPara- 
graphen mit dem von der Zweiten Kammer beschlossenen Zusatze, 
dessen Zweckmässigkeit einleuchtet. 
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Zu $. 27. Mit Rücksicht auf unsere zu $$. 22. 28. gestellten 

Anträge müssen wir beantragen, 
dass das von der Zweiten Kammer gestrichene 
Alinea 2. des Entwurfs, sowie dieim Alinea l. ge- 
strichenen Worte »selbst oder von den Angehöri- 
gen einer Confession« wiederhergestellt werden. 

Zu $. 34. Wir beantragen die Annahme dieses Paragraphen 
in der Fassung der Zweiten Kammer, also mit Streichung der über- 
flüssigen Worte: »eine confessionelle Verwaltung angeordnet und zu 
diesem Ende«. 

Zu 8. 4l. Rücksichtlich der kirchlichen Stiftungen hält der Ent- 
wurf die bestehende Ordnung aufrecht. Eine Veränderung derselben, 
welche die Bedeutung einer Rechtsschmälerung der Kirche hätte, kann 
die Kommission in der Bestimmung, dass die $$. 1. bis 10. des gegen- 
wärtigen Gesetzes auch auf die kirchlichen Stiftungen angewendet 
werden sollen, dann nicht finden, wenn den Anträgen, welche sie zu 
diesen Paragrapheu des Entwurfs gestellt hat, Annahme zu Theil wird. 
Ebensowenig liegt eine solche Veränderung in dem von der Zweiten 
Kammer zweckmässiger redigirten Schlusssatze, zufolge dessen weder 
der Staat noch die Kirche aus den Rechten, die ihnen hinsichtlich der 
Verwaltung der Stiftungen zustehen, privatrechtliche An- 
sprüche an das Vermögen derselben ableiten können. Die Ausführungen 
unseres Berichts S.7. (0b.S. 339.) über die Natur des zwischen der Kirche 
und den kirchlichen Stiftungen bestehenden rechtlichen Bandes er- 
geben die Gründe, aus denen wir diesem Schlusssatze zustimmen müssen. 
Dagegen scheint bei den sehr bedeutenden, aber auch rein öffentlichen 
Rechten, welche der Entwurf den Gemeinden an den weltlichen 
Stiftungen ertheilt, auch eine Aufnahme der Gemeinden unter diejeni- 
gen Rechtssubjecte nothwendig zu sein, welche aus ihren Verwaltungs- 
befugnissen privatrechtliche Ansprüche an das Vermögen der Stiftungen 
nicht ableiten können. 

Die Kommission beantragt daher, 

den 8. 41. in der Fassung der Zweiten Kammer, 
jedoch mit dem Zusatze anzunehmen, dass nach 
den Worten »noch die Kirche« die Worte einge- 
schaltet werden »noch die Gemeinden«. 

Zu $. 41. (richtiger 42... Schlussbestimmung. 

Die Zweite Kammer bat eine ausdrückliche Derogation der Verord- 
nungen vom 20. November 1861. und vom 28. Februar 1862., soweit sie mit 
gegenwärtigem Gesetze im Widerstreit stehen, aufzunehmen beschlossen. 
Die Commission hat gegen eine solche derogatorische Bestimmung 
Bedenken, welche sich aus ihren Ausführungen zu $. 3. des Entwurfs 
(8. 16. [ob. 8. 449.f.] dieses Berichtes) ergeben, und findet sie desshalb 
gegenstandslos, weil der Entwurf, besonders in der ihm durch unsere 
Anträge gegebenen Gestalt, zu den durch jene Verordnungen den 
Kirchen zugesicherten Rechten in einem Widerspruch sich nicht befindet. 
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Wir beantragen daher 
die von Zweiter Kammer zu $. 42. beschlossene 
derogatorische Clausel abzulehnen, 
und richten unsern Schlussantrag dahin: 
Hohe Erste Kammer wolle dem vorgelegten Ge- 
setzesentwurfe mit den in diesem Berichte moti- 
virten Abänderungen ihre Zustimmung ertheilen. 


Gesetzesentwurf, die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung 
‚ der Stiftungen betreffend, nach den Anträgen der’ Commission 
der Ersten Kammer. 


$. 1. Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbstständiger Rechts- 
subjecte ist Staatsgenehmigung erforderlich. Dieselbe ist nur solchen 
Stiftungen zu ertheilen, welche einem öffentlichen, sei es kirchlichen 
oder weltlichen Zwecke gewidmet, sowie den Gesetzen, den guten Sitten 
und dem Staatswohle nicht zuwider sind. Der staatlichen Genehmigung 
bedürfen ferner und sind in ihrer rechtlichen Wirksamkeit durch sie 
bedingt alle Schenkungen und letztwillige Verfügungen im Betrage oder 
Werthe von fünfhundert Gulden oder darüber, welche schon bestehenden 
Stiftungen zugewendet werden. $. 2. Gesetzesentwurf. 8. 3. Yon den 
bei Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen Stiftungen gelten als kirch- 
sche: 1. diejenigen, deren Vermögen zur Befriedigung kirchlicher Be- 
dürfnisse einer Religionsgemeinschaft bestimmt ist, 2. die Stiftungen 
zum Vortheile von Bildungsanstalten, welche nach Maassgabe der Ge- 
setze von den Kirchen errichtet wurden, 3. diejenigen Stiftungen, 
welche vor Verkündung dieses Geseises durch Vereinbarung der zu- 
ständigen staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden, sei es ausdrück- 
lich und besonders, sei es durch die Verordnung vom 20. November 
1861. 8 5. lit. a beziehungsweise die Verordnung vom 28. Februar 
1862. $. 6. lit. a allgemein, als kirchliche anerkannt, oder durch rechts- 
kräftig gewordene richterliche Entscheidung als kirchliche erklärt worden 
sind ; 4. diejenigen zur Armenunterstützung oder Krankenpflege bestimm- 
ten Stiftungen, welche von der Kirchenbehörde als bei Verkündung dieses 
Gesetzes kirchliche in Anspruch genommen, und in dieser Eigenschaft 
durch Entscheidung des Verwartungsgerichtshofes anerkannt werden. 
Alle andern bei Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen Stiftungen 
sind weltliche. 8.4. Gesetzesentwurf. $. 4a. Künftige Stiftungen sind 
kirchliche, wenn ihr Vermögen einem der Zwecke gewidmet ist, welche 
der 8. 3. Ziffer 1. und 2. bezeichnet. Die in irgend welcher Form zur 
Armenunterstützung oder Krankenverpflegung bestimmten Stiftungen ge- 
hören dann zu den kirchlichen, wenn sie von dem Stifter ausdrücklich 
als kirchliche errichtet werden. Alle anderen künftigen Stiftungen gelten 
als weltliche. 8. 5. Gesetzesentwurf. $. 6. Gesetzesentwurf mit der 
von der zweiten Kammer beschlossenen Veränderung. $. 7 und 8. Ge- 
setzesentwurf. $. 9. Alinea 1. Gesetzesentwurf mit dem von zweiter 
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Kammer beschlossenen Zusatze. Alinea 2. Eine solche Verfügung 


über kirchliches Stiftungsvermögen ist im Einverständniss mit der Kir- - 


chenbehörde zu treffen. Nur wenn dieses in den desshalb einzuleitenden 
Verhandlungen nicht zu erreichen ist, bewendei es bei der Verfügung 
der Staatsregierung, die jedoch immer nur zu Gunsten kirchlicher 
Zwecke getroffen werden darf. $. 10. Die Leitung des Stiftungswesens 
einschliesslich der Anordnung, von wem eine Stiftung zu verwalten 
und die Stiftungsgenüsse zu vergeben seien, ist Verwaltungssache. Eine 
gerichtliche Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof kann ver- 
langt werden 1. über die Frage, ob Stiftungen kirchliche, weltliche 
oder gemischte seien, wenn darüber zwischen den obersten staatlichen 
und kirchlichen Aufsichtsbehörden im einzelnen Falle eine Verständi- 
gung nicht erzielt wird, 2. über die beim Vollzuge der Trennung ge- 
mischter Stiftungen ($. 4. und 5.) zwischen den genannten Aufsichts- 
behörden sich ergebenden Streitigkeiten, 3. über die Rechtsgiltigkeit 
der von dem Stifter auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes ($.6. und 7.) 
über die Verwaltung einer Stiftung getroffenen besondern Anordnungen, 
4. über das Vorhandensein der stiftungsgemässen Voraussetzungen zur 
Theilnahme an Stiftungsgenüssen, 5. über behauptete Rechtsverletzung 
durch Nichtbeachtung der Bestimmungen, welche das der Staatsregierung 
nach $. 9. dieses Gesetses "zuständige Verfügungsrecht beschränken. 
6. über den von Angehörigen einer Confession erhobenen Anirag auf 
Bestellung eines besondern Stiftungsraths, wenn derselbe von der vorge- 
setzten Staatsbehörde wegen nicht gelieferten Nuachweises einer confessio- 
nellen Beschränkung des Genussrechts abgelehnt worden ist (6. 27), 
7. über Verletzung stiftungsmässiger Ansprüche auf Verwaltungsfunctio- 
nen, welche von den Verwaltungsbehörden bei Ausübung des im $. &9. 
dieses (Gesetzes ihnen eingeräumten Rechts geschehen sein soll. Streitig- 
keiten über den die Stiftung begründenden privatrechtlichen Act, sowie 
über die privatrechtlichen Beziehungen einer Stiftung zu andern physi- 
schen oder juristischen Personen unterliegen der Zuständigkeit der bür- 
gerlichen Gerichte. $. 11—16. Gesetzesentwurf. $. 17. Gesetzesent- 
wurf mit Veränderung des Wortes: »Verwaltungsrath«e in Ortsverwal- 
tungsrath. $. 18. Gesetzesentwurf mit der von der zweiten Kammer 
getroffenen Correctur. $. 19. Gesetzesentwurf. $. 20. Gesetzesentwurf 
mit den von der zweiten Kammer beschlossenen Abänderungen und 
mit folgender Fassung des zweiten Satzes des Alinea 2: Es werden 
zwei solche Vorschlagslisien aufgestellt, und zwar bei der ersten Ein- 
setsung des Stiftungsraths die eine durch den Stifter die andere durch 
den Gemeinderath, bei späteren Erneuerungen die eine durch den Ge- 
meinderath die andere durch den zu erneuernden Stiftungsrath selbst. 
Unterlässt der Stifter die Aufstellung der ihm gestatteien Vorschlags- 
liste, so geschieht die erste Ernennung lediglich aus derjenigen Liste, 
welche der Gemeinderath aufgestellt hat. $. 21. Gesetzesentwurf mit 
der von der zweiten Kammer beschlossenen Abänderung im Alinea 1. 
$. 22. Gesetzesentwurf, unter Ablehnung des auf Streichung des Para- 
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graphen gerichteten Beschlusses der Zweiten Kammer. $. 23. Gesetzes- 
entwurf, unter Ablehnung des auf Streichung des Paragraphen gerich- 
teten Beschlusses der Zweiten Kammer. $. 24. Gesetzesentwurf. $. 25. 
Wiederherstellung der im Alinea 1 von der Zweiten Kammer gestriche- 
nen Worte »und den Beschlüssen betheiligter Confessionsangehöriger.« 
Im Uebrigen Annahme des Paragraphen mit den von der Zweiten Kammer 
gemachten Berichtigungen und mit der von ihr beschlossenen Streichung 
von Ziffer 1. $. 26. Gesetzesentwurf mit dem von der Zweiten Kammer 
beschlossenen Zusatze am Ende des Alinea 2. $. 27. Gesetzesentwurf 
unter Ablehnung der von der Zweiten Kammer beschlossenen Strei- 
chungen. $. 28—33. Gesetzesentwurf. $. 34. Gesetzesentwurf mit der 
von der Zweiten Kammer beschlossenen Abänderung. $. 35—40. Ge- 
setzesentwurf. $.41. Gesetzesentwurf mit der von der Zweiten Kammer 
beschlossenen Abänderung des Schlusssatzes, in welchen jedoch nach 
den Worten »noch die Kirche«e einzufügen sind die Worte noch die 
Gemeinden. $. 42. Wiederherstellung des Gesetzesentwurfs, also Ab- 
lehnung der von der Zweiten Kammer beschlossenen Eingangsbec- 
stimmung. 


II. 


Zum Königlich Sächsischen Gesetz vom 20. Juni 1870,, 
die Einführung der Civilstandsregister für Personen, welche 
keiner im Königreich Sachsen anerkannten Religionsgesell- 
schaft angehören, und einige damit zusammenhängende Be- 

stimmungen betreffend. 


Wir haben das Königlich Sächsische Gesetz vom 20. Juni 1870. in 
dieser Zeitschrift Band IX. S. 460. ff. mitgetheil. Zum bessern Ver- 
ständnisse desselben geben wir den Wortlaut der darin in Bezug ge- 
nommenen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches für das König- 
reich Sachsen. Das letztere, publicirt durch Verordnung vom 2. Januar 
1863., trat in Gesetzeskraft mit dem 1. März 1865. gemäss der Ver- 
ordnung vom 9. Januar 1865., die Ein- und Ausführung des Bürgerli- 
chen Gesetzbuchs betreffend. 

Durch $. 19. des Gesetzes vom 20. Juni 1870. ist der $.1617. des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und damit das Ehehinderniss der Religions- 
verschiedenheit für das Königreich Sachsen aufgehoben worden. Der 
aufgehobene $. 1617. schrieb vor: »Christen können mit Personen, welche 
sich nicht zur christlichen Religion bekennen, eine Ehe nicht eingehen.« 

Ausserdem ist in $. 19. des Gesetzes vom 20. Juni 1870. die Geltung 
folgender Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die ge- 
richtlichen Ehen ausgeschlossen : 

6. 1588. »Die Ehe wird eingegangen durch die gegenseitige Er- 
klärung der Einwilligung in die Ehe unter Beobachtung der Form, die 
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den Grundsätzen der Kirchen - und Religionsgesellschaften entspricht, 
welchen die Ehegatten angehören.« 

6. 1591. »Ist eine Ehe zwischen Ehegatten evangelischen Glaubens, 
oder eine Ehe zwischen Ehegatten, von welchen der eine evangelischen 
der andere katholischen Glaubens ist, aus einem Grunde, der nach 
den Grundsätzen der katholischen Kirche nicht als solcher gilt, in Folge 
Anfechtung aufgehoben oder geschieden worden, so kann eine Person 
katholischen Glaubens mit einem der geschiedenen Ehegatten während 
der Lebenszeit des anderen eine Ehe nicht eingehen.« 

$. 1619. Satz 2und 3. »Bestehen bei einer vom Staate anerkannten 
anderen Religionsgesellschaft, als der evangelisch-lutherischen und re- 
formirten, ausser diesen Ehehindernissen« [d. h. ausser den Ehehinder- 
nissen, wegen deren Nichtbeachtung die Ehe nach $. 1621. für nichtig 
zu achten ist, und welche nach $. 1619. Satz 1. für alle vom Staate an- 
erkannten Religionsgesellschaften gelten *)], »noch andere, wegen 
deren Nichtbeachtung die Ehe für nichtig zu achten ist, so gelten sie 
für die Mitglieder derselben. Werden Ehehindernisse, wegen deren . 
nach $. 1622. bis 1625. bloss Aufhebung der denselben zuwider geschlos- 
senen Ehe verlangt werden kann, oder Ehehindernisse, bei welchen 
 Nachsichtsertheilung zulässig ist, von einer vom Staate anerkannten 
anderen Religionsgesellschaft als der evangelisch-lutherischen und re- 
formirten nicht anerkannt, so gelten sie für die Mitglieder derselben 
nicht.« 

$. 1620. »Ehen, bei deren Eingehung die nach $. 1588. erforder- 
liche Form nicht beobachtet worden ist, sind ohne Weiteres nichtig.« 

6. 1769. »Bei gemischten Ehen finden in Scheidungsfällen die 
Grundsätze des Rechts der Kirche Anwendung, zu welcher der Beklagte 
gehört. Ist der Beklagte katholischen Glaubens und muss nach canoni- 
schem Rechte nur zeitige Scheidung von Tisch und Bette erkannt werden, 
oder gänzliche Abweisung erfolgen, wo nach den Grundsätzen des evan- 
gelischen Kirchenrechts Scheidung vom Bande stattfinden kann, so ist 


*) Diese Ehehindernisse sind : Das Impedimentum ligaminis ($. 1590. 
1591.), das Ehehinderniss der (ehelichen oder ausserehelichen) Bluts- 
verwandtschatft in auf- und absteigender Linie und zwischen voll- und 
halbbürtigen Geschwistern ($. 1608.), das Ehehinderniss der Schwäger- 
schaft in aufsteigender und absteigender Linie ($. 1611.), das Ehehinder- 
niss des $. 1615. (»Wer sich mit einer dritten Person verabredet, seinem 
Ehegatten nach dem Leben zu trachten, kann diese dritte Person nicht 
heirathen«), die Ehehindernisse in denjenigen Fällen der $$. 1614. und 
1616. in welchen eine Nachsichtsertheilung nicht zugelassen worden 
ist (unter Adoptivverwandten in auf- und absteigender Linie und unter 
Adoptivgeschwistern, in beiden Fällen bei bestehendem Adop- 
tionsverhältniss, ferner unter Personen, welche geständig oder 
überführt sind, mit einander Ehebruch getrieben zu haben, und während 
des Bestehens der durch Ehebruch verletzten Ehe sich die Ehe ver- 
sprochen haben. Das gleichfalls in $. 1621. erwähnte Ehehinderniss 
der Religionsverschiedenheit ($. 1617) ist aufgehoben. 
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der klagende evangelische Theil nach Ablauf eines Jahres, von der 
Rechtskraft des Erkenntnisses an, berechtigt, die Scheidung vom Bande 
zu verlangen, wenn ein vorher abzuhaltender anderweiter Sühneversuch 
erfolglos geblieben ist. Eine Scheidung der Ehe gilt für den katho- 
lischen Ehegatten als Trennung von Tisch und Bett auf Lebenszeit, 
und eine Trennung von Tisch und Bett auf Lebenszeit gilt für den 
evangelischen Ehegatten als Scheidung. « 

S. 1770. »Wenn bei einer von dem Staate anerkannten anderen 
Religionsgesellschaft, als der evangelisch-lutberischen und reformirten, 
ausser den in $$. 1710., 1713. bis 1744. angegebenen Scheidungs- 
gründen noch andere bestehen, so gelten sie für die Mitglieder der- 
selben. Werden nach den Grundsätzen einer solchen Religionsgesell- 
schaft einzelne dieser Gründe nicht anerkannt, so gelten sie für die 
Mitglieder derselben nicht.« 


IV. 


Bekanntmachung der Königlich Sächsischen in Evangelicis 
beauftragten Staatsminister, eine authentische Erläuterung 
der Bestimmung im zweiten Absatze des $. 38. der Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung betreffend, vom 3. Juni 1871. 


[Aus dem Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen. 
1871. Stück VL. S.79.] 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminister haben auf Anregung 
und unter Zustimmung der evangelisch-lutherischen Landessynode die 
Bestimmung im zweiten Absatze des $. 33. der Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung vom 30. März 1868. (Seite 217., Abth. I. des Gesetz- 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1868.) folgendermaassen zu erläutern 
beschlossen : 

»Die Kirchenvorstände verbundener Kirchspiele (Mutter-, Toch- 
ter-, Schwesterkirchen), bei welchen nur ein confirmirter Geistlicher 
angestellt ist, wählen gemeinschaftlich einen weltlichen Wahlmann. 

Sind mehrere confirmirte Geistliche bei einer Mutterkirche (oder 
Schwesterkirche) angestellt, so wählt der Kirchenvorstand derselben 
mit dem Kirchenvorstande der Nebenkirche (Tochter- oder Schwester- 
kirche) gemeinschaftlich so viele weltliche Wahlmänner, als von 
diesen Geistlichen in beiden Kirchen amtiren. Haben dagegen 
Geistliche nur in der Mutterkirche oder nur in der Tochterkirche 
zu amtiren, so hat in jenem Falle der Kirchenvorstand der Ersteren, 
in diesem der Kirchenvorstand der Letzteren eine gleiche Anzahl 
weltlicher Wahlmänner allein zu wählen.« 

Diesen Bestimmungen ist bei der Absendung von weltlichen Wahl- 

30 * 
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männern aus verbundenen Kirchspielen in die Versammlung zur Wahl 
der Synodalmitglieder in Zukunft nachzugehen. 
Dresden, am 3. Juni 1871. 
Die in Evangelicis beauftragten Staatsminister. 


Frhr. v. Falkenstein. Frhr. v. Friesen. 
Rossberg. 


V. 


Verordnung des Königlich Sächsischen Ministeriums des Cultus, 
die Verpflichtung der Geistlichen und Religionslehrer be- 
treffend, vom 27. Juli 1871. 


[Aus dem Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen. 
1871. S. 179. f.] 


Die erste evangelisch-Iutherische Landessynode hat eine Abände- 
rung des Religionseids der Geistlichen beantragt und die in Evange- 
licis beauftragten Staatsminister haben nicht nur diesem Antrage ihre 
Zustimmung ertheilt, sondern in Folge desselben auch eine demselben 
entsprechende Abänderung des Religionseids der Religionslehrer be- 
schlossen. 

Das Ministerium des Cultus und öffentlichen Unterrichts verordnet 
daher, mit Zustimmung der in Evangelicis beauftragten Staatsminister, 
Folgendes: 

6. 1. Die Verpflichtung der evangelisch -lutherischen Geistlichen 
in Beziehung auf die Religionslehre erfolgt fortan bei ihrer Ordination 
— in der Regel vor versammelter Gemeinde — von dem mit der Or- 
dination beauftragten kirchlichen Beamten oder Geistlichen nach dem 
unter A. beigefügten Formulare. 

$. 2. Die Lehrer an höheren Unterrichtsanstalten, welche Reli- 
gionsunterricht zu ertheilen haben, die an solchen Anstalten wirkenden 
Candidaten der Theologie, sowie sämmtliche Lehrer und Lehrerinnen 
an Volksschulen, welche auf Grund der bestandenen Prüfungen zu Er- 
theilung von Religionsunterricht berechtigt sind, sind bei ihrer erst- 
maligen Einweisung in ein Schulamt in Beziehung auf die Religions- 
lehre nach dem Formulare unter B zu verpflichten. 

$. 8. Die Formel ist von dem zu Verpflichtenden, nachdem sie 
ihm vorgelesen und er auf deren Bedeutung hingewiesen worden ist, 
wörtlich nachzusprechen und deren getreue Befolgung durch Hand- 
schlag zu bekräftigen. Ueber die erfolgte Verpflichtung ist in jedem 
einzelnen Falle eine von dem Verpflichteten mit zu unterschreibende 
Registratur aufzunehmen und an das Landesconsistorium einzusenden. 

$. 4 Uebrigens haben alle Geistliche und Lehrer den vorgeschrie- 
benen Amtseid ($. 139. der Verfassungsurkunde vom 4. September 


Miscellen. 465 


1831. und Verordnung vom 2. November 1837., Seite 97. des Gesetz- 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1837.) zu leisten. 

G. 5. Eine ‚Verpflichtung derjenigen Kirchen- und Schuldiener, 
welche den Religionseid nach der zeither vorgeschriebenen Formel 
bereits geleistet haben, nach der neuen Formel ist nicht erforderlich. 

Rücksichtlich der an höheren Anstalten anzustellenden Lehrer, 
welche keinen Religionsunterricht zu ertheilen haben, bewendet es bei 
den Bestimmungen in $S$. 1., 2. und 4. der Verordnung vom 5. Dezem- 
ber 1867. (Seite 585. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 
1867.) 

6. 6. Die Verordnung, den Religionseid betreffend, vom 18. Mai 
1662.) Seite 275. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1862.),. 
soweit solche mit dieser Verordnung im Widerspruche steht, desglei- 
chen $. 3. der Verordnung vom 5. Dezember 1867. werden hiermit 
aufgehoben. 

Darnach haben Alle, die es angeht, sich zu achten. 

Dresden, den 27. Juli 1871. 

Ministerium des Cultus und öffentlichen Unterrichts. 
Frhr. v. Falkenstein. 
(L. S.) Fiedler. 


A. 
Formular 
für die Verpflichtung der evangelisch-lutherischen Geistlichen. 


Ich gelobe vor Gott, dass ich das Evangelium von Christo, wie 
dasselbe in der heiligen Schrift enthalten und in der ersten ungeän- 
derten Augsburgischen Confession und sodann in den übrigen Bekennt- 
nissschriften der evangelisch - lutherischen Kirche bezeugt ist, nach 
bestem Wissen und Gewissen lauter und rein lehren und verkünden 
will. 


B. 
Formular 
für die Verpflichtung der an höheren Lehranstalten angestellten Re- 
ligionslehrer und Candidaten der Theologie, sowie der Lehrer und 
Lehrerinnen an Volksschulen. 

Ich gelobe vor Gott, dass ich das Evangelium von Christo, wie 
dasselbe in der heiligen Schrift enthalten und in der ersten ungeän- 
derten Augsburgischen Confession sowie in den beiden Katechismen 
Dr. Lutherg bezeugt ist, nach bestem Wissen und Gewissen lauter 
und rein lehren will. 
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vl. 


Herzoglich Braunschweigisches (Staats-)Gesetz, die Aufhebung 
der Stolgebühren und Opfer und die dafür zu gewährende 
Entschädigung betreffend, vom 31. Mai 1871. 


[Aus der Braunschweigischen Gesetz- und Verordnungssammlung 1871. 
No. 83. S. 133. ff.) 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. etc. 


Nachdem mit der Landes-Versammlung vereinbart worden, dass 
von der Kaufsumme für die Eisenbahnen ein Betrag bis zu 1,000,000. 
Thirn. zu der im Wege der Gesetzgebung zu bewirkenden Ablösung 
der an die Geistlichen (Prediger, Opferleute u. s. w.) zu zahlenden 
Stolgebühren verwandt werde, erlassen Wir mit Zustimmung der Lan- 
des-Versammlung das nachstehende Gesetz: 

$. 1. 
A. Die Stolgebühren an die evangelisch-lutherischen Kirchen- 
diener und zwar: 


& Die gegenwärtig noch bestehenden Gebühren und 
Opfer betreffend. 


Die bei kirchlichen Handlungen an die evangelisch - lutherischen 
Kirchendiener erfolgenden Gebühren und Opfer werden hierdurch in 
demjenigen Umfange aufgehoben, welchen das gegenwärtige Gesetz in 
Folgendem näher bestimmt. $. 2. Es werden die Gebühren und 
Opfer abgeschafft, welche bei Taufen, namentlich auch bei Taufen 
kranker Kinder in den Wohnungen ihrer Angehörigen, bei Einsegnun- 
gen der Wöchnerinnen, bei Proclamationen, Copulationen, Confirma- 
tionen, bei dem Abendmahl, insbesondere auch bei Communionen Kran- 
ker und (iebrechlicher ausserhalb der Kirche und bei Begräbnissen an 
die Prediger, Opferleute und Organisten bezw. die Schullehrer, welche 
Opferei- und Organistendienste versehen, erfolgen. $. 3. Die an die 
Kirchen, Gemeindekassen, Schulen, Waisenhäuser u. s. w. bei Gele- 
genheit dieser kirchlichen Handlungen zu zahlenden Gebühren, im- 
gleichen die Vergütungen für das Glockengeläut, die Benutzung der 
Kirchenutensilien bei Begräbnissen u. s. w. bleiben bestehen. — Das- 
selbe gilt von den Gebühren und freiwilligen Gaben an das kirchliche 
Dienstpersonal, wie Kirchenvoigte, Bälgentreter, Todtengräber, Todten- 
frauen, Glockenläuter u. s. w. $. 4. Insofern bei den Handlungen, für 
welche Gebühr und Opfer hinwegfällt ($. 2.), die Thätigkeit der Kirchen- 
diener zu besonderen, nichtzum Wesen des betreffenden Actes gehörenden 
Mühwaltungen, z. B. zur Begleitung der l,eichen, zu Leichenreden, 
Orgelspiel in Anspruch genommen wird, soll für solche Mühwaltungen, 
da, wo für dieselben bisher neben der Taxe des Falles eine Separat- 
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vergütung gefordert werden durfte, auch künftig noch eine Vergütung 
entrichtet werden. — Herzogliche Landes-Regierung wird den in den 
einzelnen Landestheilen für solche besondere Mühwaltungen zu ent- 
richtenden Gebührenbetrag unter Berücksichtigung der bisherigen 
Observanz durch Verordnung feststellen. — Insofern und insoweit 
Danksagungen und Fürbitten nicht nach der bei den einzelnen Kirchen 
des Landes bestehenden Observanz hergebracht sind, sondern beson- 
ders verlangt werden, ist auch hierfür künftig eine Vergütung zu ent- 
richten, deren Betrag gleichfalls im Verordnungswege festgestellt wird. 
G. 5. Ausgeschlossen von der Aufhebung bleiben die Gebühren für 
Kirchenzeugnisse, z. B. Geburts- und Sterbescheine. Der Betrag der 
hierfür zu entrichtenden Gebühren wird im Verordnungswege festge- 
stellt. 6. 6. Die in einzelnen Ortschaften bestehenden 3. g. geist- 
lichen Quartalgelder (verschieden von den gewöhnlichen Vierzeiten- 
geldern) sind nach wie vor zu entrichten. $. 7. Ein Recht auf die, 
durch dieses Gesetz abgeschafften Gebühren und Opfer kann fernerhin 
durch keinen Rechtstitel irgend einer Art, — auch nicht durch Ver- 
trag, Herkommen oder Observanz von Neuem erworben werden; jede 
Wiedereinführung derselben wird vielmehr für unstatthaft und wir- 
kungslos erklärt. — Insbesondere wird das Opfern bei den kirchlichen 
Handlungen selbst hierdurch für die Zukunft untersagt; etwaige trotz 
dieses Verbotes erfolgende Opfer fliessen in die kirchliche Armenkasse. 
— Den Kirchendienern ist verboten, in Bezug auf Amtshandlungen 
Geschenke anzunehmen. $. 8. Als Entschädigung für die hinwegfal- 
lenden Gebühren und Opfer erbalten die betreffenden Kirchendiener 
eine der Stelle gesicherte, feststehende Jahresrente, welche dem bis- 
herigen durchschnittlichen Betrage der abgeschafften Gebühren gleich- 
kommt. $. 9. Insofern diese Eutschädigung solchen Pfarrstellen zu- 
fällt, welche ohne dieselbe ein Jahres-Einkommen von 1200. Thirn. und 
darüber excl. Wohnung gewähren, verbleibt sie zwar denjenigen Pre- 
digern, welche zur Zeit der Publication dieses Gesetzes die betrefien- 
den Pfarrinhaber sind, sobald jedoch eine Erledigung dieser Stellen 
sei es durch Tod oder Versetzung stattfindet, soll die selbigen auf 
Grund des gegenwärtigen Gesetzes zufallende Rente nach Ermessen 
des Kirchenregiments zur Aufbesserung solcher Pfarrstellen verwandt 
werden können, welche eine jährliche Einnahme unter 1000. Thlr. excl. 
Wohnung beziehen. $. 10. Die Zahlung der in halbjährlichen post- 
numerando-Beträgen zu entrichtenden Renten übernimmt der Kloster- 
und Studienfonds. Zu diesem Behufe wird demselben von den in 
Folge des Verkaufes der Eisenbahnen dem Staate zugefallenen Werth- 
papieren ein solcher Betrag überwiesen, dass durch die Zinsen davon 
eine jährliche Rente von 50,000. Thirn. gedeckt wird. Die Ueberweisung 
dieser Werthpapiere an den Kloster- und Studienfonds hat in der 
Weise zu geschehen, dass derselbe bereits vom 1. Januar d. J. an zum 
Bezuge der Zinsen berechtigt ist, die bis zu dem Zeitpunkte der Auf- 
hebung der Stolgebühren und Opfer ($. 11.) zum Capital geschlagen 
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werden. $. 11. Der Zeitpunkt von welchem an die Verpflichtung zur 
Zahlung der abzuschaffenden Gebühren und Opfer aufhört resp. von 
welchem an die Zahlung der Renten an die Kirchendiener anhebt, wird 
auf den 1. Januar 1873. festgestellt. $. 12. Bei Feststellung der zu 
zahlenden einzelnen Renten gelten die Jahre 1867., 1868. und 1869. 
als Normaljahre und der Durchschnittsbetrag derselben bestimmt die 
zu fixirende Rentensumme. $. 13. Die betheiligten Kirchendiener 
sind verpflichtet, die sämmtlichen von ihnen in den Jahren 1867., 
1868. und 1869. bei den in Betracht kommenden kirchlichen Handlun- 
gen ($. 2.) wirklich vereinnahmten Gebühren und Opfer nach Anleitung 
eines vom Herzogl. Consistoriv den Kirchendienern mitzutheilenden 
Schemas genau zu declariren, und den Declarationen die schriftliche 
Versicherung beizufügen, dass auf Pflicht und Gewissen richtig decla- 
rirt sei. — Insofern hierbei, z. B. bei den Copulationen, Naturalleistun- 
gen vorkommen, sind dieselben nach ihrer Beschaffenheit und zugleich 
nach dem Geldwerthe anzugeben. — Falls die Declarationen in Er- 
mangelung der nöthigen Aufzeichnungen oder aus irgend einem son- 
stigen Grunde nicht mit voller Zuverlässigkeit aufgestellt werden kön- 
nen, 8o liegt dem Declaranten ob, die Aufstellung resp. Ergänzung auf 
Grund des Kirchenbuchs und eingezogener sorgfältiger Erkundigung 
vorzunehmen. — Dieses Umstandes, auf welchen sich die erforderliche 
Erklärung der Richtigkeit mit zu erstrecken hat, und des Grundes der 
mangelnden eigenen Wissenschaft ist bei Abgabe der Erklärung aus- 
drücklich Erwähnung zu thun. — Die Declaration ist von den Kirchen- 
dienern zunächst den Kirchenvorständen vorzulegen, welche solche 
gewissenhaft zu prüfen haben, und deren Erklärung mit genauer Ver- 
zeichnung etwa gemachter Monita in das von den Kirchenvorstands- 
mitgliedern zu unterschreibende Sitzungsprotokoll aufzunehmen ist. — 
Hiernächst sind die Declarationen nebst dem gedachten Kirchenvor- 
standsprotokolle dem weltlichen Visitator einzusenden. $. 14. Die ein- 
gegangenen Declarationen werden von den Visitatoren revidirt und 
unter Benutzung der Corpora bonorum, der Kirchenbücher, sowie der 
denselben vom Herzoglichen Consistorio nöthigenfalls mitzutheilenden 
bereits vorhandenen älteren Declarations-Tabellen genau geprüft. Es 
ist hierbei insbesondere darauf zu achten, dass die einzelnen Positionen 
der Declaration dergestalt genau getrennt werden, dass sich aus den- 
selben die für Feststellung der Rente zu berücksichtigenden Beträge 
mit Sicherheit ergeben. Kommen in Eins erfolgte Einnahmesätze vor, 
bei denen es ungewiss ist, wie viel in Rücksicht auf etwaige besondere 
Mühwaltungen oder daneben vorkommende Acte, für welche die Gebühr 
bestehen bleibt ($. 4.\, gegeben wurde, so ist zum Zweck der Renten- 
feststellung nurder taxmässige Betrag für die Haupthandlung in An- 
satz zu bringen. — Den Kirchenvisitatoren bleibt überlassen, die zur 
Aufklärung zweifelhafter Punkte ihnen angemessen scheinenden Unter- 
suchungen anzustellen und Jedermann ist verpflichtet hierbei wahr- 
heitsgemässe Auskunft zu ertheilen. — Auf Grund der stattgehabten 
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Verhandlungen stellen die Visitatoren-die für die einzelnen Stellen von 
ihnen ermittelten Rentenbeträge fest. Wenn dieselben von dem Inhalte 
der Declarationen abweichen, so ist die bestimmte Erklärung der be- 
treffenden Kirchendiener darüber zu erfordern, ob sie mit der Fest- 
stellung einverstanden sind oder nicht, und haben dieselben im letzte- 
ren Falle ihre über die Feststellung hinausgehenden Ansprüche speciell 
anzugeben und, so weit erforderlich, zu motiviren. — Die geschäftliche 
Leitung des visitatorischen Feststellungs-Verfahrens hat der weltliche 
Visitator zu übernehmen. $. 15. Sobald die von den Visitatoren vor- 
zunehmenden Feststellungen erfolgt sind, werden dieselben mit den 
Acten an Herzogl. Consistorium eingesandt, welchem die schliessliche 
Revision und behuf des rechtsverbindlichen Abschlusses die Bestätigung 
der stattgehabten Feststellungen obliegt. — In denjenigen Fällen, in 
welchen die betreffenden Kirchendiener sich mit den Feststellungen 
der Visitatoren nicht einverstanden erklärt haben, wird vom Herzogl. 
Consistorio unter Ausschluss jeden gerichtlichen Verfahrens die er- 
forderliche Entscheidung abgegeben. Insofern es hierbei auf thatsäch- 
liche Ermittelungen ankommt, ist Herzogl. Consistorium nicht an die 
Voraussetzung strenger Beweisführung gebunden; die Entscheidung 
erfolgt vielmehr unter freier Würdigung der Umstände nach billigem 
Ermessen. — Gegen die Entscheidung steht den Betheiligten ein bin- 
nen 4. Wochen bei Vermeidung des Ausschlusses bei Herzoglichem 
Staats-Ministerium zu verfolgender Recurs zu, dessen Entscheidung 
eine endgültige ist. $&. 16. Herzogl. Consistorium hat durch öffentliche 
Bekanntmachung die Frist zu bestimmen, binnen welcher die erfor- 
derlichen Declarationen bei den Visitatoren einzureichen sind. — Falls 
einzelne Kircbendiener hierin säumig sind, oder bei den weiteren Ver- 
handlungen die ihnen von den Visitatoren gestellten Fristen nicht 
innehalten sollten, steht es den Visitatoren zu, die Säumigen durch 
angemessene Geldstrafen, welche erforderlichen Falls wiederholt und 
gesteigert werden können, und welche im Wege der administrativen 
Execution einzuziehen sind, zur Folgeleistung anzuhalten. Sollten diese 
Ordnungsstrafen unwirksam bleiben, so sind die Visitatoren ermächtigt, 
selbstständig die Declaration aufzustellen, nachdem dem Säumigen eine 
letzte Frist unter diesem Präjudize bewilligt gewesen und auch diese 
erfolglos verstrichen ist. — Gegen die auf diese Weise erfolgte Fest- 
stellung steht dem Säumigen kein Recurs zu. $. 17. Die Bestimmung 
im $. 13. Abs. 5. erleidet bei der Domkirche zu Braunschweig die 
Modification, dass die Mitwirkung eines Kirchenvorstandes in Bezug 
auf die Declarationen nicht stattfindet. 8. 18. Die in diesem Gesetze 
den weltlichen Kirchenvisitatoren überwiesenen Functionen werden in 
Betreff der Domkirche zu Braunschweig und in Betreff der Hauptkirche 
B. M. V. zu Wolfenbüttel von dem Magistratsvorstande in Braun- 
schweig und resp. Wolfenbüttel wahrgenommen. — Die in vorkommen- 
den besonderen Fällen etwa sonst noch erforderlichen, das Ablösungs- 
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verfahren betreffenden Anordnungen werden im Verwaltungswege ge- 
troffen. 


8.19. b. Die bereits abgelöseten Gebühren und Opfer 
betreffend. 


Denjenigen Gemeinden, welche die nach Maassgabe dieses Gesetzes 
aufzuhebenden Gebühren und Opfer ganz oder theilweise bereits ab- 
gelöset haben, soll 1.) wenn die Ablösung durch Zahlung eines Ab- 
lösungs-Capitals oder Gewährung eines Surrogats in Grundstücken be- 
wirkt ist, der gezahlte oder der Berechnung des Surrogats zum Grunde 
gelegte Capitalbetrag durch Werthpapiere, welche einen fünfprocentigen 
Zinsenertrag gewähren, und soweit Summen unter 100. Thirn. zu zah- 
len sind, durch Baarzahlung solcher Summe erstattet werden; 2.) wenn 
die Ablösung durch Uebernahme einer festen Jahresrente bewirkt ist, 
die Liberirung von dieser Rente in der Weise zu Theil werden, dass 
dieselbe von dem Kloster- und Studienfonds übernommen und ebenso 
wie im $. 10. rücksichtlich der übrigen Rentenbeträge bestimmt ist, 
an die berechtigten Stellen in halbjährlichen Raten gezahlt wird. 
$. 20. Die Entschädigungsansprüche der Gemeinden auf Grund des 
vorstehenden $. 19. sind bei den betreffenden Herzogl. Kreisdirectionen 
binnen dreimonatiger Frist von Zeit der Publication dieses Gesetzes 
bei Verlust derselben anzubringen und durch Specification der abge- 
löseten Stolgebühren und der dafür gewährten Entschädigungen zu 
begründen. Die Herzogl. Kreisdirectionen haben die angemeldeten An- 
sprüche zu prüfen, nöthigenfalls auch darüber mit Herzogl. Landes- 
öconomie-Commission zu communiciren und nach Ausscheidung solcher 
in den Ablösungscapitalen oder Renten etwa begriffenen Beträge, welche 
auf Gebühren und Leistungen sich beziehen, die nach Maassgabe dieses 
Gesetzes der Abschaffung nicht unterliegen, die Capitale und Renten 
festzustellen, welche den Gemeinden zu erstatten, resp. von dem Klo- 
ster- und Studienfonds zu übernehmen sind. — Gegen diese Feststel- 
lung steht der betheiligten Gemeinde ein binnen 4. Wochen bei Ver- 
lust desselben zu verfolgender Recurs an Herzogl. Staats - Ministerium 
behuf endgültiger Entscheidung zu. — Der Rechtsweg bleibt ausge- 
schlossen. — Die Zahlung der Ablösungscapitale und die Uebernahme 
der Renten erfolgt am 1. Januar 1873. resp. von diesem Tage an. 


8. 21. B. Die Stolgebühren der auswärts eingepfarrten Landes- 
einwohner betreffend. 

Sind inländische Gemeinden ganz oder theilweise bei einem aus- 
wärtigen Kirchspiele eingepfarrt, so soll denselben, go lange nicht die 
Aufhebung der ihnen obliegenden Stolgebühren und Opfer bewirkt sein 
wird, eine Entschädigung von den zur Ablösung dieser Gebühren und 
Opfer bestimmten Mitteln gewährt werden. — Die Art und Höhe 
dieser Entschädigung wird unter analogischer Anwendung der Bestim- 
mungen dieses Gesetzes im Verwaltungswege festgestellt. 
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8. 22. C. Die übrigen Religionsgenossenschaften im Lande 
betreffend. 

Der reformirten Gemeinde, sowie den katholischen und jüdischen 
Gemeinden sollen, — nachdem der Betrag der den evangelisch-luthe- 
rischen Kirchendienern ($. 8.) und den Gemeinden ($. 19. fg.) zu zah- 
lenden Entschädigungen definitiv festgestellt sein wird, von den zur 
Disposition stehenden 1,000,000. Tbirn. und event. deren Ziusen Capi- 
talbeträge zur Verwendung für Cultuszwecke überwiesen werden, 
welche jenen Entschädigungssummen ($. 8. und 19.) nach der Zahl 
der Mitglieder der evangelisch-lutherischen Gemeinden auf Grund der 
Seelenzählung de 1867. entsprechen. Die nach diesem Verhältnisse 
berechnete Jabressumme wird, zwanzigfach capitalisirt, in fünfprocen- 
tigen Wertbpapieren gewährt. — Die Zahlung erfolgt, nachdem über 
die Verwendung und wegen der Legitimation zum Zahlungsempfange 
die erforderlichen Bestimmungen von den kirchlichen Obern, resp. 
Gemeindevorständen der gedachten Religionsgenossenschaften im Ein- 
verständnisse mit Herzogl. Staats-Ministerio getroffen sein werden, am 
1. Januar 1873. — Alle, die es angeht, haben sich hienach zu achten, 

‚ Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen 
Geheime Canzlei-Siegels. 
Braunschweig, den 31. Mai 1871. 
(L. S.) Auf Höchsten Special-Befehl. 
von Campe W.Schulz Zimmermann. 


vl. 


Königlich Preussisches Kirchengesetz vom 22. December 1870., 
betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche der Provinz Hannover. 


[Aus der Gesetzsammlung für die Königlichen Preussischen Staaten 
1871. Stück I. S. 1. ff.) 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen in Ausführung des $. 38. Satz 2. der Kirchenvorstands- und 
Synodal-Ordnung für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover vom 9. October 1864. über die Betheiligung der Kirchen- 
gemeinden dieser Kirche bei der Auswahl ihrer Pfarrer mit Zustim- 
mung der hannoverschen Landessynode, was folgt: 

$. 1. Bei denjenigen. Pfarrstellen, welche nach bisherigem Rechte 
von der Kirchenregierung, vorbehaltlich (es Vocationsrechts der Ge- 
meinde, frei besetzt werden, soll fortan die Besetzung so erfolgen, 
dass bei jeder Stelle immer abwechselnd in dem einen Besetzungsfalle 
die Kirchengemeinde nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein 
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Wahlrecht ausübt, und nur in dem anderen die Kirchenregierung frei 
besetzt. 8. 2. Bei anderen Pfarrstellen bleibt die bisherige Ordnung 
der Besetzung ungeändert. Doch soll bei denjenigen unter diesen 
Stellen, bei welchen die Beschränkung der freien Besetzung der Kir- 
chenregierung nur in einem (über das Vocationsrecht hinausgehenden) 
Rechte der Kirchengemeinde berubt, die im $.1. bestimmte Besetzungs- 
weise durch Erklärung des Landes- Consistoriums in Kraft gesetzt 
werden, sobald der Kirchenvorstand solches beantragt und die Mehr- 
heit der bisher Wahlberechtigten in ordnungsmässig zu dem Ende be- 
rufener Versammlung zustimmt. $. 3. Von der Geltung dieses Ge- 
setzes sind ausgenommen: 1. Stellen in Personal- und Anstalts- Ge- 
meinden; 2. Stellen, deren Jahresertrag auf 500. Tbir. noch nicht 
gebracht ist; 3. Stellen, mit denen eine General- oder Specialsuper- 
intendentur verbunden ist, so lange die Verbindung dauert. — Im 
letzten Falle aber soll auf dieselbe Zeit, wenn in der Kirchengemeinde 
eine zweite, von der Kirchenregierung frei zu besetzende Stelle be- 
steht, für diese der Kirchengemeinde das Wahlrecht ($. 1.) in jedem 
Besetzungsfalle zustehn. 8. 4. Als Besetzungsfall gilt jede Anstel- 
lung, welche eine Pfarrstelle oder ständige Pfarrgehülfenstelle fest, 
wenn auch nur bedingt (Gehülfen mit Hoffnung auf Nachfolge) ver- 
leibt. — Auf Anste!lungen anderer Art leidet dies Gesetz keine An- 
wendung. — Jeder Besetzungsfall gilt erst mit der Einführung des 
Geistlichen in das Amt als vollendet. $. 5. Das durch dies Gesetz 
. gewährte Wahlrecht berechtigt, unter den nachfolgenden Bestimmun- 
gen, zu einer Auswahl aus allen Geistlichen, welche in der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Hannover im geistlichen Amte stehen, 
und aus allen vom Landes-Consistorium als anstellungsfähig für ein 
solches Amt erkannten Candidaten, mit der Beschränkung, dass 1. auf 
Pfarrstellen von mehr als 1290. Thirn. Jahresertrag nur solche, welche 
das 45. Lebensjahr, 2. auf Pfarrsteilen von mehr als 1000. Thirn. 
Jahresertrag nur solche, welche das 40. Lebensjahr, 3. auf Pfarr- 
stellen von mehr als 800. Thirn. Jahresertrag nur solche, welche das 
85. Lebensjahr zurückgelegt haben, gewählt werden dürfen; 4. das 
Landes-Consistorium jüngere Jahrgänge der Candidaten, nach der 
Zeit der Prüfung pro ministerio berechnet, so lange von der Wähl- 
barkeit ausschliessen kann, als aus älteren Jahrgängen mehr als 20. 
anstellungsfähige Candidaten übrig sind. — Ueber alle wählbaren 
Geistlichen und Candidaten soll beim Landes-Consistorium fortlaufend 
ein der kinsicht der Kirchenvorstände offen liegendes Verzeichnis, 
mit Angabe des Lebensalters der Verzeichneten, geführt werden. 
8.6. Den Geistlichen und Candidaten ist jede Bewerbung um Stim- 
men bei der Wahl, bei Strafe der Nichtbestätigung ihrer Wahl und, 
im Falle späterer Entdeckung, bei Strafe disciplinarischer Ahndung 
bis zur Dienstentlassung, verboten. — Doch ist denselben unbenommen, 
bei der Kirchenbehörde (nicht beim Kirchenvorstande) sich für 
die Stelle bereit zu melden. $. 7. Tritt ein Besetzungsfall ein, für 
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welchen der Kirchengemeinde nach diesem Gesetz das Wahlrecht zu- 
steht, so hat, sobald der Ertrag der Stelle festgestellt ist ($. 15.), 
die Kirchenregierung dem Kirchenvorstande mitzutheilen, welche Per- 
sonen nach $. 5. für die Stelle überhaupt wählbar sind und welche 
derselben für die Stelle sich bereit gemeldet haben. — Nach Berathung 
mit dem Superintendenten hat darauf der Kirchenvorstand alle zu 
einer guten Wahl nöthigen Ermittelungen anzustellen. Dabei steht 
ihm namentlich zu, Deputirte aus seiner Mitte zu entsenden, um über 
solche, welche vorläufig für die Stelle in Aussicht genommen werden, 
an Orten ihrer früheren Wirksamkeit Zuverlässigeres zu erkunden. — 
Auch haben dem Kirchenvorstande zur Förderung seiner Aufgabe die 
Kirchenbehörden jede erbetene Unterstützung innerhalb ihrer Zustän- 
digkeit bereitwillig zu gewähren. — Der Kirchenregierung bleibt es 
übrigens vorbehalten, zu den Verhandlungen — hier, wie bezüglich 
des $. 11. — an Stelle des Superintendenten oder neben demselben 
einen besonderen Bevollmächtigten zu beauftragen, auch diesen und 
den Superintendenten mit näherer Anweisung für die Verhandlungen 
zu versehen. $. 8. Sind die Vorbereitungen ($. 7.) beendet, so hat 
zunächst der Kirchenvorstand eine Auswahl zu treffen. Dieselbe er- 
folgt mittelst schriftlicher Stimmgebung in einer unter dem Vorsitze 
eines Bevollmächtigten der Kirchenregierung abzuhaltenden Sitzung 
des Kirchenvorstandes, von welcher jedoch Gehülfen eines Pfarrgeist- 
lichen, welche nach besonderer Anordnung der Kirchenregierung statt 
desselben in den Kirchenvorstand eingetreten sind, und die in Vacanz- 
fällen oder in Fällen dauernder Behinderung von der Kirchenregie- 
rung benannten stellvertretenden Geistlichen niemals, auch in Kirchen- 
gemeinden, in welchen mehrere Pfarrstellen bestehen, die Inhaber 
nachfolgender Stellen, dann nicht theilzunehmen haben, wenn die Be- 
setzung einer vorhergehenden Stelle in Frage steht. $. 9. Entschei- 
det sich sodann der Kirchenvorstand mit Stimmeneinhelligkeit für 
eine Person aus der Zahl der nach $. 5. im vorliegenden Falle über- 
haupt Wählbaren und wird dagegen innerhalb einer vom Kirchen- 
vorstande vorzuschreibenden Frist nicht wenigstens von drei wahl- 
berechtigten Kirchen - Gemeindegliedern (vgl. $. 11.) beim Kirchen- 
vorstande Widerspruch erhoben, so gilt diese Person ohne Weiteres 
als für die Stelle erwählt. Trifft der Kirchenvorstand aber eine solche 
einhellige Entscheidung nicht, oder wird dagegen solcher Widerspruch 
erhoben, so hat der Kirchenvorstand drei geeignete Personen zu be- 
nennen, unter welchen die Kirchengemeinde auswählt. — Kann oder 
will er drei geeignete Personen nicht benennen, so ist hiervon dem 
Landes-Consistorium Anzeige zu machen, welches solchen Falls be- 
rechtigt ist, die Benennung des Kirchenvorstandes zu ergänzen, be- 
ziehungsweise zu ersetzen. Macht dasselbe von dieser Befugniss keinen 
Gebrauch, so hat die Kirchengemeinde unter den nach $. 5. im vor- 
liegenden Falle überhaupt Wählbaren freie Auswahl, unbeschadet 
übrigens der Zulässigkeit einer die Wahl nicht beschränkenden Em- 
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pfehlung der einen oder anderen Person seitens der Kirchenregierung 
oder des Kirchenvorstandes. $. 10. Die nach $. 9. Benannten oder 
Empfohlenen können zur Abhaltung eines sonn- oder festtäglichen 
Hauptgottesdienstes und einer Katechisation vor der Kirchengemeinde, 
bevor diese wählt, aufgefordert werden, falls der Kirchenvorstand dies 
für zweckmässig erachtet. $. 11. Die nach $. 9. von der Kirchen- 
gemeinde vorzunehmende Wahl erfolgt mittelst schriftlicher Stimm- 
gebung in einer Versammlung derselben, für welche $. 5, S. 1. und 
88. 7., 10., 11. und 12. der Kirchenvorstands-Ordnung vom 9. Oktober 
1864. sinngemäss gelten. — Der Kirchengemeinde muss bei Abkün- 
digung derselben eröffnet werden, unter welchen Personen sie zu 
wählen hat. — Die Wahl wird durch den Superintendenten geleitet. — 
Bei der Wahl entscheidet relative Mehrheit der an der Abstimmung 
Theilnehmenden. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos. $. 12. 
Der Namen des Gewählten ($. 9., 8. 1. und $. 11.) soll an dem der 
Wahl folgenden Sonntage in der Kirche verkündet werden. — Hat er 
nicht schon nach $. 10. vor der Wahl einen Gottesdienst vor der Ge- 
meinde abgehalten, so muss er zunächst die Aufstellungspredigt hal- 
ten; andern Falls fällt diese weg. — Jedes confirmirte Kirchengemeinde- 
glied, auch wenn dasselbe sonst zu den kirchlich Stimmberechtigten 
nicht gehört, ist berechtigt, Einwendungen gegen die Wahl vorzubrin- 
gen, wodurch die Einführung des Gewählten bis zur Erledigung der 
Einwendungen verschoben wird. — Die Frist zur Vorbringung solcher 
Einwendungen läuft mit dem Sonntage ab, welcher auf die Aufstel- 
lungspredigt — wenn diese wegfällt, auf den Sonntag, an welchem 
der Name des Gewählten verkündet ist — folgt. Sie ist der Gemeinde 
bei Verkündung des Namens des Gewählten kund zu machen. $. 13. 
Jede Wahl bedarf der Bestätigung der Kirchenregierung. — Zur Ent- 
scheidung über dieselbe hat nach Ablauf der zur Vorbringung von 
Einwendungen bestimmten Frist der Kirchenvorstand unter Begut- 
achtung der letztern bei Vorlegung der Wahlacten Bericht zu erstat- 
ten. — Die Bestätigung darf nur verweigert werden, wenn entweder 
bei der Wahl ordnungswidrig verfahren ist (vgl. auch $. 6.) oder der 
Gewählte für unfähig zur ordnungsmässigen Versehung des zu be- 
setzenden Amts erkannt wird. — Eine Versagung der Bestätigung 
wegen Unfähigkeit des Gewählten für das Amt, vorausgesetzt, dass 
derselbe nach $. 5. zu den überhaupt Wählbaren gehört, kann beim 
Widerspruche des Kirchenvorstandes in der Instanz des Landes-Con- 
sistoriums, von diesem nur unter Mitwirkung des Ausschusses der 
Landessynode erkannt werden. Die Mitwirkung erfolgt in der im 
8. 66. No. 2. der Synodal-Ordnung vom 9. Oktober 1864. bestimmten 
Weise. $. 14. Haben mehrere Kirchengemeinden denselben Pfarrer 
(vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und Tochter-Gemeinden), so 
sollen bei Anwendung dieses Gesetzes deren Kirchenvorstände — mit 
Ausschluss jedoch der Kirchenvorstände solcher Tochtergemeinden, 
deren Mitglieder bei der Wahl der Kirchenvorsteher in der Mutter- 
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gemeinde mitberechtigt sind — als gemeinschaftlicher Kirchenvorstand 
(8. 43. der Kirchen-Vorstands-Ordnung vom 9. Oktober 1864.) ‘handeln 
und die Kirchengemeinden in vereinigter Versammlung die Wahl vor- 
nehmen. $. 15. Die Kirchenregierung stellt unter Benehmen mit dem 
Kirchenvorstande jedes Mal vor der Wahl den anzunehmenden Ertrag 
der Stelle fest. Diese Feststellung ist für die im $. 5. unter 1.—3: 
vorgeschriebene Beschränkung der Wählbarkeit maassgebend. — Freie 
Wohnung oder ein dafür gewährtes Aequivalent bleiben bei dem An- 
schlage ausser Ansatz. Fehlt es daran, so werden statt dessen von 
dem ermittelten Ertrage 10. Procent abgesetzt, jedoch nie mehr als 
120. Thlr. 8.16. Die Kosten des Wahlverfahrens sollen von den 
Parochial-Kirchencassen, soweit diese dazu ausreichen und wenn nicht 
im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweise für sie ein- 
zutreten haben, sonst von den Kirchengemeinden getragen werden. — 
Diäten und Reisekosten gebühren im Falle nothwendiger Reisen den 
Mitgliedern der Kirchenvorstände (vgl. $. 7. S. 3.) und bei Gastpre- 
digten ($. 10.) den Geistlichen und Candidaten nach den im $. 85. 
der Kirchenvorstands- und Synodal-Ordnung vom 9. Oktober 1864. 
für Mitglieder der Bezirks-Synoden vorgeschriebenen Sätzen. $. 17. 
Die durch dies Gesetz geordnete neue Besetzungsweise gilt nur für 
diejenigen Besetzungsfälle, deren Anfang — Tod oder sonstiger Dienst- 
abgang des bisherigen Stellinhabers, endgültige Entscheidung über 
Beiordnung eines Gehülfen mit Hoffnung der Nachfolge etc. — nach 
dem Zeitpunkte fällt, mit welchem das Gesetz in Kraft tritt. — Dabei 
beginnt der im $. 1. vorgeschriebene Wechsel des Wahlrechts der 
Kirchengemeinde und der freien Besetzung durch die Kirchenregierung 
für denjenigen Theil aller in Betracht kommenden Stellen, deren In- 
haber an einem mit den Buchstaben A—K einschliesslich beginnenden 
Orte ihren Wohnsitz baben, mit der freien Besetzung durch die Kir- 
chenregierung, für den übrigen Theil mit der Besetzung durch Wahl 
der Kirchengemeinde. $. 18. Das Landes-Consistorium ist ermächtigt, 
das zur Ausführung dieses Gesetzes Erforderliche anzuordnen. — 
Demselben steht dabei insbesondere auch zu, zur Ausübung der den 
Kirchengemeinden und ihren Vorständen gewährten Befugnisse ange- 
messene Fristen, äussersten Falls unter dem Nachtheile vorzuschrei- 
ben, dass diese Befugnisse für das Mal vom Landes- Consistorium oder 
der von demselben zu bezeichnenden Stelle wahrgenommen werden 
sollen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Hauptquartier Versailles, den 22. December 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Mühler. 
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Königlich Preussisches Kirchengesetz vom 22. December 1870., 
betreffend die Verbesserung ungenügend dotirter Pfarrstellen 
der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover. 


[Aus der Gesetzsammlung für die Königlichen Preussischen Staaten 
1871. Stück I. 8. 6. fi.] 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 
verordnen über die Verbesserung ungenügend dotirter Pfarrstellen der 
evangelisch-lutberischen Kirche der Provinz Hannover unter Zustim- 
mung der hannoverschen Landessynode was folgt: 

8. 1. Pfarrstellen, deren Diensteinkommen, abgesehen von freier 
Wohnung, weniger als 500. Thaler beträgt, sollen bis zu diesem Be- 
trage verbessert werden. $. 2. Eine Verbesserung bis zum Betrage 
von 600. Thalern kann, sofern die Mittel (8. 4.) ohne Schwierigkeit 
zu beschaffen sind, für Pfarrstellen, welche aus besonderen Gründen 
eine Erhöhung des Diensteinkommens über 500. Thaler hinaus be- 
dürfen, als namentlich: 1. für Pfarrstellen in Städten oder Orten 
mit städtischen Verkehrs- und Lebensverhältnissen; — 2. für Pfarr- 
stellen an solchen Orten, wo die Preise der nothwendigen Liebens- 
bedürfnisse ungewöhnlich hoch sind; — 3. für Pfarrstellen an Kir- 
chengemeinden mit mehr als 1500. Seelen; — 4. für Pfarrstellen, auf 
denen der Dienst mit ungewöhnlichen Anstrengungen verbunden ist, — 
von der Kirchenregierung verfügt werden. $. 3. Dauernd vereinigte 
Pfarrstellen gelten bei Anwendung dieses Gesetzes für eine Pfarr- 
stelle. Auf Pfarrgehülfenstellen findet dasselbe keine Anwendung. 
$. 4. Die Beschaffung des zur Erreichung des Mindesteinkommens 
erforderlichen Zuschusses, welcher auf Grund des dermaligen Dienst- 
anschlages in der Regel ein für alle Mal festgestellt wird, liegt, vor- 
behaltlich der etwa kraft besonderen Rechtstitels gegen Dritte zu ver- 
folgenden Ansprüche, der betreffenden Kirchengemeinde ob und erfolgt, 
so weit nicht durch Verhandlung mit dem Kirchenvorstande ander- 
weite Mittel zur Verfügung gestellt werden, durch Zahlungen der Pa- 
rochial-Kirchenkasse, so weit diese dazu ausreicht und wenn nicht 
im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweise für sie ein- 
zutreten haben, sonst durch Leistungen der Kirchengemeinde. 8.5. 
Die auf Grund der vorstehenden Bestimmungen abzugebenden Ver- 
fügungen und Entscheidungen stehen den Provinzial-Consistorien zu, 
von welchen der Rekurs an das Landes-Consistorium geht, so jedoch 
dass die letzgenannte Behörde für Verbesserung einer Stelle über 500. 
Thaler ($. 2.) nur mit Zustimmung des Ausschusses der Landessynode 
entscheiden kann. — Ueber das Verhältniss, nach welchem vereinigte 
Kirchengemeinden zu dem Verbesserungs-Zuschusse beizutragen haben, 
entscheiden, wenn eine Vereinbarung zwischen den betheiligten Kir- 
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chenvorständen nicht erreicht wird, die Provinzial-Consistorien nur 
nach Anhörung des Ausschusses der Bezirkssynode, das Landes-Con- 
sistorium nur nach Anhörung des Ausschusses der Landessynode. 8&. 6. 
Soweit diejenigen allgemeinen Fonds, welche ausschliesslich oder theil- 
weise zur Verbesserung von Pfarrstellen bestimmt sind, die Mittel dazu 
darbieten, sollen aus denselben zur Ausführung dieses Gesetzes 
Beihülfen, namentlich für solche Gemeinden bewilligt werden, welchen 
durch Beschaffung der erforderlichen Zuschüsse eine unverhältniss- 
mässige Belastung erwachsen würde. 8. 7. Das Landes-Consistorium 
wird mit Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben H.-Q. Versailles, den 22. December 1870. 

(L. S.) Wilhelm. 


von Mühler. 


IX. 


Königlich Preussisches (staatliches) Gesetz vom 23. Februar 1870., 

betreffend die Genehmigung zuSchenkungen und letztwilligen 

Zuwendungen sowie zur VUebertragung von unbeweglichen 

Gegenständen an Korporationen und andere juristische Per- 
sonen. 


[Aus der Gesetzsammlung für die Königlichen Preussischen Staaten 
1870. Stück IX. No. 7598. S. 118. fl.j 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für den 
gesammten Umfang der Monarchie, was folgt: 

8. 1. Schenkungen und letzwillige Zuwendungen bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Königs: 1.) insoweit dadurch 
im Inlande eine neue juristische Person ins Leben gerufen werden 
soll, 2.) insoweit sie einer im Inlande bereits bestehenden Korpo- 
ration oder anderen juristischen Person zu anderen als ihren bis- 
her genehmigten Zwecken gewidmet werden sollen. $. 2. Schenkun- 
gen und letztwillige Zuwendungen an inländische oder ausländische 
Korporationen und andere juristische Personen bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit ibrem vollem Betrage nach der Genehmigung des Königs 
oder der durch Königliche Verordnung ein für alle Mal zu bestimmen- 
den Bebörde, wenn ihr Werth die Summe von Eintausend Tbalern 
übersteigt. Fortlaufende Leistungen werden hierbei mit fünf vom 
Hundert zu Kapital berechnet. $. 3. Die Genehmigung einer Schen- 
kung o.ler letztwilligen Zuwendung in den Fällen der $$. 1. und 2. 
erfolgt stets unbeschadet aller Rechte dritter Personen. — Mit dieser 


Maassgabe ist, wenn die Genehmigung ertheilt wird, die Schenkung 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. X. 4. Bl 
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oder letztwillige Zuwendung als von Anfang an gültig zu betrachten, 
dergestalt, dass mit der geschenkten oder letztwillig zugewendeten 
Sache auch die in die Zwischenzeit fallenden Zinsen und Früchte zu 
verabfolgen sind. — Die Genehmigung kann auf einen Theil der 
Schenkung oder letztwilligen Zuwendung beschränkt werden. $. 4. 
Die besonderen gesetzlichen Vorschriften, wonach es zur Erwerbung 
von unbeweglichen Gegenständen durch inländische oder ausländische 
Korporationen und andere juristische Personen überhaupt der Geneh- 
migung des Staats bedarf, werden durch die vorstehenden Bestimmun- 
gen nicht berührt. Soweit es jedoch zu einer solchen Erwerbung nach 
gegenwärtig geltenden Vorschriften der Genehmigung des Königs oder 
der Ministerien bedarf, können statt dessen durch Königliche Ver- 
ordnung die Behörden, denen die Genehmigung fortan zustehen soll, 
anderweitig bestimmt werden. 8. 5. Einer Geldstrafe bis zu 300. 
Thalern, im Unvermögensfalle entsprechender Gefängnissstrafe unter- 
liegen: 1.) Vorsteher von inländischen Korporationen und anderen 
juristischen Personen, welche für dieselben Schenkungen oder letzt- 
willige Zuwendungen in Empfang nehmen, ohne die dazu erforderliche 
Genehmigung innerhalb vier Wochen nachzusuchen; 2. diejenigen, 
welche einer ausländischen Korporation oder anderen juristischen 
Person Schenkungen oder letztwillige Zuwendungen verabfolgen, bevor 
die dazu erforderliche Genehmigung ertheilt ist. $&. 6. Die Bestim- 
mungen des gegenwärtigen Gesetzes finden auf Familien - Stiftungen 
und Familien-Fideikommisse keine Anwendung. $. 7. Alle mit dem 
gegenwärtigen Gesetze nicht im Einklange stehenden Bestimmungen, 
insbesondere das Gesetz vom 13. Mai 1833. (Gesetz-Samml. 3. 49.), 
die Allerhöchste Order vom 22. Mai 1836. (Gesetz-Samml. S. 195.), 
die Verordnung vom 21. Juli 1843 (Gesetz-Samml. S. 322.), die in 
einem Theile der Provinz Hannover noch in Geltung stehenden $$. 197. 
bis 216. Theil II. Titel 11. des Allgemeinen Landrechts nebst dem 
8. 125. des Anhangs zum Allgemeinen Landrecht, werden aufgehoben. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. Februar 1870. 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhausen. v.Roon. Gr.v.Itzenplitz. 
v. Mühbler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphausen. 


X. 
Bekenntnisskirche und Landeskirche. 


A. v. Scheurl, Bekenntnisskirche und Landeskirche. Erlangen 1868. 
(Andreas Deichert.) 70 88. 8. 
Mit der Erfüllung einer alten, den Lesern gegenüber eingegan- 
genen Verbindlichkeit (s. diese Zeitschrift Band VIII. S. 841.), den 


| 
| 
| 
| 
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Inhalt der genannten von Scheurl’schen Schrift objectiv zu resu- 
miren, war ich zu meinem Bedauern bisher im Rückstande. Die Fülle 
des noch keineswegs bewältigten Materials wichtiger und umfang- 
reicher kirchenrechtlicher Aktenstücke aus den letzten Jahren, — 
welche, auch wenn ich absehe von den auf das Vaticanische Concil 
bezüglichen, jetzt in einem besonderen Ergänzungsband vereinigten 
Urkunden, in eine kirchenrechtliche Zeitschrift, die zugleich ein 
Archiv für die wichtigsten Resultate der neueren kirchlichen Gesetz- 
gebung darstellen soll,!) aufzunehmen sind, — beschränkte den unter der 
Rubrik „Miscellen“ verfügbaren Raum bisher in einem Maasse, das 
für uns grosse Unzuträglichkeiten herbeiführte. Wir hoffen denselben 
vom folgenden Bande ab einigermaassen, insbesondere auch durch eine 
veränderte Behandlung der kirchenrechtlichen Literatur zu begegnen. 
Um indessen einer alten Schuld gerecht zu werden, und zugleich den 
Lesern eine erhöhte Garantie der Unparteilichkeit zu gewähren, wandte 
ich mich an Herrn Professor v. Scheur] mit der Bitte, selbst einen 
Abriss von dem wesentlichen Inhalte seiner Schrift einzusenden und 
er hat dem mit gewohnter Güte entsprochen. Ich habe nur noch hin- 
zuzufügen, dass auch diejenigen Leser der Zeitschrift, welche in ein- 
zelnen principiellen Puncten von dem Standpuncte der v. Scheurl’schen 
Schrift abweichen, in derselben eine Fülle anregender Bemerkungen 
finden, welche für die Behandlung des evangelischen Kirchenrechts zu 


verwerthen sind. 
R. W. Dove. 


Der wesentliche Gedankeninhalt meiner Schrift: „Bekennt- 
nisskirche und Landeskirche“ ist folgender. 

Die evangelische Kirche stellt sich in Deutschland als eine Viel- 
heit evangelischer Landeskirchen dar, und diese sind theils Kirchen 
lutherischen oder reformirten Bekenntnisses, theils unirte 
Kirchen. Es gilt, sich von diesem Thatbestand den richtigen Begriff 
zu bilden, und das Ziel der ihm zu Grunde liegenden Entwicklung 
aufzufinden, dabei aber namentlich auf die Wechselwirkung der ver- 
einigenden und scheidenden Bedeutung des Bekenntnisses und des 
Landeskirchenthums zu achten. i 

An sich ist die Scheidung der Kirche in verschiedene Bekennt- 
nisskirchen eine wesentliche, d. h. mit dem Wesen der Kirche selbst 
zusammenhängende, die Scheidung in Landeskirchen dagegen eine 
unwesentliche und blos äusserliche, d. h. nur das Verhältniss der 
Kirche zur Welt und ihre äusserliche Gestalt berührende. Dem- 
gemäss hätten sich eigentlich vornehmlich zwei Deutsche evangelische 
Bekenntnisskirchen als einheitliche Kirchenkörper mit landeskirch- 


') So war die Redaktion z. B. bisher nicht im Stande, für die 
auf die Fortbildung der evangelischen Kirchenverfassung bezüglichen 
umfangreichen Gesetze und Verordnungen für Schleswig - Holstein, 
Nassau, Braunschweig, Hessen Raum zu gewinnen. 

81° 
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lichen Abtheilungen als Gliedern dieser Körper bilden sollen, so dass 
in jeder Beziehung die Vereinigung und Scheidung nach dem Bekennt- 
niss die übergeordnete, die Vereinigung und Scheidung nach den 
Landesgrenzen die untergeordnete Bedeutung für die Kirchenbildung 
gehabt hätte. 

In der Wirklichkeit aber gewann die zweite Zusammenfassung 
und Scheidung überwiegende Bedeutung, wurde dadurch die natürliche 
Wirkung des Bekenntnisses auf die Kirchenbildung gestört, die Be- 
kenntnisspaltung vergiftet und die richtige Gestaltung des Verhält- 
nisses zwischen den beiden Bekenntnissparteien zum Theil verfehlt. 

Die Ursache davon lag hauptsächlich in einer irrigen Auffassung 
des Reformationsrechts und der daraus hervorgegangenen kirchen- 
regimentlichen Gewalt der Landesherren. Jene irrige Auffassung des 
landesherrlichen Rechts und Berufs in Beziehung auf die Kirche war 
zuerst die auf der Lehre von der custodia utriusque tabulae beruhende, 
dass der Landesherr die Religionsübung im Lande nach einer bestimm- 
ten Kirchenlehre als der von Gott gebotenen einzurichten und 
zu leiten habe. Hiernach hing es von der persönlichen Ueberzeugung 
des jeweiligen Landesherrn, dass die lutherische oder dass die cal- 
vinische Lehre die von Gott gebotene sei, ab, ob die Landeskirche 
lutherische oder reformirte Bekenntnisskirche sein, und dem von ihm 
für falsch gehaltenen Bekenntnisse jede Duldung im Lande ver- 
weigert werden solle. In Folge davon musste jedes der beiden evan- 
gelischen Bekenntnisse, um in einem Lande überhaupt Freiheit der 
Uebung zu erlangen, die Person des Landesherrn und durch ihn die 
Alleinberrschaft im Lande zu gewinnen suchen. 

Theils die Thatsachen selbst, theils gewisse Bestimmungen des 
Westfälischen Friedens setzten dem so verstandenen Reformations- 
rechte Schranken, und nöthigten evangelische Landesherren bei einem 
Uebertritt zur andern evangelischen Konfession oder bei der Succes- 
sion in die Regierung eines Landes der andern Konfession die be- 
stehende Kirche des Landes nach @inem andern, als seinem persön- 
lichen Bekenntnisse zu regieren oder regieren zu lassen. Darin lag 
ein Antrieb für Landesherren, die in diesem Falle waren, die Be- 
wirkung der Union der Lutberaner und Reformirten, d. bh. ihre Ver- 
einigung zu einem gemeinsamen, auch ihnen selbst annehmbaren Be- 
kenntnisse zu versuchen. Das Fehlschlagen dieser Bestrebungen im 
17. Jahrhundert förderte das Eingehen auf das Toleranzprinzip 
des Territorialsystems, welches sich zum äussersten Gegensatz des 
alt-landeskirchlichen Prinzips gestaltete, indem es Duldung jeder in- 
dividuellen Auffassung des Christenthums im Staate und der damit 
nach dem Territorialsystem eigentlich zusammenfallenden Kirche forderte, 
damit und soweit dadurch der Friede nicht gestört werde, ebendeswegen 
aber folgeweise auch Versagung der Duldung für Geltendmachung des 
Unterschieds der beiden evangelischen Bekenntnisse von einander, 
und ebenso ihres Gegensatzes zu Richtungen, welche ihnen gemein- 
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sam widersprachen, worin dann zugleich von selbst die Forderung der 
Union als ganz äusserlichen Vollzugsakts der Aufhebung einer inner- 
lich grundlosen und schlechthin unstatthaften Kirchentrennung lag. 
Beim Wiedererwachen des religiösen Lebens nach den Befreiungs- 
kriegen schlug (in Preussen namentlich) diese Auffassung des landes- 
herrlichen Verhältnisses zur Kirche schliesslich wieder in eine der 
altlandeskirchlichen theokratischen verwandte um, indem es nun als 
g’öttlicher Beruf der evangelischen Landesherrn betrachtet wurde, 
die Reformation in ihrer vermeintlich jetzt erst recht erkannten Be- 
deutung durchzuführen, und die Union als Aufhebung einer damit 
unvereinbaren und daran hinderlichen Kirchentrennung zum Vollzug 
zu bringen, wodurch dann das Landeskirchenthum mit den Bekennt- 
nissrechten und der Gewissensfreiheit in neue Conflikte gerieth. 

Das wahre Ziel dieses Entwicklungsgangs der evangelisch-kirch- 
lichen Verhältnisse ist auf dem Wege zu finden, dass man sich gleich- 
mässig die Irrthümlichkeiten des altlandeskirchlichen, wie des moder- 
nen Toleranzprinzips (als Prinzips des Kirchenregiments) klar zu 
machen sucht, und dadurch zu der Erkenntniss gelangt, der Landes- 
herr habe das ganze Kirchenregiment weder als membrum praecipuum 
ecclesiae, noch als custos utriusque tabulae, noch auch als Beherr- 
scher der Kirche für Staatszwecke, sondern lediglich als wohlwol- 
lender Schirmherr der Kirche zu führen, folglich mit Heilig- 
haltung ihres Bekenntnisses und Anerkennung desselben als 
nothwendigen Grundpfeilers ihrer inneren Ordnung, auch wenn er 
persönlich von dessen Richtigkeit nicht überzeugt ist, so dass dadurch 
wirklich das Bekenntniss die übergeordnete, die Beziehung der Kirche 
zu Volk und Staat die untergeordnete Stellung in Hinsicht auf Kir- 
chenbildung und Behandlung des Kirchenwesens bekommt. Es weist 
auf diesen Weg auch der Art. 15. der Preussischen Verfassungs- 
Urkunde (wie damit gleichbedeutende Bestimmungen anderer Deut- 
scher Staatsgrundgesetze) hin. 

Den Unionsbestrebungen der Vergangenheit und den daraus her- 
vorgegangenen und zu festem Bestand gelangten Unions-Kirchenbil- 
dungen ist eine relative Berechtigung zuzugestehen. 

Jenen lag die richtige Erkenntniss zu Grunde, dass das Verbält- 
niss zwischen den beiden evangelischen Bekenntnisskirchen ein fal- 
sches war, so lange es von der einen oder andern Seite wie das 
zwischen der wahren Kirche und einer häretischen Religionsgesell- 
schaft behandelt wurde; man hätte sich nur mit der Herstellung eines 
Verhältnisses gegenseitiger Anerkennung als schwesterlicher, von einer 
Mutter, d. h. einer in ihrem tiefsten Grunde einheitlichen Geistes- 
richtung geborenen, nur hinsichtlich der kirchlichen Berufswirksam- 
keit nach Innen auf gesondertes Dasein angewiesenen Religionspar- 
teien begnügen sollen, statt ihnen volle Kirchengemeinschaft auf- 
nöthigen, oder doch überhaupt durch kirchenregimentliche 
Maassnahmen das Zustandekommen einer solchen betreiben zu wollen. 
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Die bestehenden Unions-Kirchenbildungen entsprechen einem wirk- 
lichen Bedürfnisse, insofern sie dazu dienen wollen, Gemeinden und 
Geistliche, welchen diejenige Willigkeit ermangelt, welche für den 
Erfolg ernstlichen Strebens, die evangelischen Kirchenbekenntnisse in 
Wirksamkeit zu erhalten oder zu setzen, erforderlich ist, ohne dass 
sie der entsprechenden Willigkeit entbehren, eine Ordnung und Ver- 
waltung der Kirchenangelegenheiten nach den Grundsätzen sich gefal- 
len zu lassen und dafür thätig zu werden, wie sie aus dem gemein- 
samen Grund-Charakter der beiderseitigen evangelischen Kirchen- 
reformation sich ergeben, zu einem wirklich auf dem Grunde des 
Evangeliums ruhenden Kirchenwesen zu sammeln. 

Ausbreitung der Union über alle Deutschen evangelischen Landes- 
kirchen ist nicht erforderlich, damit sich eine Deutsche evangelische 
Nationalkirche bilde. Vermöge der innerlichen Gemeinschaft zwischen 
den beiden evangelischen Bekenntnisskirchen in Deutschland ist sie 
bereits da, und es steht auch einer rechtlichen Organisation dieser 
Gemeinschaft mittelst Konföderation, und unter der Voraussetzung 
genügend gesicherten Fortbestandes der noch nicht in die Union hin- 
eingezogenen Bekenntnissgemeinschaften ein Hinderniss fortan um so 
weniger im Wege, je mehr das Landeskirchenthum auf die ihm wahr- 
haft zukommende Bedeutung eingeschränkt wird. 

Dies sind die Hauptgedanken meiner Schrift; hinsichtlich der 
Begründung und Ausführung derselben kann ich hier nur auf diese 
selbst verweisen.) 

Scheurl. 


*) Vielleicht darf ich übrigens diese Gelegenheit benützen, um zu 
bemerken, dass in derselben S. 28. Z. 11. v. o. statt „landeskirch- 
lichen“: „landesberrlichen® u. S. 70. Z. 10. u. 11. v. o. statt „Bd. 
52. (1866.) S. 163.—181.“ zu lesen ist: „Bd. 49. (1865.) S. 317.— 832.“ 
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Bücherschau. 


1. Seidl, J. N. Die Gott-Verlobung von Kindern in Mönchs- 

und Nonnen-Klöstern oder De Pueris oblatis.,. Eine kirchen- 

rechts-geschichtliche Untersuchung. Burghausen (Speth) 1871. 
SS. XI. 188. 


Magagnotti (1761) und P. Gallade (in Heidelberg 1759) haben dem 
Vf. vorliegenden Werkchens monngraphisch vorgearbeitet. Ausserdem 
ist der Gegenstand von den zahlreichen Commentatoren der Benedic- 
tiner-Regel sorgfältig erörtert worden, und ausser den theologischen 
Casuisten auch von älteren Juristen in ihren Untersuchungen über 
den Umfang der „väterlichen Gewalt“. Die Sache, an sich bedeutsam 
für die Geschichte der monastischen Institute, gewinnt ein ungleich 
höheres Interesse durch den Umstand, dass gerade eben auch in ihr 
ein höchst merkwürdiger Wechsel in den Ansichten und Entscheidun- 
gen des apostolischen Stuhles im Laufe der Jahrhunderte sich her- 
ausbildete und zur Geltung gelangte. Die Päpste vom VI.—XI. Jahr- 
hunderte entscheiden, guten Theils mit Berufung auf die Normen und 
Beispiele des A. T., ohne Ausnahme zu Ungunsten jeder nachmaligen 
freien Standeswahl der durch die Eltern (oder sogar die Vormünder) 
dem Mönchs-Leben verlobten Kinder (s. c. 2. c. XX. q. 1.; c. 4. ibid, 
q. 4.), bis mit den Decretalen Alexander III. (c. 11. 12. X. de regul. 
3., 31.) auch die römische Kirche zu der Anschauung zurückkehrte, 
welche S. Basilius von Anfang an für das orientalische Mönchthum 
in allein ächt christlichem Geiste gewählt und vorgezeichnet hatte, 
dass nämlich die Uebernahme Jer Kloster-Gelübde einzig der freien 
Wahl der zu reifem Entschlusse fähig gewordenen Persönlichkeiten 
anheimgestellt werden müsse. 

Der allerdings noch jugendliche Verfasser hat es wohl verstanden, 
die ihm zugänglichen Quellen zur allseitigen Beleuchtung seines Ge- 
genstandes auszunutzen, um uns eine klar und feingeschriebene Dar- 
stellung sowohl des geschichtlichen, wie des canonischen Theiles des- 
selben zu liefern. Bei aller Vorliebe für die unleugbare und in ein- 
zelnen heiligen Persönlichkeiten liebenswürdigst bewährte Lichtseite 
dieses Institutes, ist dem Vf. das Unhaltbare in dessen Grundlage 
nicht entgangen und hatte er zu verschiedenen Malen Anlass (so 
bei der tragischen Geschichte des Sachsenknaben Gottschalk), die 
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Härten und Nachtheile solchen „Zwangs“ an der Hand der Geschichte 
nachzuweisen. 

Auch die Verwandtschaft, in welchem das Oblaten-Institut 
mit den heutzutage so schwunghaft gepflegten Clerical-Knaben- 
seminarien steht, wird von Herrn S. dargethan, freilicb nur, um 
ihn zu dem etwas inconsequenten und gewiss nicht von vielen seiner 
Leser getheilten Ausrufe zu begeistern:. „Mögen diese Institute zu 
immer grösserer Blüthe gelangen!“ (8.99... Zu den recht fleissig ge- 
sammelten, historischen Belegstellen hätte Einiges auch aus der deut- 
schen Rechts- und Sittengeschichte beigegeben werden können. „Ein 
Kind anlegen“ („wen man einKint anleit“, d. i. einkleidet) besagt in 
deutschen Kloster-Ordnungen „offerre monasterio puerum (puellam)“, 
und wenn noch bis zu Ende des XVII. Jahrhundertes im fränkischen 
„Mönchs- und Nounen-Spiel“ Eltern ihre Kinder mit klösterlichem Habit 
(— wie jetzt mit Waffenrock und Pickelhaube —) angethan herumfährten, 
so war dies wohl ein später und kaum mehr zu erkennender Nachklang 
der frommen Begeisterung, mit welcher der Vater oder die Mutter, 
das Opfer Abrahams, wie Rabanus Maurus lehrt, nachahmend, ihre 
Kleinen dem Altare und dem Schutze, aber auch der lebenslangen 
Sırenge eines Klosters, für die Opfernden, wie für die Geopferten 
unwiderruflich, darbrachten. 

Bei der Seltenheit der zwei älteren, auch nach Gehalt und Form 
ungleich dürftigeren Monographien über diesen Gegenstand ist das 
hiermit angezeigte Werkchen als eine verdienstliche Bereicherung der 
canonischen und rechtshistorischen Literatur den Lehrern und Freun- 
den derselben mit vollem Rechte zu empfehlen. W.R. 


2. Dr. Joseph Berchtold, AO. Prof. d. Rechte a, d. Univ. 

München, die Unvereinbarkeit der neuen päpstlichen Glau- 

bensdecrete mit der bayerischen Staatsverfassung München 
1897L 638. 8. 


Unter den zablreichen Schriften, welche durch die Unfehlbarkeits- 
frage hervorgerufen worden sind, nimmt die vorstehende eine ansehn- 
liche Stelle ein. In ruhiger, leidenschaftsloser und darum um so ein- 
dringlicherer Art behandelt der Verf. den für die heutigen Staats- 
regierungen so wichtigen Stoff, und beweist seinen auf dem Titel aus- 
gesprochenen Vorwurf in unumstösslicher Weise, 

Vielleicht wäre den Erwägungen des „Anhangs“ noch eine, und 
wie wir meinen wichtige, hinzuzufügen gewesen. Wenn der „namhafte 
Staatsrechtslehrer*“ der historisch politischen Blätter die 
dem Staate aus dem Dogma der Infallibilität drohende Gefahr offen 
anerkennt, aber auf die nicht minder grosse Gefahr hinweist, welche 
der ganzen gesellschaftlichen Ordnung durch den Socialismus bereitet 
werde, dessen Lehren ohne jedes Hinderniss verkündet werden dürften: 
wenn er daraus den Schluss ableitet, dass somit der Staat sich auch 
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den Infallibilisten gegenüber auf ein Zuwarten und eine Repression 
etwaiger Uebergriffe beschränken könne: so ist diese Argumentation 
zwar geschickt aber falsch. 

Die Socialisten, welche ihre Theorieen predigen, thuen dies im 
eigenen Namen, mit dem Gewicht ihrer meist sehr dürftigen gesell- 
schaftlichen Stellung, als Individuen, anderen gleichberechtigten Indi- 
viduen gegenüber. Der Staat kann billig dem gesunden Sinne seiner 
Staatsbürger vertrauen, dass sie die Irrigkeit der vorgetragenen Leh- 
ren einsehen und diesen keine praktische Folge geben werden. 

Das Dogma von der Infallibilität und seine staatsgefährlichen 
Consequenzen werden aber von Personen gepredigt, denen der Staat 
die Rechte und Befugnisse öffentlicher Personen beilegt, von Bischöfen, 
die nicht nur kirchliche Obere sind sondern als solche vom Staate 
anerkannt, geschützt, besoldet werden. Es wird in Schulen vorgetragen, in 
welche der Staat die Kinder seiner Bürger hineinzwingt. Der Unge- 
horsam gegen das Dogma wird gebüsst mit Strafen. welchen der Staat 
indirect eine Wirksamkeit auch für das bürgerliche Leben zugesteht 
Oder existirt etwa in Baiern — von dem der Verf. speciell handelt — 
die Civilehe? Somit hat der baiersche Staat für „Altkatholiken“ 
keine Eheschliessungsform mehr, sondern er zwingt indirect alle welche 
heirathen wollen, sich zu der Infallibilität, d. h. zur Staatsfeindschaft 
zu bekennen, nur um die staatlich ihnen zustehende Befugniss, eine 
Ehe zu schliessen auch in Wahrheit ausüben zu dürfen, oder der 
Staat nöthigt sie, sich der Notheivilehe und dem Odium, welches jede 
Ausnahmemaassregel mit sich bringt zu unterwerfen. 

Wir möchten die Schrift des Verf. dringend empfehlen, und wir 
erlauben uns ibm ans Herz zu legen, die hier angedeuteten Gesichts- 
punkte bei erneuter Auflage seiner Schrift einer Beachtung und Be- 
handlung zu würdigen. E. F. 


8. Conventiones de rebus ecclesiastieis inter S. Sedem et 
civilem potestatem variis formis initae ex collectione Romana 
a Vincentio Nussi praesule domestico, protonotario &apost., 
csanonico Liberiano digesta excerptae. Moguntiae sumptibus 
Franeisci Kirchheim. 1870. X, 442.8. 8. 


Bis jetzt war die einzige Concordatensammlung die von Münch, 
welche schon wenig taugte, als sie noch neu war, und jetzt dem Be- 
dürfnisse absolut nicht mehr zu genügen vermag. 

Um so dankbarer sind wir der Verlagshandlung für die vorlie- 
gende Sammlung, welche für den Zeitraum von 1122.—1862. 51. Con- 
cordate und 11. weitere Urkunden giebt, und deren Werth durch ein 
sorgsam gearbeitetes Sachregister erböht wird. Das die oberrheini- 
sche Kirchenprovinz betreffende Breve Diem quem votis v. 21. Mai 
1827. haben wir ungern vermisst, und eben so einen grossen Theil 
der zum österreichischen Concordate gehörigen Actenstücke. Denn 
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von den 9. im Arch. f. kath. KR. N. F. 12, 449. aufgeführten Beilagen 
sind nur 4. abgedruckt. 

Ebenso existirt unseres Wissens auch ein geheimes dem preussi- 
schen Quod de fidelium analoges Interpretativbreve zur Niederländi- 
schen Convention d. J. 1827. Auch dies ist hier nicht publicirt worden. 

E. F. 


4. Documenta ad illustrandum Concilium Vaticanum anni 

1870. Gesammelt und herausgegeben von Dr. Johann Frie- 

drich, Professor der Theologie in München. I. Abtheilung,. 
Nördlingen, C, H. Beck. 1871. IV. 816. 8 8. 

Je mehr das vaticanische Concil die allgemeine Aufmerksamkeit 
in Deutschland in Anspruch nimmt, um so dankbarer sind Bücher zu 
begrüssen, welche wie das genannte das historische Material für die 
Beurtheilung der conciliarischen Vorgänge zu vermehren suchen. Der 
Verf. ala Theologe des Cardinals Hohenlohe zur Zeit des Concils in 
Rom anwesend, giebt uns in dem vorliegenden Hefte, wichtige Schrif- 
ten und Actenstücke, die zum Theil bisher unbekannt, zum Theil in 
incorrecter Gestalt veröffentlicht, oder doch dem deutschen Leser schwer 
zugänglich waren. 

Zu der ersten Categorie gehört die „Quaestio* betitelte Schrift, 
welche der Bischof von Mainz, Herr von Ketteler auf dem Concile ver- 
theilt hat, und welche die päpstliche Unfehlbarkeit nicht blos vom 
Opportunitätsstandpunkte aus verwirft. Herr von Ketteler hat längst 
den Geist, der diese Schrift durchweht, abgeschworen. Aber es gilt auch 
hier das Wort des Fürsten Kaunitz über die Retractation des Febro- 
nius, dass es nicht auf den Widerruf, sondern auf die Widerlegung 
ankomme., 

Die ungehaltene schon früher gedruckte Rede des Erzbischofs 
Kenrick, giebt einen wichtigen Beitrag zu der Lehre, wie Beschlüsse 
der Provinzialsynoden gemacht werden, und liefert brauchbares Material 
für die Geschichte der Katholikenemancipation in Eneland. 

La liberte du Concile et V’infaillibilitE von einem der ersten Würden- 
träger Frankreichs verfasst, nur in 50 Exemplaren, die vom Autor 
vertheilt wurden, abgezogen, vergönnt uns einen tiefen Einblick in 
die inneren Vorgänge des ökumenischen Concils, und erhärtet die 
„altkatholische* Behauptung von der Unfreiheit desselben. 

Auch die übrigen Actenstücke der Sammlung sind wichtig. Wir 
sehen mit Verlangen dem zweiten Hefte derselben entgegen. E. F, 


5. Leopold Schmid’s Leben und Denken. Nach hinterlas- 
senen Papieren herausgegeben von Bernhard Schröder 
und Friedrich Schwarz. Mit einem Vorwort von Friedrich 
Nippold. Leipzig, F. A. Brockhaus. 1871. XL. u. 268.8. 8. 

Zu einer Zeit, wo innerhalb der deutschen katholischen Kirche 
der wissenschaftliche Sinn sich zu regen beginnt gegen die Fesseln 
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in welche der jesuitische Ultramontanismus die Kirche geschlagen hat, 
verdient ein Buch wie das vorliegende alle Beachtung. Nicht, dass 
das Leben des Mannes, welches uus hier dargestellt wird, durch 
Wechsel der Schicksale, Reichthum des Inhalts und grosse Conflicte 
unser Interesse in Anspruch näbme: es ist ein stilles deutsches Ge- 
lehrtendasein, welches uns hier mit schlichten Worten von pietäts- 
vollen Männern vorgeführt wird. Aber es ist zugleich das Leben 
eines Mannes, der gegen den in der Kirche herrschenden Geist ent- 
schiedene Verwahrung eingelegt hat, des Vorgängers der „Altkatho- 
liken“, welcher das Heil der Kirche in dem Abstreifen des hierarchi- 
schen römischen Wesens erkannte, und dessen Name mit der „Trocken- 
legung“ der Universität Giessen unmittelbar verknüpft ist. Auch sind 
nicht alle äusseren Vorgänge dieses Lebens der näheren Betrachtung 
unwerth. Die Geschichte von Schmid’s Erwählung zum Bischof von 
Mainz, von den Ränken und Schlichen mit denen die ultramontane 
Partei die Verwerfung der Wahl in Rom zu Wege brachte, ist ein 
bedeutsames Stück deutscher Kirchengeschichte der Gegenwart. Die 
Versuche, die eheliche Geburt des gewählten Bischofs von Mainz zu 
bemängeln, erinnern uns an Jie in der Schrift Ce qui se passe au 
Concile geschilderten Vorgänge, wo Namens eines von der französischen 
Regierung designirten, in Rom missliebigen Bischofes, bei jener ein 
Verzichtschreiben für die diesem zugcdachte Ehre einlief. Der Brief 
war natürlich gefälscht. Aber was thut man nicht Alles ad majorem 
dei gloriam, und war es nicht auch in Deutschland ein Ziel der edel- 
sten Anstrengung werth, an Stelle des liberalen Schmid, den heiss- 
spornigen Römling Herrn von Ketteler auf den Mainzer Bischofsstuhl 
zu bringen ? 

Auch das Benehmen der darmstädtischen Regierung bei Schmid’s 
Bischofswahl war sehr characteristisch. Es begann sich schon i. J. 
1848 dort jener Geist zu regen, welcher so viel Unsegen über das 
hessische Land gebracht hat. E. F. 


6. Martin Luther, ein religiöses Characterbild, dargestellt 
von Heinrich Lang. Berlin, Georg Reimer. 1870. VIII 
839. 8. 8. 


Auch die rechtliche Entwickelung unserer evangelischen Kirche 
trägt noch zu sehr den Stempel, den ihr unser gewaltiger deut- 
scher Reformator aufgedrückt hat, als dass nicht jede Arbeit, die 
sich mit dem Leben des Mannes beschäftigte, auf unser volles Inter- 
esse Anspruch bätte. Und im erhöhten Maasse ist das der Fall bei 
einem Buche, wie das vorliegende, welches warme Liebe für den Volks- 
mann mit einer unbefangeneren Würdigung namentlich der kirchen- 
politischen Wirksamkeit des Reformators verbindet, als wir sonst 
gewohnt sind in theologischen Werken anzutrefien. Fein und schön 
ist die psychologische Motivirung vieler Vorgänge in Luthers Leben, 
die der systematisch und juristisch denkende Betrachter kaum zu er- 
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klären vermag: der Radicalismus des Mannes der katholischen Kirche 
gegenüber, verbunden andererseits mit einem innerlichen Nichtfertigsein 
mit den katholischen Dingen, das unserer Kirche trotz evangelischer 
Principien so manches Stück katholischen Wesens zähe erhalten hat; 
die politische Unbefangenheit des freigesinnten Menschen. gepaart mit 
einer verhängnissvollen Antipathie gegen alle praktischen Freiheits- 
bestrebungen, und begleitet von dem Erfolge, dass er die fürstliche 
Macht stärkte und stützte, wie wenige ein Förderer des Absolutismus 
und — sagen wir es frei heraus — auch des Partikularismus in 
Deutschland geworden ist. — Es würde uns zu weit führen, wenn wir 
über die einzelnen Differenzen, die wir mit dem Verfasser haben, hier 
rechten wollten, wie uns denn Beispielsweise das Bild Zwinglis zuweilen 
zu hell auf der Folie Luthers aufgetragen erscheint. In Summa aber: es 
ist ein tüchtiges, überaus lesenswerthes Buch, würdig des Mannes, dessen 
Leben es dem deutschen Volke zu erschliessen versucht. E. FE. 


7. Rom’s Unrecht, von Wolfgang Menzel. Stuttgart, Kröner. 
1871. VI 47.8 8 


Das vorliegende Buch gemahnt uns in manchen Stücken an Lau- 
rent’s Etudes sur l’histoire de l’humanite. Wie der belgische Schrift- 
steller versucht es der deutsche Historiker dem Leser in geschicht- 
licher Entwickelung zu zeigen, was Rom aus dem Christenthum ge- 
macht, und welche Folgen uns Deutschen das römische Wesen gebracht 
hat. Menzel glänzt nicht durch die geistreiche Darstellungsweise, 
welche Laurent auszeichnet, es fehlt seinem Buche jener oft mehr 
blendende als belehrende Citatenschatz, welche das Buch des belgi- 
schen Gelehrten characterisirt: aber seine Darstellung ist schlicht 
und klar und verfehlt schon des Gegenstandes wegen nicht des Ein- 
druckes auf den denkenden Leser. Und solche wünschen wir dem 
. Buche in reichlicher Zahl, und möchten auch unsere deutschen Staats- 
männer wobl darunter begriffen sehen. Wenigstens würden sie dann 
den Feind kennen lernen, mit dem sie, alles Widerstrebens ungeach- 
tet, doch einmal abzurechnen haben werden, sie würden die Lehren 
der Geschichte empfangen, denen sie allzu lange nur taube Ohren ent- 
gegenzusetzen pflegten. Und wenn sie auch vielleicht wie wir mit 
lächelndem Unglauben die Combinationen des Verfassers verwerfen, 
welcher in dem jüngsten französischen Kriege verbunden mit dem 
vaticanischen Concil ein Complott des romanischen Geistes gegen das 
Germanenthum erblickt: so viel steht immerhin fest, dass wir die 
geistigen Fesseln, in die uns der romanische Geist geschlagen, und 
die der Protestantismus nicht voll abgestreift hat, in derselben Weise 
brechen müssen, wie wir die des politischen Uebergewichts der fran- 
zösischen Nation so glorreich abgeschüttelt haben. Deutschland ver- 
ehrt dankbar den Mann, der ihm die politische Wiedergeburt gebracht 
hat. Wann wird der kühne Geist geboren werden, der mit muthiger 
und sicherer Hand die christliche Idee von den Schlacken des Roma- 
nismus befreit? E. FE. 
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